UNIVERSITATS-
BIBLIOTHEK
PADERBORN

Universitatsbibliothek Paderborn

Empfehlungen des Wissenschaftsrates zum Ausbau der
wissenschaftlichen Einrichtungen

Forschungseinrichtungen aulerhalb der Hochschulen, Akademien der
Wissenschaften, Museen und wissenschaftliche Sammlungen

Wissenschaftsrat

Tubingen, 1965

urn:nbn:de:hbz:466:1-8246

Visual \\Llibrary



Empfehlungen
des Wissenschaftsrates
zum Ausbau der

wissenschaftlichen Einrichtungen

Teil 1
Forschungseinrichtungen

Band 1

UNIVERSITATS-
BIBLIOTHEK
PADERBORN




UNIVERSITATS-
BIBLIOTHEK
PADERBORN

< d3} S

Empfehlungen des Wissenschaftsrates
Teil III: Forschungseinrichtungen, Band 1

Druckfehlerberichtigung

Es miissen lauten

Seite 154 Zeile 11:
Das Staatliche Veterindramt in Bremerhaven bemiiht sich schon seit

Seite 182 Zeilen 22—26:
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Vorbemerkung

Das Verwaltungsabkommen zwischen der Bundesregierung und
den Landerregierungen, das die Grundlage fiir die Arbeit des
Wissenschaftsrates bildet, hat diesem in Art. 2 die Aufgabe
gestellt, einen Gesamtplan fiir die Férderung der Wissenschaif-
ten zu erarbeiten und Empfehlungen fiir die Verwendung der
staatlichen Mittel zu ihrer Forderung zu geben. Der Wissen-
schaftsrat hat sich entschlossen, diese Aufgabe in Teilunter-
suchungen tiiber die Lage und die Bediirfnisse der wichtigsten
Gruppen von wissenschaftlichen Einrichtungen in der Bundes-
republik zu erfiillen.

Als erstes verdffentlichte er Ende 1960 als Teil I des Gesamt-
berichts die Empfehlungen zum Ausbau der wissenschaftlichen
Hochschulen, denen er im Sommer 1962 vier Denkschriften als
Anregungen zur Gestalt neuer Hochschulen” anfiigte. Im Ja-
nuar 1964 folgten als Teil II die Empfehlungen zum Ausbau
der wissenschaftlichen Bibliotheken.

Bereits seit 1961 wandte er sich den wissenschaftlichen Ein-
richtungen auBerhalb der Hochschulen zu und untersuchte in
getrennten Arbeitsgiangen

1. die Forschungseinrichtungen auBerhalb der Hochschulen,
2. die Akademien der Wissenschaften,

3. die Museen und Sammlungen als Stdtten wissenschaftlicher
Forschung.

Der Wissenschaftsrat hat fiir jeden dieser Bereiche Ausschiisse
aus Mitgliedern seiner beiden Kommissionen eingesetzt. Das
Arbeitsverfahren muBte jeweils den Besonderheiten des Be-
reiches angepalit werden.

1. Der AusschuB, der sich mit den Forschungseinrichtungen
befaBte, stand zunachst vor der schwierigen Aufgabe, sein
Arbeitsgebiet gegeniiber den Hochschulinstituten und den
industrieeigenen Forschungslaboratorien abzugrenzen sowie
den Bestand der in seinen Bereich fallenden, aus o6ffentlichen
Mitteln unterstiitzten Forschungseinrichtungen festzustellen.
Uber die verwendeten Kriterien wird spater berichtet. In Zu-
sammenarbeit mit den Ministerien des Bundes und der Lander
wurden nach Fachgebieten geordnete Ubersichtslisten aller in
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Frage kommenden Einrichtungen (rund 800) aufgestellt. Den
nach inzwischen vom AusschuB erarbeiteten Abgrenzungsmerk-
malen ausgewdhlten Instituten wurden Fragebogen zugeleitet,
um moglichst einheitliche Unterlagen iiber Arbeitsweise, Per-
sonalbestand und Finanzierung zu gewinnen.

Fiir die verschiedenen wissenschaftlichen Fachbereiche wurden
16 Arbeitsgruppen gebildet, denen jeweils unter dem Vorsitz
eines Mitglieds der Wissenschaftlichen Kommission Mitglieder
des Wissenschaftsrates, Vertreter des Bundes und der Linder
sowie weitere Wissenschaftler als Sachverstindige angehérten.
Aufgabe der Arbeitsgruppen war es, auf Grund der Fragebogen
und weiteren Materials, der Sach- und Personenkenntnis ihrer
Mitglieder, in zahlreichen Fillen auch nach einem Besuch der
Institute, dem AusschuB iiber die Lage in ihrem Fachbereich
zu berichten und MaBnahmen zur besseren Férderung der
wissenschaftlichen Einrichtungen vorzuschlagen.

Dariiber hinaus hat der Ausschub in zahlreichen Sitzungen die
gemeinsamen Probleme der Forschungseinrichtungen auBerhalb
der Hochschulen erdrtert und sich hieriiber von Vertretern
einiger grofler Organisationen, wie der Max-Planck-Gesell-
schaft zur Férderung der Wissenschaften, der Arbeitsgemein-
schaft Industrieller Forschungsvereinigungen und der Fraun-
hofer-Gesellschaft zur Forderung der angewandten Forschung,
berichten lassen.

Schon die vorbereitende Auswahl der Institute und die Frage-
bogenaktion, vor allem aber die Tétigkeit der zahlreichen
Arbeitsgruppen, erwiesen sich angesichts der groBen Zahl der
Institute als miihsam, zeitraubend und schwierig. Eine genaue
Prifung der Lage jedes einzelnen Instituts mit dem Ziel,
Einzelempfehlungen auszuarbeiten, hétte die Krifte des Wis-
senschaftsrates iiberstiegen., Uberdies héatte diese Arbeit einen
so groBen Zeitaufwand beansprucht, daB das Ergebnis nur noch
beschrankten Wert gehabt hitte, da die Zahl der Institute
und die inneren Verhdiltnisse vieler Einrichtungen sich rasch
verdndern, UngleichméBigkeiten in der Beriicksichtigung spe-
zieller Sorgen einzelner Institute waren zwischen den verschie-
denen Arbeitsgruppen nicht zu vermeiden. Das Hauptgewicht
wurde auf die Behandlung der fiir alle Institute gemeinsamen
Fragen gelegt; auf die Erorterung von Einzelfragen muBte da-
gegen aus den dargelegten Griinden weitgehend verzichtet
werden.
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2. Die Untersuchung der Lage der Akademien der Wissen- Akademien der
schaften wurde zunachst von der Wissenschaftlichen Kommis-  Wissenschaften
sion und einer von ihr gebildeten Arbeitsgruppe begonnen,

die spiter zu einem AusschuB aus Mitgliedern beider Kom-

missionen erweitert wurde. Die Sachprobleme bildeten den

Gegenstand mehrerer gemeinsamer Besprechungen mit den

Prédsidenten der Akademien. Daneben stellten die Akademien

auf Wunsch des Wissenschaftsrates Unterlagen iiber ihre
Finanzierung und iiber die von ihnen geférderten Forschungs-

vorhaben zur Verfugung.

3. Der AusschuB fiir die Museen und wissenschaftlichen Samm-  yseen und
lungen bestand gleichfalls aus Mitgliedern beider Kommis- Sammlungen
sionen. Von Anfang an waren Sachverstindige des Museums-

wesens an den AusschuBarbeiten beteiligt. Der AusschuB stand

vor dhnlichen Aufgaben wie der AusschuB fiir die Forschungs-
einrichtungen, allerdings mit dem wesentlichen Unterschied,

daB die Gesamtzahl der fiir die Untersuchung in Frage kom-

menden Museen und Sammlungen wesentlich kleiner ist. Diesen

wurden ebenfalls Fragebogen zugesandt. Die vorbereitende

Arbeit wurde im wesentlichen von drei Arbeitsgruppen ge-

leistet, in denen weitere Sachverstdandige mitwirkten.

Die Arbeiten an dem hier vorgelegten dritten Teil des Gesamt-
berichts wurden Ende November 1964 abgeschlossen. Der
Wissenschaftsrat dankt allen, die ihn bei diesen Arbeiten
unterstiitzten.
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Die Forschungseinrichtungen
auBerhalb der Hochschulen

A. Die Forschung auBerhalb der Hochschulen
A. . Historische Entwicklung

Es ist ein wesentliches Kennzeichen der Wissenschaftsgeschichte
der letzten hundert Jahre, daB der Gelehrte fiir seine For-
schungsarbeit in rasch wachsendem MaB auf die Hilfe von
Mitarbeitern und von Gerdten aller Art angewiesen ist.

Noch um die Mitte des vorigen Jahrhunderts reichten neben
den offentlichen Bibliotheken, Archiven und naturkundlichen
Sammlungen die Studierstube des einzelnen Gelehrten und
allenfalls ein Laboratoriumsraum fiir gelegentliche Experimente
als materielle Grundlage der Forschung aus. Spiter ergab sich
vor allem fiir die experimentellen Naturwissenschaften, aber
nicht nur fir sie, immer stédrker die Notwendigkeit, Forschungs-
institute als organisatorische und rdaumliche Einheiten zu schaf-
fen, sie mit den fiir die experimentelle und sonstige Forschungs-
arbeit erforderlichen Instrumenten und Apparaten, auch mit
speziellen Biicherbestdnden auszuriisten und in ihnen die unter
einheitlicher Leitung stehende, aber auf eine Mehrzahl von
Mitarbeitern mit verschiedenen Funktionen aufgeteilte For-
schungsarbeit fiir ein Sachgebiet oder einen Problembereich
zusammenzufassen. Aus dem Gelehrten, der im wesentlichen
aus seinen eigenen geistigen Kréften schopft, wird der Leiter
oder Mitarbeiter eines Forschungsbetriebes. Schon um die Jahr-
hundertwende spricht Adolf von Harnack — wie vor ihm iibri-
gens schon Theodor Mommsen — vom ,GroBbetrieb der Wissen-
schaft”, der die Mauern der Universitdten sprenge.

Die deutschen Hochschulverwaltungen, voran die preuBische
unter Althoff, haben das groBe Verdienst, diesen aus dem Fort-
gang der Wissenschaft sich ergebenden Erfordernissen schon
im Ausgang des 19. Jahrhunderts durch die Errichtung von
Hochschulinstituten, regelméBig unter Leitung eines Lehrstuhl-
inhabers, groBziigig Rechnung getragen zu haben. Die fithrende
Stellung, die die deutsche Wissenschaft damals einnahm, wére
ohne diese Hilfe nicht erreicht worden. Dabei verstand es sich
von selbst, daB diese Institute nicht nur der Forschungsarbeit
ihres Leiters, sondern zugleich der Ausbildung der Studenten

14




UNIVERSITATS-
BIBLIOTHEK
PADERBORN

des betreffenden Fachgebietes und der in ihnen als Assistenten
angestellten Nachwuchskréfte zu dienen hatten. Diese aus dem
Prinzip der Verbindung von Forschung und Lehre folgende
Doppelaufgabe ist bis heute das Merkmal der Hochschul-
institute. Sie sind daher auch rdaumlich so angelegt, daB sie
neben den Laboratorien fiir den Leiter und seine Mitarbeiter
Ubungssdle und Arbeitsraume fiir Studenten, Diplomanden
und Doktoranden, in den experimentellen Fachern meist auch
Horsdle fiir die Fachvorlesungen enthalten. Indessen hatten die
Hochschulinstitute weder den Zweck noch die rechtliche oder
faktische Méglichkeit, alle Forschung bei sich zu konzentrieren.

So fiihrte die Entwicklung seit dem letzten Drittel des 19. Jahr-
hunderts zur Griindung einer Anzahl staatlicher, halbstaatlicher
und privater Forschungsinstitute auberhalb der Hochschulen.
Fir solche Griindungen gab es bereits dltere Vorbilder, wie
die Sternwarten, die z.T. seit sehr langer Zeit unabhidngig
von den Hochschulen als selbstdndige Einrichtungen vorhanden
waren. Der Staat sah sich immer wieder gezwungen, besondere
Einrichtungen zu schaffen, um spezielle Staatsaufgaben erfiillen
zu konnen, wie die Unterhaltung von technischen Diensten, die
Gesundheitspflege, die Forderung von Landwirtschaft und Ge-
werbe. Ein frithes Beispiel fiir eine solche Griindung ist die
Physikalisch-Technische Reichsanstalt, die 1887 als erstes
metrologisches Staatsinstitut der Welt errichtet wurde. Bei
der Industrie machte sich in zunehmendem MaBe das Bediirfnis
nach systematischer Forschungsarbeit geltend, vor allem in
den hiervon besonders abhangigen chemischen und elektrotech-
nischen Industriezweigen. Die fiir diese Zwedke gegriindeten
Forschungsinstitute waren nicht mit den Hochschulen verbun-
den und hatten keine Lehraufgaben, sondern sie waren auf
seiten der Industrie wie auf seiten des Staates vorwiegend
an bestimmten praktischen Fragestellungen orientiert. Sie
betrieben also auf anwendungsnahe Ziele gerichtete Zweck-
forschung oder iibernahmen — wie insbesondere viele der
Staatsinstitute — im oOffentlichen Interesse liegende Kontroll-
und Priifungsaufgaben, zu deren Wahrnehmung wissenschaft-
liche Untersuchungen erforderlich waren.

In einen anderen Kkulturgeschichtlichen Zusammenhang gehort
das in den Anfang des 19. Jahrhunderts zurilickreichende, zuerst
PreuBische, dann Deutsche Archdologische Institut, das als eine
Statte geisteswissenschaftlicher Forschung unter den hochschul-
freien Staatsinstituten eine Ausnahme darstellt, der nur noch
wenige vergleichbare Griindungen gefolgt sind.
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Im ersten Viertel des 20. Jahrhunderts begann sich auch die
naturwissenschaftliche Grundlagenforschung aus der alleinigen
Bindung an die Universitat zu losen. Auf die schon 1872 ge-
grindete Zoologische Station in Neapel mag hingewiesen sein.
Der wichtigste, fiir die deutsche Wissenschaftsgeschichte folgen-
reichste Schritt in dieser Richtung war die Griindung der
Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft im Jahre 1911, der heutigen Max-
Planck-Gesellschaft. Die groBe Zahl der von ihr unterhaltenen
Forschungsinstitute auf allen wichtigen Gebieten der Natur-
wissenschaften und fiir einige geisteswissenschaftliche Diszi-
plinen stellt heute in der Bundesrepublik ein Forschungspoten-
tial dar, das an Bedeutung den Hochschulinstituten nicht nach-
steht und sie in manchen Bereichen iibertrifft.

Die wachsende Bedeutung der Forschung fiir alle Lebensgebiete,
insbesondere auch als Wirtschaftsfaktor, erfordert eine ent-
sprechende Erweiterung des organisierten Forschungsbetriebes
und fordert die Neigung offentlicher und privater Stellen, fiir
eine Vielzahl zweckfreier oder zwedkgebundener, allgemeiner
oder auch sehr spezieller Forschungsaufgaben Institute auBer-
halb der Hochschulen oder nur in loser Verbindung mit diesen
zu grunden und zu unterhalten. Die Zahl derartiger Institute
ist sehr groB und iiberdies hdufigen Verdnderungen unter-
worfen, so daB der jeweilige Bestand schwer zu iibersehen ist.
Er umfaBt nahezu alle Zweige der Wissenschaft, der ,reinen”
wie der Zwedkforschung und reicht von kleinen, fast noch im
Einmannbetrieb gefiihrten Laboratorien bis zum GroBbetrieb
mit mehreren hundert Mitarbeitern. DemgemaB sind auch die
Leistungsféhigkeit dieser Einrichtungen und ihre wissenschaft-
liche Bedeutung hochst unterschiedlich. Insgesamt aber voll-
zieht sich in ihnen ein erheblicher Teil der in der Bundes-
republik geleisteten Forschungsarbeit; aus ihnen stammt ein
gleichfalls erheblicher Teil der publizierten Forschungsergeb-
nisse. Dabei ist zu beriicksichtigen, daB gerade in solchen
Forschungseinrichtungen der Verdffentlichung oft durch wirt-
schaftliche Bindungen, gelegentlich auch aus politischen Griin-
den Grenzen gezogen sind.

Die zunehmende Bedeutung der Forschung in den Industrie-
laboratorien kommt nicht nur darin zum Ausdruck, daB die
Aufwendungen der Industrie fiir ihre Forschungseinrichtungen
heute Gré8enordnungen erreichen, die den Gesamtausgaben
des Staates fiir die Forschung nahekommen, sondern vor allem
darin, daB in den industrieeigenen Forschungseinrichtungen in
zunehmendem MaBe auch Grundlagenforschung betrieben wird,
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deren Ergebnisse der gesamten Wissenschaft zugute kommen.
So haben sich die Forschungseinrichtungen der Industrie in der
jlingsten Vergangenheit zu einem weiteren tragenden Pfeiler
der naturwissenschaftlichen und technischen Forschung neben
den wissenschaftlichen Hochschulen und den mit staatlichen
Zuschiissen geforderten Forschungseinrichtungen auBerhalb der
Hochschulen entwickelt. Die Industrie stellt heute einen be-
trachtlichen Teil des verfiigharen Forschungspotentials; eine
steigende Zahl naturwissenschaftlicher Erkenntnisse wird erst
durch eine intensive Industrieforschung gewonnen. Das Aus-
maB der Industrieforschung in einigen Bereichen ergibt sich
daraus, daB manche GroBunternehmen der Industrie mehrere
Prozent des Umsatzes fiir Forschung und Entwicklung auf-
wenden. Im westlichen Ausland wird ein grofer Teil der staat-
lich geforderten Forschung in Industrielaboratorien durchge-
fiihrt. Auf Grund der dort gewonnenen Erfahrungen sollte
iiberlegt werden, ob nicht auch in der Bundesrepublik in
stirkerem MaBe Forschungsvorhaben, an denen ein offent-
liches Interesse besteht, mit staatlichen Mitteln in Industrie-
laboratorien bearbeitet werden konnen.

A. II. Gegenstand und Ziel der Untersuchung

II. 1. Aufgabenstellung

Der Wissenschaftsrat hat die Hochschulinstitute als integrie-
renden Bestandteil der Hochschulen in seine Empfehlungen zum
Ausbau der wissenschaftlichen Hochschulen einbezogen, ohne
sich mit ihnen im einzelnen zu beschiftigen. Die Verbindung
von Lehrstithlen und Instituten ist so verschiedenartig und
dazu heute, nicht zuletzt infolge der vom Wissenschaftsrat
empfohlenen starken Vermehrung der Lehrstiihle, so sehr in
der Entwicklung begriffen, daB gegeniiber den speziellen Insti-
tutsproblemen zundchst Zuriickhaltung geboten war, Teil I der
Empfehlungen ging deshalb von den Lehrstiihlen als Einrich-
tungen mit klar umrissenen Aufgaben aus und lieB die Hoch-
schulinstitute im einzelnen aubBer acht.

Die vorliegende Untersuchung, die sich auf die Forschungsein-
richtungen auBerhalb der Hochschulen beschrankt, ist zwar
bestrebt, bei der Beurteilung der Lage der Forschung und der
Funktion der Forschungseinrichtungen auBerhalb der Hoch-
schulen in den einzelnen Fachgebieten die Hochschulinstitute
mit zu beriicksichtigen; die Unterschiedlichkeit in der Unter-
suchungsmethode und die ungleichméaBigen Unterlagen lassen
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jedoch ein abschlieBendes Urteil iiber die Leistungsfdhigkeit
der Forschung im ganzen nicht zu. Schon gar nicht kann die
Untersuchung ein Bild vom Stande der Forschung in der Bun-
desrepublik geben. Dieser schwierigen Aufgabe hat sich die
Deutsche Forschungsgemeinschaft angenommen und zu diesem
Zweck eine Umfrage veranstaltet. Die Ergebnisse sind in einer
Denkschrift iber Stand und Riickstand der Forschung zusam-
mengefafitl).

Die vorliegende Untersuchung des Wissenschaftsrates ist auf
Empfehlungen fiir organisatorische, finanzielle und personelle
MaBnahmen gerichtet, die die Leistungsfihigkeit der Institute
auBerhalb der Hochschulen steigern sollen. Zu diesem Zweck
erstreckt sich die Untersuchung im wesentlichen auf drei Fragen-
kreise:

— Es werden die den Forschungsinstituten gemeinsamen Pro-
bleme der Finanzierungsmethoden, der Organisationsformen,
des Personals behandelt und im Zusammenhang damit auch
die Tragerorganisationen erértert.

— Auf der Grundlage eines Uberblicks iiber die auf den ver-
schiedenen Sachgebieten vorhandenen Forschungseinrich-
tungen aubBerhalb der Hochschulen sowie iiber ihre Arbeits-
richtung und Leistungsfahigkeit werden kritische Erwégun-
gen angestellt, ob die Organisation der Forschung auBerhalb
der Hochschulen in ihrer gegenwartigen Form zweckmiBig
ist und ob bestimmte Fachgebiete weiterer Institute be-
dirfen oder umgekehrt etwa unter einer bedenklichen
Zersplitterung der Kréfte leiden.

— Bei einer Reihe von Instituten werden jeweils die personelle
und finanzielle Lage, die Organisationsform und die dadurch
bestimmte Kapazitdt untersucht und Verbesserungsmaglich-
keiten erértert.

IL. 2. Begriff der Forschung

Wer iliber Forschungseinrichtungen berichten will, ist Rechen-
schaft dariiber schuldig, wie weit der Begriff der ,Forschung”
ausgedehnt und welche Art von ,Einrichtungen”, die der so
verstandenen Forschung dienen, in die Untersuchung einbe-
zogen werden sollen. Beide Begriffe, namentlich der der For-
schung, sind im deutschen und auBerdeutschen Sprachgebrauch
nicht eindeutig und einheitlich festgelegt. Doch braucht hier

') Stand und Riickstand der Forschung in Deutschland in den Natur-
wissenschaften und den Ingenieurwissenschaften. Wiesbaden 1964.
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in die Diskussion dariiber nicht eingegriffen zu werden. Es
geniigt, eine auf den Zweck der vorliegenden Untersuchung
ausgerichtete Abgrenzung vorzunehmen.

Als wesentliches Element der Forschung gilt die planmabBige,
auf rational nachpriifbare Weise unternommene und auf Ge-
winnung neuer Erkenntnisse gerichtete menschliche Tatigkeit.
Nach deutscher Tradition umfaBt der Begriff jede solche Tatig-
keit ohne Unterschied, auf welche Gegenstande sie sich richtet
und welcher Methoden sie sich bedient. Forschung und For-
schungseinrichtungen im hier verstandenen, der Aufgaben-
stellung des Wissenschaftsrates entsprechenden Sinn gibt es
also nicht nur im Bereich der Naturwissenschaften, auf den der
angloamerikanische Begriff des scientific research vorwiegend
eingeschrénkt ist, sondern auch in dem der sogenannten Geistes-
wissenschaften einschlieBlich der Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaften; die Forschung reicht von der Theologie, der syste-
matischen Philosophie und theoretischen Mathematik bis zu den
historisch-philologischen Disziplinen auf der einen und zu
den experimentell-naturwissenschaftlichen und ingenieurwissen-
schaftlichen Fachern auf der anderen Seite.

Der Begriff 148t sich auch nicht auf die reine oder Grundlagen-  Grundlagen-
forschung beschranken, sondern erstreckt sich ebenso auf die if:::{::i:’:d
angewandte, an vorgegebenen Zielen orientierte Forschung. Forsciung
Zwar ist der Unterschied gerade unter den hier zu erorternden
organisatorischen Gesichtspunkten von einiger Bedeutung: In

den Hochschulinstituten und den Max-Plandk-Instituten liegt

das Schwergewicht auf der Grundlagenforschung, wdhrend die
staatlichen, halbstaatlichen und privaten Institute auBerhalb

der Hochschulen ihre Forschungsarbeit héufig an praktischen
Zwedken orientieren. Abgesehen von der naturwissenschaftlich-
technischen ,GroBforschung” (big science), die neue MaBstdbe

verlangt, kann auch als Faustregel gelten, daf angewandte
Forschung vielfach einen héheren apparativen und demgemdb
finanziellen Aufwand erfordert, andererseits aber leichter einer

Planung zugédnglich ist als die ,reine” Forschung. Kann darum

nicht auf die Frage verzichtet werden, wo jeweils der Schwer-

punkt der Arbeit eines Forschungsinstitutes liegt, so muB zu-

gleich davor gewarnt werden, den Unterschied zu stark zu

betonen. Beide Arten der Forschung lassen sich nicht scharf

trennen, ihre Aufgabenstellungen ergénzen und bedingen sich
gegenseitig. So sind nicht nur die Institute eines Fachgebietes,
unabhédngig von ihrer Zwedkbestimmung, auf stdndigen Aus-
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tausch ihrer Erfahrungen und Ergebnisse untereinander ange-
wiesen, sondern die angewandte Forschung dringt auch immer
wieder zur Grundlagenforschung vor und diese gewinnt haufig
unvermittelt Anwendungsndhe. Die Verbindung und Ergénzung
ist fiir beide Seiten anregend und niitzlich,

Ist der Forschungsbegriff hiernach im Hinblick auf die Gegen-
stande wie auf die Zwecke und Methoden weit zu fassen, so ist
er nach der fiir die vorliegende Untersuchung gewihlten Begriffs-
bestimmung doch begrenzt. Arbeiten, die sich zwar wissenschaft-
licher Methoden und der fiir Forschung bestimmten Apparate
bedienen, die aber nicht das Ziel haben, neue Erkenntnisse zu
gewinnen, sondern darauf gerichtet sind, Forschungsergebnisse
zu sammeln und zu registrieren oder nach anerkannten Ver-
fahren Priifungen oder Kontrollen vorzunehmen oder die Er-
gebnisse der Forschung im GroBversuch zu erproben und bis
zur Produktionsreife zu entwickeln, sind zwar wirtschaftlich
héchst bedeutsam, aber nicht der Forschung zuzurechnen.

GewiB ist hier ebenfalls eine scharfe Grenze nicht zu ziehen. Auch
Prifung, Erprobung und Entwicklung kénnen — wie zahlreiche
Beispiele zeigen — neue Erkenntnisse hervorbringen, und viel-
fach kann es zweckméBig sein, Einrichtungen, die solchen
Zwedken dienen, mit Forschungseinrichtungen zu verbinden,
die das dort gewonnene Erfahrungsmaterial wissenschaftlich
auswerten. Der Sinn der Unterscheidung ist auch hier, abge-
sehen von der Prinzipienfrage, iiber die sich streiten lieBe, ein
organisatorischer: Der Aufwand fiir Priifung und Erprobung und
vor allem die meist sehr hohen Entwicklungskosten bewegen
sich hdufig in anderen GréBenordnungen als der Aufwand fiir
die Forderung der Forschung, haben ékonomisch eine andere
Bedeutung und Wirkung und sollten daher, auch soweit sie
vom Staat getragen werden, anderen Haushaltstiteln zugerech-
net oder jedenfalls gesondert nachgewiesen werden.

Die Organisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (OECD) hat zur Abgrenzung zwischen Forschung und
Entwicklung Grundsdtze entwickelt!), die bei statistischen
Untersuchungen im nationalen Bereich angewandt werden
sollten, damit international vergleichbare Ergebnisse erzielt
werden konnen.

!) The Measurement of Scientific and Technical Activities. Proposed
Standard Practice for Surveys of Research and Development. Paris
1964, DAS/PD/62.47 (3rd Revision).
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II. 3. Begriff der Forschungseinrichtung

Der Begriff der Forschungseinrichtung bietet einer allgemein-
giltigen Definition die gleichen Schwierigkeiten wie der Begriff
der wissenschaftlichen Forschung. Zum Zwecke der Begrenzung
der Untersuchung erwies es sich jedoch als notwendig, eine
Reihe von generellen Kriterien festzusetzen, nach denen eine
Vorauswahl der in der Untersuchung zu beriicksichtigenden
Einrichtungen vorgenommen werden konnte.

In die Untersuchung werden als wissenschaftliche Forschungs-
einrichtungen diejenigen auf Dauer angelegten Einrichtungen
(Institute, Anstalten, Kommissionen, Arbeitsgemeinschaften
usw.) — auBer den Hochschulinstituten — einbezogen, in denen
Wissenschaftler nicht nur gelegentlich, sondern kontinuierlich
Forschungsarbeit leisten, und denen dafiir regelmdBig offent-
liche Mittel zur Verfiigung gestellt werden.

Der Untersuchung sind durch die dem Wissenschaftsrat ge-
stellte Aufgabe Grenzen gezogen. Er hat nur der o6ffentlichen
Hand Empfehlungen fiir ihre Férderungsmafnahmen zu geben
und daher vor solchen Einrichtungen haltzumachen, die nicht
wenigstens teilweise aus 6ffentlichen Kassen finanziert, sondern
ausschlieBlich von privaten Geldgebern, sei es zu wirtschaft-
lichen, sei es zu ideellen Zwecken, unterhalten werden. Damit
scheidet vor allem die wichtige Gruppe der Industrielaborato-
rien, auch soweit in ihnen Grundlagenforschung betrieben wird,
aus der Untersuchung aus.

Die oben gegebene Definition beschrankt die Untersuchung
also auf die Forschungseinrichtungen, die ,o6ffentliche Mittel”
erhalten. Darunter werden in diesem Zusammenhang Mittel
des Bundes, der Lander, der Gemeinden, der Gemeindeverbande
und sonstiger Gebietskorperschaften verstanden, die den For-
schungseinrichtungen direkt oder iliber Trdgerorganisationen
und Dachverbdnde zugewendet werden. Dabei konnte nicht
immer unterschieden werden, ob die Mittel der Einrichtung als
solcher oder einem dort tdatigen Wissenschaftler zur Verfligung
gestellt werden. Letzteres ist bei den Mitteln, die die Deutsche
Forschungsgemeinschaft vergibt, die Regel.

Zu den offentlichen Mitteln in dem hier gebrauchten Sinne
rechnen die Mittel der Kirchen nicht, ebensowenig die Gelder,
die der Wissenschaft von den groBen Stiftungen (Stiftung Volks-
wagenwerk, Stifterverband fiir die Deutsche Wissenschaft,
Fritz Thyssen Stiftung usw.) zuflieBen.
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In die Untersuchung sind demnach nicht einbezogen:

— Hochschulinstitute. Unter Hochschulinstituten werden hier
alle die Institute verstanden, die im Hochschulhaushalt
etatisiert sind und im Stellenplan der Hochschule mit einem
gewissen Grundbestand erscheinen.

-— Wissenschaftliche Gesellschaften, die keine eigenen For-
schungseinrichtungen unterhalten, und Einrichtungen, die
nicht selbst Forschung betreiben, sondern wissenschafts-
fordernd tétig sind, wie durch Vermittlung oder Herausgabe
von Publikationen, Vergabe von Forschungsauftrdgen, Ver-
anstaltung von Vortragsreihen, Kongressen usw.

— Einrichtungen, die zwar mit wissenschaftlichen Methoden
und auf wissenschaftlicher Grundlage arbeiten, jedoch ganz
tuberwiegend staatliche Verwaltungsaufgaben und nicht
eigentliche Forschungsaufgaben wahrnehmen.

— Privatwirtschaftliche Einrichtungen mit hauptsdchlich kom-
merzieller Verwertung ihrer Forschungsergebnisse.

— Werkseigene Forschungseinrichtungen von Wirtschafts-
betrieben.

— Kirchliche Einrichtungen, soweit sie nicht 6ffentliche Mittel
erhalten.

— Einrichtungen, die iiberwiegend Lehr- und Fortbildungs-
zwecken oder der Informations- und Oifentlichkeitsarbeit
dienen.

A.III. Die Organisation der Forschung auBlerhalb der Hoch-
schulen

IIL. 1. Allgemeine Grundziige

Die Organisation der Forschung in der Bundesrepublik ist durch
Mannigfaltigkeit der Formen und der Finanzierungsweisen so-
wie durch eine gewisse Zufdlligkeit gekennzeichnet. Gleiche
Aufgaben sind hier Hochschulinstituten und da hochschulfreien
Instituten tibertragen, werden hier in unselbstdandigen Staats-
anstalten erledigt, dort durch Staatszuschiisse an rechtlich
selbstdndige Forschungseinrichtungen gefordert. Institutionen,
die in einigen Léndern hochschulfreie Forschungseinrichtungen
sind, sind in anderen nicht vorhanden oder mit Hochschul-
instituten gekoppelt.

Schon ein erster Uberblick zeigt, daB bei den Forschungs-
einrichtungen auBerhalb der Hochschulen einzelne Gebiete
auBergewohnlich stark und manche gar nicht vertreten sind.
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Auch die Verteilung der Griindungsdaten der hier aufgenom-
menen insgesamt 362 Einrichtungen auf die Zeit vor und nach
1945 ist auffallig: rd. 60 % der Institute sind nach 1945 errichtet
worden. Diese Umsténde lassen vermuten, daB die Forschungs-
einrichtungen auBerhalb der Hochschulen ihre Entstehung nicht
allein Gesichtspunkten wissenschaftlicher Notwendigkeit ver-
danken. Jedenfalls war sie nicht von einem Plan oder auch
nur einer planvollen Koordination bestimmt.

So dienten Neugriindungen in vielen Fillen der zusdtzlichen
Mittelbeschaffung angesichts der nach Kriegsende bestehenden
Notlage der Hochschulinstitute, der Unterbringung vertriebener
und gefliichteter Gelehrter, der Weiterfiihrung wissenschaft-
licher Einrichtungen aus Mittel- und Ostdeutschland usw.
Vielfach war die in der Regel unkoordinierte Initiative von
einzelnen maBgeblich. SchlieBlich fiihrten Schwierigkeiten der
Bewirtschaftung der Mittel in Hochschulinstituten dazu, daB
neben ihnen viele hochschulfreie Forschungseinrichtungen ent-
standen, die der Haushaltsgebarung mehr Freiheit lassen.

Die Zufédlligkeit, der viele Institute ihre Entstehung nach dem
Kriege verdanken, sollte heute AnlaB dafiir sein, sehr kritisch
zu prifen, ob diese Einrichtungen — insbesondere an abge-
legenen Orten, wo sie keine Entwicklungsmdglichkeiten haben
— getrennt fortbestehen oder aufgelést oder mit anderen
vereinigt werden sollten.

Zusammenfassend muf festgestellt werden, daB die Forschungs-
einrichtungen auBerhalb der Hochschulen fiir sich allein kein
System bilden, in dem die Teile untereinander und auf das
Ganze abgestimmt sind. Das notigt dazu, diese Forschungs-
einrichtungen im Zusammenhang mit der Forschung in den
Hochschulen — zum Teil auch der Industrieforschung — zu
sehen, um ihre besondere Funktion zu bestimmen. Nur so kann
deutlich werden, welches ihre eigentlichen Aufgaben sind, und
welchen Platz im Gesamtgefiige der Forschung sie sinnvoll
einnehmen konnen.

Es wiére allerdings verfehlt, auf diesem Wege ein geschlossenes
System aller Forschungsstdtten in der Bundesrepublik ent-
wickeln und die gegebenen Verhdltnisse danach umformen zu
wollen. Das geschichtlich Gewordene fiigt sich einem solchen
Schema nicht, und die rasche, kaum vorhersehbare Entwidklung
der Forschung und ihrer organisatorischen Bediirfnisse wiirde
jedes System binnen kurzem sprengen. Vielmehr kann es sich
nur darum handeln, eine lose und fiir die Zukunft offene
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Ordnung zu finden, die den Uberblick iiber den Bestand an
Einrichtungen erleichtert und die es erlaubt, die fiir die ver-
schiedenen Forschungsaufgaben jeweils beste Organisations-
form zu bestimmen.

III. 2. Tendenzen der Entwicklung

Die Uberlegung, welche Prinzipien fiir die Organisation der
Forschung maBgeblich sein sollten, hat von den Tendenzen der
Entwicklung auszugehen.

Die Forschung auf allen Gebieten, besonders aber in den
Naturwissenschaften, der Technik und der Medizin, erfordert
einen immer groBeren Aufwand an apparativer Ausstattung
und an hochspezialisiertem Fachpersonal, u. a. zum Einsatz, zur
Wartung und zur Bedienung dieser Gerdte. Das hat zur Folge,
daB die Hochschulinstitute wie alle Forschungseinrichtungen an
Umfang gegeniiber den fritheren Vorstellungen erheblich zu-
nehmen. Es ist deswegen nicht méglich, die Frage der GroBe
eines Instituts allein zum Kriterium dafiir zu machen, ob es
innerhalb einer Hochschule oder rechtlich und organisatorisch
getrennt von ihr bestehen oder eingerichtet werden soll. Wenn
die GroBe dafiir entscheidend sein sollte und die zum Fortschritt
der Forschung erforderlichen Voraussetzungen wegen ihres
groBen Umfanges nur noch in Instituten auBerhalb der Hoch-
schulen ihren Platz fanden, wére der Zeitpunkt abzusehen, in
dem die Forschung in den Hochschulen der Verkiimmerung
ausgesetzt ist. Institute, die allein durch ihren auBergewdhn-
lichen Umfang den Rahmen einer Hochschule sprengen wiirden,
bilden seltene Ausnahmen,

Der wachsende Aufwand fiir die Forschung und ihre notwendige
Spezialisierung haben weiter zur Folge, daB die Bedeutung von
Schwerpunkten und Sondergebieten auch in den Hochschulen
weiter zunimmt. Es ist nicht mehr méglich, jedes Gebiet der
Forschung an jeder Hochschule gleichermafien zu pflegen. Je
kostspieliger und aufwendiger die Voraussetzungen der For-
schung werden, desto stdarker sind bestimmte Arbeitsgebiete
an bestimmte Standorte gebunden. Es wird also immer weniger
moglich sein, Institute allein nach den individuellen Wiinschen
eines Forschers zu errichten. Die Wahl des Standorts muBl von
der planvollen Uberlegung abhdngig gemacht werden, wo
geeignete Voraussetzungen fiir die Pflege eines bestimmten
Gebietes gegeben sind. Auf diese Weise werden bestimmte
Standorte die Zentren einzelner Forschungsgebiete. Bei sorg-
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faltiger allseitiger Abstimmung wird so ein — effektives und
gleichwohl kostensparendes — , Verbundsystem der Forschung*
entstehen.

Zum Wesen dieses Verbundsystems gehdrt notwendigerweise
die Sorge dafiir, daB die einzelnen Arbeitsgebiete hinreichend
ausgestattet sind. Dabei muB das Bestehen eines Instituts fiir
ein bestimmtes Arbeitsgebiet beriicksichtigt werden, ohne daB
deshalb die Griindung weiterer Institute ausgeschlossen wire,
falls die Entwicklung dieses Gebietes es erfordert. Auch der
Gesichtspunkt eines gesunden Wettbewerbs sollte nicht auBer
acht gelassen werden.

ITI. 3. Abgrenzung der Forschung auBerhalb der Hochschulen
zur Hochschulforschung

In den Empfehlungen des Wissenschaftsrates von 1960 wurde
davon ausgegangen, daB die Forschung nach wie vor in der
Hauptsache in den Hochschulen betrieben wird und nicht
ohne Schaden fiir das Ganze institutionell wverselbstdndigt
werden konnte. Der Wissenschaftsrat hat sich dafiir ausge-
sprochen (Teil I, S. 38 ff.), die Verbindung von Forschung und
Lehre in den wissenschaftlichen Hochschulen beizubehalten;
einmal, da die Trennung von Forschung und Lehre die Aus-
bildung der Studenten und den Gehalt des wissenschaftlichen
Unterrichts gefdhrden wiirde, zum anderen, weil die Forschung
bei einer Trennung der beiden Aufgaben die Anregungen ent-
behren wiirde, die dem Gelehrten aus der zusammenhdngenden
Darstellung von Forschungsergebnissen in der Vorlesung und
aus ihrer Diskussion in Seminaren und Kolloquien erwachsen.
Weiter wurde empfohlen, die Forschung in den wissenschaft-
lichen Hochschulen durch einen entsprechenden Ausbau und
durch entsprechende Ausstattung wieder in die Lage zu ver-
setzen, sich zu behaupten und zu entfalten. Damit sollten fiir
die Hochschulforschung die ihrer Bedeutung entsprechenden
Arbeitsbedingungen geschaffen werden.

Diese Empfehlungen implizieren ein Ordnungsprinzip, das unter
den heutigen Gegebenheiten nicht voll verwirklicht werden
kann, das aber jedenfalls vor jeder Neugriindung eines Instituts
auBerhalb der Hochschule AnlaB zu der Uberlegung geben
sollte, ob der Verzicht auf die Vorziige der in den Hochschulen
gegebenen Verbindung von Forschung und Lehre durch andere
Vorteile hinreichend gerechtfertigt wird. Es ist auch zu be-
denken, daB — im Vergleich zu den Forschungseinrichtungen
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auBerhalb der Hochschulen mit der Zufédlligkeit ihrer Ent-
stehung und der oft bewuBten Systemlosigkeit — die Hoch-
schulen im allgemeinen jeweils eine umfassende Ordnung von
Disziplinen darstellen, die im Grundsatz auch dann gewahrt
bleibt, wenn sich die Schwerpunktbildung insbesondere bei
Neugriindungen von Hochschulen weiter durchsetzt.

IIL. 4. Aufgaben der Forschung auBerhalb der Hochschulen

Berlicksichtigt man die dargestellten Entwidklungstendenzen
und die Vorziige der Verbindung von Forschung und Lehre, so
lassen sich spezielle Aufgaben feststellen, die sachgerecht
und zwedkmdBig von Forschungseinrichtungen auBerhalb der
Hochschulen tibernommen werden konnen. Das gilt in folgenden
Féllen:

a) Anlagen der GroBforschung (vgl. im einzelnen S. 41 ff.).

b) Die wahrzunehmenden Forschungsaufgaben erfordern eine
umfassende und dauernde Materialsammlung und Objekt-
beobachtung. Es sind umfangreiche Dokumentationszentralen,
Archive, Bibliotheken oder eine groBe Zahl von technischen
Hilfskriften notwendig. Die Mbéglichkeiten zur Lehre sind
gering, weil es sich — jedenfalls was die Hauptarbeit und
den Hauptaufwand angeht — um Sammlung von Unterlagen,
um Beobachtung und um empirische Bearbeitung handelt.

c) Die Einrichtungen erfiillen zentrale Hilfs- und Versorgungs-
funktionen. Es handelt sich um besonders kostspielige Anlagen,
die bei der Organisation innerhalb einer Hochschule nicht eine
den Kosten entsprechende Ausnutzung ihrer Kapazitdt erfahren
wiirden und deshalb einer Gruppe von Hochschulen oder der
gesamten deutschen Wissenschaft zur Verfiigung stehen sollen
(z. B. Forschungsschiff, Zentrallaboratorium fiir die Geochemie
der Isotope in Goéttingen, Zentralinstitut fiir Versuchstierzucht
in Hannover, Dokumentationszentralen, Deutsches Rechen-
zentrum in Darmstadt).

Dieses Organisationsprinzip wird auch in den Hochschulen an-
gewandt. Dort werden Anlagen, deren Kapazitit liber den Be-
darf eines Instituts hinausgeht, als Fakultdtseinrichtungen oder
als Einrichtungen fiir mehrere Fakultiten organisiert (z.B.
Rechenzentrum der naturwissenschaftlichen Fakultdt, Isotopen-
labor, Zentralwerkstédtten). Sie kénnen auch der Gesamthoch-
schule zur Verfiigung stehen (z. B. Rechenzentrum der Hoch-
schule). Dieses Prinzip gilt ebenso im Verhdltnis der Hochschulen
und Forschungseinrichtungen untereinander.
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d) Die Forschungsaufgaben sind anwendungsnah, und es wer-
den in kurzen Zeitrdumen verwendbare Forschungsergebnisse
erwartet. Die auf bestimmte Zwecke ausgerichtete Forschung
wird hdufig aus politischen, wirtschaftlichen und sonstigen
auBerwissenschaftlichen Griinden vorangetrieben. Uberhaupt
mag eine besondere Betonung der anwendungsnahen oder der
zwedkgerichteten Forschung ein Indiz dafiir sein, daB die
Organisation auBerhalb der Hochschulen ndherliegt als die Ein-
fligung in den Hochschulbereich.

In diesem Zusammenhang wird z. B. an die Institute zu denken
sein, die der industriellen Gemeinschaftsforschung dienen, und
an Institute, die wesentlich der Vertragsforschung gewidmet
sind.

e) Neben der wissenschaftlichen Forschungsaufgabe sind
staatliche Verwaltungsaufgaben (vgl. S.39) zu erledigen. Das
ist auch der Fall, wenn die Einrichtung der Erarbeitung von
Ergebnissen dient, die fiir administrative oder gesetzgeberische
Zwecke auf nationaler oder internationaler Ebene bendétigt wer-
den.

Inwieweit Aufgaben der staatlichen Verwaltung in hochschul-
freien Einrichtungen oder in Hochschulinstituten ausgefiihrt
werden sollen, hdngt in erster Linie von der Art und dem Aus-
maB der Aufgaben ab. Handelt es sich um Aufgaben, bei
denen es im wesentlichen auf die Anwendung wissenschaft-
licher Methoden auf eine Vielzahl im Grunde gleichartiger
Fédlle ankommt, so wire es nicht richtig, sie Hochschulinstituten
zu tlbertragen. Das Material solcher Untersuchungen sollte
jedoch der Forschung, auch in den Hochschulen, nutzbar ge-
macht werden.

f) Die Einrichtungen nehmen andauernde Forschungsaufgaben
im Ausland wahr oder dienen als Stiitzpunkt fiir voriiber-
gehende Auslandsaufenthalte von deutschen Gelehrten.

A.1IV. Beziehungen zwischen Hochschulen und Forschungsein-
richtungen auBerhalb der Hochschulen

IV. 1. Personelle Beziehungen

Die Zusammenarbeit und die Koordinierung der Tatigkeiten
zwischen Hochschulinstituten und Forschungseinrichtungen
auBerhalb der Hochschulen hédngen von personellen Beziehun-
gen, institutionellen Bindungen und gegenseitiger Information
ab.
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Personelle Beziehungen zwischen Hochschulen und Forschungs-
einrichtungen ergeben sich in einer Vielzahl von Féllen da-
durch, daB Leiter oder Mitarbeiter der Forschungseinrichtung
dem Lehrkérper einer Hochschule als Lehrstuhlinhaber, als
Honorarprofessor, als auBerplanmdBiger Professor usw. ange-
héren (vgl. S. 571.). Sie dienen der gegenseitigen Anrequng und
erleichtern die Nachwuchsausbildung. Die hochschulfreien In-
stitute konnen so geeignete jiingere Nachwuchskrifte gewin-
nen. Die personellen Beziehungen tragen dazu bei, die insti-
tutionellen Grenzen zwischen den Forschungseinrichtungen zu
uberwinden und sollten deshalb nach Madglichkeit gefdrdert
werden. Hierzu sind auf beiden Seiten Aufgeschlossenheit und
guter Wille nétig. Die Hochschulen gewinnen damit Anteil an
der personellen Kapazitdat der Forschungseinrichtungen und
erfahren bei ihren Lehraufgaben Unterstiitzung fiir die fort-
geschrittenen Studenten. Die Forschungseinrichtungen ihrerseits
sollten Mitarbeiter fiir die Tatigkeit in den Hochschulen frei-
geben und an der Ausbildungsaufgabe der Hochschulen mit-
wirken, etwa indem sie ihre Arbeitsmdglichkeiten fiir Hoch-
schulangehorige, auch fiir Doktoranden, Diplomanden und in
geeigneten Fadllen fiir fortgeschrittene Studenten, zur Verfii-
gung stellen. Hiergegen bei den Hochschulen noch bestehende
Hindernisse, wie etwa die Bestimmung in manchen Priiffungs-
ordnungen, daB die Priifungsarbeit nur in Hochschulinstituten
angefertigt werden darf, miissen alsbald beseitigt werden.

Ein besonderes Problem bildet die Habilitation von Mitarbei-
tern einer Forschungseinrichtung. Vielfach fehlt ihnen die
Férderung durch einen Angehorigen der Fakultdt. Zudem
empfinden es die Fakultdten oft als unbillig, daB die Mit-
arbeiter von Forschungseinrichtungen sich auf ihre Forschungs-
arbeit konzentrieren kénnen, wahrend die Hochschulassistenten
meist in erheblichem Umfang von Verpflichtungen in der Lehre
in Anspruch genommen werden. Dieser Einwand verliert mit
der zunehmenden Forderung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses und der Vermehrung der Stellen und Stipendien die
Berechtigung. Richtig bleibt, daB auch die Mitarbeiter von
Forschungseinrichtungen, die sich habilitieren, eine gewisse
Unterrichtserfahrung erwerben sollten.

Die bezeichneten Schwierigkeiten lassen sich bei gutem Willen
der Beteiligten tliberwinden. Sie sollten im Interesse beider
Seiten, insbesondere im Hinblick auf die Nachwuchsgewinnung
ausgerdumt werden.
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Die Zusammenarbeit wird erleichtert, wenn ‘die ortliche Isolie-
rung von Forschungseinrichtungen vermieden wird. Als Stand-
orte fiir hochschulfreie Forschungseinrichtungen empfehlen sich
deshalb die Hochschulorte oder doch Orte in Hochschulndhe.

IV. 2. Institutionelle Beziehungen

In der Regel wird eine stdndige Zusammenarbeit zwischen den
Forschungseinrichtungen auBerhalb und innerhalb der Hoch-
schulen gewahrleistet sein, wenn die Wissenschaftler fachliche
und personliche Beziehungen pflegen. Zur fachlichen Abstim-
mung im groBeren Rahmen koénnen sich dariiber hinaus auch
eigene organisatorische MaBnahmen empfehlen. Eine solche
koordinierende Funktion iiben eine Reihe von Dachverbdnden
in unterschiedlichen Rechtsformen bereits aus; als Beispiele
seien die Deutsche Gesellschaft fiir Flugwissenschaften, die
Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungsvereinigungen und
das Forschungskuratorium Gesamttextil genannt.

Derartige Zusammenschliisse sollten sich nicht auf Forschungs-
einrichtungen auBerhalb der Hochschulen beschranken, son-
dern auch die Hochschulinstitute, wissenschaftliche Gesellschaf-
ten, interessierte Behdrden und Verbdnde usw. umfassen. Ein
Beispiel hierfiir bildet die Arbeitsgemeinschaft Deutscher Wirt-
schaftswissenschaftlicher Forschungsinstitute, die sich mit
Hilfe eines stédndigen Sekretariats im wesentlichen der Ab-
stimmung laufender Forschungsarbeiten annimmt. Die Arbeits-
gemeinschaft gibt Auftrige an einzelne Institute weiter und
plant bei gréBeren Auftrdgen die Art der Arbeitsteilung zwi-
schen den Instituten.

Der Informations- und Erfahrungsaustausch unter allen mit
Forschungsaufgaben desselben Arbeitsgebietes befafiten Ein-
richtungen ist zu begriiBen und sollte geférdert werden. Ein
groBier Verwaltungsaufwand braucht hierfiir nicht zu entstehen.
Die Wirksamkeit von Zusammenschliissen, die diesem Ziel
dienen, kann dadurch erheblich gesteigert werden, daB Auf-
trdge und Zuschiisse der 6ffentlichen Hand und der privaten
Wirtschaft liber die zentrale Stelle geleitet werden. Voraus-
setzung fiir ein solches Verfahren ist freilich, daB die weiter-
leitende Stelle fachlich kompetent, unabhdngig und nicht inter-
essenbestimmt ist. Berufs- und Fachverbdnde diirften fiir eine
solche Verteilungsaufgabe daher nur unter besonderen Vor-
aussetzungen geeignet sein.
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IV. 3. Beirdte

Wissenschaftliche Beirdte, Forschungsbeirdte, Kuratorien usw.
haben verschiedene Funktionen. Einmal stellen sie eine Art
institutionalisierter Verbindung zwischen den Instituten und
fachlich interessierten Wissenschaftlern her. Haufig setzen sie
sich aus bedeutenden Forschern des betreffenden Gebiets in den
Hochschulen oder in anderen Forschungseinrichtungen zusam-
men. Insoweit dienen sie der Koordination und der wissen-
schaftlichen Beratung der Forschungseinrichtung sowie ihrer
Verbindung mit der Hochschulforschung., Zum anderen dienen
sie der Verbindung zur Praxis. Praktiker sind deshalb héufig
in diesen Gremien vertreten. In vielen Fillen iiben die Bei-
riate eine Aufsicht iiber Geschiftsfiihrung, Haushaltsgebarung
usw. des Instituts aus und unterstiitzen es so bei seinen Ver-
waltungsaufgaben.

SchlieBlich erfiillen die Beirdte eine besonders wichtige Auf-
gabe, wenn sie die leitenden Stellen besetzen oder bei ihrer
Besetzung mitwirken. Hieriiber ist in dem Abschnitt C. III
(S. 56 ff.) Naheres ausgefiihrt.

GroBe, Zusammensetzung und Tétigkeit der Beirdate sind von
Institut zu Institut verschieden. Unabhdngig von den Aufgaben
mubB vor einem zu groBen Umfang des Beirats gewarnt werden.
Die Erfahrung zeigt, daB derartige Gremien um so weniger
wirksam sind, je groBer die Zahl der Mitglieder ist. Ein Beirat
darf nicht lediglich die Funktion haben, dem Institut wissen-
schaftliches Ansehen zu verschaffen oder es zu verstdarken.
Innerhalb des generellen Forschungsprogramms eines Instituts
wechseln die speziellen Aufgaben oft hdufiger, als der Beirat
zusammenkommt. Tritt er — wie meist liblich — nur einmal
jahrlich zusammen, so ist es ihm kaum moglich, zu wissen-
schaftlichen Problemen der einzelnen Forschungsaufgaben
Stellung zu nehmen. Beiratssitzungen nehmen dann héaufig den
Charakter tiblicher Vortragsveranstaltungen an.

Es empfiehlt sich deswegen, einen Beirat, der wissenschaftlichen
EinfluB haben soll, in seiner Zusammensetzung auf das gene-
relle Forschungsprogramm des Instituts abzustimmen und ihm
tatsdchliche Mitwirkungsbefugnisse einzurdumen. Fiir groBe
Institute mit weit gestreuten Aufgaben kann es sinnvoll sein,
einen Beirat — wvon insgesamt hdchstens 20 Mitgliedern — in
einzelne Ausschiisse aufzuteilen, die je nach Bedarf zusammen-
treten. Fiir kleinere Institute sollte die Zahl der Beiratsmit-
glieder wesentlich niedriger liegen.
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B. Empfehlungen fiir einzelne Gruppen von Forschungseinrich-
tungen

Eine Einteilung oder Ordnung der bestehenden Forschungs-
einrichtungen auBerhalb der Hochschulen bereitet erheb-
liche Schwierigkeiten. Sie sind in jeder Hinsicht zu unein-
heitlich, als daB sie nach der Rechtsform oder der GroBe, nach
dem Unterhaltstrager oder der Aufgabe sinnvoll gegliedert
werden konnten.

Auf eine alle Institute umfassende Gliederung ist daher ver-
zichtet worden. Im folgenden sind lediglich einige Gruppen
behandelt, die bestimmte gemeinsame Probleme haben und fir
die infolgedessen gemeinsame Empfehlungen abgegeben wer-
den kénnen. Mit ihnen werden also einige wichtige Bereiche,
aber nicht alle in der Ubersicht (vgl. Anhang 1, Bd. 2, S. 69 ff.) auf-
gefiilhrten Forschungseinrichtungen erfafit. Infolgedessen wird
in diesem Zusammenhang auf die zahlreichen rechtlich selbstédn-
digen Einzelinstitute, die sich nicht in eine der hier dargestell-
ten Gruppen einordnen lassen, im einzelnen nicht eingegangen.
Die Probleme, die sich bei ihnen stellen, sind jeweils besonde-
rer Natur. Fiir diese Institute gelten daher, was Finanzierung
und Personal betrifft, die allgemeinen Empfehlungen, im iibri-
gen werden einzelne sie angehende Fragen bei den Fach-
gebieten erdrtert.

Folgende Gruppen von Forschungseinrichtungen werden be-
handelt:

1. Institute der Max-Plandk-Gesellschaft zur Foérderung der
Wissenschaften,

Staatsinstitute,

Anlagen der GroBforschung,

der Wirtschaftsférderung dienende nichtstaatliche Institute,
Institute ,an" der Hochschule.

oo W N

B.1. Die Institute der Max-Planck-Gesellschaft zur Férderung
der Wissenschaften

Die Griindung der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft, der heutigen
Max-Planck-Gesellschaft, im Jahre 1911 stellte einen folgen-
reichen Schritt zur Erweiterung und Verstiarkung des deutschen
Forschungspotentials dar. Ihre Lebenskraft erwies sich als stark
genug, daB sie auch den geschichtlichen Katastrophen der fol-
genden Jahrzehnte standhalten und die ihr gesteckien Ziele
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im wesentlichen unverdndert bis heute weiterverfolgen konnte.
Sie tragt gegenwdrtig die wissenschaftliche, organisatorische
und finanzielle Verantwortung fiir 47 Institute und Forschungs-
stellen, davon 44 eigentliche Max-Planck-Institute und 3 ,be-
treute” Institute (Dokumentationswesen, Bildungsforschung,
Plasmaphysik), mit insgesamt etwa 1100 standigen wissenschaft-
lichen Mitarbeitern. Die groBe Mehrzahl dieser Institute dient
der naturwissenschaftlichen Grundlagenforschung; einige grei-
fen bewuBt in den Bereich der angewandten Forschung hiniiber;
auBerdem hat die Gesellschaft schon friih geisteswissenschaft-
liche Institute in ihren Verband aufgenommen.

Die besondere Aufgabe der Max-Planck-Institute im Vergleich
zu den Hochschulinstituten, an denen gleichfalls Forschung aller
Disziplinen und tberwiegend Grundlagenforschung getrieben
wird, lafit sich nicht mit einer kurzen Formel bezeichnen und
auch nicht streng dem oben (S.25ff.) entwickelten Ordnungs-
prinzip unterstellen. Auf zahlreichen Forschungsgebieten be-
steht ein offener und unzweifelhaft fruchtbarer Wettbewerb,
in dem allerdings die Max-Planck-Institute lange durch ihre
etwas grofziigigere Finanzierung und durch die Befreiung
der in ihnen tatigen Forscher von den Lehr-, Priifungs- und
Verwaltungsaufgaben eines Hochschullehrers einen deutlichen
Vorsprung gehabt haben. Die Gesellschaft sieht ihre Aufgaben
vor allem darin,

neu sich entwickelnde, besonders auch auf Grenzgebieten
der Forschung liegende Arbeitsrichtungen und Metho-
den zu pflegen, die in den an die Erfordernisse der Lehre
gebundenen Hochschulbetrieb nur langsam Eingang finden,

oder neue Institutstypen auszubilden und sich solcher For-
schungsaufgaben anzunehmen, die so groBe oder so spezielle
Einrichtungen erfordern, daB sie nach bisheriger Ubung
nur zogernd von den Hochschulen iibernommen werden,
weil diese darin — zu Recht oder zu Unrecht — eine Ge-
fahr fiir ihr inneres Gleichgewicht sehen,

oder auch bedeutenden Forschern die Mdglichkeiten zu
geben, frei von Lehrverpflichtungen ein auf ihre Bediirfnisse
zugeschnittenes Arbeitsinstrument voll zu nutzen.

Hieraus ergibt sich, daB die Gesellschaft die Hochschulfor-
schung auf verschiedene Weise ergdnzt. Sie braucht auf Voll-
stindigkeit in der Vertretung groBer und kleiner Féacher im
Kreis ihrer Institute nicht zu achten. Der Individualitit und
den speziellen wissenschaftlichen Interessen und Fahigkeiten
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des einzelnen Forschers kann sie besonders Rechnung tragen
und in ihren Instituten Forscher verschiedener Fachrichtungen
zusammenfithren. So ist es zu einem Leitprinzip der Gesell-
schaft geworden, die Errichtung und Erhaltung ihrer Institute
nicht nur von den Bediirfnissen eines Faches, sondern auch da-
von abhédngig zu machen, ob sie selbstdandige und produktive
Forscher fiir eine aussichtsreiche Aufgabe findet. Sie stellt dar-
um an die Qualifikation ihrer wissenschaftlichen Mitglieder
hohe Anforderungen.

Mit der so umschriebenen besonderen Zwedkbestimmung erfiillt
die Max-Planck-Gesellschaft eine fiir unser wissenschaft-
liches Leben héchst wichtige, ja unentbehrliche Aufgabe. Sie
verdient jede Unterstiitzung bei ihrer Arbeit, aber auch bei
ihrem Bestreben, die ihr durch jene Zwedke gezogene Grenze
nicht zu liberschreiten und sich gegeniiber den zahlreichen An-
tragen und Wiinschen auf Aufnahme weiterer Institute in
ihren Verband zuriickzuhalten. Zwar widersprache es gerade
ihrer Zwecksetzung, wollte man die Zahl ihrer Institute starr
begrenzen oder ihr die Ausdehnung auf andere als die bisher
gepflegten Disziplinen, etwa auf dem Felde der Geisteswissen-
schaften, verwehren. Aber sie darf nicht als allgemeine Trager-
organisation fiir beliebig viele und verschiedenartige Institute
miBbraucht werden, nur weil die Anlehnung an sie organisa-
torische und finanzielle Vorteile verspricht oder das Prestige
einer Einrichtung hebt. Sie liefe sonst Gefahr, mit ihrem spe-
zifischen Charakter auch ihre organisatorische Beweglichkeit
und ihren besonderen Rang im wissenschaftlichen Leben ein-
zubiiBen. Eine stark expansive Politik der Max-Planck-Gesell-
schaft verbietet sich schlieBlich auch im Hinblick auf die Aus-
wirkungen an anderer Stelle: das Ergebnis ware eine verhdng-
nisvolle Aushohlung des Forschungspotentials der Hochschulen
und damit eine Schddigung der Lehre.

Fiir die bestehenden Max-Planck-Institute ergeben sich aus
jener Zwecksetzung wichtige, von der Gesellschaft selbst seit
langem erkannte Konsequenzen. Ihre Produktivitat bedarf
einer stetigen, strengen Kontrolle; unfruchtbar gewordene
Arbeitsrichtungen miissen rechtzeitig durch neue abgelost wer-
den. Bei jedem Wechsel in der Leitung eines Instituts stellt sich
die Frage nach seiner Berechtigung neu; ist das besondere
Interesse daran erloschen, z.B. weil die betreffende Arbeits-
richtung inzwischen in den Hochschulen ihren Platz gefunden
hat, oder bietet sich kein qualifizierter Nachfolger, so muB} die
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Gesellschaft auch bereit sein, das Institut entweder anderen
Aufgaben zu widmen oder auf seine Fortfilhrung ganz zu ver-
zichten, es etwa an eine benachbarte Hochschule abzugeben.

Solche Beweglichkeit, die die Gesellschaft in zahlreichen Fallen
gezeigt hat, ist auch fir die innere Organisation der Institute
notig. Das oben erwdhnte ,Personlichkeitsprinzip* darf nicht
zur Verfestigung hierarchischer Ordnungen fiihren, sondern
mub fiir alle Formen der Kooperation zwischen den Spezialisten
verschiedener Facher und Methoden Raum lassen, die der
moderne Forschungsbetrieb erfordert. Mit Recht legt die Ge-
sellschaft besonderen Wert darauf, der selbstindigen Entwick-
lung junger Forscher Raum 2zu geben. Nur so sind heute
Spitzenleistungen im internationalen Wettbewerb mdglich;
nur so kann die Gesellschaft auch in organisatorischen Fragen
die beispielgebende Funktion gegeniiber allen anderen For-
schungseinrichtungen erfiillen, zu der sie auf Grund ihrer Vor-
zugsstellung verpflichtet ist.

Eben diese Vorzugsstellung pflegt erfahrungsgemdB8 das Ver-
haltnis der Max-Planck-Institute zu den Hochschulinstituten
zu belasten. Die vom Wissenschaftsrat empfohlene, inzwischen
auch schrittweise verwirklichte Verbesserung der Arbeitsbe-
dingungen an den Hochschulen wird sicherlich dazu beitragen,
diese Spannungen zu vermindern; um diese Verminderung sind
beide Seiten auch unabhangig hiervon bereits bemiiht. Der Wis-
senschaftsrat kann diese Bestrebungen nur nachdriicklich unter-
stiitzen. Die Erkenntnis, daB die Max-Planck-Institute auch im
Bereich der Naturwissenschaften keinesfalls dazu bestimmt sind,
die Forschungsarbeit bei sich zu konzentrieren oder nach auBien
allein zu représentieren, daB sie vielmehr eine in dem oben ent-
wickelten Sinn beschrankte Erganzungsaufgabe haben, sollte es
beiden Seiten ermdglichen und sie dazu anregen, Wege zu einer
intensiven Zusammenarbeit zu finden und zu beschreiten. Diese
Zusammenarbeit, die namentlich auch in einem Austausch der
Nachwuchskrédfte bestehen sollte, konnte beiden Partnern
vielfache wissenschaftliche Impulse vermitteln. Sie wiirde die
Hochschulinstitute vor der Gefahr der Abschniirung von mo-
dernen Forschungsmethoden, die Max-Planck-Institute vor der
Gefahr der Isolierung und personellen Austrocknung bewahren.
Uber die Probleme und moglichen Formen einer solchen Zu-
sammenarbeit wurde im iibrigen schon oben (S. 27 if.) berichtet.

Die Organisation der Max-Planck-Gesellschaft hat sich in dem
MaBe bewdihrt, daB sich eine eingehende und kritische Darstel-
lung hier eriibrigt. Hervorzuheben ist vor allem die weit-
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gehende Autonomie, die sie sich bis heute bewahrt hat. Sie
unterliegt als eingetragener Verein privaten Rechts keiner
Staatsaufsicht, sie hat sich auch mit Erfolg darum bemiiht,
einen Kreis privater Mitglieder, vor allem aus der gewerb-
lichen Wirtschaft, zu gewinnen und zu erweitern. Das bei der
Griindung im Jahre 1911 gesetzte Ziel, fiir die Finanzierung in
der Hauptsache private Quellen zu erschlieBen, ist schon seit
dem Ende des Ersten Weltkrieges unerreichbar geworden. Die
Gesellschaft wird gemeinsam wvon Bund und Lé&ndern, auf
Grund des Verwaltungsabkommens vom 4.Juni 1964 mit je
50°%o des ZuschuBbedarfs, finanziert. Die privaten Mitglieds-
beitrdge und Spenden tragen dazu bei, die Bewegungsfreiheit
der Gesellschaft zu erhohen.

Die Feststellung des Haushalts, aber auch alle wesentlichen
die Arbeit der Gesellschaft betreffenden Sachentscheidungen
werden vom Senat getroffen, in dem Wissenschaftler, Vertreter
des politischen und des Wirtschaftslebens und Vertreter der
Bundesregierung und der Lénderregierungen zusammenwirken.
Daneben besteht ein aus wissenschaftlichen Mitgliedern der
Gesellschaft zusammengesetzter, nach (fachlichen) Sektionen
gegliederter Wissenschaftlicher Rat, in dem gemeinsame wissen-
schaftspolitische und organisatorische Fragen besprochen wer-
den. Im iibrigen haben die Leiter der einzelnen Institute nicht
nur vollige Selbstandigkeit in der Aufstellung der jeweiligen
Arbeitsprogramme, sondern auch, unterstiitzt von den bei
vielen Instituten gebildeten Kuratorien, ein Mitwirkungs-
recht bei der Aufstellung der Institutshaushalte. Sie sind dariiber
hinaus in der Verwendung ihrer Haushaltsmittel insofern frei,
als alle Etatposten, soweit sie nicht auf rechtlichen Verpflich-
tungen beruhen, gegenseitig deckungsfdahig und iibertragbar
sind. Andererseits obliegt ihnen die Erstattung jdhrlicher Ar-
beitsberichte, die von der Gesellschaft zusammengefalit ver-
offentlicht werden.

Es ist sicher, daB der in allen diesen Einrichtungen zutage tre-
tende Geist der Selbstverantwortung, Freiheitlichkeit und
GroBziigigkeit bis heute eine wesentliche Voraussetzung dafiir
bildet, daB in den Instituten der Max-Planck-Gesellschaft be-
deutsame wissenschaftliche Leistungen erbracht worden sind.
Der Wissenschaftsrat setzt sich daher mit Nachdruck fiir die
Erhaltung dieser Organisationsformen ein, die den Bediirfnis-
sen der wissenschaftlichen Arbeit und dem Lebensgefiihl der
Forscher und Gelehrten offenbar gut entsprechen. Er ist zu-

35

Finanzierungs-
quellen

Haushalts-
gestaltung



Entwicklung

Vorziige und
Nachteile der
Organisations-
form

UNIVERSITATS-
BIBLIOTHEK
PADERBORN

gleich der Meinung, daB die Gesellschaft auch in dieser Hinsicht
als Schrittmacher fiir andere, vergleichbare Organisationen
und, was speziell die Behandlung der Haushaltsfragen angeht,
als Muster fiir alle Forschungsinstitute innerhalb und auBerhalb
der Hochschulen gelten sollte.

B. II. Staatsinstitute

Eine weitere groBe Gruppe von Instituten wird hier zusammen-
fassend als ,Staatsinstitute” bezeichnet. Unter dieser Bezeich-
nung werden die zahlreichen Einrichtungen verstanden, die
ausschlieBlich vom Staat (Bund, Land, mehrere Linder, Bund
und Ldnder) direkt finanziert werden und in einem Staatshaus-
halt voll etatisiert sind. Von dieser Gemeinsamkeit abgesehen
ist die Gruppe nach Aufgaben und Organisation sehr unein-
heitlich.

Frithe Beispiele fiir solche Staatsinstitute in Deutschland sind
das Kaiserliche Gesundheitsamt, das 1876 gegriindet wurde,
und die Physikalisch-Technische Reichsanstalt, die 1887 auf
Initiative von Werner von Siemens unter Leitung von Her-
mann von Helmholtz geschaffen wurde. Die Grindung der
letzteren wurde von der Erkenntnis bestimmt, daB die rasch
fortschreitende Industrialisierung dazu zwinge, fiir natur- und
ingenieurwissenschaftliche Forschungen, die sich ihrer Art
und Ausdehnung nach nicht fiir Hochschulinstitute eignen,
eigene Einrichtungen zu schaffen und sie mit stdandigem Perso-
nal, frei von gleichzeitigen Unterrichtsverpflichtungen, auszu-
statten, Die Physikalisch-Technische Reichsanstalt wurde spéter
das Vorbild fiir die Grindung gleichartiger ausldandischer In-
stitute (u. a. 1900 in London und 1901 in Washington). In
Deutschland folgte diesen ersten Griindungen noch im 19. Jahr-
hundert die Errichtung weiterer Staatsinstitute, insbesondere
auf landwirtschaftlichem Gebiet. Ihre Zahl hat seitdem stark
zugenommen, in der Ubersicht sind rund hundert solcher Ein-
richtungen aufgefiihrt.

Die besondere Form der Staatsinstitute bringt eine Reihe von
Vorziigen und Nachteilen mit sich. Die Vorziige bestehen vor
allem in der vollstdndigen Etatisierung in den jeweiligen Haus-
halten und den sich daraus ergebenden Folgerungen, wie der
Sicherung des Personals, z. T. in Beamtenstellen, der Maglich-
keit zu langfristigen Arbeiten, der Finanzierung aus einer
Quelle usw. Nachteile kénnen sich u. a. aus der Eingliederung
in den Verwaltungsapparat, z. B. fiir die organisatorische Be-
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weglichkeit oder fiir die Verbindung zu anderen Forschungs-
einrichtungen — etwa beim Austausch von wissenschaftlichem
Personal —, ergeben. Besonders besteht die Gefahr der Erstar-
rung, wenn die Institute den fiir Verwaltungsbehorden gelten-
den Regeln des Geschéftsganges und der Beamtenhierarchie
uneingeschrankt unterworfen werden.

Die Organisation von Forschungseinrichtungen in der Form von
staatlichen Anstalten macht einige grundsitzliche Uberlegun-
gen notwendig.

Die Tatigkeit des Forschers ist zumindest hinsichtlich der Me-
thoden und Ergebnisse weisungsfeindlich. Zwischen der bei
Behorden iiblichen monokratischen Organisation des Verwal-
tungsaufbaues und Geschiftsganges und der wissenschaftlichen
Forschungstitigkeit, die auf weitgehende Selbstdndigkeit und
sorgfdltige kollegiale Koordination als notwendige Voraus-
setzungen angewiesen ist, besteht daher eine natiirliche Span-
nung, die zu Gegensdatzen fithren kann. Sie sollten gegebenen-
falls durch entsprechende organisatorische MaBnahmen ausge-
glichen oder doch gemildert werden. Die entsprechenden Rege-
lungen werden jedoch jeweils eine Ausnahme von der im
Offentlichen Dienst sonst iiblichen Organisation darstellen. Es
empfiehlt sich daher, die einzelnen als Bundes- oder Landes-
anstalten organisierten Forschungseinrichtungen daraufhin zu
priifen, ob diese Rechtsform die den Aufgaben angemessene
Organisationsform ist oder ob sie ihre Aufgaben in anderer
Rechtsform besser erfiillen kénnten.

Viele Staatsinstitute sind bestimmten Ministerien fiir die Be-
wadltigung der Aufgaben dieser Ressorts unentbehrlich und
ihnen daher zugeordnet. Andere Forschungseinrichtungen sind
von solchen ,Dienstbarkeiten” frei, sollen aber aus bestimmten
Griinden gleichwohl Staatsinstitute sein. Fiir diese wird emp-
fohlen zu priifen, ob sich nicht eine der besonderen Lage
entsprechende organisatorische Losung dadurch schaffen lieBe,
daB sie dem fiir die Wissenschaftsférderung zustindigen Mi-
nister zugeordnet werden, also in den Ldndern dem Kultus-
minister und im Bund dem Bundesminister fiir wissenschaftliche
Forschung.

Grundsadtzlich sollte der Organisationserla fiir eine For-
schungsanstalt Modifikationen gegeniiber dem gewdhnlichen
Anstaltstyp enthalten, die dem Leiter der Anstalt und seinen
wissenschaftlichen Mitarbeitern denjenigen Spielraum bieten,
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der im Interesse der Forschung noétig ist. Dabei geht es nicht
nur um das Verhdltnis des Staates zu der betreffenden For-
schungsanstalt, sondern nicht minder um deren innere Organi-
sation und hier vor allem um das Verhdltnis des Anstalts-
leiters zu seinen wissenschaftlichen Mitarbeitern. Uber beides
sollte das Organisationsstatut eindeutige Aussagen enthalten.

Ein solches Organisationsstatut miiBte dem Leiter der Anstalt
— oder ihm und den Leitern der verschiedenen Abteilungen
gemeinsam — ein Mitwirkungsrecht bei der Auswahl der
Forschungsgegenstdnde einrdumen. Dieses Recht konnte auch
einem Kollegium eingerdumt werden, das sich aus den Leitern
verschiedener Anstalten zusammensetzt.

Im internen Verhiltnis wédre zu erwdgen, durch eine gewisse
Beschneidung des Weisungsrechtes des Direktors und anderer
leitender Institutsmitglieder den wissenschaftlichen Mitarbei-
tern bei der Ausfiihrung ihnen iibertragener Forschungsauf-
gaben eine gréBere Freiheit zu gewédhren als bisher. Sie sollten
bei der Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln und bei der
Auswahl des bendétigten Personals sinnvolle Bewegungsmég-
lichkeiten haben. Wie weit solche Regelungen gehen kénnen,
muBl im Einzelfall entschieden werden; sie diirfen natiirlich
nicht dazu fiihren, daB die Freiheit fiir institutsfremde Arbeit
miBbraucht wird.

Die Staatsinstitute miissen fiir ihre regelmidBigen Aufgaben
mit Haushaltsmitteln ausreichend ausgestattet sein. Zu diesen
Aufgaben gehdren bei den hier erfaBten Anstalten die For-
schungsvorhaben. Auch die Einzelansitze, wie etwa der fiir
Reisemittel, sollen die besonderen Erfordernisse wissenschaft-
licher Arbeit beriicksichtigen. Die Deutsche Forschungsgemein-
schaft sollte lediglich die zusdtzliche Forderung von bestimmten
einzelnen Forschungsvorhaben iibernehmen.

Die Verschiedenartigkeit der zu der Gruppe der Staatsinstitute
gehorenden Einrichtungen legt fiir die weiteren Empfehlungen
eine Unterteilung nach der Aufgabenstellung nahe, und zwar
in Staatsinstitute, die ausschlieBlich der wissenschaftlichen
Forschung dienen, und Staatsinstitute, die daneben auch staat-
liche Verwaltungsaufgaben wahrnehmen,

Welcher Gruppe die einzelnen staatlichen Einrichtungen zu-
gerechnet werden, entscheidet sich nicht nach Satzungsbestim-
mungen usw., sondern auf Grund einer kritischen Wiirdigung
und Beurteilung der tatsachlichen Arbeit.
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IL. 1. AusschlieBlich der wissenschaftlichen Forschung dienende
Staatsinstitute

In der Gruppe der Staatsinstitute, die ausschlieBlich der wissen-
schaftlichen Forschung dienen, finden sich recht wverschieden-
artige Einrichtungen. Hierher gehoren z. B. das Deutsche
Archdologische Institut in Berlin, das Deutsche Historische
Institut in Rom, das Hahn-Meitner-Institut fiir Kernforschung
in Berlin, die Landessternwarte auf dem Konigstuhl bei Heidel-
berg und das Astronomische Recheninstitut in Heidelberg.

DaB solche Institute als Staatsinstitute organisiert sind, ist oft
nur historisch zu erkldren. Bei vielen wédre auch eine andere
Organisation etwa als Hochschulinstitut oder rechtliche Selb-
standigkeit denkbar. Hier ist die Zweckmé&Bigkeit der bestehen-
den Organisationsform daher mit besonderer Aufmerksamkeit
zu priifen.

Der Staat wird sich bei diesen Instituten aller Eingriffe in die
Unabhéngigkeit und Selbstdndigkeit der Entscheidung der Wis-
senschaftler iiber das Was und das Wie ihrer Forschung ent-
halten miissen. Die Grenzen fiir die Entscheidungsfreiheit
werden durch die Zwedckbestimmung der Einrichtung gesetzt.

II. 2. Staatsinstitute mit Verwaltungsaufgaben

In der Regel nehmen Staatsinstitute neben der wissenschaft-
lichen Forschung in verschieden starkem MaBe Staatsaufgaben
anderer Art wahr. Dabei kann es sich um Priif-, MeB- und Eich-
aufgaben, Kontrollfunktionen verschiedenster Art, Begutach-
tungen, Mafnahmen der Wirtschaftsforderung, die Erarbeitung
von Grundlagen fiir gesetzgeberische oder administrative MabB-
nahmen usw. handeln. Solche Aufgaben werden hier als staat-
liche Verwaltungsaufgaben bezeichnet.

a) Von den zahlreichen Einrichtungen dieser Art hat der Wis-
senschaftsrat in die vorliegende Untersuchung nur die einbe-
zogen, bei denen die wissenschaftliche Forschung neben der
Wahrnehmung von Verwaltungsaufgaben eigenstdndige Auf-
gabe ist. Hierher gehéren z.B. das Deutsche Hydrographische
Institut, der Deutsche Wetterdienst, die Physikalisch-Technische
Bundesanstalt, das Bundesgesundheitsamt, die Bundesanstalt
fiir Landeskunde und Raumforschung, die Bundesanstalt fiir
Materialpriifung, die Bundesanstalt fiir Bodenforschung, die
Biologische Bundesanstalt fiir Land- und Forstwirtschaft, die
Geologischen Landesamter.
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Bei Einrichtungen dieser Art schafft das Nebeneinander von
Verwaltungsaufgaben und Forschung in vielen Fallen Gegen-
satze. Hier ist es wichtig, zwischen der den Verwaltungsauf-
gaben angemessenen hierarchischen Organisationsform und der
der wissenschaftlichen Forschung angemessenen Selbstandigkeit
und Gleichordnung einen Ausgleich zu finden. Es sollte nicht
iibersehen werden, daB bei manchen Staatsinstituten besonders
giinstige personelle und apparative Voraussetzungen fiir wis-
senschaftliche Gruppenarbeit iiber die engeren Abteilungs-
grenzen hinweg bestehen. Einige dieser Institute pflegen eine
enge internationale Zusammenarbeit, indem sie Teilaufgaben
aus internationalen Projekten i{ibernehmen. Es ist erwiinscht,
hieran junge Mitarbeiter intensiv zu beteiligen. Im tiibrigen
sollte durch zweckmédBige Organisation, angemessene Ausstat-
tung und geeignete Handhabung der Mittelbewirtschaftung und
der Dienstaufsicht dafiir gesorgt werden, dafl den wissenschaft-
lichen Mitarbeitern stets hinreichend Gelegenheit zu selbstdn-
diger wissenschaftlicher Arbeit gegeben wird.

Eine Reihe von Staatsinstituten befaBt sich mit Forschungs-
und Entwicklungsarbeiten, um nutzbare Ergebnisse fiir Wirt-
schaftskreise zu erzielen, die diese Arbeiten allein nicht leisten
kénnen. Der Zweck dieser Einrichtungen ist also Wirtschafts-
forderung. Der Aufwand fiir diese Institute muB daran ge-
messen werden, ob und wieweit dieser Zweck erreicht wird.
Zwischen Aufwand und moéglichem Ertrag sollte ein angemesse-
nes Verhdltnis bestehen. Dazu wiirde beitragen, wenn die
NutznieBer der Ergebnisse von Forschungsvorhaben sich an
den hierfiir erforderlichen Kosten beteiligen. Das ist zwar in
manchen Bereichen, wie insbesondere der Landwirtschaft, schon
aus strukturellen Griinden nur schwer zu verwirklichen, in
vielen anderen Bereichen aber moglich und anzustreben.

b) Staatsinstitute, die zwar mit wissenschaftlichen Methoden
und auf wissenschaftlicher Grundlage arbeiten, jedoch ganz
iiberwiegend staatliche Verwaltungsaufgaben wahrnehmen und
nicht eigentliche Forschungsaufgaben zu leisten haben, sind in
diese Untersuchung nicht einbezogen. Das gilt auch dann, wenn
in ihnen ein gewisses MaB an Forschungsarbeit, hauptsiachlich
fir die Weiter- oder auch Neuentwicklung von wissenschaft-
lichen Methoden, zur Erfiillung ihrer Aufgaben geleistet wird.
Einrichtungen dieser Art sind beispielsweise: Bakteriologische
Untersuchungsanstalten, Chemische Untersuchungsamter, Impf-
anstalten, Landesanstalten fiir Gewdsserkunde, Landesplanungs-
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amter, Landesvermessungsamter, Medizinal-Untersuchungs-
amter, Statistische Amter, Veterinaruntersuchungsédmter, Vogel-
schutzwarten.

B. III. Anlagen der GrofBforschung

Die Entwicklung der naturwissenschaftlichen und technischen
Forschung fiihrte auf bestimmten Gebieten schon seit Jahr-
zehnten, in verstirktem MaBe aber widhrend des Zweiten
Weltkriegs und in der Folgezeit in zahlreichen Landern zu dem
Aufbau von Forschungsanlagen, die sich nicht nur durch ihre
GroBe von den herkémmlichen Forschungsstatten unterscheiden.
In einigen Fédllen gingen die ersten Impulse zu diesen neuen
Formen von den Erfordernissen der Landesverteidigung aus.
Es zeigte sich jedoch bald, daB die Forschung véllig unabhéngig
davon solcher Einrichtungen bedarf, um auf bestimmten Gebie-
ten die von ihr selbst gestellten Aufgaben zu erfiillen. Im
angelsachsischen Sprachbereich hat sich fiir die Anlagen der
Kern- und der Weltraumforschung der Begriff ,big science”
eingebiirgert. Der Begriff 1aBt sich vielleicht am einfachsten
mit ,GroBforschung” wiedergeben. Er sollte jedoch nicht auf
die genannten Gebiete beschrankt werden, sondern auch andere
Bereiche, wie z. B. die viel dltere Flugforschung, einschlieBen./

IIL. 1. Kennzeichnung der Grofiforschung

Die herkémmlichen wissenschaftlichen Institutionen besitzen
nach GroéBe und Ausgestaltung eine beachtliche Variations-
breite. Es ist daher notwendig, die Anlagen der GrofBforschung
von ihnen abzugrenzen. '

Die Anlagen der GroBforschung dienen Aufgaben, die nach
unserer gegenwdrtigen Erkenntnis nur unter Voraussetzungen
erfolgversprechend bearbeitet werden konnen, wie sie bei den
herkémmlichen Institutionen im Bereich der Wissenschaft oder
der Industrie nicht gegeben sind. Derartige Aufgaben stellen
sich z. Z. vor allem im Bereich der Kern-, Flug- und Weltraum-
forschung. Solche Aufgaben lassen sich wegen des erforder-
lichen Aufwands héufig nicht mehr allein im nationalen Rahmen
erfiillen, sondern erfordern eine wachsende internationale
Zusammenarbeit und dariiber hinaus organisatorische Zusam-
menschliisse. Beispiele dafiir sind der Euratomvertrag und die
Ubereinkommen zur Griindung einer Europdischen Weltraum-
forschungs-Organisation (ESRO) und zur Griindung einer Euro-
paischen Organisation fiir die Entwicklung und den Bau von
Raumfahrzeugtrdagern (ELDO).
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a) AuBere Merkmale

Art und Umfang der Aufgaben bedingen die GréBe der An-

lagen (Bauten, Einrichtungen und Gerdte) und die Zahl der
wissenschaftlichen, technischen und administrativen Krafte sowie
damit den finanziellen Bedarf. Die ,kritische MindestgroBe”
dieser duBeren Merkmale liegt bei den Anlagen der GroB-
forschung wesentlich iiber dem Umfang eines herkémmlichen
Einzelinstituts! Es ist allerdings darauf hinzuweisen, daB in der
Max-Planck-Gesellschaft und selbst im Verband der Hoch-
schulen in der jiingeren Vergangenheit Institute geschaffen
wurden, die in ihrer GroBe das frither libliche Mal erheblich
ibersteigen. Diese Entwicklung muB sich fortsetzen, wenn
gewadhrleistet sein soll, daB die moderne Forschung auch in
diesen Institutionen betrieben werden kann.

In den GroBforschungszentren bilden hdufig ein oder mehrere
in Bau und Betrieb sehr aufwendige Anlagen (z.B. Beschleu-
niger, Reaktoren, Radioteleskope, Windkanéle) den auch von
aufen leicht erkennbaren Mittelpunkt. Diese Anlagen sind in
der Regel von Instituten und Einrichtungen umgeben, in denen
spezielle wissenschaftliche Probleme bearbeitet werden oder
die dem Betrieb sowie sonstigen allgemeinen Aufgaben dienen.

Zahl und Art dieser Einrichtungen hangen stark vom Charakter
der zentralen Anlage ab. Ein GroBbeschleuniger kann vielen,
auch rdumlich entfernten Instituten als gemeinsames Hilfsmittel
fiir die Forschung dienen. Ein Teil der an ihm mdéglichen und
erwunschten wissenschaftlichen Arbeit kann von auswadrtigen
Gastgruppen geleistet werden. Angehérige der Gastgruppe
werden sich zwedkmdBigerweise an der Vorbereitung der Ex-
perimente am Ort des Beschleunigers selbst beteiligen, wéahrend
die bei den Experimenten gewonnenen Daten weitgehend
»Zu Hause" ausgewertet werden kénnen. Der Erfolg von Gast-
gruppen hidngt aber — wie die Erfahrung zeigt — davon ab,
daB ein permanenter Stab von Forschern fiir die Kontinuitdt
in der technischen Weiterentwicklung und in der wissenschaft-
lichen Ausnutzung der vorhandenen Einrichtungen sorgt.

Bei Reaktoren und den oft damit verbundenen ,heiBen Labora-
torien” ist dagegen eine stindige enge raumliche Verbindung
zwischen Forschern, Technikern und der zentralen Anlage er-
forderlich, so daB hier ein Kranz von Instituten verschiedener
Fachrichtungen entsteht, Dies gilt besonders dann, wenn die
zentrale Anlage selbst Gegenstand der Forschung und nicht
nur deren Hilfsmittel ist.
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b) Strukturelle Merkmale

Die Art der Aufgabe bestimmt nicht nur die duBere GréBe,
sondern auch die innere Struktur der Forschungsanlage. Der
Erfolg der Arbeit in dem vorgegebenen duBeren Rahmen ist an
bestimmte Bedingungen gebunden, durch die bestimmte Formen
geprdagt werden:

— stdndige enge Zusammenarbeit von Wissenschaftlern ver-
schiedener Fachgebiete an vorgegebenen gemeinsamen Auf-
gaben;

— interne Koordination der Arbeitsgruppen und Regelung der
Benutzung gemeinsamer Forschungseinrichtungen;

— harmonisches Zusammenwirken der wissenschaftlichen Ar-
beit mit dem technischen Ablauf und der administrativen
Tatigkeit unter dem Primat der wissenschaftlichen Ziel-
setzung;

— Freiheit der Forschung mit der MaBgabe, daB nach den
Gesetzen des GroBbetriebes von den einzelnen selbstdndi-
gen Mitarbeitern ein hohes MaB an Fahigkeit und Bereit-
schaft zur Einordnung erwartet werden mubB.

ITI. 2. Finanzierung

Die GroBforschung wird zur Zeit — und nicht nur in der
Bundesrepublik — ausschlieBlich oder iiberwiegend aus &6ffent-  Uffentliche
lichen Mitteln finanziert. Dem Staat erwéchst hier eine wichtige
Aufgabe, weil es sich entweder unmittelbar und ausschlieBlich

um Staatsaufgaben handelt (z. B. Landesverteidigung) oder weil

da, wo wirtschaftliche Interessen mitspielen, die lange Dauer

und die Uniibersehbarkeit des Risikos eine staatliche Beteili-

gung unvermeidlich machen. Das schlieBt nicht aus, daB sich

der Staat — besonders in anwendungsnahen Bereichen der
Forschung — mit anderen Partnern, vor allem mit der Industrie,
zusammenschlieft, um bestimmte GroBeinrichtungen zu finan-
zieren.

Vor jeder Neugriindung mit unmittelbarer staatlicher Beteili-
gung sollte eingehend gepriift werden, ob die neuen Aufgaben
nicht von bestehenden Einrichtungen der Wissenschaft be-
arbeitet werden kénnen.

III. 3. Rechtsform

In der Bundesrepublik ist keine der GroBforschungsanlagen
eine Staatsanstalt, wie dies z. B. in Frankreich und England die
Regel ist. Als maBgebende Griinde dafiir werden meist die
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Nachteile der strengen Bindung an die derzeit geltenden haus-
haltsrechtlichen Vorschriften angefiihrt, die fiir den Bereich der
offentlichen Verwaltung entwickelt wurden, aber den Erforder-
nissen der Forschung nicht gerecht werden. Hinzu kommt, daB
der Aufwand fiir Errichtung und Betrieb einer GroBforschungs-
anlage in der Regel die Partnerschaft mehrerer (6ffentlicher
oder privater) Finanztrager wiinschenswert macht. So haben
sich Bund, Linder und zum Teil auch die Wirtschaft in Orga-
nisationsformen des Privatrechts (Gesellschaft mit beschrinkter
Haftung, eingetragener Verein, privatrechtliche Stiftung) zu
diesem Zweck zusammengefunden.

Die Organisationsformen des Privatrechts weisen aber fiir diese
Einrichtungen neben Vorziigen eine Reihe von Nachteilen auf.
Unglinstig bemerkbar macht sich vor allem die fehlende Ver-
bindung und Wechselwirkung mit staatlichen Einrichtungen.
Weder ist ein ungehinderter Personalaustausch mit dem &ffent-
lichen Dienst (Hochschule, Verwaltung) méglich, noch konnen
sich die privaten Rechtstrdger der oft zweckmadaBigen ,Amts-
hilfe* o6ffentlicher Einrichtungen (Preispriifungen, Kontrollen)
in wiinschenswerter Weise bedienen. Deshalb sollte gepriift
werden, ob nicht durch eine geeignete Kombination éffentlich-
rechtlicher und privatrechtlicher Elemente unter besonderer
Beriicksichtigung des Gedankens der Partnerschaft eine neue
Form fiir die Rechtstrédgerschaft von GroBforschungseinrichtun-
gen entwickelt werden kann. Eine solche Form der Rechts-
tragerschaft konnte dann auch als Modell fiir andere For-
schungseinrichtungen dienen.

ITI, 4. Organisation

Die innere Organisation der GroBforschungseinrichtungen soll
die fiir die wissenschaftliche Produktivitdt unentbehrliche Frei-
heit der Forschung mit der notwendigen Zusammenarbeit
zwischen verschiedenen Fachrichtungen und der Einordnung
in die Gruppenarbeit in Einklang bringen.

Es ist vor allem Aufgabe der Leitung, diese Synthese zu
fordern und zu lenken. Das Prinzip des Zusammenwirkens sollte
auch in der Leitung selbst seinen Ausdruck finden. Daher er-
scheint es zweckmadBig, die Leitung einem kollegialen Gremium
anzuvertrauen, das jedoch, um wirklich arbeitsféahig zu sein,
klein an Zahl bleiben muB. Besonders bei solchen Einrichtungen
der GroBforschung, in denen mehrere Einzelinstitute zusammen-
gefaBt sind, hat es sich bewéhrt, einen hervorragenden Wissen-
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schaftler — meist auf Zeit im turnusméBigen Wechsel — mit
der Vertretung der gesamtwissenschaftlichen Belange nach
innen und auBen zu betrauen. IThm zur Seite stehen besonders
qualifizierte Fachleute, die fiir den reibungslosen technischen
Ablauf, d.h. fiir Aufbau, Ausbau und Betrieb, und fiir die
administrativen Angelegenheiten, d.h. filir Finanzwirtschaft
und allgemeine Verwaltung, zustdndig sind. Diese Regelung
kann den besonderen Erfordernissen und den personellen
Gegebenheiten entsprechend auch erweitert oder modifiziert
werden. Wesentlich bleibt jedoch, daB von gleichrangigen Per-
sonlichkeiten im kollegialen Rahmen eine Gesamtverantwor-
tung libernommen wird, die iiber den eigenen Zustandigkeits-
bereich hinaus sich stets am Ganzen orientiert.

Voraussetzung fiir eine erfolgreiche Arbeit in diesen Anlagen Verhiltnis
ist eine lebendige Wechselwirkung mit anderen Forschungs- ;:ogf:dmlen
stellen im In- und Ausland, insbesondere den wissenschaft-

lichen Hochschulen. Mindestens ein Teil der Wissenschaftler

sollte Lehrfunktionen an Hochschulen wahrnehmen; fortge-

schrittene Studenten sollten die Moglichkeit erhalten, ihre

Studien an den Forschungsanlagen zu betreiben.

IIL. 5. Einrichtungen fiir Flug- und Weltraumforschung

Die in der Deutschen Gesellschaft fiir Flugwissenschaften zu- Deutsche Ge-
sammengefaBten Anstalten fiir die Flug- und Weltraumfor- ;T::;i‘f;;;“’
schung miissen an dieser Stelle besonders erwdhnt werden. Die  saaften
Deutsche Gesellschaft fiir Flugwissenschaften selbst bildet nur

einen Dachverband fiir die rechtlich an sich selbstdndigen An-

stalten, nimmt aber fiir diese Einrichtungen Aufgaben der
Koordination, der Forschungs- und Finanzplanung und der Ver-

tretung gemeinsamer Interessen wahr. Unter einer verhdltnis-

méaBig straffen zentralen Leitung werden die Forschungsaufgaben
untereinander abgestimmt und auf die einzelnen Anstalten ver-

teilt. Dem finanziellen Aufwand und der Zahl des beschaftigten

Personals nach gehért die Gesellschaft mit den ihr angeschlos-

senen Anstalten zur GroBforschung. Manche der Empfehlungen

fiir diese sind daher auch auf sie anwendbar.

Fiir die extraterrestrische Forschung haben sich eigene Anlagen  Extra-

der GroBforschung noch nicht herausgebildet, obwohl zur GroB- ;::::::;‘:;‘e
forschung insofern eine Verwandtschaft besteht, als auch hier

enge Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Fdchern (Astro-

physik, Geophysik, Meteorologie usw.) und langwierige instru-

mentelle Entwicklungsarbeiten erforderlich sind. Das Gebiet,

das es vor wenigen Jahren in diesem Sinne noch nicht gab,
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hat inzwischen an mehreren Hochschulen und an verschiedenen
Forschungseinrichtungen auBerhalb der Hochschulen einen
festen Platz gefunden. Zu nennen ist hier vor allem das Max-
Planck-Institut fiir Physik und Astrophysik mit dem Institut
fiir Extraterrestrische Forschung.

B.IV. Der Wirtschaftsforderung dienende nichtstaatliche
Institute

Eine Gruppe von Instituten ist aus der Erfahrung entstanden,
daB die Leistungsfdhigkeit der Wirtschaft zunehmend vom
Fortschritt in Wissenschaft und Technik abhdngt. Unter diesem
wirtschaftspolitisch wichtigen Aspekt sind vor allem zwei
Bereiche der Forschung zu sehen, die im folgenden zwar
getrennt behandelt werden, sich aber in mancher Hinsicht
erganzen oder auch {iiberschneiden, ndmlich die industrielle
Gemeinschaftsforschung und die Vertrags- oder Auftragsfor-
schung.

IV. 1. Die industrielle Gemeinschaftsforschung

Wihrend die GroBindustrie werkseigene Forschung in erheb-
lichem Umfange betreibt, verfiigt die Klein- und Mittelindustrie
nicht tber die hierzu notwendigen Voraussetzungen. Sie hat
deshalb andere Wege gesucht, um die zur Erhaltung ihrer
Wettbewerbskraft erforderliche Forschung durchzufiihren, und
mit staatlicher Unterstiitzung industrielle Forschungsvereini-
gungen gegriindet.

Die durch diese Forschungsvereinigungen veranlaBte Gemein-
schaftsforschung wird in eigenen Instituten der Forschungs-
vereinigungen durchgefiihrt und zum kleineren Teil als Auf-
trage an Hochschulinstitute und Max-Planck-Institute, Bundes-
und Landesanstalten usw. vergeben. In den Instituten der
Gemeinschaftsforschung arbeiten vielfach Praxis und Wissen-
schaft zu beiderseitigem Nutzen eng zusammen. Die industrielle
Gemeinschaftsforschung dient der Lésung wirtschaftnaher Pro-
bleme und der Untersuchung der wissenschaftlichen Grundlagen
auf dem Gebiet eines Wirtschaftszweiges. Die Ergebnisse dieser
meist anwendungsnahen Forschung kommen jeweils einer
ganzen Branche zugute.

Die rechtlich und haushaltsmédBig selbstdndigen industriellen
Forschungsvereinigungen mit ihren Instituten haben sich zum
groBeren Teil in einem Dachverband, der Arbeitsgemeinschaft
Industrieller Forschungsvereinigungen e.V. (AIF), zusammen-
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geschlossen. Nach ihrer Satzung verfolgt die AIF das Ziel, die
industrielle und gewerbliche Gemeinschaftsforschung u.a. mit
folgenden MaBnahmen zu férdern: Zusammenschluf der For-
schungsvereinigungen, Forderung des Erfahrungsaustausches,
Koordinierung von Forschungsaufgaben, Bildung von Schwer-
punktprogrammen, Wahrnehmung von gemeinschaftlichen Inter-
essen der Mitgliedsvereinigungen und Kontakt zu zustdndigen
Behorden, Vor allem berédt und unterstiitzt die AIF ihre Mit-
glieder bei Antragen auf Bereitstellung offentlicher Mittel fir
Zwedke der Gemeinschaftsforschung, die das Bundeswirtschafts-
ministerium fiir bestimmte Forschungsvorhaben zur Verfiigung
stellt. Dabei wird so verfahren, daB ein Bewilligungsausschufl
der AIF nach Priifung des Forschungsvorhabens durch unab-
hiangige Gutachter vorschldgt, das Vorhaben zu genehmigen
oder abzulehnen bzw. abzudndern; das Ministerium teilt dann
die Mittel zu.

Dariiber hinaus ist die AIF bestrebt, mit Hilfe ihres Wissen-
schaftlichen Rats, dem Delegierte der Mitgliedsvereinigungen
angehoren, fiir den Erfahrungsaustausch zwischen den einzelnen
Instituten zu sorgen.

Die Institute der Gemeinschaftsforschung werden von der Finanzierung
Industrie unterhalten. Zum Teil erhalten sie Zuschiisse der

Linder zu den laufenden Kosten. Das Bundeswirtschafts-
ministerium gewdahrt dariiber hinaus Zuschiisse fiir Forschungs-

vorhaben, die auf grundsétzliche Fragen ausgerichtet sind und

mit denen Probleme bearbeitet werden sollen, aus deren Losung

einzelnen Firmen kein unmittelbarer Nutzen erwdchst, die

aber Grundlagen fir die kiinftige anwendungsnahe Forschung

und die Entwidklungstétigkeit der Industrie bilden sollen.

Die Gewihrung von Zuschiissen wird davon abhdngig gemacht,
daB die betreffende Wirtschaftsgruppe die Gemeinschaftsfor-
schung auf dem jeweiligen Gebiet in ausreichendem Mable
férdert. Hierdurch soll die Forschungswilligkeit der Industrie
stimuliert werden. Im allgemeinen wird eine Foérderung zu
gleichen Anteilen vorausgesetzt, doch werden bei finanz-
schwachen Wirtschaftszweigen und solchen, bei denen sich die
Forschung erst in den Anfangen befindet, auch hohere ZuschuB-
quoten durch den Staat gewahrt.

Organisation und Verfahren der Bewilligung &ffentlicher Zu-
schiisse haben sich im ganzen bewdhrt. Allerdings hat die
Bewilligung von Zuschiissen nur fiir Einzelforschungsvorhaben
zur Folge, daB — abgesehen von erheblichem Verwaltungsauf-
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wand — die Arbeitsfahigkeit der Institute jeweils von der
Bewilligung der Zuschiisse abhéngt. Es wird deshalb empfohlen,
jedenfalls die bewahrten, in ihrer wissenschaftlichen Arbeit
anerkannten Institute mit Grundzuschiissen zu fordern.

Besonders dringlich ist die Gewédhrung von Grundzuschiissen
an Institute in Wirtschaftsbereichen mit einer stark zersplitter-
ten Klein- und Mittelindustrie, die nur schwer in der Lage ist,
den Grundbedarf in ausreichendem MaBe zu tragen. Dasselbe
gilt fiir die Forschungsinstitute, deren Arbeitsgebiete sich nicht
eindeutig auf eine bestimmte Branche, sondern auf mehrere
erstrecken. Fir diese Institute fiihlt sich kein Wirtschaftszweig
voll verantwortlich, ihre Grundfinanzierung ist daher durch
Zuwendungen der Wirtschaft haufig noch weniger gesichert.
Dies gilt vor allem dann, wenn diese Wirtschaftszweige
wiederum vorwiegend aus Klein- und Mittelbetrieben bestehen.

Um die Forderung der industriellen Gemeinschaftsforschung
durch Bund und Lénder wirkungsvoll zu koordinieren, sollten
die hierfiir zur Verfligung stehenden staatlichen Mittel — nicht
nur die des Bundesministeriums fiir Wirtschaft — iiber die
AIF abgewickelt werden. Ferner wiirde es zu einer wirkungs-
volleren Férderung der Forschung durch die AIF beitragen,
wenn ihre Befugnisse bei der Mittelvergabe in Anlehnung an
das Verfahren der Deutschen Forschungsgemeinschaft erweitert
wiirden,

IV. 2. Die Vertrags- oder Auftragsforschung

Die wirtschaftsférdernde Forschung beschriankt sich nicht auf
den Bereich der industriellen Gemeinschaftsforschung, vielmehr
ist zu ihr in erheblichem Umfang auch die Forschung zu zéihlen,
die auf Grund eines Vertrages zwischen Wirtschaftsunter-
nehmen, Wirtschaftsvereinigungen oder der 6ffentlichen Hand
einerseits und Forschern oder Forschungsstitten andererseits
erfolgt. Von dieser Vertragsforschung oder Auftragsforschung
wird in den letzten Jahrzehnten zunehmend Gebrauch gemacht.

Die Vertragsforschung hat fiir den Auftraggeber den Vorzug,
daB Forschung zu seinem ausschlieBlichen Nutzen betrieben
wird, ohne daB er dafiir eigene Institute errichten oder erwei-
tern miiBte, deren rationelle Ausnutzung zweifelhaft wiére.
Uberdies kann dhnlich wie bei der Gemeinschaftsforschung
zwischen Auftraggebern und Wissenschaftlern eine Wechsel-
wirkung entstehen, die fiir beide Teile anregend ist. Zu den
Voraussetzungen fiir das Zustandekommen eines Forschungs-
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vertrages gehort, daB die wissenschaftlichen und organisa-
torischen Bedingungen derart sind, daB die Probleme des Auf-
traggebers verlaBlich und ziigig gelost werden konnen. Einen
Anhaltspunkt dafiir bieten vor allem die Verdffentlichungen
der Forschungseinrichtung, die im einzelnen tber ihr Arbeits-
gebiet und ihr wissenschaftliches Niveau Aufschluf geben und
Anknupfungspunkte aufzeigen.

Aus der groBen Zahl von Einrichtungen, die Vertragsforschung
betreiben, werden im folgenden nur diejenigen behandelt, die
auf die Ausfiihrung solcher Vertrdge besonders ausgerichtet
sind. In diesem Zusammenhang ist das von amerikanischer
Seite gegriindete deutsche Battelle-Institut in Frankfurt a. M.
zu nennen, das nicht auf einen einzelnen Bereich spezialisiert,
sondern auf vielen Gebieten der angewandten Forschung tatig
ist. Da das Institut keine Zuschiisse aus Offentlichen Mitteln
erhélt, ist es nicht in die Untersuchung einbezogen.

Die Fraunhofer-Gesellschaft zur Forderung der angewandten Fraunhofer-
Forschung e.V. in Miinchen ist eine Trdgerorganisation, die Gesellshett
insgesamt 13 Institute zusammenschlieBt. Sie hat sich die Auf-

gabe gestellt, eine Briicke zwischen der Grundlagenforschung

und der technischen Entwicklung und Fertigung zu schlagen.

Ihre Hauptaufgaben sind: Forderung wirtschaftsnaher For-

schung, Férderung der Vertragsforschung, Verwaltungshilfe bei

der Abwicklung wissenschaftlicher Arbeiten (Abrechnung usw.),

Hilfe bei der Patentierung und Verwertung von Forschungs-
ergebnissen und Erfindungen.

Durch die staatlichen Zuschiisse, die die Gesellschaft erhalt,
soll erreicht werden, daBl der Industrie leistungsfahige Institute
fiir die Vertragsforschung zur Verfligung stehen, ohne dab
diese ausschlieBlich auf solche Vertrage angewiesen sind.

In ihrer Gesamtheit iiberdecken die Institute der Fraunhofer-
Gesellschaft gegenwadrtig keinen geschlossenen Bereich der
angewandten Forschung. Der Gesellschaft gehoren zwar einige
Institute an, die Querschnittsaufgaben wahrnehmen und inso-
fern fiir verschiedene Wirtschaftsbereiche tatig werden konnen.
Insgesamt macht die Zusammensetzung des Institutsbestandes
jedoch einen etwas zufélligen Eindruck. Um die in der Satzung
vorgesehenen Aufgaben erfiillen zu konnen, wére ein plan-
maBiger Ausbau der Gesellschaft notwendig.

Uber die Aufgaben der Fraunhofer-Gesellschaft fiir das Bundes-
ministerium der Verteidigung wird im Abschnitt E (S. 84 ff.)
berichtet.
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Angesichts der dargestellten Vorteile der Vertragsforschung
fir Wirtschaft und Technik wird zu erwdgen sein, ob mehr
als bisher zu ihrer Foérderung geschehen sollte. Die Uberlegun-
gen sollten zundachst der Zusammenfassung und dem Ausbau
vorhandener Institute gelten, insbesondere unter dem Gesichts-
punkt, mehrere Fachbereiche in einer Einrichtung zu vereinigen.
Neugrindungen von Spezialinstituten sollten nur dann erfolgen,
wenn empfindliche Licken zu schlieBen sind.

IV. 3. Zusammenfassung

Zusammenfassend ist festzustellen, daB manche Bereiche der
industriellen Gemeinschaftsforschung und der Vertragsforschung
organisatorisch zersplittert sind. Das Forschungspotential miifite
durch eine Vereinfachung der Organisationsformen gestérkt
werden. Kleine und kleinste Institute sollten in gréBeren und
leistungsfdahigeren Einheiten zusammengefaBt werden. Dariiber
hinaus sollte gepriift werden, ob nicht eine Einrichtung ge-
schaffen werden konnte, die — dhnlich wie das Battelle-Institut
oder die Zentrale Organisation fiir angewandte naturwissen-
schaftliche Forschung (TNO) in den Niederlanden — in der Lage
ist, Aufgaben der Vertragsforschung auf vielen Gebieten zu
libernehmen. Anzustreben wére weiter, fiir die Institute der
angewandten Forschung eine gréBere gemeinsame Trédgerorga-
nisation zu schaffen, um damit die Zufélligkeiten der gegen-
wadrtigen Organisation zu {iberwinden und der Bedeutung der
angewandten Forschung besser gerecht zu werden.

B. V. Institute ,an” der Hochschule

V. 1. Kennzeichnung

Eine Anzahl von Forschungseinrichtungen bezeichnet sich als
Institute ,an“ oder auch ,bei” Universititen oder Technischen
Hochschulen. Die Verbindung zu einer Hochschule kann sich
auch aus anderen Umstdnden ergeben, etwa daraus, daB Insti-
tute, die keine Hochschulinstitute sind, in das Vorlesungsver-
zeichnis aufgenommen werden. Die Verbindung zu der Hoch-
schule ist bei den zahlreichen, unter sich nach GréBe und
Aufgabenstellung sehr unterschiedlichen Institute dieser Art
hdufig nicht ndher bestimmbar. Fiir diese Gruppe von Instituten,
die weiter aufgegliedert werden kann, sind gemeinsame Emp-
fehlungen moglich und notig. Insgesamt sind in der Ubersicht
iber die Forschungseinrichtungen iiber 50 Institute dieser Art
enthalten.
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Ein gemeinsames Kriterium fiir die Aufgaben der Institute, die
diese Organisationsform haben, ist nicht erkennbar. Ebenso
ist schwer bestimmbar, welche spezifischen Aufgaben diese
Form erfordern. Offenbar sind auch die Bedingungen, unter
denen die Hochschulen oder die Hochschulverwaltungen recht-
lich selbstdndigen Forschungseinrichtungen gestatten, sich als
Institute ,an” der Hochschule zu bezeichnen, an einer Reihe
von Hochschulen nicht geregelt, jedenfalls scheinen sie von
Ort zu Ort verschieden zu sein.

Im einzelnen lassen sich drei Arten von Instituten ,an" einer Gruppen
Hochschule unterscheiden, namlich

a) Institute, die parallel zu Hochschulinstituten mit gleicher
oder dhnlicher Aufgabe bestehen und deren Leiter der
Direktor des Hochschulinstituts und Inhaber des entspre-
chenden Lehrstuhles ist,

b) Institute, denen kein Hochschulinstitut mit gleichen Auf-
gaben entspricht, deren Leiter aber der Inhaber eines Lehr-
stuhles mit gleicher oder dhnlicher Aufgabe ist,

c) Institute, denen kein Hochschulinstitut mit gleicher Aufgabe
entspricht und deren Leiter entweder nicht Lehrstuhlinhaber
der Hochschule oder Inhaber eines Lehrstuhles mit anderem
Aufgabengebiet ist.

V. 2. Empfehlungen

Den Hochschulen und den Hochschulverwaltungen wird emp-

fohlen, die Voraussetzungen, unter denen Institute ,an” der

Hochschule zugelassen werden, zu regeln und dabei Grundsdtze Regeln fir die
aufzustellen, die die wissenschaftliche Unabhédngigkeit der- Zuvlassung
artiger Institute sichern.

Ein Beispiel fiir eine solche Regelung bietet die Verfassung
der Universitat K6ln. Sie bestimmt, daB Institute, die vornehm-
lich der Forschung dienen und ganz oder zum iliberwiegenden
Teil aus Mitteln finanziert werden, die nicht Haushaltsmittel
der Universitat sind, als Institute an der Universitit einge-
richtet werden kénnen, wenn sie eine auf Vorschlag der zu-
stdndigen Fakultat vom Senat genehmigte Satzung aufweisen.
Die darin enthaltenen Bestimmungen sollen die wissenschaft-
liche Unabhingigkeit des Instituts von den Geldgebern und
seine Verbindung mit der Hochschule sichern, sowie eine Kon-
trolle iiber die Haushaltsfiihrung und die Qualitdit seiner
Arbeit ermdéglichen.
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Im dbrigen muB zwischen den drei Arten von Instituten an der
Hochschule unterschieden werden.

a) Bei Instituten, die neben einem Hochschulinstitut gleicher
Aufgabe bestehen, liegt die Vermutung nahe, daB sie errichtet
wurden, um die Finanzierung von Forschungsaufgaben zu er-
leichtern. Eine Anzahl dieser Forschungsinstitute ist offenbar
darauf zuriickzufiithren, daB die Leiter von Hochschulinstituten
nach Ausweichmdoglichkeiten aus der Beengung durch die staat-
lichen Haushaltsbestimmungen suchten oder zusitzliche Mittel,
sei es vom Staat, sei es von privaten Geldgebern, nur erhalten
konnten, wenn dafiir ein eigenes Institut als Rechtstrdger ge-
grindet wurde.

Soweit solche Parallelinstitute bei einer entsprechenden Aus-
stattung der Hochschulinstitute und gewissen haushaltsrecht-
lichen Erleichterungen — wie in Abschnitt D (vgl. S. 64 ff)
vorgeschlagen — uberfliissig sind, kann ihre weitere Férderung
mit offentlichen Mitteln nicht empfohlen werden. Vorausset-
zung fiir den Wegfall der staatlichen Zuschiisse ist, daB die
Etats der entsprechenden Hochschulinstitute auf einen Stand
gebracht werden, der es ihnen erlaubt, sachlich begriindete
Forschungsaufgaben von dem Parallelinstitut zu iibernehmen.
Auf Zuschiisse privater Geldgeber braucht deswegen nicht ver-
zichtet zu werden, sie kénnen auch einem Hochschulinstitut
zugutekommen.

b) Institute an der Hochschule, neben denen es kein Hochschul-
institut mit gleichen Aufgaben gibt, deren Leiter aber der
Inhaber eines Lehrstuhles mit der gleichen oder einer dhnlichen
Aufgabe ist, sind verhéltnisméBig zahlreich.

Die Aufgaben dieser Institute liegen hdufig auf Gebieten sehr
spezieller Art, an deren Bearbeitung Kreise der Wirtschaft,
sonstige private Kreise oder auch bestimmte offentliche Ver-
waltungen interessiert sind und fiir die sie daher Mittel zur
Verfligung stellen (z.B. Institut fiir das Recht der Wasser-
wirtschaft an der Universitdt Bonn, Forschungsstelle fiir allge-
meine und textile Marktwirtschaft an der Universitdt Miinster).

Es fragt sich, ob es notwendig ist, solche Institute als Institute
«an” der Hochschule zu organisieren. Gegen die Organisation
als Institut ,an" der Hochschule spricht die mégliche Gefihr-
dung der wissenschaftlichen Unabhidngigkeit. Andererseits sind
gerade solche Institute besonders geeignet, die Hochschule in
Verbindung zu einschlagigen Wirtschaftskreisen und 6ffent-
lichen Verwaltungen zu bringen. Vor- und Nachteile miissen
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gegeneinander abgewogen werden. Der Férderung von Insti-
tuten dieses Typs kann dann zugestimmt werden, wenn ihre
wissenschaftliche Unabhédngigkeit gewihrleistet ist.

Andere Institute dieser Gruppe arbeiten nicht auf derart spe-
ziellen Gebieten. Sie sind als Institute ,an” der Hochschule
organisiert, obwohl sie vorwiegend die Aufgaben eines Hoch-
schulinstituts wahrnehmen (Beispiele: Forschungsinstitut fiir
Kraftfahrwesen und Fahrzeugmotoren an der Technischen Hoch-
schule Stuttgart, Institut fiir Sozialforschung, Frankfurt a. M.).
Die besondere Organisationsform ist meist nur aus ihrer Ent-
stehungsgeschichte zu erkldren. Hier wird in jedem Einzel-
fall zu prifen sein, ob die Umwandlung in ein Hochschul-
institut den Aufgaben nicht besser entsprechen wiirde.

c) Die Aufgaben der dritten Gruppe von Instituten an der
Hochschule — also denjenigen, neben denen kein Hochschul-
institut mit gleicher Aufgabe besteht und deren Leiter ent-
weder keinen Lehrstuhl der Hochschule oder einen mit anderem
Aufgabenbereich innehat — sind in der Regel sehr spezieller
Natur, und private Kreise sind an der Bearbeitung der Aufgaben
besonders interessiert.

Bei dieser Gruppe wird in jedem Einzelfall kritisch zu priifen
sein, ob die besonderen Bindungen an die Hochschule tatsdch-
lich so stark sind, daB die Organisation als Institut ,an" der
Hochschule gerechtfertigt ist. Unter Umstdnden mag die mit
der Bezeichnung ,an der Hochschule” gegebene Verbindung
zur Hochschule nur dazu dienen, das Institut am Glanze der
Hochschule teilhaben zu lassen.

C. Zum Personalproblem

Forschungseinrichtungen sind ebenso wie staatliche und private
Verwaltungen darauf angewiesen, ihre Personalverhéltnisse
so zu regeln, daB eine klare Ordnung des Arbeitsablaufs, ein
glinstiges Arbeitsklima und ein guter Wirkungsgrad mitein-
ander verbunden sind. Bei Forschungseinrichtungen ergeben
sich jedoch besondere Probleme, weil hier diese Ordnung den
Bedingungen wissenschaftlicher Produktivitdt angepaBt werden
muB. Es empfiehlt sich darum, hier in mancher Beziehung
anders vorzugehen als bei Behdrden oder Industrieverwaltun-
gen. Prinzipien, die fiir die Bediirfnisse der Verwaltungen auf-
gestellt wurden, diirfen im Forschungsbereich einer dessen
Eigenart entsprechenden beweglichen Personalordnung nicht im
Wege stehen. Das gilt besonders fiir gewisse beamtenrechtliche,

53




UNIVERSITATS-
BIBLIOTHEK
PADERBORN

speziell laufbahn- und besoldungsrechtliche Regelungen, sowie
fiir haushaltsrechtliche Grundsétze, vor allem hinsichtlich der
Stellenplane.

C. 1. Ubersicht iiber die Ergebnisse der Statistik

An den Forschungseinrichtungen aufBlerhalb der Hochschulen
gab es im Jahre 1963 rund 27 460 Stellen, hiervon 25 480 nach
den Stellenpldnen und 1980 fiir Personal, das aus Mitteln
Dritter bezahlt wurde. Von der Gesamtzahl der Stellen waren
rund 7540 (27 /o) Stellen fiir wissenschaftliches Personal. AuBer-
dem waren noch rund 1080 Personen, darunter 770 Wissen-
schaftler, nebenberuflich an den Forschungseinrichtungen tatig.

An den wissenschaftlichen Hochschulen (ohne Hochschulkliniken)
gab es im gleichen Jahr rund 43 500 Stellen, darunter 18 700
Stellen fiir wissenschaftliches Personal. Der Anteil der Stellen
fiir wissenschaftliches Personal war an den Hochschulen mit

43°%0 wesentlich hoher als an den Forschungseinrichtungen
auBerhalb der Hochschulen.

FafBt man die beiden Bereiche zusammen, so befanden sich von
der Gesamtzahl der Stellen (70 960) 61 %o an den wissenschaft-
lichen Hochschulen und 39 % an den Forschungseinrichtungen
auBerhalb der Hochschulen. Bei den Stellen fiir wissenschaft-
liches Personal (26240) betrugen die entsprechenden Anteilsitze
fiir die wissenschaftlichen Hochschulen 71 %o und fiir die For-
schungseinrichtungen auBerhalb der Hochschulen 29 %s.

In Tabelle 1 ist die Verteilung der Stellen auf die Forschungs-
einrichtungen der verschiedenen Fachgebiete dargestellt. Auf
die naturwissenschaftlichen Institute entfielen rund 11 500 Stel-
len oder 42 %, hierunter 5900 Stellen, 22 %o der Gesamtzahl,
auf Institute der Physik, besonders der Strahlen- und Kern-
physik. Weitere 6600 Stellen (24 %) gab es an den ingenieur-
wissenschaftlichen Forschungseinrichtungen. Rund zwei Drittel
aller Stellen bestanden somit an Forschungseinrichtungen des
natur- und ingenieurwissenschaftlichen Bereichs. Die iibrigen
Stellen waren wie folgt verteilt:

Land- und Forstwirtschaft 3952 (14,4 %),
Geistes- und Sozialwissenschaften 2698 ( 9,8 %),
Medizin 2540 ( 9,3 %),
Veterindrmedizin 176 ( 0,6 %o).

Der Anteil des wissenschaftlichen Personals war in den ein-
zelnen Fachgebieten unterschiedlich. Am héchsten war er bei
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Tabelle 1

Personal (Anzahl der Stellen) der Forschungseinrichtungen
auBerhalb der Hochschulen nach Fachgebieten

1963
A
ngf:l(;l};lee::n Mi}‘!'l:m darunter:
A Stellen- Dritter Zusammen wissenschaft-
Fachgebiet plan bez. Per- liches Personal
sonal 1)
Anzahl o Anzahl %o
Geistes- und Sozial-
wissenschaften 2313,5| 384,5] 2698 98 | 1188 | 44,0
darunter:
Wirtschafts- und
Sozialwissen-
schaften 1204,5 31 12355 4,5 523,5| 424
Medizin 2 490 49,5 2539,5| 9.3 594 23,4
Veterindrmedizin 176 - 176 0,6 26 14,8

Mathematik und
Naturwissenschaften |11 233 261,511 494,5| 41,9 | 3042 26,5
darunter:

Physik, besonders
Strahlen- und

Kernphysik 5908 23 | 5931 216 | 1252 | 211
Land- und
Forstwirtschaft 3526 426,5| 39525 144 896 | 22,7
Ingenieur-
wissenschaften 57425 856 | 6598,5| 24,0 | 17935 272
darunter:
Luft- und Raumfahrt-
Insgesamt 25 481 1978 |27 459 | 100 7539,5| 27,5

1) Jahresdurchschnitt.

den geistes- und sozialwissenschaftlichen Einrichtungen mit
rund 44 %, am niedrigsten an den veterindrmedizinischen Insti-
tuten mit rund 15 %o.1)

C.II. Stellen des Grundbedarfs und andere Stellen

Die Zahl der in den einzelnen Forschungseinrichtungen erfor-
derlichen Stellen fiir wissenschaftliches, technisches, verwalten-
des und sonstiges Personal 1aBt sich bei der auBerordentlichen
Verschiedenheit dieser Institutionen allgemein und theoretisch
nicht bestimmen. Die Ermittlung der notwendigen Stellen wird

1) vgl. Anhang 2, Statistische Unterlagen, Tabelle 7.
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aber erleichtert, wenn zwischen Daueraufgaben und zusdtzlichen
besonderen Forschungsvorhaben unterschieden wird. Es handelt
sich um die gleiche Unterscheidung, die im Abschnitt D zwischen
Grundbedarf und Verfiigungsbedarf getroffen wird.

Alle Daueraufgaben einer Forschungseinrichtung sollten von
standigem Personal erledigt werden, fiir das Stellen im Stellen-
plan auszuweisen sind. Diese Stellen miissen aus Mitteln des
Grundetats finanziert werden. Zusatzliche Mittel, also besonders
Einnahmen aus Forschungsvertragen und Forschungsbeihilfen,
etwa von der Deutschen Forschungsgemeinschaft, sollten dafiir
nicht verwandt werden.

C. III. Die Stellung der Institutsleiter

Die Leistungsfdahigkeit von Forschungsinstituten hdngt mehr
noch als von den baulichen und apparativen Einrichtungen und
den finanziellen Hilfsquellen von der personlichen und fach-
lichen Qualifikation der Leiter ab, ihrer Initiative, neue Arbeits-
ziele zu stecken, und ihrer Ausdauer, sie zu verfolgen, ihrer
Gabe, gute Mitarbeiter zu finden und sich zu erhalten, und
ihrem Geschick, die mit der InstitutsgréBe rasch wachsenden
Organisations- und Verwaltungsaufgaben zu meistern. Ist ein
Leiter diesen Anforderungen nicht gewachsen, so besteht die
Gefahr, daB selbst hohe Forschungsmittel nutzlos vertan wer-
den. Diese Einsicht notigt dazu, den Fragen der Auswahl dieser
Personen und ihrer Stellung innerhalb und aulBlerhalb ihres
Instituts besondere Aufmerksamkeit zu widmen.

Ob die Leitung eines Instituts einem oder mehreren Wissen-
schaftlern iibertragen werden soll, hdngt von der Aufgaben-
stellung und der GroBe des Instituts, insbesondere also davon
ab, ob es mehrere Forschungs- oder Arbeitsrichtungen in sich
vereinigt oder nicht; zum Dogma sollte weder die eine noch
die andere Losung erhoben werden. Wo mehrere gleichberech-
tigte Wissenschaftler die Leitung innehaben, empfiehlt es sich,
einem von ihnen, am besten in zeitlichem Waechsel, die Ge-
schaftsfiihrung zu tibertragen; das wissenschaftliche Arbeits-
programm sollte von ihnen gemeinsam festgelegt werden.

III. 1. Auswahl und Bestellung

Die Auswahl und Bestellung der Institutsleiter bedarf eines
geregelten Verfahrens, das eine objektive Priifung der Qualifi-
kation des oder der in Frage stehenden Anwarter gewéhrleistet.
An festen Regeln dafiir fehlt es bei zahlreichen privaten Insti-
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tuten, die nach dem Kriege mit privater und o6ffentlicher Finanz-
hilfe von Wissenschaftlern errichtet worden sind, die z. T. bis
heute die Leitung innehaben. Den Gegenpol bilden Staats-
institute, deren Leiter und Mitarbeiter von dem aufsichtsfiihren-
den Ministerium nach den fiir die Verwaltung geltenden Grund-
sdtzen ausgesucht und ernannt werden, Dazwischen liegen die
Institute der groBen Tragergesellschaften, aber auch zahlreiche
Einzelinstitute, bei denen ein Kuratorium oder ein anderes
mit sachverstandigen Personen besetztes kollegiales Organ an
der Auswahl und Bestellung mitwirkt.

Fiir die Formen einer solchen Mitwirkung lassen sich verbind- Mitwirkung
liche, fiir alle Institutstypen passende generelle Regeln nicht :Z’r‘:’;ni‘j'gen
aufstellen. DaB ein Gremium von Sachverstindigen beteiligt

wird, sollte jedoch angesichts der Bedeutung der Auswahl fir

die Zukunft des Instituts tberall, also auch bei den Staats-
instituten, sichergestellt werden. Kann ein Dreiervorschlag wie

bei der Lehrstuhlbesetzung nicht vorgelegt werden, so sollten
wenigstens Gutachten von Fachgenossen eingeholt werden.

Auch eine offentliche Ausschreibung der Stelle, die eine bessere

Ubersicht liber die fiir die Auswahl in Frage kommenden Per-

sonen erlaubt, kann sich hier empfehlen. Damit wiirde zugleich

erreicht, daB die Auswahl nicht in erster Linie auf die im

Institut selbst tatigen Personen beschrankt bleibt.

ITI. 2. Verbindung zu den Hochschulen

Auf den Wert der personellen Verbindung der Forschungs-
institute mit den wissenschaftlichen Hochschulen wurde schon
hingewiesen (S.28). Gerade wissenschaftlich hoch qualifizierte
Institutsleiter suchen hédufig eine solche Verbindung. Sie ist fiir
beide Seiten von Gewinn und sollte daher begiinstigt werden,
wirft aber auch einige Probleme auf, fiir die Lésungen gesucht
werden miissen.

Die Einbeziehung der Leiter von Forschungseinrichtungen in  Einbeziehung
die Hochschulen hédngt in erster Linie von den fachlich zustdn- :f: :Iii::::hiﬁen
digen Fakultdten ab. Es wird daher zweckmdBig sein, wenn

der Trdger des Instituts oder das fiir die Berufung des Instituts-

direktors zustdndige Gremium sich vor der Bestellung des

Leiters mit der Fakultdt in Verbindung setzt und von ihr

beraten laBt.

Die organisatorischen Schwierigkeiten sind gering, solange es
sich nur darum handelt, dem Institutsleiter unter den tiblichen
Voraussetzungen den Status eines Privatdozenten oder auBer-
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planmadBigen Professors zu geben. Fir die Leiter bedeutender
Forschungseinrichtungen bietet sich als Verbindung zu den
Hochschulen die Honorarprofessur an. Sie setzt voraus, daB es
sich um einen anerkannten Gelehrten handelt, der in der Lage
ist, sein Fach an der Hochschule zu vertreten. Dabei ist zu be-
riicksichtigen, daB das Lehrgebiet einer Honorarprofessur nicht
die gleiche Breite wie bei einem Ordinariat zu umfassen
braucht.

Als Privatdozenten, auBerplanmédBige Professoren und Honorar-
professoren erwerben die Institutsleiter nur eine periphere
Stellung in der Fakultat, die es ihnen z. B. erschwert, eigene
Schiiler und Mitarbeiter zur Promotion oder gar zur Habilitation
zu bringen. Eine stdarkere Stellung in der Fakultat konnte zwar
durch die Ubernahme eines Lehrstuhles erreicht werden, das
wdre aber alsbald mit so viel Unterrichts-, Prifungs- und Ver-
waltungspflichten in der Hochschule verbunden, daB der Insti-
tutsleiter in einen Pflichtenkonflikt gerat. Die Schwierigkeiten
wachsen, wenn die Leitung eines Hochschulinstitutes hinzu-
kommt. Als Regel wird sich daher eine derartige doppelte
Funktion, die sich in besonders gelagerten Fallen durchaus
bewdhren mag, nicht empfehlen.

Als Ausweg kommt entweder die Schaffung eigener Professuren
in Betracht, die von Lehr- und Prifungsverpflichtungen weit-
gehend befreit sind, oder die Moglichkeit, Institutsleitern als
Honorarprofessoren Sitz und Stimme in der engeren Fakultét
zu gewdhren. Die erste Mdglichkeit wird Ausnahme bleiben
mussen; von der zweiten, die die Personlichkeit besonders zu
berlicksichtigen erlaubt, sollte héufiger als bisher Gebrauch
gemacht werden.

Nur scheinbar einfacher ist das Problem in den Fillen, in denen
der Direktor eines Instituts — wie vielfach bei den Instituten
«an” den Hochschulen — satzungsgemdB Lehrstuhlinhaber sein
mub. Denn einmal setzt diese Regelung voraus, daB die Fakul-
tdt bei einem Wechsel in der Besetzung des Lehrstuhls auf die
Bedirfnisse des Instituts Riicksicht nimmt; zum anderen bleibt
auch einem solchen Institutsleiter der Pflichtenkonflikt nicht
erspart.

C.IV. Besoldung

Grundsatz fiir die Bemessung der Beziige der in Forschungs-
einrichtungen auBerhalb der Hochschulen tatigen wissenschaft-
lichen Mitarbeiter sollte sein, daB sie bei gleichwertiger Tétig-
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keit ein Entgelt erhalten, das etwa der Besoldung vergleich-
barer Beamter an den Hochschulen entspricht. Damit ware
einseitiger Bevorzugung oder Benachteiligung vorgebeugt und
die gegenseitige Durchldssigkeit erhoht.

Es wird empfohlen, diesem Grundsatz fiir wissenschaftliche
Angestellte an Forschungseinrichtungen in der Weise zu ent-
sprechen, daB sie grundsatzlich Vergilitungen nach dem Bundes-
angestelltentarifvertrag (BAT) erhalten. Dazu ist aber eine
Ergénzung des BAT erforderlich, die vorsieht, daB die auf
Grund der Sonderregelung zu § 2 Buchst. o BAT bereits jetzt
bei Kernforschungseinrichtungen moglichen Zulagen auch an
wissenschaftliche Angestellte bei anderen Forschungseinrich-
tungen gezahlt werden konnen, soweit diese bei Forschungs-
vorhaben Aufgaben erfiillen, die denen von Beamten der
Besoldungsgruppe H 1 oder H 2 gleichwertig sind. In diesem
Zusammenhang ist zugleich die Ausdehnung des Geltungs-
bereiches der Vergiitungsgruppe I a BAT, in die z. Z. nur Arzte
eingereiht sind, auf Angestellte mit Forschungsaufgaben zu
priifen.

Ohne solche Zulagen sind die Vergiitungen der Angestellten
im Vergleich zu der entsprechenden Beamtenbesoldung nicht
attraktiv genug, um befdhigte Mitarbeiter zu gewinnen und
auf die Dauer zu halten. Bei einer derartigen Regelung wiirde
auch der sonst bei offentlich-rechtlichen Forschungseinrichtun-
gen unausweichlichen Forderung begegnet werden konnen,
Angestelltenstellen in Beamtenstellen umzuwandeln.

Ein schematischer Stellenaufbau wie bei der &ffentlichen Ver-

waltung ist fiir die wissenschaftliche Arbeit hinderlich. Das

gilt fiir alle Forschungseinrichtungen, auch die o&ffentlich-
rechtlichen. Vielmehr sollten allein die Erfordernisse der wis-
senschaftlichen Arbeit die Personalgliederung bestimmen. personal-
Das bedeutet, daB die Einstufung von Wissenschaftlern aus- gliederung
schlieBlich auf Grund ihrer Funktion und Leistung erfolgen

muB, ohne Riicksicht auf einen in der 6ffentlichen Verwaltung

sonst iiblichen ,Stellenkegel”. Auch die Ubernahme von Ver-
waltungsfunktionen darf nicht zur Voraussetzung fiir die Ein-

weisung in eine Stelle gemacht werden.

Die Beziige der in groBen Instituten hauptamtlich tdtigen Heraus-
Krafte, die in herausgehobener Stellung Forschungsaufgaben 9ehobene
durchfiihren und Lehrstuhlinhabern vergleichbar sind, verdie- Stellungen
nen eigene Regelungen. Solche Krifte sind z.B. die Leiter
wichtiger Forschungseinrichtungen, in sehr groBen Einrichtun-
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gen die Leiter selbstandiger Institute oder Abteilungen, in
manchen Fédllen auch einzelne Forscher. Fir diese Aufgaben
konnen qualifizierte Krafte nur gewonnen werden, wenn ihnen
die gleichen Beziige wie Hochschullehrern gezahlt werden; das
Kolleggeldpauschale mufl angemessen berlicksichtigt werden.

Die Vergiitung sollte deshalb in Anlehnung an die Besoldungs-
gruppen fiir Lehrstuhlinhaber festgesetzt werden, wobei als
Ausgleich fiir das Kolleggeldpauschale eine entsprechende
Zulage gewdhrt werden kann.

C. V. Versorgung

Die Versorgung der wissenschaftlichen Angestellten bei For-
schungseinrichtungen sollte nach den gleichen Grundsitzen
geregelt werden wie die Vergiitung, d. h. die Angestellten
sollten eine Versorgung erhalten, deren Héhe insgesamt etwa
derjenigen vergleichbarer Beamter entspricht.

Zur Zeit erhalten die Angestellten des o6ffentlichen Dienstes
neben der Versorgung aus der Rentenversicherung der Ange-
stellten eine zusdtzliche Versorgung durch die Versorgungs-
anstalt des Bundes und der Lander (VBL). Diese Regelung gilt
auch fiir Angestellte an 6ffentlich-rechtlich organisierten For-
schungseinrichtungen. Falls privatrechtlich organisierte For-
schungseinrichtungen fiir ihre Angestellten noch keine Leistun-
gen der Zusatzversicherung erbringen, sollten sie entsprechende
Vertrige abschlieBen. Soweit solchen Versorgungsleistungen
Bewilligungsbedingungen usw. entgegenstehen, miissen sie
gedndert werden. Zuwendungsempfdanger gem. § 64a Reichs-
haushaltsordnung (RHO) kénnen z. B. als Mitglieder in die VBL
aufgenommen werden. Voraussetzung hierfiir ist, daB

a) der Zuwendungsempfdnger juristische Person des privaten
Rechts ist,

b) der Zuwendungsempfanger das Tarifrecht des offentlichen
Dienstes einschlieBlich der tarifvertraglichen Regelung iiber
die zusdtzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung an-
wendet, und

c) die Aufsichtsbehorde (Bundesfinanzministerium) der Auf-
nahme zustimmt.

Die Zustimmung der Aufsichtsbehérde wird nach Angaben des
Bundesfinanzministeriums regelméBig erteilt, wenn der Fort-
bestand des Zuwendungsempféngers hinreichend gesichert er-
scheint, der Zuwendungsempfdnger zumindest iiberwiegend
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vom Bund oder von den Lédndern finanziert wird und die Zu-
wendungen fortlaufend zumindest in gleicher Hohe gewdhrt
werden.

Entsprechende Regelungen in den Landern werden empfohlen.

Die Hohe der Leistungen, die der Angestellte im Versorgungs-
fall aus der Rentenversicherung (bzw. einer statt dessen abge-
schlossenen Lebensversicherung) sowie aus der Zusatzversiche-
rung bei der VBL erhilt, ist je nach Versicherungszeit und Héhe
der geleisteten Beitrdge verschieden. Fiir wissenschaftliche An-
gestellte wirkt sich zweierlei jedoch hdufig nachteilig aus:
einmal, daB zur Zeit in der Rentenversicherung von einer Bei-
tragsbemessungsgrenze von monatlich 1100,— DM (ab 1965
1200,— DM) ausgegangen wird, so daB das gerade bei wissen-
schaftlichen Angestellten in der Regel iiber 1100,— DM hinaus-
gehende Gehalt bei der spdteren Rentenberechnung unbe-
riicksichtigt bleibt; zum anderen, daB die Anrechnung der
Ausbildungszeiten nach dem 16. Lebensjahr an Voraussetzungen
gekniipft ist, die nicht alle wissenschaftlichen Angestellten erfil-
len. Die Versorgungsleistungen einschlieBlich der Zusatzversor-
gung aus der VBL entsprechen deshalb bisher nicht den Beamten-
pensionen, und zwar auch dann nicht, wenn man beriicksichtigt,
daB Pensionen voll versteuert werden miissen, wahrend die
Renten in der Regel steuerfrei sind.

Um das erstrebte Ziel fiir die wissenschaftlichen Angestellten

zu erreichen, miissen die Leistungen aus der Zusatzversorgung

der VBL erhoht werden. Tarifverhandlungen hierzu schweben

seit langerer Zeit. Die Neuregelung sieht vor, die Versorgung Neuregelungen
aus der Rentenversicherung und der Versicherung bei der VBL

kiinftig durch eine sogenannte Versorgungsstufe, die beitrags-

frei sein soll, auf die Hohe der beamtenmdBigen Versorgung

anzuheben. Es wird empfohlen, eine solche Regelung bald ein-

zufiihren.

Angestellte mit monatlichen Beziigen von mehr als 1250,—
DM, die bei Wissenschaftlern die Regel bilden, kénnen sich in
der Rentenversicherung nur dann freiwillig weiterversichern,
wenn zuvor 60 Monate lang eine versicherungspflichtige Tatig-
keit ausgetibt wurde. Vor allem bei Naturwissenschaftlern ist
das aber eine Ausnahme, weil sie nach AbschluB ihres Studiums
meist schon vor Ablauf von fiinf Jahren Beziige iiber 1250,— DM
erreichen, Ein erheblicher Teil der wissenschaftlichen Ange-
stellten hat also nicht die Moglichkeit, sich in der Rentenver-
sicherung freiwillig weiterzuversichern.
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Fir diese Angestellten mufi die Méglichkeit einer entsprechen-
den Versicherung geschaffen werden. So kénnte z B. die VBL
eine der Angestelltenversicherung entsprechende Versicherung
fiir sie iibernehmen. Oder es koénnten fiir diese Angestellten
Lebensversicherungen als Gruppenversicherungsvertridge abge-
schlossen werden, deren Leistungen denen der Angestellten-
versicherung vergleichbar sein sollten.

Den in groBen Instituten hauptamtlich tdtigen Kréiften, die in
herausgehobener Stellung Forschungsaufgaben wahrnehmen
und Lehrstuhlinhabern vergleichbar sind (vgl. S.59f.), sollte
vertraglich eine beamtengleiche Versorgung zugesichert wer-
den. Wie fiir die dem Lehrstuhlinhaber vorbehaltene Emeri-
tierung ein Ausgleich geschaffen wird, muB dem Einzelfall
iberlassen bleiben.

Die Versorgung fiir den bezeichneten Personenkreis 1dBt sich
auf verschiedene Weise regeln; auf die folgenden Maoglich-
keiten wird hingewiesen:

a) Den Wissenschaftlern werden vertraglich Emeritenbeziige
zugesichert, Dabei gehort eine als Ausgleich fiir den Ausfall
an Kolleggeldpauschale gezahlte Zulage nicht zu den Emeriten-
beziigen. Diesen Weg geht die Max-Planck-Gesellschaft fiir ihre
Institutsdirektoren. Im {ibrigen sollte die Regelung jedoch
zurlickhaltend und nur nach strenger Auswahl gehandhabt
werden.,

b) Den Wissenschaftlern wird eine dem allgemeinen Beamten-
recht entsprechende Versorgung zugesichert. Mit Riicksicht auf
die dann geltenden Versorgungssitze von 35 bis 75 % der ruhe-
gehaltfahigen Dienstbeziige ist im Einzelfall vertraglich fest-
zulegen, inwieweit die Zulage, die als Ausgleich fiir den Aus-
fall an Kolleggeldpauschale gezahlt wird (vgl. C.IV. letzter
Satz), beim Eintritt in den Ruhestand wegen Erreichung der
Altersgrenze ruhegehaltfdhig sein soll. Dabei diirfen die Ver-
sorgungsbeziige die sich im Falle einer Entpflichtung ergeben-
den Emeritenbeziige (vgl. oben a) nicht iibersteigen. Eine im
Ergebnis diesem Vorschlag entsprechende Regelung ist z.B.
fur die Leiter von Experimentiergruppen bei DESY gewéhlt
worden,

c) Wird ein ordentlicher Professor zum Leiter einer Forschungs-
einrichtung berufen, so kann auch daran gedacht werden, fiir
ihn bei der Hochschule fiir die Dauer seiner Tatigkeit bei der
Forschungseinrichtung eine Leerstelle einzurichten.
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C. VI. Anrechnung von Dienstzeiten

Die Anrechnung von Dienstzeiten wissenschaftlicher Mitarbei-
ter in Forschungseinrichtungen auBerhalb der Hochschulen bei
einer Ubernahme in den 6ffentlichen Dienst ist fiir den Bundes-
bereich kiirzlich durch das Zweite Gesetz zur Anderung be-
amtenrechtlicher und besoldungsrechtlicher Vorschriften vom
18.12. 1963 (BGBL I S. 901) geregelt worden.

Bisher konnten die bei Forschungseinrichtungen im nichtoéffent-
lichen Dienst verbrachten Zeiten bei einer Ubernahme in den
offentlichen Dienst auf das Dienstalter nicht angerechnet wer-
den. Damit war der Wechsel von privatrechtlich organisierten
Forschungseinrichtungen zu den Hochschulen oder zu 6ffentlich-
rechtlich organisierten Forschungseinrichtungen oder zu Be-
horden erheblich erschwert; fiir den Betroffenen war er mit
schwerwiegenden Nachteilen verbunden. Es ist deswegen zu
begriiBen, daB § 7 Abs.3 BBesG in der Neufassung nunmehr
folgendes bestimmt: ,Der Téatigkeit im Dienst eines offentlich-
rechtlichen Dienstherrn im Reichsgebiet kann gleichgestellt
werden die Tatigkeit ... 6. als wissenschaftlicher Mitarbeiter
im Dienst von wissenschaftlichen Forschungseinrichtungen, an
denen die offentliche Hand durch Zahlung von Beitrdgen oder
Zuschiissen oder in anderer Weise wesentlich beteiligt ist.”

Damit ist die Mdoglichkeit geschaffen, die Tatigkeit bei einer
privatrechtlich organisierten Forschungseinrichtung bei der
Festsetzung des Besoldungsdienstalters anzurechnen.

Es wird empfohlen, daB auch die Linder in ihre Besoldungs-
gesetze entsprechende Bestimmungen aufnehmen und daB die
damit gegebenen Méoglichkeiten auch tatsdchlich genutzt wer-
den. Hierzu diirfte es zweckmdBig sein, daB die obersten
Dienstbehorden, die zur Entscheidung tber die Anwendung
der ,Kann“-Bestimmung berufen sind, durch ErlaB der Regie-
rungen zur Anwendung angewiesen werden.

Weiter wird empfohlen, die Mdglichkeit der Anrechnung auch
auf die Zeit der Tatigkeit als wissenschaftlicher Angestellter auf
Grund eines mit einem Forscher abgeschlossenen Privatdienst-
vertrages auszudehnen, wenn der Dienstvertrag aus Zuschis-
sen der offentlichen Hand finanziert wird. Das ist erforderlich,
weil andernfalls die so beschdftigten Mitarbeiter ohne zwingen-
den Grund schlechter gestellt wiirden als wissenschaftliche An-
gestellte eines Instituts.
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AuBer fur die Berechnung des Besoldungsdienstalters spielen
die bei privatrechtlich organisierten Forschungseinrichtungen
verbrachten Zeiten auch noch in vielen anderen Fallen eine
Rolle, z. B. fiir die ruhegehaltfdhige Dienstzeit und fiir die zur
Anstellung oder Beforderung eines Beamten erforderliche
Dienstzeit. Es wird empfohlen dafiir zu sorgen, daf auch in
diesen Fdllen die Dienstzeiten beriicksichtigt werden konnen.,

C. VII. Technisches, verwaltendes und sonstiges Personal

Die Vergiitungen des technischen, des verwaltenden und des
sonstigen Personals sollen nach dem BAT gezahlt werden.

Es wird jedoch eine weitere Differenzierung der Tatigkeits-
merkmale des BAT zu erwégen sein. In diesem Zusammenhang
wird auf die Empfehlung in Teil I von 1960 (S. 74) verwiesen,
das Berufshild des Mechanikers in Hochschulwerkstatten —
insbesondere des Mechanikermeisters — unabhéngig von dem
Berufsbild des in der Industrie tdtigen Mechanikers gesondert
zu definieren.

Fiir das technische Personal in Forschungseinrichtungen gilt in
gewissem Umfang das gleiche, was iiber den sog. ,Stellen-
kegel” beim wissenschaftlichen Personal ausgefiihrt ist (vgl.
S.59). Auch beim technischen Personal werden in einer Reihe
von Fallen hochqualifizierte und entsprechend einzustufende
Krafte erforderlich sein, ohne daB ein breiter ,Unterbau”
niedriger eingestufter Stellen vorhanden sein mibBte.

Es sollte gepriift werden, ob fir das technische, das verwal-
tende und das sonstige Personal in Forschungseinrichtungen
hinsichtlich der Anrechnung von Dienstzeiten eine der Re-
gelung fiir die wissenschaftlichen Mitarbeiter entsprechende
Losung gefunden werden kann.

Auf die Bedeutung einer eigenen Lehrlingsausbildung fiir die
Forschungseinrichtungen, die hierzu in der Lage sind, sei hin-
gewiesen.

D. Zur Finanzierung

D. I. Ubersicht iber die Ergebnisse der Statistik

Fiir die Forschungseinrichtungen auBerhalb der Hochschulen
wurden 1964 insgesamt 996,3 Mill. DM bereitgestellt, davon
631,0 Mill. DM fiir fortdauernde Ausgaben und 365,3 Mill. DM
flir einmalige Ausgaben. Auf die einzelnen Fachgebiete ver-
teilte sich dieser Gesamtbetrag wie folgt:
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Mathematik und Naturwissenschaften 566,0 Mill. DM (56,8 %),

darunter:

Physik, besonders Strahlen- und

Kernphysik 373,0 Mill. DM (37,4 %),
Ingenieurwissenschaften 194,4 Mill. DM (19,5 %),
Land- und Forstwirtschaft 98,0 Mill. DM ( 9,9 %),
Medizin 76,9 Mill. DM ( 7,7 %),
Geistes- und Sozialwissenschaften 61,0 Mill. DM ( 6,1 %).

Im Jahre 1958 betrugen die Ausgaben insgesamt 345,3 Mill. DM,
davon 243,3 Mill. DM fortdauernde Ausgaben und 102,0 Mill. DM
einmalige Ausgaben. Die Ansétze fiir 1964 lagen somit ins-
gesamt um 189 %o iiber den Ausgaben von 1958, und zwar bei
den fortdauernden Ausgaben um 159 % und bei den einmaligen
Ausgaben um 258 %. Die Entwidklung der Ausgaben von 1958
bis 1964 ist im einzelnen in Tabelle 2 dargestellt.

Die prozentuale Steigerung war bei den einzelnen Fachgebieten
sehr unterschiedlich: )

Mathematik und Naturwissenschaften + 249,4 %,
darunter:

Physik, besonders Strahlen- und Kernphysik + 437,0 %o,
Ingenieurwissenschaften + 189,7 %,
Medizin + 138,1 %,
Geistes- und Sozialwissenschaften + 91,2 %,
Land- und Forstwirtschaft + 88,5 %h.

Die einmaligen Ausgaben in den Jahren 1958 bis 1964 betrugen
insgesamt 1502 Mill. DM. Hierin sind Grunderwerbskosten sowie
Ausgaben fiir Neu-, Erweiterungs- und Umbauten, fiir groBe
Instandsetzungen und fir die Anschaffung von beweglichem
Vermégen enthalten. Die einmaligen Ausgaben 1958 bis 1964
in den einzelnen Fachgebieten betrugen:?)

Mathematik und Naturwissenschaften 1043,6 Mill. DM (69,5 %/0),

darunter:

Physik, besonders Strahlen- und

Kernphysik 834,3 Mill. DM (55,6 °/0),
Ingenieurwissenschaften 247,2 Mill. DM (16,5 %),
Medizin 100,1 Mill. DM ( 6,7 %),
Land- und Forstwirtschaft 74,0 Mill. DM ( 4,9 %),
Geistes- und Sozialwissenschaften 36,8 Mill. DM ( 2,4 %).

1) vgl. Anhang 2, Statistische Unterlagen, Tabelle 3, l1fd. Nr. 1.
%) vgl. Anhang 2, Statistische Unterlagen, Tabelle 3, 1fd. Nt. 3.
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Tabelle 3 zeigt die Zusammensetzung der fortdauernden Aus-
gaben nach Fachgebieten im Jahre 1963. Insgesamt betrug der
Anteil der Personalausgaben an den fortdauernden Ausgaben
63,9 %o, der Anteil der Sachausgaben und der allgemeinen Aus-
gaben 36,1 %. Relativ niedrig war der Anteil der Personalaus-
gaben in den Fachgebieten Land- und Forstwirtschaft mit 58,1 %
sowie Physik, besonders Strahlen- und Kernphysik mit 59,4 %/,
Besonders hoch waren die Personalausgaben in den Bereichen
Luft- und Raumfahrtforschung mit 77,8 % sowie Wirtschafts-
und Sozialwissenschaften mit 71,7 %.%)

Tabelle 3

Fortdauernde Ausgaben der Forschungseinrichtungen
auBerhalb der Hochschulen
nach Ausgabenarten und Fachgebieten

1963
. Fnrt-d davon
duernde
) A b P I Sachausgaben
Fachgebiet Ausgaben | Bemanel | und Allgemeine
1000 DM A 1000 DM %,

Geistes- und
Sozialwissenschaften 49 777 31821 | 63,9 17956 | 36,1

darunter:

Wirtschafts- und

Sozialwissenschaften 21 343 15309 | 71,7 6034 | 283
Medizin 43 164 28473 | 66,0 14691 | 34,0
Veterindrmedizin 3162 2025 | 64,0 1137 | 36,0
Mathematik und
Naturwissenschaften 232380 | 144846 | 62,3 87534 | 377

darunter:

Physik, besonders

Strahlen- und Kern-

physik 114 499 67985 | 59,4 46 514 | 40,6
Land- und Forstwirtschaft 66 345 38555 | 581 27790 | 41,9
Ingenieurwissenschaften 117 117 81336 | 694 35781 | 30,6

darunter:

Luft- und Raumfahrt-

forschung 31728 24683 | 77,8 7045 | 22,2
Insgesamt 511945 | 327056 | 63,9 | 184889 | 36,1

Von den in den Haushaltspldnen der Forschungseinrichtungen
auBerhalb der Hochschulen fiir 1964 veranschlagten Einnahmen

1) vgl. Anhang 2, Statistische Unterlagen, Tabelle 3, 1fd. Nr.2.a) und
2.b).
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(einschlieBlich des ZuschuBbedarfes der Bundes- und Landes-
institute) in Hohe von 995,8 Mill. DM entfallen auf

Bundeszuschiisse 461,9 Mill. DM (46,4 %),
Landeszuschiisse 337,2 Mill. DM (33,9 %),
Zuschiisse von Gemeinden und

Gemeindeverbanden 3,7 Mill. DM ( 0,4 %),
Zuwendungen der Deutschen

Forschungsgemeinschaft 7,8 Mill. DM ( 0,8 %),
ibrige Einnahmen 185,3 Mill. DM (18,6 %),

Die Entwicklung der Einnahmen von 1958 bis 1964 im einzelnen
zeigt Tabelle 4.

Im Jahre 1958 setzten sich die Ist-Einnahmen (359,0 Mill. DM)
wie folgt zusammen:

Bundeszuschiisse 132,1 Mill. DM (36,8 %),
Landeszuschiisse 121,0 Mill. DM (33,7 %),
Zuschiisse von Gemeinden und

Gemeindeverbdnden 1,4 Mill. DM ( 0,4 %),
Zuwendungen der Deutschen

Forschungsgemeinschaft 6,5 Mill. DM ( 1,8 %),
iibrige Einnahmen 97,9 Mill. DM (27,3 %q).

Bei einer Zunahme der Einnahmen insgesamt von 1958 bis 1964
um 636,8 Mill. DM oder 177 %o stiegen die Bundeszuschiisse um
329,8 Mill. DM oder 250 %, die Landeszuschiisse um 216,2
Mill. DM oder 179 %, die Zuschiisse von Gemeinden und Ge-
meindeverbanden um 2,3 Mill. DM oder 164 %, und die iibrigen
Einnahmen um 87,4 Mill. DM oder 89 %. Die Zuwendungen der
Deutschen Forschungsgemeinschaft blieben in den Jahren 1958
bis 1964 mit Betragen zwischen 6,3 Mill. DM (1962) und 78
Mill. DM (1963 und 1964) fast konstant.

Die Anteilsdtze der Bundes- und der Landeszuschiisse an den
Gesamteinnahmen waren in den einzelnen Jahren unterschied-
lich. Der Anteil der Bundes- und Landeszuschiisse zusammen
stieg dagegen kontinuierlich, und zwar von 70,5% im Jahre
1958 auf 80,3 % im Jahre 1964. Der Anteil der iibrigen Ein-
nahmen ging in der gleichen Zeit von 27,3 % auf 18,6 %/ zuriick,
der Anteil der Zuwendungen der Deutschen Forschungsgemein-
schaft von 1,8 % auf 0,8 %b.
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D. II. Besonderheiten des Finanzbedarfs von Forschungseinrich-
tungen

Der Finanzbedarf eines modernen Forschungsinstituts bestimmt
sich in erster Linie nach der Forschungsrichtung, der beson-
deren Aufgabe und der InstitutsgroBe, ldBt sich also nicht nach
allgemeinen Merkmalen errechnen. Jedoch zeigt dieser Bedarf
einige typische Eigentiimlichkeiten, die fiir die Finanzierungs-
methoden von Bedeutung sind und darum hier angefiihrt wer-
den sollen.

II. 1. Schwankungen und Steigerungstendenzen

Die geregelte Finanzierung eines als Dauereinrichtung gedach-

ten Instituts setzt voraus, daB — wie bei Wirtschaftsbetrieben

oder Behdrden — der voraussichtliche Aufwand und dessen

Deckung im voraus durch einen Haushaltsplan festgelegt wer-

den. Die Eigenart der Forschung als eines schopferischen, von

vielen unwdgbaren Faktoren abhdngigen Arbeitsvorgangs er-

schwert aber die Aufstellung solcher Pldne ungemein. Das gilt

besonders da, wo wechselnde Forschungsvorhaben auch jeweils
verschiedene apparative Ausriistungen erfordern, die Initiative

des Forschers also geldhmt ist, wenn er aus Mangel an Mitteln

Versuche unterlassen oder abbrechen oder die Arbeit mit un-
zuldnglichen Mitteln fortsetzen muB. Hierin kann iiberdies eine
unwirtschaftliche Verwendung von Mitteln liegen. Haushalts-  Anpassungs-
plédne sollten deshalb nicht zu starrer Bindung fiithren, sondern ;it:ig:l?::s'
nur als Rahmen verstanden werden, innerhalb dessen eine be-

wegliche Anpassung an die jeweiligen Bediirfnisse mdglich

bleibt.

Die gleichen Griinde legen es nahe, die Beweglichkeit in der
Verwendung von Haushaltsmitteln dadurch zu steigern, daB
mehrjahrige Haushaltspldne aufgestellt werden, die einen Aus-  Mehrjahrige
gleich zwischen dem wechselnden Bedarf mehrerer Jahre er- flaushaltspline
lauben. Auch diese Losung kann allerdings einer zweiten
Eigentiimlichkeit des modernen Forschungsbedarfs nicht Rech-

nung tragen, seiner Tendenz nédmlich, ungleichmdBig, oft
sprunghaft anzusteigen. Diese Tendenz ist am stdrksten im

Bereich der Naturwissenschaften und ihrer Anwendungen. Eine
Denkschrift der Deutschen Atomkommission rechnet z.B. fir

den von ihr zu betreuenden Forschungsbereich fiir die ndchste

Zukunft mit einem jéhrlichen Steigerungssatz von 20 %bs. Eine

solche Annahme 1&dBt sich jedoch nicht auf jedes einzelne Insti-

tut libertragen, da die Steigerungskurve nicht allgemein, auch
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nicht in den Naturwissenschaften, so gleichméBig verlduft. Aber
die steigende Tendenz, mit der alle staatlichen und nicht-
staatlichen Instanzen zu rechnen haben, ist unverkennbar, auch
wenn die Kurve nicht tberall derart steil ist und nicht dauernd
in diesem MaBe ansteigen kann.

II. 2. Grundbedarf und Verfiigungsbedarf

Die wichtigsten Ausgaben im Haushalt eines Forschungsinsti-
tuts sind auf der einen Seite die Personalausgaben, auf der
anderen die Sachausgaben fiir Gerdte, Blicher und andere For-
schungsmittel. Die oben angefiihrten Zahlen (S. 67) zeigen die
GroBenordnung der beiden Ausgabearten bei allen Instituten,
doch diirfen die hier mitgeteilten Durchschnittswerte nicht
dariiber tdauschen, daB von Fach zu Fach, von Institut zu Insti-
tut erhebliche Unterschiede bestehen. Uberdies miiBte auch
innerhalb der beiden Hauptausgabearten stiarker differenziert
werden.

Die Personalausgaben gliedern sich in den Aufwand fiir die in
einem Institut tdtigen selbstdndigen Forscher, fiir die ihnen
beigegebenen wissenschaftlichen Mitarbeiter und technischen
Hilfskrdfte und fir das Verwaltungspersonal. In den Sachaus-
gaben sind Aufwendungen fiir Neuanschaffungen, fiir Repara-
turen, fiir Strom und Wasser, fiir Verbrauchsmaterial, fiir wis-
senschaftliche Tagungen und dergleichen enthalten, dagegen
nicht Abschreibungen auf Gerdte und sonstiges Inventar, die
die herkommliche kameralistische Rechnung nicht kennt. Aus
diesen Griinden geben die vorliegenden statistischen Zahlen
keine zuverldssige Antwort auf die Frage, was in den unter-
suchten Instituten der ,Arbeitsplatz* eines Forschers kostet,
und ermdglichen demgemdB auch keinen zuverldssigen Ver-
gleich mit den Faustregeln, die hierfiir unter anderen betriebs-
wirtschaftlichen Voraussetzungen von der Industrie fiir ihre
Forschungslaboratorien entwidkelt worden sind.

Auch wenn sich hiernach kein bestimmtes Verhédltnis von Per-
sonal- zu Sachausgaben im Sinne einer Kostenrechnung als
Norm angeben laBt, steht doch auBer Zweifel, daB die beiden
Ausgabearten voneinander abhdngen; namentlich macht eine
Vermehrung des Personals in der Regel eine entsprechende
Erhohung der Sachausgaben notwendig, wenn die Ergiebigkeit
der Arbeit nicht leiden soll. Die Elastizitdt der beiden Faktoren
ist verschieden: Die Personalausgaben beruhen iiberwiegend
auf rechtlichen Verpflichtungen und lassen sich — auBer im
Falle voriibergehend eingestellter Hilfskrdfte — nicht rasch

72



reduzieren, aber auch nicht beliebig steigern, wdhrend die
Sachausgaben den gekennzeichneten Schwankungen und Stei-
gerungstendenzen leichter folgen (vgl. S. 71 £.).

Diese Erfahrung legt es nahe, fiir den Finanzbedarf von For-
schungsinstituten eine Gliederung vorzunehmen, die sich mit
der Unterscheidung von Personal- und Sachausgaben nur teil-
weise dedkt, ndmlich die Einteilung in Grundbedarf und beweg- Grundbedart

lichen Verfiigungsbedarf. und Ver-
fiigungsbedarf

Zum Grundbedarf gehoren die auf Dauerverpflichtungen beru-
henden Personalausgaben und der Teil der Sachausgaben, der
fixe Verwaltungskosten, Ersatzanschaffungen und Betriebsmit-
telausgaben fiir die Forschungstitigkeit enthdlt, zum Verfii-
gungsbedarf der von Vorhaben zu Vorhaben wechselnde Teil
der Sach- und Personalausgaben und die damit im Zusammen-
hang stehenden Neuanschaffungen zur Erweiterung des Gerite-
und Biicherbestandes. Eine derartige Unterscheidung konnte
die oben beschriebenen haushaltsrechtlich bedingten Schwierig-
keiten fiir Forschungsinstitute erleichtern; sie ist auch fiir die
Beurteilung der im folgenden zu besprechenden verschieden-
artigen Finanzierungsmethoden wichtig.

D. III. Médngel des gegenwartigen Zustandes der Finanzierung

Zur Deckung ihres Finanzbedarfs sind Forschungseinrichtungen
auBerhalb der Hochschulen, soweit sie nicht als Staatsinstitute

in den Staatshaushaltsplan einbezogen sind, auf Unterhalts- Herkunit der
leistungen ihrer Trdger, auf Zuschiisse oder Beihilfen aus Mittel
offentlichen Kassen oder von Organisationen der Forschungs-
forderung und auf eigene Einnahmen, besonders aus Vertrags-

oder Auftragsforschung angewiesen. Die nicht sehr zahlreichen
Einrichtungen, die sich ausschlieBlich durch Einnahmen aus
Vertrags- oder Auftragsforschung finanzieren, sind in die vor-
liegende Untersuchung nicht einbezogen worden; als zusdtz-

liche Finanzierungsmethode spielen solche Vertrdge aber auch

bei vielen der hier behandelten Institute eine — manchmal
erhebliche — Rolle.

Bei einer grofien Zahl der nichtstaatlichen Institute decken die
Triger wenigstens einen Teil des Bedarfs; daneben empfangen
diese Institute aber meist noch Zuschiisse oder Forschungsbei-
hilfen aus 6ffentlichen Kassen oder von Organisationen der
Forschungsférderung. Die Mehrzahl der ibrigen rechtlich
selbstandigen Institute ist ausschlieBlich auf Zuschiisse, For-
schungsbeihilfen und eigene Einnahmen angewiesen.
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Die Trdagerorganisationen, voran die Max-Plandk-Gesellschaft,
aber auch die Fraunhofer-Gesellschaft und ebenso die Trédger-
vereine einzelner Institute, sind juristische Personen des
Privatrechts mit eigener Haushaltsfiihrung. Die Mittel, aus
denen sie die von ihnen getragenen Institute unterhalten, stam-
men jedoch zum weit iiberwiegenden Teil aus Zuschiissen, die
ihnen die 6ffentliche Hand (Bund und Lénder) jdhrlich gewdhrt.

Die staatlichen Zuwendungen an Trédgerorganisationen und
rechtlich selbstdndige Institute werden auf Grund von ,Bewil-
ligungsbedingungen” vergeben, deren Rechtsgrundlage die von
Bund und Ldandern zu § 64 a RHO erlassenen, im wesentlichen
gleichlautenden Richtlinien sind. Diese Richtlinien betreffen
an sich weniger die Wirtschafts- und Haushaltsfiihrung als
vielmehr den Nachweis, daB die Mittel zwedkentsprechend ver-
wendet worden sind, und die Priifung des Nachweises durch
staatliche Priifungsbehdérden. Im Ergebnis fiihren die Bewilli-
gungsbedingungen fiir die Empfdnger jedoch zu einer weit-
gehenden Bindung an die Grundsétze des staatlichen Haushalts-
rechts, so daB die Institute insofern weitgehend den Staats-
instituten gleichgestellt werden. Damit gehen ihnen die Vor-
teile der privatrechtlichen Organisationsform héufig verloren,
insbesondere wird die wissenschaftlich notwendige Entschei-
dungsfreiheit stark eingeengt. Dieselbe Wirkung geht von den
Bestimmungen zur Aufstellung von Voranschldgen aus, die fiir
privatrechtlich organisierte Forschungseinrichtungen, sofern
der Staat einen bestimmten Prozentsatz der Aufwendungen
iibernimmt, die Anwendung der gleichen Regeln vorschreiben,
wie sie fiir die Aufstellung eines staatlichen Haushaltsplanes
gelten.

Die Bewilligungsbedingungen werden im iibrigen ohne sachlich
erkennbaren Grund verschieden gehandhabt. So ist die Praxis
der Lénder haufig freier als die des Bundes.

Der Anteil privater Mittel, vorwiegend aus dem Bereich der
gewerblichen Wirtschaft, den die Trdgerorganisationen oder
einzelne ihrer Institute zur Deckung ihres allgemeinen Finanz-
bedarfs aufzubringen vermdégen, ist verschieden; er héngt vor
allem davon ab, ob bestimmte Wirtschaftskreise an den For-
schungsergebnissen unmittelbar interessiert sind. Bei der Max-
Planck-Gesellschaft betrug im Jahre 1962 der Anteil der Zu-
schiisse der Wirtschaft, der Mitgliedsbeitrige und der Spenden
rd. 9%, der Anteil der Entgelte fiir eigene Leistungen rd.
11 %o, zusammen rd. 20 %o, obwohl diese Voraussetzung bei
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der Mehrzahl ihrer Institute nicht zutrifft; sie nimmt aber eine
Ausnahmestellung ein. Bei den meisten ilibrigen Trdgerorgani-
sationen oder Einzelinstituten ist der Anteil wesentlich gerin-
ger, selbst wenn sie anwendungsnahe Forschung betreiben.
Private Mittel haben hier entweder den Charakter unregel-
maBiger Spenden oder den des Entgelts fiir in Auftrag ge-
gebene Forschungsarbeiten. Nur bei den Instituten der in-
dustriellen Gemeinschaftsforschung, die in der Arbeitsgemein-
schaft Industrieller Forschungsvereinigungen zusammenge-
schlossen sind, liegt der Anteil haufig um etwa 50 %bo.

Soweit nicht der Staat selbst oder eine Tragerorganisation, wie
die Max-Plandk-Gesellschaft, mit staatlicher Hilfe den Finanz-
bedarf voll deckt, sind die Institute darauf angewiesen, gegen
Entgelt Vertragsforschung zu betreiben oder Fonds zur For-
schungsférderung in Anspruch zu nehmen, die wiederum ganz
liberwiegend aus offentlichen Mitteln gespeist werden. Solche
Fonds bestehen bei vielen Fachministerien des Bundes und
der Lander; diese unterstiitzen daraus Forschungseinrichtungen
und Forschungsarbeiten, die fiir ihren jeweiligen Tatigkeits-
bereich von Interesse sind. Unter ihnen verfiigen vor allem das
Bundesverteidigungsministerium und das Bundesministerium
fiir wissenschaftliche Forschung iiber betrdchtliche Forschungs-
mittel. Auch die im Haushalt des Bundeswirtschaftsministeriums
veranschlagten Mittel sind fiir eine Reihe von Instituten von
erheblicher Bedeutung.

Die Mittel der Deutschen Forschungsgemeinschaft, die diese von
Bund und Landern, vom Stifterverband fiir die Deutsche Wissen-
schaft und von Stiftungen erhalt, spielen bei der Forschungs-
forderung eine erhebliche Rolle. Die Beihilfen werden hier mit
wenigen Ausnahmen nicht Instituten als solchen, sondern auf
Antrag allen Forschern, auch in hochschulfreien Instituten, fiir
einzelne Forschungsvorhaben gewdhrt.

Zusédtzliche Maoglichkeiten fiir die Forschungsférderung bieten
die in den letzten Jahren entstandenen groBen Stiftungen, die
ebenfalls Forschungsbeihilfen gewdhren.

Auf den ersten Blick koénnte es nach dieser Darstellung so
scheinen, als herrsche in der Bundesrepublik ein UberfluB an
Finanzierungsmoglichkeiten fiir die Forschung. Allein bei nédhe-
rem Zusehen muB von einem Zustand des Mangels und einer
bedenklichen Unordnung gesprochen werden. Zwar gibt er
manchen Institutsleitern die Moglichkeit, sich durch geschickte
Ausnutzung der verschiedenen Wege verhdltnismabBig reichliche
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Mittel fiir ihre Arbeiten zu verschaffen. Aber ebenso viele und
nicht minder wichtige Institute kommen dabei zu kurz und
werden vernachlassigt. Gerade die auf Wirtschaftlichkeit der
Verwaltung bedachten staatlichen Haushaltsbestimmungen, die
einen maBgebenden EinfluB auf den gegenwértigen Zustand
ausiiben, haben im Bereich der Forschung eine unwirtschaft-
liche Verwendung der hierfiir insgesamt zur Verfiigung stehen-
den Mittel zur Folge.

Die wichtigsten Méngel bei der Finanzierung von Forschungs-
einrichtungen auBerhalb der Hochschulen sind im folgenden
behandelt.

ITI. 1. Mangelnde Deckung des Grundbedarfs

Die Institute, die nicht zu den Gruppen der Staatsinstitute und
der Max-Plandk-Institute gehdren — also die tliberwiegende
Zahl —, haben meist nicht nur fiir ihren wechselnden Ver-
fligungsbedarf, sondern auch fiir den unerldBlichen Grundbedarf
keine gesicherte Deckung. Sie sind vielmehr gezwungen, sich zu
ihrer Unterhaltung um industrielle Forschungsvertrage oder um
Zuschiisse aus ministeriellen Forschungsfonds zu bemiihen, die
aber nur von Jahr zu Jahr, also ohne langerfristige Bindung,
bewilligt werden. Solche Zuschiisse werden fiir bestimmte For-
schungsvorhaben gewdhrt und diirfen in der Regel nicht dazu
verwendet werden, den fortdauernden Grundbedarf zu decken.
Zuschiisse zur Deckung des Grundbedarfs werden nur in Aus-
nahmeféllen gewdhrt. Die Zuschiisse fiir Forschungsvorhaben
werden aber auch von den staatlichen Stellen faktisch oft als
Beitrdge zur Grundfinanzierung betrachtet.

Dieses sachlich unbefriedigende Verfahren hat fiir die bewil-
ligende Stelle den Vorteil eines geringeren Engagements und
erleichtert es ihr, den zu erwartenden Aufwand zu iibersehen
und die Verwendung der Mittel zu kontrollieren. Aber es ver-
setzt die Institutsleiter in die Zwangslage, entweder den Grund-
bedarf radikal zu reduzieren und den Umfang der Institutsarbeit
Jahr fiir Jahr von der Héhe der bewilligten Mittel abhéngig
zu machen oder zur Dedkung des Grundbedarfs weitere Quellen
zu erschlieBen. Das ist nicht allein wegen der damit verbundenen
Verwaltungsarbeit, sondern vor allem deswegen hdochst un-
rationell, weil bei so unbesténdiger Finanzierungsgrundlage
die Aufnahme gréBerer und ldngerfristiger Arbeitsprogramme
sehr erschwert, wenn nicht ausgeschlossen ist. So ist es z.B.
auBerordentlich schwierig, qualifiziertes Personal mit kurzfristi-
gen Zeitvertrdgen zu halten.
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Die Beschrankung im Engagement des Staates fiithrt zu einer
groBeren Abhdngigkeit der Institute vom Staat und anderen
Geldgebern sowie dazu, das Institut in seinem Wirkungsgrad
zu schwachen.

III. 2. Mangelnde Klarheit iiber den Leistungsstand der Institute

Eine Methode, die eine sichere Entsprechung zwischen dem
Aufwand an staatlichen Mitteln und der Leistung eines Instituts
garantiert, gibt es nicht. Denkbar sind aber Verfahren, die es
gestatten, iliber den Leistungsstand eines Instituts einen Uber-
blick zu gewinnen. Die an haushaltsrechtlichen Gesichtspunkten
ausgerichtete Rechnungspriifung geniigt hierfiir freilich nicht.
Vielmehr sind mit Wissenschaftlern besetzte Gremien erforder-
lich, die den Leistungsstand des Instituts und seines Arbeits-
programmes fachlich beurteilen kénnen. Erforderlich ist weiter,
daB die Institute liber ihre Arbeit regelmdBig Bericht erstatten.

Solche Sicherungen bestehen zur Zeit noch nicht fiir alle Insti-
tute. Die staatlichen Geldgeber haben daher vielfach nicht die
Klarheit tiber den Leistungsstand der Institute, die sie fiir einen
sinnvollen Einsatz der offentlichen Mittel bendtigen. So erklart
es sich auch, daB unternehmerisch veranlagte Institutsdirektoren
Zuschiisse von mehreren staatlichen Stellen und Spenden aus
der Wirtschaft einzuwerben in der Lage sind, ohne daB daraus
auf den besonderen wissenschaftlichen Rang des Instituts ge-
schlossen werden diirfte. Die Folge ist eine Vergeudung staat-
licher Mittel, die auch nicht durch das Prinzip der Freiheit der
Forschung gerechtfertigt werden kann.

III. 3. Starrheit der jdhrlichen Haushalte

Weder die Unterhaltsleistung des Staates fiir Staatsinstitute
noch die Beihilfen fiir bestimmte Arbeitsvorhaben lassen bei
der mangelnden Elastizitdt der Haushaltsbestimmungen dem
Forscher die Freiheit in der Verwendung der bewilligten Mittel,
die er im Rahmen des Verfiigungsbedarfs benétigt. Bei starren
Jahreshaushalten ist gegeniiber einer bequemeren Haushalts-
kontrolle die Gefahr besonders groB, daB offentliche Mittel
auf dem Gebiet der Forschung nicht optimal verwendet werden.
Nur die Max-Planck-Gesellschaft hat fiir ihre Institute von
Anfang an das Privileg gehabt, daB die einzelnen Titel in den
Haushaltspldnen gegenseitig deckungsfdhig und auf spétere
Jahre ibertragbar sind. Das erméglicht eine elastische Personal-
und Anschaffungspolitik, die der Initiative des Institutsleiters
den wiinschenswerten Raum gibt.
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Auch wenn an dem Prinzip des jdhrlichen Haushalts festge-
halten wird, sollten Institute und Institutstrédger im voraus fiir
groBere Zeitraume Entwicklungs- und Finanzierungspldne oder
Rahmenhaushalte ausarbeiten, die den jdhrlichen Haushalts-
pldnen zugrunde gelegt werden konnen (vgl. S. 71).

IIL. 4. Verteilung der Finanzierungsaufgaben auf Bund und
Lander

Die gegenwirtige Verteilung der Finanzierungsaufgaben fiir
die Forschungseinrichtungen auf Bund und Lander ist mehr oder
weniger zufdllig und bringt die Gefahr mit sich, daB wichtige
Forschungseinrichtungen nicht ausreichend geférdert werden,
weil sich keiner der Geldgeber fiir zustdndig und auf die Dauer,
besonders in Krisenzeiten, fiir verantwortlich hdilt. Unklar-
heiten iiber die finanzielle Zustdndigkeit belasten also die
Forschungseinrichtungen und erschweren zudem die Finanz-
planung der Geldgeber.

Einige Forschungseinrichtungen werden von dem Land getra-
gen, in dem sie ihren Sitz haben. Eine Anzahl von ,iiber-
regionalen” Forschungseinrichtungen wird auf Grund des Konig-
steiner Abkommens in der Weise finanziert, daB das Sitzland
nur eine sogenannte Interessenquote trdgt und die anderen
Ldnder den iiberwiegenden Teil der Kosten tibernehmen. Bei
der Finanzierung weiterer Forschungseinrichtungen wirken ein
Land und der Bund zusammen. SchlieBlich erhalten einige For-
schungseinrichtungen einen ZuschuB nur vom Bund. Die rest-
lichen Institutionen finden ihre Finanzierung, wo sie sie jeweils
erreichen konnen. Diese Situation und die zur Abgrenzung
der Finanzverantwortung verwandten Kriterien sind wenig
Ubersichtlich. Klare und die Finanzverantwortung eindeutig
zuordnende Grundsadtze fehlen.

So konnen Forschungseinrichtungen, ,deren Aufgaben und
Bedeutung iiber den allgemeinen Wirkungsbereich eines ein-
zelnen Landes hinausgehen und deren ZuschuBbedarf die finan-
zielle Leistungskraft eines einzelnen Landes iibersteigt” (Art. 1
des Konigsteiner Staatsabkommens der Lander der Bundesrepu-
blik Deutschland iiber die Finanzierung wissenschaftlicher
Forschungseinrichtungen vom 30./31. 3. 1949), anstatt durch das
Sitzland von den Landern gemeinsam finanziert werden. Die
Anwendung dieser Kriterien st6B8t aber auf die Schwierigkeit,
daB alle Forschung ihrem Wesen nach ,iiberregional” ist und
daB mit dem wirtschaftlichen Aufschwung seit dem AbschluB
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des Abkommens im Jahre 1949 das Merkmal der finanziellen
Leistungskraft eines Landes an Eindeutigkeit erheblich ver-
loren hat. Dementsprechend 1dBt die Auswahl der in die Forde-
rung nach dem Konigsteiner Abkommen einbezogenen Institute
die dabei angewandten Gesichtspunkte nicht unmittelbar er-
kennen. In anderen Féllen dienen die gleichen Gesichtspunkte
der iiberregionalen Bedeutung und des Finanzaufwandes dazu,
die Finanzierung einer Forschungseinrichtung durch den Bund zu
rechtfertigen.

Diesen Finanzierungsmethoden ist es u.a. zuzuschreiben, daB
der Ubergang von zeitlich befristeten Forschungsvorhaben,
deren Forderung Aufgabe der Deutschen Forschungsgemein-
schaft ist, zur institutionalisierten Form der Forschungstdtigkeit
auf erhebliche Schwierigkeiten st6Bt. Aufwendungen, die die
Deutsche Forschungsgemeinschaft im Rahmen ihrer Schwer-
punktprogramme zur Foérderung von Grenzgebieten der For-
schung oder im Rahmen der Bildung von Forschergruppen
(,Units”) zur Lésung bestimmter Probleme macht, werden hdu-
fig nur dann zu den erwiinschten Ergebnissen fiihren, wenn
fiir wissenschaftliche Aufgaben, die eine andauernde For-
schungstatigkeit erfordern, die institutionellen Voraussetzungen
und damit auch fiir die in oft jahrelanger Arbeit spezialisierten
Forscher bleibende Wirkungsstatten geschaffen werden.

Bei dieser Sachlage kann von einer geordneten Verteilung der
Finanzierungsaufgaben fiir Forschungseinrichtungen auf Bund
und Lénder kaum gesprochen werden. Eine kldrende Festlegung
der Prinzipien, nach denen entweder das Sitzland oder mehrere
Linder oder der Bund oder Kombinationen dieser Finanztrager
Finanzierungsaufgaben {ibernehmen sollen, erscheint daher auf
die Dauer unumgénglich, auch wenn sie angesichts der ge-
gebenen Verhdltnisse zur Zeit nicht erreicht werden kann.

D. IV. Vorschldge zur Verbesserung der Finanzierungsmethoden

IV. 1. Gegenseitige Deckungsfahigkeit und Ubertragbarkeit

Den Forschungseinrichtungen sollte haushaltsrechtlich die Mag-

lichkeit gegeben werden, die fiir sie im Haushaltsplan ver-
anschlagten Mittel so elastisch wie nur moglich zu verwenden.

Die Elastizitat der Haushalte sollte durch moglichst weitgehende  Elastizitit der
gegenseitige Deckungsfahigkeit und Ubertragbarkeit gewdahr- feushaite
leistet werden. Auch die Méglichkeit der sogenannten Bindungs-
ermichtigungen sollte weitgehend genutzt werden. Das gilt

jedenfalls fiir den Verfligungsbedarf. Dieser sollte entweder
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schon im Haushalt nur in einer Summe ausgewiesen sein oder,
falls er noch nach Personal- und Sachausgaben aufgegliedert
bleibt, fiir gegenseitig deckungsfdahig und ibertragbar erklart
werden,

Fiir die Staatsinstitute, die nicht ausschlieBlich wissenschaftliche
Forschung betreiben (vgl. S. 39 f.), sollte darliber hinaus — wie
das im Geschéaftsbereich des Bundesministeriums fiir Erndhrung,
Landwirtschaft und Forsten bereits der Fall ist — die ein-
seitige Deckungsfdhigkeit der Titel fiir Geschaftsbediirfnisse
mit den Forschungstiteln vorgesehen werden, so daB Ersparnisse
bei den ersteren den letzteren zugute kommen kénnen. Daraus
ergibt sich sowohl ein Anreiz zur Sparsamkeit bei den Ge-
schédftsbediirinissen als auch zusétzliche Beweglichkeit.

IV. 2. Forderung durch Globalzuschiisse zum Grundbedarf und
Leistungskontrolle

Der Staat sollte privatrechtlich organisierte Forschungseinrich-
tungen nicht so sehr durch Einzelzuschiisse fiir bestimmte For-
schungsvorhaben fordern, als vielmehr in erheblich stiarkerem
Umfang als bisher durch Globalzuschiisse unterstiitzen, aus
denen der Grundbedarf gedeckt werden kann. Solche Global-
zuschiisse wdren nicht nur von Jahr zu Jahr zu bewilligen,
sondern fiir einen Zeitraum von drei bis fiinf Jahren, der die
Planung von Forschungsvorhaben erméglicht. Globalzuschiisse
sollten dem Teil der in dieser Untersuchung erfaften For-
schungseinrichtungen zugute kommen, der eine unbestrittene
Bedeutung erlangt hat. Auch fiir die Globalzuschiisse sind Haus-
halts- oder Wirtschaftspldne die Grundlage, aus denen sich
der ZuschuBbedarf im einzelnen ergibt.

Das von verschiedenen Bundesministerien angewandte Ver-
fahren, die Einrichtungen, die dauernd einen Globalzuschufl
zur Deckung des Grundbedarfs erhalten, im Haushaltsplan
durch Einzeltitel kenntlich zu machen und in den Erlduterungen
ihre Wirtschaftspldne mitzuteilen, erscheint beispielhaft und
wird auch den iibrigen Bundes- und Landesministerien empfoh-
len. Zum Ausgleich fiir die Vergilinstigungen, vom Staat einen
GlobalzuschuB zur Deckung des Grundbedarfs zu erhalten,
sollte bestimmt werden, daf das Ministerium, aus dessen Haus-
halt das Institut den GrundzuschuB erhadlt, als federfiilhrende
Stelle von allen weiteren Einzelbewilligungen der &ffentlichen
Hand Mitteilung erhdlt. Das geschieht am besten dadurch, daB
die bewilligenden Stellen dem federfilhrenden Ministerium
eine Durchschrift ihrer Bewilligungen iibersenden.
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Weiter sollte bestimmt werden, daB ein Institut, das einen
GlobalzuschuB erhilt, nicht nur einer Rechnungskontrolle, son-

dern auch einer sachlichen Leistungskontrolle unterliegt. Hierzu

miiBte es durch periodische Berichte iiber seine Gesamtarbeit Rechenschaits-
Rechenschaft geben. Die Leistungskontrolle setzt ein verant- "'
wortliches mit Wissenschaftlern besetztes Organ voraus, das Kontrollorgan
die Qualitdt der Arbeitsergebnisse beurteilt und damit {iber

die ZweckmaBigkeit in der Verwendung der Mittel wacht. Dafiir

kdmen z. B. fachlich gegliederte Ausschiisse, die im Zusammen-

wirken mit der Deutschen Forschungsgemeinschaft einzusetzen

wiren, in Betracht. Auch bestehende fachkundige Ausschiisse,

wie die Atomkommission, konnten diese Aufgabe leisten.

Ebenso ist denkbar, daB sich die Institute — etwa nach dem

Vorbild der Deutschen Gesellschaft fiir Flugwissenschaften —

zu einer Art von ,Priifungsverband” zusammenschlieBen.

IV. 3. AbschluB von Forschungsvertragen

Ist eine staatliche Stelle an bestimmten Forschungsarbeiten
interessiert, so sollte sie diese Arbeiten nicht wie bisher vor-

wiegend durch Einzelzuschiisse, sondern in erster Linie durch

AbschluB von Forschungsvertragen finanzieren. Forschungs-

vertridge ermoglichen eine langerfristige Bindung beider Teile Langertristige
und erlegen beiden Teilen klare Verpflichtungen auf; zugleich i:‘ri“ﬂ':g;tf:;:“
erlauben sie, auch die Finanzierung einer wegen der For-
schungsarbeiten notwendig gewordenen Ausweitung des Grund-

bedarfs zu kldaren. Bei der Fassung von Forschungsvertragen

ist darauf zu achten, daB die Freiheit des einzelnen Forschers

und des Instituts gebiihrend respektiert wird.

Ferner eroffnen Forschungsvertrdge die Moglichkeit, dem Insti-
tut die Nutzung von Einrichtungen, Apparaten usw. angemessen
zu vergiiten, Das muB insbesondere geschehen, wenn der For-
schungsvertrag nicht — was jedoch die Regel sein sollte —
mit dem Institut, sondern mit einem in dem Institut tatigen
Forscher abgeschlossen wird. In letzterem Fall sollte der Ab-
schluB des Vertrages dem Institut in jedem Einzelfall mitgeteilt
werden.

1V. 4. Finanzierung durch Einzelzuschiisse

Die bisherige Methode der Finanzierung durch Einzelzuschiisse
wird vermutlich weiterhin, vor allem im Bereich der Geistes-
wissenschaften, Bedeutung behalten, wo, anders als bei der
angewandten naturwissenschaftlichen Forschung, fiir Vertrags-
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forschung weniger Raum bleibt. Die Methode sollte aber, jeden-
falls gegeniiber den Globalzuschiissen, nur subsididr angewandt
werden.

Einzelzuschiisse der offentlichen Hand fiir Forschungsvorhaben
miissen mit den Forschungsbeihilfen der Deutschen Forschungs-
gemeinschaft koordiniert werden. Voraussetzung hierfiir ist
gegenseitige Information. Die Informationen sollten zweck-
maBigerweise bei dem fiir das betreffende Institut federfiihren-
den Ministerium gesammelt werden. Die Koordination kann
dann den beteiligten Ressorts und der Deutschen Forschungs-
gemeinschaft iberlassen werden.

IV. 5. Finanzierung durch Bund und Lander

Die Forderung der Forschungseinrichtungen ist eine nationale
Aufgabe. Die Vielfalt der Vorhaben, die Notwendigkeit koordi-
nierter und langfristiger Planungen und der Umfang der finan-
ziellen Mittel erfordern unabweisbar, daB diese Aufgabe von
Bund und Lé&ndern gemeinsam erfiillt wird. Die sachlichen
Erfordernisse der Forschung machen es notwendig, Grundsétze
fiir eine Regelung zu finden, mit deren Hilfe die Finanzverant-
wortung fiir den Einzelfall bestimmt werden kann.

Die folgenden Vorschlage konnten eine Klarung einleiten:

a) Forschungseinrichtungen werden grundséatzlich vom Sitzland
allein getragen. Fiir einmalige Ausgaben gréBeren Umfangs
(Bauten und Einrichtungen) sollte — auf Empfehlung des Wis-
senschaftsrates — die Moglichkeit der Bereitstellung von Zu-
schiissen aus Bundesmitteln gegeben sein.

Forschungseinrichtungen, die ihrer Aufgabe nach iiber den
Bereich eines Landes hinaus fiir mehrere oder alle Lander von
besonderer Bedeutung sind, konnen von diesen gemeinsam
finanziert werden.

b) Einrichtungen der GroBforschung (vgl. S. 41 ff.) tragt der
Bund grundsatzlich allein. Je nach Lage des einzelnen Falles
kann eine Interessenquote des Sitzlandes in Betracht kommen.

Einrichtungen der Ressortforschung des Bundes sowie Einrich-
tungen, an deren Arbeit der Bund vorrangig ein begriindetes
Dauerinteresse hat, tragt der Bund allein.

c¢) Forschungseinrichtungen von besonderer Bedeutung, die
einen erheblichen Aufwand erfordern oder Aufgaben erfiillen,
deren Wahrnehmung fiir die Gesamtheit der Wissenschaft in
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der Bundesrepublik notwendig ist, konnen gemeinsam mit dem
Bund vom Sitzland oder mehreren interessierten Léndern oder
allen Landern finanziert werden.

Das Nahere sollte ein Verwaltungsabkommen zwischen Bund
und Landern regeln. Dieses sollte vorsehen, dal Forschungsein-
richtungen in die gemeinsame Finanzierung nur dann einbe-
zogen werden, wenn dies durch ein Votum des Wissenschafts-
rates empfohlen wird.

D. V. Zum Abrechnungswesen

Die Finanzierung der Forschungseinrichtungen nicht nur aus
einer, sondern aus mehreren offentlichen Quellen fiihrt zu
Schwierigkeiten bei der Abrechnung. Auch wenn der Grund-
bedarf nur aus einem offentlichen Haushalt gedeckt wird,
erhalten die Institute meist fiir einzelne Forschungsvorhaben
im Rahmen ihres Verfiigungsbedarfs weitere Beihilfen. Uber
diese Zuschiisse, Forschungsbeihilfen, Vertragsentgelte usw.
mul} gegeniiber dem jeweiligen Geldgeber getrennt abgerechnet
werden. Die Vorschriften fiir die Abrechnung weichen jedoch
stark voneinander ab und werden dariiber hinaus verschieden
gehandhabt. Dadurch sind die Forschungseinrichtungen mit
umfangreicher Verwaltungsarbeit belastet. Das wirkt sich ins-
besondere auf die rechtlich selbstdndigen Institute aus, denen
diese Arbeit nicht von Trdgerorganisationen abgenommen wer-
den kann.

Das Abrechnungsverfahren der 6ffentlichen Hand sollte deshalb
vereinheitlicht und wesentlich vereinfacht werden. Da es sich
kaum vermeiden lassen diirfte, tiber die wverschiedenen Zu-
wendungen einzeln abzurechnen, sollte die Abrechnung nach
einem einfachen und stets gleichen Verfahren geschehen und
somit von Hilfskraften erledigt werden konnen. Es ist jeden-
falls nicht angdngig, daB die Arbeitszeit und die Arbeitskraft
der wissenschaftlichen Mitarbeiter in dem MaBe, wie es derzeit
der Fall ist, hierfiir in Anspruch genommen werden.

Auch wenn das Abrechnungswesen — wie vorgeschlagen —
vereinheitlicht und vereinfacht wird, miissen in gréBeren Insti-
tuten ausgebildete Verwaltungskréfte zur Erledigung der Ver-
waltungsgeschifte vorhanden sein. Solche Verwaltungskrafte
sollten voll fiir die Verwaltungsaufgaben verantwortlich sein
konnen; z.B. miiBte es moglich sein, ihnen die Pflichten und
Befugnisse eines Sachbearbeiters des Haushalts im Sinne der
Wirtschaftsbestimmungen zu iibertragen. Auf die Moglichkeit,
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fir einzelne Abrechnungen nebenberuflich tdtige Verwaltungs-
angestellte zu beschéftigen und ihnen hierfiir eine Vergiitung
aus den bewilligten Mitteln zu gewdhren, wird hingewiesen.

E. Die Verteidigungsforschung

Die Verteidigungsforschung verdient wegen der Bedeutung,
die sie fir die hier untersuchten Forschungseinrichtungen hat,
eine besondere Darstellung. Zudem befindet sie sich noch im
Aufbau, und ihre Verbindungen zur Wissenschaft sind noch
nicht voll ausgeformt.

E.I. Die Aufgaben der Verteidigungsforschung

Die Aufgaben der Verteidigungsforschung sind durch die Pro-
bleme der nationalen Verteidigung und durch die Notwendig-
keit bestimmt, im Rahmen internationaler Verteidigungsauf-
gaben einen angemessenen Beitrag zu leisten.

Die Verteidigungsforschung erstreckt sich auf die verschieden-
sten Fachbereiche. An den Naturwissenschaften ist sie fast in
der ganzen Breite interessiert, aber auch z. B. an Militdr-
geschichte und Wehrrecht. Da die Basis aller erfolgreichen
Zwedkforschung, also auch der Verteidigungsforschung, eine
breite Grundlagenforschung ist, hat die Verteidigungsforschung
an deren Forderung besonderes Interesse. Bei der Bestimmung
von Forderungsschwerpunkten sollte daher durch interministe-
rielle Abstimmung und auf sonstige Weise sichergestellt wer-
den, daB die Belange der Verteidigung beriicksichtigt werden.
Auf der anderen Seite kann die Verteidigungsforschung auf
die Wissenschaft in zahlreichen Gebieten dadurch anregend
wirken, daB sie groBe und auf viele wissenschaftliche Diszi-
plinen iibergreifende Probleme stellt. Auf Grund ihrer engen
Verbundenheit mit der Forschung im Ausland, die vielfach
starker als hier von Verteidigungsfragen bestimmt ist, bietet
sie gute Moglichkeiten der Zusammenarbeit mit ausldndischen
Fachvertretern.

Die gegenseitige Abstimmung und die Zusammenarbeit zwi-
schen Verteidigungsforschung und allgemeiner Wissenschaft
kénnen noch verbessert werden. Erforderlich ist hierzu auf
seiten der Wissenschaft eine gréBere Bereitschaft zur Mitarbeit
an den besonderen Problemen der Verteidigung. Auf seiten
des Verteidigungsministeriums ist eine stdrkere Zusammen-
arbeit mit den zentralen wissenschaftlichen Organisationen
notwendig. Fiir die gezielte Férderung der Grundlagenforschung
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wire es z.B. zweckmdBig, wenn eine Abstimmung mit den
Schwerpunktprogrammen der Deutschen Forschungsgemein-
schaft erfolgte, die sich zum Teil mit den fiir die Verteidi-
gungsforschung besonders interessanten Gebieten decken (z. B.
Unternehmensforschung, Radiometeorologie, Biochemie, Flug-
forschung, Ozeanographie, Weltraumforschung, Energieum-
wandlung, Regelungstechnik, Werkstoffverhalten). Ein gang-
barer Weg diirfte es sein, daBl das Ministerium mit der Deutschen
Forschungsgemeinschaft Abmachungen trifft, um deren bewéhrte
Methoden zur Férderung wissenschaftlicher Aufgaben auszu-
nutzen, anstatt fiir gleichartige Programme konkurrierende For-
schungsauftrage zu erteilen. Der Zusammenhang mit den Ver-
teidigungsaufgaben wird dabei hinreichend deutlich zu machen
sein, um den haushaltsrechtlichen Vorschriften Rechnung zu
tragen.

E.II. Die Verwendung der Mittel fiir die Verteidigungsforschung

Die im Haushalt des Bundesministers der Verteidigung zur
Verfiigung stehenden Mittel sind gegliedert in Mittel Fiir
Forschung (militargeschichtliche und wehrwissenschaftliche Ar-
beiten, wehrtechnische Forschung und sonstige militarische
Forschung) und Mittel fiir Entwicklung und Erprobung. Die
letzteren iibertreffen die ersteren um ein Mehrfaches.

Waéhrend in anderen Lidndern staatseigene Verteidigungs-
forschungsinstitute geschaffen worden sind, hat das Bundes-
ministerium der Verteidigung bisher von der Errichtung solcher
Institute abgesehen und sich stattdessen der bestehenden For-
schungseinrichtungen bedient. Hieraus hat sich eine elastische
Form der Zusammenarbeit zwischen den vorhandenen For-
schungseinrichtungen und dem Verteidigungsministerium ent-
wickelt, indem es Forschungsvorhaben vergibt und sich an der
Finanzierung von Instituten beteiligt.

IL. 1. Vergabe von Forschungsvorhaben

Das Bundesverteidigungsministerium vergibt einzelne bestimmte
Forschungsvorhaben an Einrichtungen der verschiedensten Art
und an Einzelpersonen.

a) Vergabe an Hochschulinstitute und Forscher in Hoch-
schulen. Mit ihnen schlieBt das Ministerium Vertrage, in denen
sie sich zur Durchfiihrung eines mit den Fachleuten des Mini-
steriums erérterten und gemeinsam fixierten Forschungsvor-
habens verpflichten. Das Ministerium stellt die erforderlichen
Mittel als Zuwendung nach § 64a RHO zur Verfiigung.
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Die mit der Verwaltung dieser Mittel verbundenen Arbeiten
erledigt fiir die Institute und Forscher die Fraunhofer-Gesell-
schaft zur Forderung der angewandten Forschung. Bei dieser
Verwaltungshilfe handelt es sich um die rein technischen
Funktionen der Abrechnung usw.; auf die Vergabe der For-
schungsvorhaben, ihren Inhalt und die Auswahl der Personen
bt die Fraunhofer-Gesellschaft keinen EinfluB aus. Fiir die
Verwaltungshilfe erhdlt die Fraunhofer-Gesellschaft vom Ver-
teidigungsministerium eine pauschalierte Vergiitung.

An Hodhschulinstitute und Forscher in solchen Instituten wer-
den nur Forschungsvorhaben nicht geheimen Charakters ver-
geben, so dafl der unbeschrdnkte Meinungsaustausch mit Fach-
genossen sowie die Publikation der Ergebnisse gewdhrleistet
sind.

b) Vergabe an Forschungsinstitute auBerhalb der Hochschulen.
Als Beispiele seien genannt: Institute der Max-Planck-Gesell-
schaft, die der Deutschen Gesellschaft fiir Flugwissenschaften
angeschlossenen Institute, Bundes- und Landesanstalten, Insti-
tute ,an“ Hochschulen. Die Mittel werden auch hier nach
§ 64a RHO zur Verfiigung gestellt, jedoch leistet die Fraun-
hofer-Gesellschaft keine Verwaltungshilfe.

c) Vergabe an die Industrie. Die Forschungsvorhaben werden
durch Forschungsvertrdge vergeben, in denen der Firma eine
bestimmte Aufgabe gegen entsprechendes Entgelt iibertragen
wird. Uber die aus diesen Arbeiten hervorgehenden Ergebnisse
und Rechte (etwa an Patenten) darf allein das Bundesverteidi-
gungsministerium verfiigen. Verwaltungshilfe durch die Fraun-
hofer-Gesellschaft ist hier ebenfalls nicht erforderlich. An die
Industrie werden auch geheime Forschungsvorhaben vergeben.

Die fiir die Durchfiihrung von Forschungsvorhaben ausge-
gebenen Finanzmittel verteilten sich im Jahre 1963 etwa so,
daB auf Hochschulinstitute 26 %, Forschungsinstitute auBer-
halb der Hochschulen 30 % und die Industrie 43 % der Mittel
entfielen.

IL. 2. Beteiligung an der Grundfinanzierung

Durch eine Beteiligung an der Grundfinanzierung férdert das
Verteidigungsministerium die Deutsche Gesellschaft fiir Flug-
wissenschaften e.V. in Bonn (rd. 34,1 Millionen DM im
Jahre 1964) und das gemeinschaftliche deutsch-franzdésische
Forschungsinstitut St.Louis (rd. 5,7 Millionen DM im Jahre
1964).
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Die Institute der Deutschen Gesellschaft fiir Flugwissenschaften
erhalten dariiber hinaus in recht erheblichem Umfang weitere
Zuwendungen fiir Einzelforschungsvorhaben. Federfiihrend fiir
die Gesellschaft ist jedoch nicht das Bundesverteidigungs-
ministerium, das den weitaus gréBten Anteil der Aufwendungen
der Gesellschaft trdgt, sondern das Bundesministerium fiir Ver-
kehr. Das Bundesministerium fiir wissenschaftliche Forschung
ist an der Arbeit der Gesellschaft, soweit sie die Raumfahrt
betrifft, interessiert und beteiligt sich neuerdings auBer durch
Zuschiisse fiir Einzelforschungsvorhaben auch an der Grund-
finanzierung (fiir das Jahr 1964 war ein ZuschuB in Hohe von
8 Mill. DM veranschlagt). Aus dieser komplizierten Kompetenz-
verteilung ergeben sich zwangsldaufig Unzutrdglichkeiten.

IL. 3. Unterhaltung von Instituten

Eine Anzahl weiterer Institute wird ausschlieBlich oder fast
ausschlieblich vom Bundesverteidigungsministerium finanziert.
Die Institute bilden eine von der groSen Zahl der mit Einzel-
forschungsvorhaben betrauten Einrichtungen klar unterschie-
dene Gruppe, die durch die Dauer und die AusschlieBlichkeit
der Beschiftigung fiir das Ministerium gekennzeichnet ist.

Die Rechtsform der Institute ist verschieden. Die meisten sind
privatrechtlich organisiert. Zwei Einrichtungen sind unselbstdn-
dige Anstalten des o6ffentlichen Rechts. Folgende Einrichtungen
seien genannt:

a) Staatliches Forschungsinstitut fiir Geochemie, Bamberg

b) Institut fiir Chemie der Treibstoffe der Fraunhofer-Gesell-
schaft, Berghausen

c) Institut fiir Elektrowerkstoffe der Fraunhofer-Gesellschaft,
Freiburg i. Br.

d) Ernst-Mach-Institut der Fraunhofer-Gesellschaft, Freiburg
i. Br.

e) Institut fiir Aerobiologie der Fraunhofer-Gesellschaft, Graf-
schaft/Sauerland

f) Institut fiir Radiometeorologie und maritime Meteorologie
der Fraunhofer-Gesellschaft, Hamburg

g) Ozeanographische Forschungsstelle der Bundeswehr, Kiel.
Diese im Haushalt bei den Erprobungsstellen erscheinende
Anstalt soll auch das im Bau befindliche Wehrforschungs-
schiff bereedern.
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h) Institut fiir Hochfrequenzphysik, Rolandseck. Das Institut
wird von der Gesellschaft zur Férderung der astro-physika-
lischen Forschung e. V., Bonn, getragen. Im Rahmen der-
selben Gesellschaft ist ein Institut fir Funk und Mathematik,
Werthhofen, im Aufbau, das ebenfalls nur fiir das Ver-
teidigungsministerium arbeiten soll.

i) Ein Institut fiir Sprengstoffphysik wird moglicherweise
hinzukommen. Einstweilen ist auf diesem Gebiet lediglich
eine Arbeitsgruppe der Fraunhofer-Gesellschaft tatig.

E. III. Stellungnahme zu der Mittelverwendung

Die vom Verteidigungsministerium in den Hochschulinstituten
und den Instituten auBerhalb der Hochschulen fiir Forschungs-
vorhaben in Anspruch genommene Kapazitdt ist zur Zeit relativ
gering. Zudem kommen die Vorhaben der Wissenschaft in der
dargestellten Weise zugute. Unter diesen Umstdnden besteht
keine Gefahr, daB die Forschungseinrichtungen mit Auftragen
des Ministeriums tiiberlastet werden. Das Verfahren der Ver-
gabe von Forschungsvorhaben kann deshalb gebilligt werden,
solange sein Umfang nicht sehr erheblich zunimmt.

Dagegen ist zu den ausschlieBlich fiir das Bundesverteidigungs-
ministerium beschéftigten Instituten auf folgendes hinzuweisen:
Die Existenz dieser Gruppe von Instituten laBt erkennen, daB
es eine Reihe von Aufgaben gibt, die bei den bestehenden
anderen Forschungseinrichtungen im Rahmen von Forschungs-
vertragen nicht untergebracht werden kénnen, entweder weil
sie geheim oder weil sie zu speziell sind oder weil sie eine
dauernde Téatigkeit mit bleibendem Mitarbeiterstab und unter
Umstdanden umfangreiche, spezielle Einrichtungen erfordern.
Die Institute weisen insofern Gemeinsamkeiten auf; sie unter-
scheiden sich durch das AusmaB von geheimen Aufgaben und
dadurch, daB an den Arbeiten einiger der Institute auch bei der
Wissenschaft allgemein und bei der Industrie ein Interesse
besteht. Dieser Unterschied kann organisatorische Konsequen-
zen nahelegen.

Die genannten Institute (vgl. IL 3.) gehoren zu verschiedenen
Tragern. Eine Reihe von ihnen ist in der Fraunhofer-Gesellschaft
zusammengefaBt, der daneben noch acht vorwiegend der in-
dustriellen Vertragsforschung gewidmete Institute angehéren
(vgl. S.49). Die Gesellschaft umschlieBt zur Zeit also auch
Institute, die ihrer EinfluBnahme zum Teil entzogen sind und
fiir die sie nur den formellen Rechtstrdger darstellt. Die Ge-
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sellschaft wird ihrer. Anlage nach auf die Dauer nicht darauf
verzichten konnen, eine gleichméBigere Ausrichtung der ihr
angeschlossenen Institute vornehmlich auf die Durchfiihrung
von Vertragsforschungsvorhaben — sei es der offentlichen
Hand, sei es von privater Seite — zu erstreben, und muB daher
versuchen, auch auf die ihr angehérenden Institute der Ver-
teidigungsforschung einen EinfluB zu gewinnen.

Soweit diese Institute fachlich iibergreifende Aufgaben (Quer-
schnittsaufgaben) erledigen und auch die Industrie daran
Interesse hat, den Instituten Auftridge zu erteilen, sollte der
Gesellschaft ein groBerer EinfluB auf die Institute eingerdumt
werden. Ferner werden den Instituten Kuratorien beizugeben
sein, die die Fraunhofer-Gesellschaft, das Verteidigungsministe-
rium und die Institute selbst bei der gesamten Aufgabenstellung
beraten und bei der Aufnahme wissenschaftlicher Verbindungen
zu anderen Bereichen unterstiitzen. Die Institute kénnten dann
mit Unterstiitzung des Kuratoriums den freien wissenschaft-
lichen Meinungsaustausch pflegen und ihre Forschungsergeb-
nisse publizieren. Die wissenschaftlichen Gremien der Gesell-
schaft sollten in die Lage versetzt werden, ihre Leitungsfunk-
tionen sachgerecht auszuiiben, sowie die Institute untereinander
und mit der Fachwelt besser zu koordinieren.

Institute der Fraunhofer-Gesellschaft, deren Titigkeit fiir das
Verteidigungsministerium sich auf die Dauer nicht organisch
in die Struktur der im wesentlichen der Vertragsforschung
gewidmeten Gesellschaft (vgl. S. 49) einfiigt, sollten ausge-
gliedert werden. Fiir sie miiBten andere Organisationsformen
gesucht werden, die den notwendigen EinfluB des Ministeriums
zur Erfiillung seiner Aufgaben sichern.
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F. Einzelne Fachgebiete

Die Ausfiihrungen und Empfehlungen in den Abschnitten A bis E
beziehen sich auf die den Forschungseinrichtungen auBerhalb der
Hochschulen gemeinsamen Sachverhalte und haben insofern einen
allgemeinen Charakter. Demgegeniiber wird in Abschnitt F die Lage
in einzelnen Fachgebieten erortert?).

Die folgenden Darstellungen und Empfehlungen stiitzen sich auf die
Berichte der einzelnen Arbeitsgruppen (vgl. S.12) und sind daher,
aber auch mit Riicksicht auf fachbedingte Unterschiede, in Umfang
und Anordnung nicht einheitlich. Bei der Darstellung wurde an-
gestrebt, die in der Ubersicht (Anlage 1, Bd. 2, S. 69 ff.) mit ndheren
Angaben angefiihrten Institute — soweit méglich — nach Gruppen zu-
sammenzufassen?). Im Text sind deshalb nicht alle in der Ubersicht
genannten Institute noch einmal ausdriicklich erwdhnt. Es werden
aber, soweit es zur Erganzung der Darstellung erforderlich war, auch
einzelne Einrichtungen genannt, die in der Ubersicht nicht enthalten
sind, weil sie den in Abschnitt A.II (S. 17 ff.) entwickelten Abgren-
zungskriterien nicht entsprachen.

F. 1. Theologie

Die Forschung auf theologischem Gebiet wird in den wissenschaft-
lichen Hochschulen, in kirchlichen Einrichtungen und in einigen aus
staatlichen Mitteln geférderten Forschungseinrichtungen aufierhalb
der Hochschulen betrieben. Die kirchlichen Einrichtungen, die einen
wichtigen Beitrag zur theologischen Forschung leisten, sind jedoch in
diese Untersuchung nicht einbezogen, soweit sie keine offentlichen
Mittel erhalten (vgl. S. 21 f.). Die fortschreitende Spezialisierung und
die sich stindig erweiternde Problematik mégen auch im Bereich der
Theologie in zunehmendem MaBe Forschungseinrichtungen auBerhalb
der Hochschulen erfordern. Einstweilen ist ihre Zahl gering.

Solche Einrichtungen sind schon jetzt im Bereich der Territorial-
kirchengeschichte notig. Die Arbeit an der Territorialkirchengeschichte
ist fiir die Erfassung der Gesamtkirchengeschichte unerldBlich. Sie
wird heute weithin durch Vereine oder Gesellschaften betrieben, die
oft auch mit kirchlichen Stellen, z. B. landeskirchlichen Archiven, ver-
bunden sind. Die Intensitdt und die Form dieser Arbeit sind meist

1) ygl. hierzu auch die Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft
iiber Stand und Riickstand der Forschung in den Naturwissenschaften und
den Ingenieurwissenschaften, Wiesbaden 1964, die Aussagen iuber den
Leistungsstand der deutschen Forschung enthdlt und bei den betreffenden
Abschnitten dieser Empfehlungen nicht jeweils einzeln zitiert ist.

?) Auf den Anhang 1 wird in der folgenden Darstellung bei den einzelnen
Instituten durch Hinzufiigung der laufenden Nummer, unter der sie in der
Ubersicht aufgefiihrt sind, hingewiesen,
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vom Zufall abhéngig. Auf die vom Wissenschaftsrat in seinen Emp-
fehlungen von 1960 vorgeschlagene Einrichtung von Stellen fiir Wis-
senschaftliche Rate (kiinftig auBerordentliche Professoren) in den
Theologischen Fakultdten, die die Geschichte einzelner Landeskirchen
behandeln sollen, wird hingewiesen. Freilich ist es auf diese Weise
kaum moglich, die Arbeit interkonfessionell zu betreiben. Da dies
wiinschenswert ist, sollte erwogen werden, solche territorialgeschicht-
lichen Arbeiten neben den Stellen in den Fakultdten in Forschungs-
einrichtungen auBerhalb der Hochschulen und in gréBerer Unabhin-
gigkeit von kirchlichen Behorden zu institutionalisieren. Das Institut
fir Westfdlische Kirchengeschichte an der Universitiat Miinster wire
ein erstes Beispiel hierfiir, wenn es auch gegenwirtig in Ermangelung
von standigem wissenschaftlichem Personal noch nicht als eigentliche
Forschungseinrichtung angesprochen werden kann.

I. 1. Evangelische Theologie

Auf dem Gebiet der Evangelischen Theologie ist auBerhalb der Hoch-
schulen die Forschungsstitte der Evangelischen Studiengemeinschaft
— Christophorus-Stift — in Heidelberg (Nr. 2) tétig. Diese Forschungs-
stdtte wird iiberwiegend von den evangelischen Landeskirchen und
dem Deutschen Evangelischen Kirchentag getragen und erhilt nur
einen geringfligigen ZuschuB aus O6ffentlichen Mitteln. Ein weiterer
Ausbau auch in personeller Hinsicht kann empfohlen werden, wenn
zugleich auf eine gewisse Konzentration der Arbeit geachtet wird, die
sich zur Zeit auf ein sehr weites, aber wenig einheitliches Forschungs-
gebiet erstreckt.

Das Deutsche Evangelische Institut fiir Altertumswissenschaft des
Heiligen Landes (Paldstina-Institut) in Frankfurt a. M. (Nr. 1), das vor
dem Ersten Weltkrieg und in den zwanziger Jahren umfassende Arbeit
geleistet und groBe Bedeutung gehabt hat, sollte mit 6ffentlichen Zu-
schiissen in den Stand versetzt werden, wieder eine eigene For-
schungstatigkeit in Paldstina aufzunehmen. Hierzu sind stidndiges
Personal in Jerusalem und ein dauernder Personal- und Sachetat er-
forderlich. Ein Haus in Jerusalem steht bereits zur Verfiigung. Das
Institut kénnte zugleich die archdologische Forschung in Paldstina
ausreichend betreiben. Ein Ausbau des Deutschen Archédologischen
Instituts in dieser Richtung, der ohnehin durch die politischen Ver-
héltnisse erschwert wire, wiirde sich dadurch eriibrigen.

Das Institut fiir neutestamentliche Textforschung in Miinster (Nr. 3),
dessen Organisationsform noch nicht endgiiltig geregelt ist, wird vor-
aussichtlich als ein Institut ,an“ der Universitdt in die Form einer
Stiftung gekleidet werden. Es kann als das Zentrum aller Arbeit am
Text des Neuen Testaments bezeichnet werden. Es trdgt durch einen
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wissenschaftlichen Beirat, dem etwa 20 Gelehrte aus verschiedenen
Lindern und Konfessionen angehéren, einen internationalen und inter-
konfessionellen Charakter. Der Ausbau des in seiner Zielsetzung
einmaligen Instituts wird dringend empfohlen.

1. 2. Katholische Theologie

Auf dem Gebiet der Katholischen Theologie sind auBerhalb der Hoch-
schulen drei kleine Einrichtungen tdtig, von denen das Albertus-
Magnus-Institut in Kéln und das Institut fiir ostdeutsche Kirchen- und
Kulturgeschichte e.V. in Bonn im wesentlichen aus kirchlichen Mitteln
unterhalten werden. Das Institut fiir ostdeutsche Kirchen- und Kultur-
geschichte fiigt sich gut in den in Teil I der Empfehlungen des Wissen-
schaftsrates fiir die Katholische Fakultdt in Bonn empfohlenen Schwer-
punkt Kirchen- und Dogmengeschichte ein. Seine weitere Forderung
ist daher schon mit jener Empfehlung vorgeschlagen. Das Albertus-
Magnus-Institut (Nr.4) arbeitet in Bonn an der Gesamtausgabe der
Werke des Albertus Magnus. Eine weitere Forderung dieser wichtigen
Aufgabe wird empfohlen. Fiir beide Institute miiften zur Intensivie-
rung der Tatigkeit mehr 6ffentliche Mittel bereitgestellt werden.

Das von der Cusanus-Gesellschaft getragene Institut fiir Cusanus-
Forschung an der Universitdit Mainz (Nr.5) ist der Edition der Cu-
sanus-Predigten, einer fiir die Theologie und fiir die Geistesgeschichte
bedeutsamen, aber auch auBerordentlich langwierigen und schwieri-
gen Arbeit gewidmet. Angesichts des Umfangs der Aufgabe ist die
Ausstattung des Instituts mit Personal- und Sachmitteln zu gering.

F.II. Philosophie, Psychologie, Pddagogik, Publizistik

IL. 1. Philosophie

In der Philosophie ist die Forschung in besonderer Weise an die
Arbeit des einzelnen Wissenschaftlers gebunden. Forschungsinstitute
auf dem Gebiet der Philosophie dienen daher in erster Linie philo-
sophie-geschichtlichen Aufgaben. Zumeist handelt es sich um kleinere
Einrichtungen, deren Aufgabe eng begrenzt ist, etwa auf die Heraus-
gabe der Werke eines Philosophen. Hier ist das Hegel-Archiv in Bonn
(Nr.6) zu nennen, eine Forschungsstelle die bisher ohne eigene
Rechtspersonlichkeit ist und vorwiegend von der Deutschen For-
schungsgemeinschaft getragen wird. Insofern handelt es sich nur um
ein, wenn auch langfristiges Forschungsvorhaben, faktisch aber um ein
Forschungsinstitut, in dem die internationale Hegelforschung eine
zentrale Statte sieht. Zweck des Archivs war und ist eine neue Kkri-
tische Gesamtausgabe der Werke Hegels. Noch bevor die Gesamt-
ausgabe zu erscheinen begann, entstand ein Jahrbuch ,Hegel-Studien”
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mit Abhandlungen, Literaturkritik, bibliographischen Berichten u. a.
Das ergab sich aus der Zusammenfassung allen fiir das Hegelstudium
notwendigen Materials sowie aus den stark anwachsenden Begleit-
forschungen zur Edition. Das Archiv verdient weitere Férderung.

II. 2. Psychologie

Die psychologische Forschung in der Bundesrepublik findet bisher
ganz iiberwiegend in den Instituten der wissenschaftlichen Hoch-
schulen statt. Zur Lage der Forschung auf diesem Gebiet kann auf die
Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft?!) verwiesen wer-
den. Dort wird (S.27) das Fehlen eines Instituts bedauert, das sich
ausschlieBlich mit der psychologischen Grundlagenforschung befassen
und gewisse zentrale Aufgaben, wie Dokumentation und Entwicklung
von Apparaten, ibernehmen soll. Diese Anregung verdient Beachtung.
Es wird jedoch zu priifen sein, ob die Griindung eines hochschul-
unabhdngigen Instituts zur Wahrnehmung der genannten Aufgaben
der richtige Weg ist oder ob sie besser durch ein schwerpunktmabig
auszubauendes Hochschulinstitut erfiillt werden kénnen. Im Allge-
meinen Teil dieser Empfehlungen ist auf die besonderen Bedingungen
bei der Griindung von Instituten auBerhalb der Hochschulen hin-
gewiesen worden. Die angewandte psychologische Forschung muB
eng mit der Praxis verbunden sein. Fiir ein speziell der angewandten
Forschung auf diesem Gebiet gewidmetes Institut mag deshalb eine
Organisationsform auBerhalb der Hochschulen naheliegen (vgl. Denk-
schrift, S. 73 {.).

Das Institut fiir Grenzgebiete der Psychologie und Psychohygiene in
Freiburg (Nr. 7) ist das einzige auf diesem Gebiet vorhandene Institut
in der Bundesrepublik und behandelt Gebiete — Parapsychologie und
Grenzgebiete —, die in den psychologischen Hochschulinstituten
nicht beriicksichtigt werden.

II. 3. Padagogik, Bildungsforschung

Die Padagogik ist aus der philosophischen Padagogik des 18. und des
friihen 19. Jahrhunderts hervorgegangen. Unter dem EinfluBl der
geistesgeschichtlichen Entwicklung ist sie in den wissenschaftlichen
Hochschulen vor allem als theoretisch-geistesgeschichtliche Forschung
gepflegt worden. Diese Entwicklung hat zum Ergebnis gehabt, daB ihr
der Zugang zu empirischen Untersuchungen und zu anwendungsnahen
Fragestellungen weitgehend verschlossen blieb. Ebensowenig ist es
zu einer engeren Zusammenarbeit mit Nachbardisziplinen, wie der
Soziologie und der Psychologie, aber auch nicht mit den Wirtschafts-

1) Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Lage der Psycho-
logie. Wiesbaden 1964.
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wissenschaften und der Statistik gekommen. Erst in der jlingsten Ver-
gangenheit beginnt sich eine solche Erweiterung iiber den traditionel-
len Arbeitsbereich hinaus abzuzeichnen.

Unter diesen Umstdnden sind fiir die Bewiltigung der drdangenden
praktischen Aufgaben Einrichtungen auBerhalb der Hochschulen ge-
schaffen worden, die sich vornehmlich damit befassen, empirische
Fragestellungen zu entwickeln und empirische Untersuchungen durch-
zufiihren. Hier ist vor allem das Deutsche Institut fiir Internationale
Péddagogische Forschung in Frankfurt (Nr. 10), 1951 als Hochschule fiir
internationale pdadagogische Forschung gegriindet, zu nennen,

Der stdandig steigende Anspruch weiter Bevolkerungskreise auf Bil-
dung und der zugleich zunehmende Bedarf an Menschen mit einer
hoheren Ausbildung haben nach 1945 die Bildungsforschung als ein
neues Arbeitsgebiet von hervorragender allgemeiner Bedeutung ent-
stehen lassen. Nicht zuletzt unter dem Eindruck der Ergebnisse, die
auf diesem Gebiet im Auslande erreicht wurden und dort gerade auch
von der Staatsverwaltung in Anspruch genommen werden, sowie der
von der Organisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (OECD) durchgefiihrten Untersuchungen ist die Arbeit auf
dem Gebiet der Bildungsforschung auch im Bereich der Bundesrepublik
seit den spaten 50er Jahren aufgenommen worden.

Fiir diese Bestrebungen ist in der Griindung des Instituts fiir Bildungs-
forschung in der Max-Planck-Gesellschaft in Berlin (Nr. 8) ein breiter
Ansatz geschaffen worden. Das Institut soll sich der bisher vernach-
lassigten Forschung auf diesem Gebiet, gerade auch in Beziehung zu
den Nachbardisziplinen, zuwenden.

Fiir die Arbeit dieses und anderer Institute wird es wichtig sein, daB
die fiir die Untersuchungen unerldBlichen statistischen und sonstigen
Materialien von den Behorden, den Hochschulen, den Schulen usw.
verfiighar gemacht werden. Es sei darauf hingewiesen, daB die Bil-
dungsforschung auf dieses Material in einem sehr viel weiterreichen-
den Umfang angewiesen ist, als es bisher der Gewohnheit der bericht-
erstattenden Stellen entspricht und in der Statistik iiblich ist. Fiir die
erfolgreiche Arbeit der Bildungsforschung iiberhaupt ist eine Ver-
besserung des Informationsstandes, insbesondere im Bereich der amt-
lichen Statistik, eine entscheidende Voraussetzung.

Mit dem Deutschen Institut fiir Internationale Padagogische Forschung
in Frankfurt und dem Institut fiir Bildungsforschung in der Max-
Planck-Gesellschaft in Berlin stehen der Bildungsforschung in der Bun-
desrepublik kiinftig zwei Arbeitsstatten zur Verfligung, deren Auf-
gaben im Interesse der Allgemeinheit jede Férderung verdienen. Eine
Abgrenzung der Tatigkeitsbereiche bzw. eine Abstimmung der beider-
seitigen Vorhaben ist vorgesehen.
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Unter international vergleichenden Gesichtspunkten, insbesondere
iiber Fragen der Schulreform und der Unterrichtsgestaltung, arbeitet
das UNESCO-Institut fiir Padagogik in Hamburg (Nr.11): Es ver-
anstaltet in erster Linie internationale Konferenzen, aus denen sich
in der Regel die Forschungsprojekte des Institutes ergeben, Nach
einem BeschluB der UNESCO soll die bisher in der Hauptsache von
ihr getragene Finanzierung nur bis zum Jahre 1968 weitergefiihrt
werden. Falls es nicht gelingt, eine Weiterfinanzierung durch die
UNESCO zu erreichen, wére zu wiinschen, daB die Finanzierung von
deutscher Seite iibernommen wird. Auch in diesem Falle mifBite das
Institut aber weiter von der UNESCO betreut werden und den Namen
eines UNESCO-Instituts behalten, da es seine Berechtigung nur im
internationalen Erfahrungsaustausch findet, der andernfalls stark ein-
geschrankt wiirde.

Als konfessionell bestimmte Institute arbeiten auf padagogischem
Gebiet zwei kleinere Einrichtungen. Das ganz tiberwiegend von der
Evangelischen Kirche in Deutschland und verschiedenen evangelischen
Landeskirchen finanzierte Comenius-Institut in Miinster (Nr. 12) hatte
zundchst eine praktische Ausrichtung (Veranstaltung von Tagungen
usw.). Inzwischen ist aber die wissenschaftliche Forschung das eigent-
liche Ziel geworden: Auf allgemeine Tagungen soll verzichtet und
stattdessen das Schwergewicht auf die Forschungstdtigkeit gelegt
werden. Den Tragern wird empfohlen, einen solchen Ausbau des
Instituts zu unterstiitzen. Auf katholischer Seite steht dem Comenius-
Institut das Deutsche Institut fiir wissenschaftliche Padagogik in Miin-
ster (Nr.13) gegeniiber. Sein Programm umfaBt neben Lehrgdngen
auch wissenschaftliche Forschungen. Ein Schwerpunkt der Arbeit des
Instituts liegt auf dem Gebiet der Erwachsenenbildung. Die Forschungs-
arbeitkonnte sich bei erhéhter personeller Ausstattung besser entfalten.

Das Géttinger Institut fiir Erziehung und Unterricht, das der Intention
nach die Aufgaben des fritheren Berliner Zentralinstituts fiir Erzie-
hung und Unterricht weiterfiithren sollte, hat sein Ziel, Forschung in
groBerem Umfang zu betreiben, bisher nicht erreicht, obwohl an sich
gerade die Verbindung mit Bildungseinrichtungen (Abendgymnasium,
Arbeitstagungen) wichtige Aufgaben stellt.

Das Internationale Schulbuchinstitut (Nr. 9) ist in Verbindung mit der
Padagogischen Hochschule in Braunschweig organisiert und hat durch
eine erhebliche Forschungsarbeit eine groBle praktische und politische
Bedeutung gewonnen. Es ist mit Personal- und Sachmitteln unzu-
reichend ausgestattet; hier sollte ein Wandel geschaffen werden.
Wegen der stark politisch bestimmten Aufgabe des Instituts ist es
gerechtfertigt, es als selbstdndige Einrichtung bestehen zu lassen,
obwohl seine Forschungstatigkeit in besonderer Weise auf die Auf-
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gaben einer Pddagogischen Hochschule ausgerichtet ist und es inso-
fern naheldge, das Institut ganz in die Pédagogische Hochschule
Braunschweig zu tberfiihren.

IL. 4. Publizistik

Die auf dem Gebiet der Publizistik auBerhalb der Hochschulen vor-
handenen Institute (Nr.14, 15, 17) kénnen dadurch gekennzeichnet
werden, daB ihre Sammlungs- und Archivierungsarbeit ihre wissen-
schaftliche Bedeutung als Forschungsstellen iibertrifft. Als primar der
Sammlung gewidmete Stellen haben sie eine legitime Funktion auBer-
halb der Hochschulen. Die Deutsche Presseforschung in Bremen
(Nr. 14) in der jetzigen Form aufrechtzuerhalten, erscheint freilich
nicht notwendig. Ob spéater im Rahmen der Universitdt Bremen eine
Arbeitsstelle mit dhnlicher Zielsetzung eingerichtet werden soll, muB
der Entscheidung der zustdndigen Stellen iiberlassen bleiben. Die
thematisch begrenzten Arbeiten des Instituts fiir Zeitungsforschung
der Stadt Dortmund (Nr. 15) zur historischen und deskriptiven Presse-
forschung konnten durch Zusammenarbeit mit einer der benachbarten
Hochschulen intensiviert werden. Das umfangreiche Archiv des Hans-
Bredow-Instituts fiir Rundfunk und Fernsehen (Nr. 17), einer Stiftung
des Norddeutschen Rundfunks, die auch ganz iiberwiegend von ihm
unterhalten wird, hat eine wertvolle Hilfsfunktion fiir die Forschung.
Die in der Bundesrepublik wenig entwickelte Wissenschaft von der
Massenkommunikation und den Massenmedien ist auf eine solche
Bereitstellung von Material angewiesen; Aufgabe des Instituts wire
es jedoch auch, das Material in starkerem Umfang zu nutzen und
auszuwerten,

Das Institut fiir den Wissenschaftlichen Film in Géttingen (Nr. 16),
das nicht nur ein unentbehrliches Hilfsinstrument fiir Forschung und
Lehre ist, sondern auf dem Gebiet des wissenschaftlichen Films auch
wichtige eigene Forschungs- und Entwicklungsarbeit leistet, hat eine
iber den Bereich der Publizistik hinausgehende Sonderstellung und
reicht mit seiner Tdtigkeit in die Pddagogik und andere Wissenschafts-
bereiche hinein.

F.III. Sprach- und Literaturwissenschaften, Vélker- und Landeskunde

Betrachtet man den Bestand an Instituten in den hier zu behandeln-
den Disziplinen, so fdllt der voéllige Mangel an Systematik auf. An-
satze und Motive fiir die Griindung lassen eine groB8e Mannigfaltigkeit
erkennen. So kénnen unterschieden werden: die Initiative einzelner
Forscherpersonlichkeiten (z.B. bei den phonometrischen Instituten,
beim Hochstift, beim Anthropos-Institut, beim Frobenius-Institut); das
Bediirfnis eines Faches, fiir groBe Werke neben den Hochschulsemi-
naren Voraussetzungen fiir langfristige Arbeiten zu schaffen (The-
saurus linguae Latinae, Deutscher Sprachatlas, Atlas der deutschen
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Volkskunde); die Notwendigkeit, als Aufienstellen im Ausland For-
schungsstédtten zu unterhalten (Orient-Institut der Morgenlandischen
Gesellschaft); der Wunsch, wissenschaftliche und pflegerische Tatig-
keit zu verbinden (wie bei den volkskundlichen Einrichtungen); der
urspriinglich politisch bedingte Wille, Pflege- und Sammelstatten fur
bestimmte, an Hochschulen zunédchst wenig bertidksichtigte komplexe
Sachgebiete zu unterhalten, die sich zum Teil zu Zentren reiner For-
schung entwickeln (die Institute der Osteuropaforschung). Die Auf-
zihlung der Motive ist nicht vollstédndig, beriicksichtigt aber die
wesentlichen und 148t damit auch Griinde dafiir erkennen, warum
einzelne Facher iiberhaupt nicht durch Institute vertreten sind, wah-
rend andere iiber eine ganze Gruppe verfiigen.

Die Feststellung der Buntheit und Zufélligkeit der Motive enthebt
nicht der Antwort auf die Frage, ob Institutionen der hier behandelten
Art die sachgerechte und in der erreichbaren Wirkung zweckmabBigste
Organisationsform der Forschung darstellen. Orientiert man sich bei
dieser Problemstellung an den Mdoglichkeiten, die die Hochschulen fir
die Forschung besitzen, so wird man die Form einer selbstandigen
Einrichtung fiir AuBenstellen von der Art des Orient-Instituts der
Morgenldndischen Gesellschaft als sinnvoll betrachten. Auch da, wo
die Initiative bedeutender Forscherpersonlichkeiten zu Gebilden be-
sonderer Art — wie beim Hochstift oder beim Frobenius-Institut —
gefiihrt hat, wird man die geschaffenen Institutionen so lange als
zweckmiBig und foérderungswiirdig ansehen diirfen, als sie im Geiste
der Griinder oder mit neuen fruchtbaren Ideen der Nachfolger arbei-
ten, Am Beispiel der linguistischen Institute (Deutscher Sprachatlas
und phonometrische Institute) zeigt sich, daB ein groSerer Wirkungs-
grad durch den ZusammenschluB zu einer umfassenden Einheit er-
reichbar wire. Wo dagegen die urspriingliche Zuriickhaltung der
Hochschulen gegeniiber regional bestimmten Forschungsstatten, wie
sie die der Ostforschung dienenden Institutionen darstellen, die Ur-
sache fiir ihre Errichtung auBerhalb der Universitdten war, ist die
Frage berechtigt, ob nicht eine allméhliche Einbeziehung in die Hoch-
schulen dem Ziel dieser Griindungen am besten entsprechen wiirde.

Ein besonderes Problem bieten im Bereich der Geisteswissenschaften
die langfristigen Unternehmungen, die der Fertigstellung von Worter-
biichern, von Editionen, von Corpora gewidmet sind. Hier reicht die
Skala von Forschungsstellen an Hochschulen und Akademien bis zu
Unternehmungen, die von einem Forscher oder einer Forschergruppe
getragen werden (z.B. Altfranzosisches Worterbuch, Romanisches
Etymologisches Wérterbuch, Paracelsus-Ausgabe), und zu Gemein-
schaftsprojekten (wie dem Thesaurus linguae Latinae). Die meisten
dieser Unternehmungen werden zur Zeit zu wesentlichen Anteilen
von der Deutschen Forschungsgemeinschaft unterstiitzt.
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Man sollte zwar der Versuchung widerstehen, hier Grundsitze aufzu-
stellen, nach denen etwa der eine Typus bei den Hochschulen ver-
bleiben, ein anderer der Obhut der Akademien anvertraut werden,
ein dritter eine selbstdndige Form behalten sollte. Trotzdem wire es
gut, wenn man durch die Empfehlung rationeller Finanzierung und
eindeutiger Verantwortung eine gewisse Ordnung erreichte, Der
weitere Ausbau von Forschungsstellen an Hochschulen, die, wie der
Thesaurus linguae Graecae, langfristigen Zielen dienen, oder die, wie
das Romanische Etymologische Wérterbuch, von vornherein mit kiir-
zeren Terminen rechnen, ist im Prinzip zu empfehlen, weil hier die
heranwachsende Generation von Wissenschaftlern Gelegenheit findet,
sich mit den Problemen von Lexika oder Editionen vertraut zu machen.
Handelt es sich dagegen um Projekte, die, wie der Thesaurus linguae
Latinae oder das Grimmsche Wérterbuch, auf die Arbeit von Gelehrten-
generationen angewiesen sind, wird es sich empfehlen, daf die
Akademien solche Aufgaben iibernehmen. Dasselbe gilt fiir Corpora
wie z.B. Inschriftenwerke, Wenn sich bestehende Institutionen, wie
das Marbacher Literaturarchiv, dafiir anbieten, germanistische Editio-
nen von langer Bearbeitungsdauer zu betreiben, sollten auch diese
nachdriicklich gefordert werden.

Einen Typus besonderer Art stellen Einrichtungen dar, die nicht
eigentlich Forschung betreiben, aber durch Symposien oder gemein-
same Gastaufenthalte fiihrender Gelehrter aus vielen Lindern auf
eine unkonventionelle, aber durchaus wirksame Weise der Forschung
dienen. Von dieser Art ist z. B. die Fondation Hardt pour I'Etude de
I’Antiquité Classique, die seinerzeit ein deutscher Méazen in der fran-
zosischen Schweiz begriindete. Zwar werden solche Institutionen
wegen der Einheitlichkeit der in dieser Denkschrift verwendeten MaB-
stdbe nicht in der Ubersicht iiber die Institute angefiihrt, es sollte aber
betont werden, daB sie jede mégliche Férderung verdienen.

III. 1. Allgemeine Sprachwissenschaft (Linguistik)

Die phonometrischen Institute in Braunschweig und Miinster (Nr. 18)
sind Nachfolgeeinrichtungen des 1932 gegriindeten ,Deutschen Sprach-
archivs”, das 1941 als ,Deutsches Spracharchiv, Kaiser-Wilhelm-
Institut fiir Phonometrie” in die Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft aufge-
nommen und bis Anfang 1949 in ihrer Verwaltung gefiihrt, spater aber
nicht als Max-Planck-Institut ibernommen wurde. Die Weiterfiihrung
der Teile des ehemals einheitlichen Instituts hat komplizierte Organi-
sations- und Finanzierungsmethoden notwendig gemacht. Die in den
Instituten entwickelte Untersuchungsmethodik, die naturwissenschaft-
liche und sprachwissenschaftliche Betrachtung in engste Verbindung
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gebracht hat, ist international anerkannt; das Archiv von Laut-
aufnahmen deutscher Mundarten ist auch fiir zahlreiche Disziplinen
neben den Sprachwissenschaften von hohem Wert.

Es erscheint unumgénglich, die Teilinstitute wieder zu einem einheit-
lichen Institut zusammenzufiigen. Das wiirde eine klare Finanzierung
aus ein oder hochstens zwei staatlichen Quellen, eine Verwaltungs-
vereinfachung und eine rationellere Arbeitsweise ermdglichen. So
koénnte auch gesichert werden, daB die Arbeiten nach dem Ausscheiden
des derzeitigen Leiters, der die verschiedenen Teile zusammenhalt,
fortgefiilhrt werden. Dieses einheitliche Institut kénnte entweder der
Max-Plandk-Gesellschaft eingegliedert werden oder rechtlich selb-
stindig bleiben. Unten wird jedoch noch ein dariiber hinaus gehender
Vorschlag zu machen sein.

Zum Teil in dhnlicher Richtung wie die Institute in Braunschweig und
Miinster arbeitet der Deutsche Sprachatlas (Forschungsinstitut fiir
Deutsche Sprache) in Marburg (Nr. 19). Das Institut leistet seit 1876 die
Vorarbeiten fiir einen deutschen Sprachatlas, der im Erscheinen
begriffen ist. Es hat in jlingerer Zeit aber sein Arbeitsprogramm stark
ausgeweitet und plant u. a. die Schaffung einer elektronischen Abtei-
lung fiir Dokumentation, Sprachforschung und Materialsammlung,
deren Zielsetzung allerdings noch nicht klar beurteilt werden kann.

Sowohl die Nachfolgeinstitute des ehemaligen Deutschen Sprach-
archivs mit seinen teilweise ganz neuartigen Arbeitsmethoden als
auch die Verdnderungen in der Arbeitsrichtung beim Deutschen
Sprachatlas in Marburg lassen die Tendenz zu einer umfassenden
Institution erkennen. Auch erste Erfahrungen, die die Deutsche For-
schungsgemeinschaft in der Frage der Anwendung von elektronischen
Geriten fiir sprachwissenschaftliche Forschungsprojekte gewonnen hat,
legen die Erwédgung nahe, daB die Sprachwissenschaft eines beson-
deren Forschungsinstituts bedarf. Es miiBte sich jedoch um mehr
handeln als um eine bloBe Zusammenfithrung der bestehenden
Institute. Zu denken ist vielmehr an ein zentrales linguistisches
Forschungsinstitut, das in die Forschung auf diesem Gebiet die medi-
zinisch-physiologische und medizinisch-psychiatrische Fragestellung
ebenso einbeziehen miifte wie die anthropologische, psychologische
und soziologische. Das Institut sollte etwa folgende Abteilungen
umfassen:

a) Abteilung fiir Phonometrie und Spracharchiv,

b) Statistisch-kartographisch-historische Abteilung,

c) Physiologisch-pathologische Abteilung,

d) Abteilung fiir Grundlagen der angewandten Linguistik,
e) Elektronische Abteilung.
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Das zentrale Institut konnte die genannten bestehenden Institute
(Nr. 18, 19) in sich aufnehmen, ohne doch seinen Sitz in Marburg oder
Miinster haben zu miissen. Eine Gruppe von Sachverstindigen sollte
diesen Plan weiterverfolgen.

IIL. 2. Germanistik

Im Bereich der Germanistik gibt es fiir spezielle Forschungsaufgaben
hdufig kleine Arbeitsstellen, deren Tétigkeit meist von dem Leiter
eines Hochschulinstituts beaufsichtigt und von einem oder doch nur
wenigen Mitarbeitern durchgefiihrt wird. Dabei handelt es sich vor
allem um verschiedene Worterbuchunternehmungen in mannigfaltigen
Organisationsformen. Diese Arbeitsstellen, deren Personaletat in der
Regel von den Hochschulen getragen wird, erhalten héufig fiir ihre
sonstigen Ausgaben Sondermittel von der 6ffentlichen Hand oder von
der Deutschen Forschungsgemeinschaft. Diese Organisation hat sich
bewdhrt und sollte erhalten bleiben.

Die Aufgaben der beiden germanistischen Institute — des Freien
Deutschen Hochstifts in Frankfurt (Nr.20) und des Deutschen Literatur-
archivs in Marbach (Nr. 21) — sind einander recht dhnlich; theoretisch
konnte die Abgrenzung daher problematisch sein, praktisch hat sich
jedoch eine gute Zusammenarbeit ergeben, die auch in Zukunft durch
standigen gegenseitigen Kontakt gepflegt und gewahrt werden sollte.
Der Schwerpunkt beider Einrichtungen liegt auf den wissenschaftlichen
Editionen der in ihrem Besitz befindlichen Nachliasse, Handschriften
usw. Eine beschleunigte Durchfiihrung der Editionen sollte durch einen
planvollen Ausbau erméglicht werden. Das Literaturarchiv in Marbach
nimmt dariiber hinaus Hilfsaufgaben (Bibliographien, Auskiinfte, Kata-
loge) wahr, die der germanistischen Forschung ganz allgemein zugute
kommen. Die Fortfiihrung der hierfiir erforderlichen Sammlungen
sollte ihm daher in der begonnenen Breite durch Erhéhung der
Anschaffungsmittel erleichtert werden. Die Bibliothek iibt durch den
Umfang ihrer Sammelgebiete und die ErschlieBung ihrer Bestinde die
Funktion einer zentralen Bibliothek fiir neuere deutsche Literatur aus
und verdient als solche spezielle Férderung.

Das im Frithjahr 1964 gegriindete Institut fiir deutsche Sprache in
Mannheim hat sich die wissenschaftliche Erforschung der deutschen
Sprache, vor allem in ihrem heutigen Gebrauch, zum Ziel gesetzt und
arbeitet bei diesem wichtigen Vorhaben mit der Duden-Redaktion in
Mannheim zusammen.

IIL. 3. Klassische Philologie (einschlieBlich lateinischer Philologie

des Mittelalters)

Die wissenschaftliche Bedeutung des auBerhalb der Hochschulen arbei-
tenden Thesaurus linguae Latinae (Nr.22) fiir die Forschung und als
Ausbildungsstitte ist bekannt und unbestritten. Die Frage, ob durch
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Einfiihrung rationellerer, z. B. elektronischer Verfahren die Arbeiten
wesentlich beschleunigt und erleichtert werden koénnten, wurde er-
wogen, doch erscheint bei dem weit fortgeschrittenen Stand eine
Umstellung schwer méglich. Eine Vereinfachung der Finanzierung des
Thesaurus linguae Latinae, der eine Gemeinschaftsunternehmung der
deutschen und einiger auslédndischer Akademien der Wissenschaften
und Gelehrter Gesellschaften ist, ist dringend geboten.

III. 4. Orientalistik )

Das Orient-Institut der Deutschen Morgenldndischen Gesellschaft in
Beirut (Nr. 23) bildet ein Beispiel fiir ein AuBeninstitut der deutschen
Wissenschaft. Es dient der gesamten Orientalistik als Forschungs-
stiitzpunkt und zugleich als Ausbildungsstétte fiir junge Semitisten
und Islamwissenschaftler. In der kurzen Zeit seines Bestehens hat es
sich zu einer voll arbeitsfdhigen Forschungsstelle entwickelt, deren
weilerer Ausbau, besonders angesichts des empfindlichen Mangels an
Nachwuchskréften auf orientalistischem Gebiet, nur empfohlen werden
kann.

III. 5. Ur- und Friihgeschichte, Bodendenkmalpflege

Die Forschung auf dem Gebiet der Ur- und Friithgeschichte und die
Denkmalpflege sind in den einzelnen Landern der Bundesrepublik
verschieden organisiert. Wahrend es in einigen Liandern selbstdndige
Landesamter fiir Ur- und Friihgeschichte gibt (z. B. in Baden-Wiirttem-
berg), ist die Bodendenkmalpflege in anderen Léndern mit Landes-
museen verbunden (z.B. in Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein). In
einigen Landern schlieBlich ist die Bodendenkmalpflege mit der Bau-
und Kunstdenkmalpflege zu Landesamtern fiir Denkmalpflege zusam-
mengefalit (z. B. in Bayern). Diese letzte Verbindung bringt die Gefahr
mit sich, den fachlichen Bediirfnissen nicht gerecht zu werden, da beide
Formen der Denkmalpflege zwei voneinander unabhéngigen wissen-
schaftlichen Disziplinen dienen; sie sollte daher geldst werden.

Die auf dem Gebiet der Vor- und Frithgeschichte sowie der Landes-
und Kulturgeschichte tatigen Museen, die haufig an der Bergung
kulturhistorischer Bestdnde unmittelbar und aktiv beteiligt sind,
werden in den Empfehlungen zum Ausbau der Museen behandelt.
Die mit der Bodendenkmalpflege befafiten Amter sind von den Museen
lediglich durch das Fehlen eigener Sammlungen unterschieden; Art
und Objekte der Arbeit sind jedoch weitgehend die gleichen. Die Auf-
gabe besteht in der Erforschung und Erhaltung der Bodendenkmadler
und -funde als den wesentlichsten Quellen frithester Kulturgeschichte.

) vgl. Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Lage der
Orientalistik. Wiesbaden 1960.
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Voraussetzung dafiir ist die moglichst wvollstindige Kenntnis der
Quellen durch eine systematische archdologische Landesaufnahme und
planmadBige Inventarisation.

Die von den Einrichtungen zu leistende Sicherungsarbeit erhélt beson-
dere Dringlichkeit durch die wirtschaftliche Entwidklung. Die Industria-
lisierung und der Ausbau des Verkehrs drohen hé&ufig, erhaltungs-
wilrdige Bodendenkmailer zu vernichten oder sie endgliltig unzugdng-
lich zu machen. Ein erheblich verstdarkter Einsatz von Personal und
Mitteln auf diesen Gebieten ist daher erforderlich. Allgemeine MaB-
stdbe fiir den Umfang der Ausstattung der Landesdamter lassen sich
hier nicht setzen, weil die Liander verschieden reich an Funden sind.
Die geplante Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur
Lage der Archdologie mag hieritiber Ndaheres enthalten.

Das Niedersdchsische Landesinstitut flir Marschen- und Wurten-
forschung in Wilhelmshaven (Nr. 24) hat eine zentrale Stellung in der
besiedlungsgeschichtlichen Erforschung des Nordseeraumes durch
seine mit neuer Methodik durchgefiihrten groBen Grabungen gewon-
nen, Personell und finanziell ist es noch nicht so ausgestattet, wie zu
wiinschen waére.

III. 6. Volkskunde

Im Bereich der Volkskunde hat der Wunsch, wissenschaftliche und
pflegerische Téatigkeit zu verbinden, dazu gefiihrt, daB sich neben einer
Anzahl von Hodhschulinstituten in einigen L&ndern der Bundes-
republik Einrichtungen auBerhalb der Hochschulen gebildet haben, die
beiden Aufgaben gewidmet sind (Nr. 26, 30, 31). Die unterschiedliche
Organisation der volkskundlichen Landesstellen geht auf die Beson-
derheiten ihrer Entstehung zurlick. Die Sitzldnder, denen es obliegt,
fiir die wissenschaftliche und pflegerische Arbeit dieser Landesstellen
die erforderliche finanzielle Vorsorge zu treffen, miissen damit
rechnen, daB volkskundliche Bestdnde in manchen Bereichen durch die
Industrialisierung und ihre Folgeerscheinungen bedroht werden, so
daB vermehrte Anstrengungen zu ihrer Aufnahme vor der Vernichtung
angebracht sind.

Uber diese auf den Bereich eines Landes beschrankten Einrichtungen
hinaus gibt es wichtige volkskundliche Forschungsinstitute (Nr. 25, 27,
29), deren Tatigkeitsbereich sich — teilweise thematisch begrenzt —
auf ganz Deutschland erstreckt. Das Institut flir mitteleuropédische
Volksforschung an der Universitdt Marburg (Nr.28) bezieht Mittel-
europa einschlieBlich Polen, Ruménien, Ungarn und Jugoslawien in
seinen Forschungsbereich ein.
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III. 7. Volkerkunde

Die beiden folgenden vdélkerkundlichen Institute haben besondere
Aufgaben auBerhalb der Hochschulen zu erfiillen. Das Anthropos-
Institut (Nr.32) ist eine Arbeitsgemeinschaft von Mitgliedern der
Steyler Missionsgesellschaft, die auf dem Gebiet der Vélkerkunde, der
Erforschung der Sprachen Afrikas und der Stidsee sowie der Religions-
geschichte groBe Bedeutung erlangt hat. Mittelpunkt der meist in
langen Forschungsaufenthalten in den jeweiligen Landern durchge-
flihrten Arbeit ist die umfangreiche Fachbibliothek in St. Augustin bei
Bonn. Die Organisation hat sich bewdahrt, Es ist darum und wegen der
Dringlichkeit ethnologischer und linguistischer Arbeiten erwlinscht,
daB das Institut, das bislang wesentlich aus kirchlichen Mitteln unter-
halten worden ist, auch aus offentlichen Mitteln unterstiitzt wird.

Das Frobenius-Institut an der Universitdt Frankfurt (Nr. 33) hat sich
mit groBer Aktivitdt durch Feldforschungen um die Erweiterung der
ausgedehnten Sammlungsbestdnde und die wissenschaftliche Aus-
wertung der Materialien bemiiht und bildet so zu dem Seminar fiir
Volkerkunde der Universitdt Frankfurt und dem Stadtischen Museum
fiir Volkerkunde in Frankfurt eine gliickliche Ergdanzung. Eine
optimale Verbindung der drei Einrichtungen konnte erreicht werden,
wenn sie in einem Neubau zusammengefaBt wiirden. Im Hinblick auf
diese Einrichtungen ist schon in den Empfehlungen von 1960 die
Voélkerkunde als Sondergebiet fiir die Universitiat Frankfurt vor-
gesehen worden.

II1. 8. Auslandskunde

Auf dem Gebiet der Auslandskunde sind auBerhalb der Hochschulen
Einrichtungen, die als Forschungsstédtten anzusehen wéren, zur Zeit
nicht vorhanden. An der Universitdt Bonn bestehen in der Form des
Seminars fiir orientalische Sprachen und an der Universitdt Heidelberg
in Form des Siidasien-Instituts Hochschuleinrichtungen, von denen die
erstere mehr in der Richtung der Wissens- und Sprachvermittlung, die
letztere mehr in der Richtung der Forschung orientiert ist. Daneben
befassen sich vielfach zunéchst sprachkundlich orientierte Hochschul-
institute auch wissenschaftlich mit Gegenwartsfragen. Die Auslands-
kunde ist aber bislang nicht ausreichend wissenschaftlich fundiert. Es
ist notwendig zu klaren, wie eine ausreichende Behandlung des
Gebietes bei Koordinierung und Arbeitsteilung unter den vorhandenen
und zum Teil vielleicht organisatorisch zu verselbstdndigenden
Instituten erreicht werden kann.
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III. 9. Osteuropaforschung

Die Osteuropaforschung ist dadurch gekennzeichnet, daB sie sich
auBerhalb der Hochschulen entwickelt hat, daB sie verhdltnisméaBig
stark zersplittert ist und dabB sie von verschiedenen Bundesministerien
schwerpunkimaBig gefordert wird. Das letztere Moment mag zu den
beiden ersteren beigetragen haben. Die Osteuropaforschung hat bisher
Forderung sowohl durch den Bundesminister des Innern als auch durch
den Bundesminister fiir gesamtdeutsche Fragen und den Bundes-
minister flir Vertriebene, Fliichtlinge und Kriegsgeschéddigte erfahren.
Hier sollte eine Vereinheitlichung angestrebt werden.

Der Aufgabe einer Koordinierung der Téatigkeit und der Forschungs-
vorhaben in den verschiedenen Instituten nimmt sich der ,Koordinie-
rungsausschufBl der deutschen Ostinstitute” an.

Die Osteuropaforschung befindet sich in einer Bewegung auf die Hoch-
schule zu, die zu begriifen ist und unterstiitzt werden sollte., So stellt
das Osteuropa-Institut an der Freien Universitdat Berlin (Nr. 34) im
Kern eine Zusammenfassung von acht Universitdtslehrstithlen mit
Assistenten und Seminaren in einem Institutsgebdude dar. Dariiber
hinaus bestehen einzelne Referate, die in spezieller Ausrichtung auf
Osteuropa sonst in der Universitat nicht vertreten sind. Die Verbin-
dung von Lehre und Forschung sowie zwischen den Nachbardisziplinen
ist der Struktur nach in diesem Institut optimal. Das in der Verwaltung
selbsténdige Institut steht neben den Fakultdaten der Universitdt. Der
engen Verbindung dieses Forschungsinstituts zu der Hochschule ent-
sprechend hat der Wissenschaftsrat schon in seinen Empfehlungen von
1960 vorgeschlagen, die Osteuropaforschung in Berlin als Schwer-
punkt zu férdern.

Auch in GieBen besteht die Kommission zur Erforschung der Agrar-
und Wirtschaftsverhdltnisse des européischen Ostens (Nr. 36) aus den
Inhabern der entsprechenden Lehrstiithle der Universitat. Dieselbe
personelle Zusammensetzung hat das interfakultative Institut fiir
kontinentale Agrar- und Wirtschaftsforschung. Diese Organisation-
form erscheint unnétig kompliziert. Auf jeden Fall sollte aber die
Osteuropaforschung in GieBen wegen ihrer spezifischen Aufgaben-
stellung auch weiterhin aus Bundesmitteln geférdert werden.

Demgegeniiber ist die Verbindung des gréBten der Ostforschungs-
institute, des Johann-Gottfried-Herder-Instituts in Marburg (Nr. 37),
zu den Hochschulen noch verhédltnismdBig locker: der Herder-
Forschungsrat, der der Trager des Instituts ist, besteht aus 50 wissen-
schaftlichen Mitgliedern, die zum groBfen Teil Hochschullehrer sind.
Die Beziehungen zur Universitdt konnten und sollten aber zum gegen-
seitigen Nutzen noch enger werden. Das Institut hat fiir seine
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Forschungen umfangreiche und laufend zu ergdnzende Sammlungen
aufgebaut, einen weitverzweigten und stark in Anspruch genommenen
bibliographischen Dienst eingerichtet und gibt eine Anzahl von
Schriftenreihen heraus. Insofern nimmt es Hilfsaufgaben fiir die
gesamte Osteuropaforschung wahr. Der ,Forschungsrat” selbst ist ein
so groBes Gremium, daB zu bezweifeln ist, ob er die Beratungs-
funktion erfiillen und die Initiative entfalten kann, die das Institut
braucht. Es sollte deswegen erwogen werden, dem Institut aus dem
Kreis des Rates einen kleinen Ausschuf zur stindigen wissenschaft-
lichen Beratung beizugeben.

Die im Institut fiir ostdeutsche Volkskunde in Freiburg (Nr.35)
zusammengetragenen Materialien an volkskundlichen Aufzeichnungen,
Volksliedern, Mundartaufnahmen usw. berithren sich eng mit den
ungleich gréferen und systematischer aufgebauten Sammlungen des
Herder-Instituts in Marburg. Die Bestdnde des Freiburger Instituts
sollten deshalb dorthin {iberfiihrt werden.

Eine lose Konstruktion als interdisziplindre wissenschaftliche Kom-
mission weist die Arbeitsgemeinschaft fiir Osteuropaforschung in
Tibingen (Nr.42) auf, die, aus Hochschullehrern verschiedener
Orte bestehend, systematische Forschung an gemeinsamen Objekten
betreibt und hierzu eine kleine Arbeitsstelle mit der erforderlichen
Fachbibliothek eingerichtet hat, die der zentralen Bearbeitung aller
Beitrdge dient. Diese Form der iiberértlichen Gruppenarbeit mit einem
wenig kostspieligen technischen Apparat ist der Griindung eigener
Institute fiir derartige Aufgaben vorzuziehen.

In Miinchen sind vier verschiedene Institute vorhanden, die sich
mit Fragen der Ostforschung befassen: das Collegium Carolinum-
Forschungsstelle fiir die bohmischen Lander (Nr. 38), das Institut fiir
Ostrecht (Nr.39), das Osteuropainstitut (Nr.40), das Siidost-Institut
(Nr. 41). Es wdre wegen der Verwandtschaft der Aufgaben und wegen
der Nachwuchsférderung zwedkméBig, alle vier Institute als ,Institut
fir Ost- und Siidosteuropaforschung” zusammenzufassen. Der fiir das
Osteuropainstitut geplante Anbau wird jedoch héchstens noch ein
weiteres Institut aufnehmen kénnen. Die auf lange Sicht wiinschen-
werte Vereinigung aller vier Institute zu einer Gesamtinstitution
kann darum erst spdter und nur durch einen Neubau an dritter Stelle
realisiert werden.

Im gegenwartigen Zeitpunkt ist eine moglichst enge Zusammenarbeit
aller vier Institute mit dem Ziel der Koordinierung ihrer wissenschaft-
lichen Vorhaben und die Abstimmung der Bibliotheksanschaffungen
vordringlich. Die verwaltungsmédBige und finanzielle Unabhéngigkeit
der Institute konnte zundchst erhalten bleiben, die Schaffung
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gemeinsamer Hilfsinstrumente und die Bestellung eines fiir alle Teil-
bibliotheken verantwortlichen Bibliothekars sollten aber schon jetzt
vorgesehen werden.

Die Zusammenfithrung der Institute setzt beim Collegium Carolinum
(Nr. 38) gewisse organisatorische Anderungen voraus. Es wird daher
empfohlen, die Forschungsstelle fiir die bdhmischen Ldnder vom
Sudetendeutschen Archiv abzutrennen und das Collegium Carolinum
in einen Sachverstdndigenbeirat fiir diese Forschungsstelle umzu-
gestalten.

Unter der Voraussetzung, daB die Vorschldge fiir eine engere Zusam-
menarbeit und allmdhliche Zusammenfassung schrittweise ver-
wirklicht werden, verdienen die Einrichtungen verstirkte weitere
Férderung.

AuBer den hier genannten Instituten sind auf dem Gebiet der Ost-
europaforschung noch weitere Einrichtungen téatig, von denen das in
anderem Zusammenhang behandelte Bundesinstitut zur Erforschung
des Marxismus-Leninismus (vgl. S. 133 f.) hier angefiihrt sei.

F.IV. Geschichte der Naturwissenschaften und der Technik

Auf dem Gebiet der Geschichte der Naturwissenschaften und der
Technik waren Forschungseinrichtungen auBerhalb der Hochschulen
bisher nicht vorhanden. In Teil I der Empfehlungen des Wissenschafts-
rates ist seinerzeit vorgeschlagen worden, die Hochschulinstitute fiir
dieses Gebiet in Frankfurt und Hamburg so auszubauen, daB dort
Nachwuchs fiir weitere Lehrstiihle herangebildet werden kann. Bei
dieser Empfehlung kann es grundsatzlich sein Bewenden haben.

Die besonderen Verhiltnisse in Miinchen legten es jedoch nahe, dort
ein Institut auBerhalb der Miinchener Hochschulen zu errichten. So ist
vor kurzem am Deutschen Museum das ,Institut fiir Geschichte der
exakten Naturwissenschaften und der Technik (Conrad MatschoB-
Institut)” gegriindet worden. Dieses Institut soll der wissenschaft-
lichen Nutzung der reichen Schdatze an Originalapparaten und
-maschinen in den Sammlungen und des vielfaltigen schriftlichen
Quellenmaterials in der Bibliothek des Deutschen Museums dienen.
Es ist daran gedacht, es mit dem Lehrstuhl fiir die Geschichte der
Naturwissenschaften der Universitat und dem Lehrstuhl fiir Geschichte
der exakten Naturwissenschaften und der Technik der Technischen
Hochschule zu verbinden. Eine solche Verbindung ist sachgerecht und
sollte geférdert werden. Es diirfte zweckmdBig sein, daB das Institut
Forschungs- und Lehraufgaben wahrnimmt und ihm demgemdB auch
die Aufgaben des Seminars fiir Geschichte der Naturwissenschaften
der Universitdt Miinchen tbertragen werden. Dabei ist daran zu
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denken, die vom Deutschen Museum zur Verfliigung gestellten Mittel
und Raumlichkeiten und die Mittel der beiden Lehrstiihle zu vereinen
und das Institut organisatorisch von dem Museum und den Hoch-
schulen getrennt unter die gleichberechtigte Leitung des Vertreters
des Deutschen Museums und der beiden Lehrstuhlinhaber zu
stellen,

F. V. Geschichtswissenschaften

Die Geschichtswissenschaften verfiigen iliber eine verhdltnismaBig
groBe Anzahl von Forschungseinrichtungen auBerhalb der Hochschulen,
von denen einige auf eine lange Geschichte zuriicksehen kénnen, Der
weit liberwiegende Teil der im Verzeichnis aufgefiihrten Einrich-
tungen ist erst nach dem Kriege gegriindet worden (13 von 21 Ein-
richtungen). Dafiir waren verschiedene Griinde maBgebend, wie z. B.
der Wunsch, neue Fragestellungen, die sich aus der politischen Ent-
wicklung ergeben haben und nach wissenschaftlicher Erforschung
drdangen, intensiver behandelt zu sehen. Diese Motive haben etwa
zur Grindung des Institutes fiir Europdische Geschichte in Mainz und
der Kommission fiir Geschichte des Parlamentarismus und der Politi-
schen Parteien in Bonn beigetragen. Die Notwendigkeit, die Erfor-
schung der Geschichte der nationalsozialistischen Ara in Angriff zu
zu nehmen, lieB schon kurz nach dem Kriege das Institut fiir Zeit-
geschichte in Miinchen entstehen. Fiir ein regional beschranktes
Gebiet, namlich Hamburg, dient die Forschungsstelle fiir die Geschichte
des Nationalsozialismus in Hamburg dem gleichen Ziele.

Die Mehrzahl der historischen Forschungsinstitute auBerhalb der
Hochschulen ubt fiir die gesamte Geschichtswissenschaft Funktionen
aus, die von einem Hochschulseminar iiblichen Umfangs und iiblicher
Ausstattung schwerlich wahrgenommen werden konnten. Als solche
Aufgaben seien genannt: Quelleneditionen (Monumenta Germaniae
Historica; die Herausgabe der Reichstagsakten durch die Historische
Kommission bei der Bayerischen Akademie der Wissenschaften und
der Germania Sacra durch das Max-Plandk-Institut in Géttingen), die
ErschlieBung von Quellen im Ausland (Deutsche Historische Institute
in Rom und Paris), Bibliographie und Dokumentation (Institut fiir
Zeitgeschichte), die Unterhaltung von Forschungsinstituten im Aus-
land (Gorres-Gesellschaft) und auch die intensivere Forderung inter-
nationaler Zusammenarbeit in einer eigenen Einrichtung (Institut fiir
Europdische Geschichte in Mainz). Die Existenz dieser zentrale Auf-
gaben wahrnehmenden Institute beruht also auf Bediirfnissen des
gesamten Faches. Daneben sind auch Institute fiir einzelne Spezial-
gebiete und -aufgaben gegriindet worden (z. B. Militdrgeschichtliches
Forschungsamt in Freiburg, Arbeitskreis fiir moderne Sozialgeschichte
in Heidelberg).
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Fiir die Pflege der Geschichtswissenschaften spielen die verschiedenen
historischen Kommissionen eine besondere Rolle. Sie fithren die Hoch-
schulforschung mit der auBerhalb der Hochschulen betriebenen
Forschung zusammen, die an den verschiedensten Stellen, z.B. in
Archiven aller Art, und von zahlreichen Privatpersonen, insbesondere
auf dem Gebiet der Landesgeschichte, geleistet wird, Eine Ausnahme
bildet die Historische Kommission bei der Bayerischen Akademie der
Wissenschaften, die iiberregional tatig ist und nur aus Hochschul-
lehrern besteht. Eine Sonderstellung anderer Art nimmt die Historische
Kommission zu Berlin ein. Auch sie ist zum Teil iliberregional tatig,
verbindet dariiber hinaus aber den Typ der dlteren Kommission mit
einer eigenen Forschungs-und Publikationsstelle. Neben koordinieren-
den und fordernden Aufgaben, die auch sie wahrnimmt, hat die
Forschungstatigkeit mit festen wissenschaftlichen Mitarbeitern ein
immer stdrkeres Gewicht erhalten. Die historischen Kommissionen
verdienen wegen ihrer koordinierenden und vielfdltig anregenden
und férdernden Tétigkeit Unterstiitzung.

Bezeichnend fiir die Institute auBerhalb der Hochschulen ist, daB nur
wenige von ihnen hauptamtliche Leiter haben. Die anderen sind vor-
wiegend so angelegt, daB sie im Nebenamt von Hochschullehrern oder
gelegentlich auch von Archivaren geleitet werden.

In den Féllen, in denen Forschungseinrichtungen von hauptamtlichen
Direktoren geleitet werden, sollte eine Verbindung zur Hochschule
gegeben sein oder geschaffen werden, wenn anders nicht viele Vorteile
eingebiibt werden sollen. Das gilt besonders fiir das Institut fiir Zeit-
geschichte und die Monumenta Germaniae Historica in Miinchen.

Die Zusammenarbeit der Auslandsinstitute mit den Hochschulen hat
besondere, zum Teil rein dauBerliche Schwierigkeiten. Die Leiter dieser
Institute konnen z. B. an einer deutschen Universitat nicht regelmébig
lesen. Leiter von Auslandsinstituten sollten daher moglichst Gelehrte
werden, die mit den Hochschulen bereits eng verbunden sind. Die
Institute sollten Stellen fiir Gastprofessoren und -dozenten haben, die
es von ihren Lehrverpflichtungen zeitweise befreiten Hochschul-
lehrern ermdéglichen, sich der Forschung zu widmen und Auslands-
kontakte zu gewinnen. Diese Gadste konnten einen fiir die Hochschulen
und die Institute gleichermalBen niitzlichen Austausch herbeifiihren.
Sie wiirden die Mitarbeiter der Institute kennenlernen und kénnten
geeignete nach mehrjdhriger reiner Forschungstatigkeit fiir die Lehre
heranziehen. Andererseits hétten sie die Moglichkeit, ihre Schiiler
an das Auslandsinstitut zu vermitteln.

Neben den eigentlichen Forschungsinstituten gibt es auf dem Gebiet
der Geschichtswissenschaften Einrichtungen und Gesellschaften, die
durch Veranstaltung regelmédBiger ,Symposien” zur Diskussion von

108

UNIVERSITATS-
BIBLIOTHEK
PADERBORN




Forschungsproblemen anregend und vermittelnd wirken oder eine
Abstimmung der Arbeitsmethoden und eine gewisse Koordinierung
ermoglichen. Hier seien zum Beispiel der Konstanzer Arbeitskreis
fiir mittelalterliche Geschichte und die Arbeitsgemeinschaft historischer
Kommissionen und landesgeschichtlicher Institute in Wiesbaden
genannt.

Ein Uberblick iiber die Forschungseinrichtungen innerhalb und auBer-
halb der Hochschulen, der auch die zahlreichen historischen Kommis-
sionen einbezieht, ergibt, daB8 in Deutschland insbesondere die
asiatische Geschichte stark vernachlédssigt ist. Dabei wird nicht ver-
kannt, daB die Lage auf dem Gebiet der slid- und mittelamerikanischen,
ja auch der nordamerikanischen Geschichte nur unwesentlich besser
ist und daB die afrikanische Geschichte in Deutschland kaum behan-
delt wird. Im Vergleich zu der osteuropdischen Geschichte, die seit
dem Kriege verstdrkt gefordert wird, ist die Pflege der westeuro-
pdischen Geschichte zurlickgetreten. Auf die im Abschnitt Osteuropa-
forschung (S. 104 ff.) behandelten Institute wird hingewiesen.

Es wird empfohlen, zundchst eine Kommission fiir asiatische Ge-
schichte zu griinden, die alle Ansédtze fordert und zusammenfiihrt
und besonders versucht, jiingere Gelehrte auf dieses Gebiet zu lenken.
Zu den Aufgaben der Kommission wird es gehoren, die Errichtung
von Stitzpunkten im Ausland zu erwdgen. Die Kommission kdnnte
an das in der Entwicklung befindliche Institut fiir Ostasien der Uni-
versitdt Bochum ankniipfen, das die Arbeit bereits aufgenommen hat.

Im iibrigen diirfte eine Notwendigkeit fiir die Griindung neuer For-
schungseinrichtungen auBerhalb der Hochschulen zur Zeit nicht be-
stehen, wenn die Empfehlungen zum Ausbau einiger Einrichtungen
verwirklicht werden. Wichtig ist es jedoch, die Initiative von For-
schern in den Hochschulen durch die Einrichtung von Forschungs-
abteilungen an einzelnen historischen Seminaren zu unterstiitzen.

V. 1. Allgemeine Geschichte

Das Institut fiir europdische Geschichte in Mainz (Nr. 43), das in seinen
beiden Abteilungen fiir Universalgeschichte und fiir Abendlandische
Religionsgeschichte an einer Revision von Vor- und Fehlurteilen vor
allem auf dem Gebiet der deutsch-franzésischen Beziehungen und im
Verhdltnis der Konfessionen zueinander arbeitet, hat in wirksamer
Weise internationale wissenschaftliche Kontakte hergestellt. Eine
groBere Anzahl ausldndischer Stipendiaten ist stdndig in ihm tdtig.
Das Institut sollte diesen Arbeitsstil weiter pflegen. Férderung aus
offentlichen Mitteln ist notwendig.
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Von den vier Forschungsinstituten der Gorres-Gesellschaft im Aus-
land (Nr. 44), in denen je nach dem Vorhandensein von Mitarbeitern
verschiedenste Aufgaben wahrgenommen werden, ist das Institut in
Rom hervorzuheben, das seit Jahrzehnten besteht und wertvolle Arbeit
leistet; zur Zeit ist es vor allem mit der Geschichte des pédpstlichen
Staatssekretariats befalit. Es ware erwiinscht, daB der Gesellschaft auch
fiir die Verwaltung der Forschungsinstitute im Ausland, die bisher
ausschlieBlich aus Mitgliedsbeitrdgen geschieht, ein offentlicher
ZuschuBl gewéahrt wiirde.

V. 2. Alte Geschichte

Auf dem Gebiet der Alten Geschichte sind die Kommission fiir Alte
Geschichte und Epigraphik in Miinchen (Nr. 46) und das Franz-Joseph-
Doélger-Institut in Bonn (Nr.45) zu nennen. Beide Einrichtungen
bediirfen weiterer Férderung. Im Interesse der Kontinuitdt der iiber-
nommenen und der kiinftigen Forschungsvorhaben sollte die Kom-
mission fiir Alte Geschichte und Epigraphik dem Deutschen Archdolo-
gischen Institut (Nr. 64) enger verbunden werden, und zwar etwa in
der bewdhrten Weise der Romisch-Germanischen Kommission.

V. 3. Mittlere und neuere Geschichte

Das zentrale deutsche Institut zur Erforschung der mittelalterlichen
Geschichte und zur Erschliefung seiner Quellen sind die Monumenta
Germaniae Historica in Miinchen (Nr.54), die seit der Zeit des Frei-
herrn vom Stein die Edition der Quellen zur &lteren deutschen
Geschichte veranstalten. Sie vollbringen ihre allgemein anerkannten
Leistungen mit vergleichsweise bescheidenen Mitteln. Eine gewisse
finanzielle und personelle Ausweitung wiirde ihre Wirksamkeit nicht
unerheblich steigern. Die Bibliothek der Monumenta Germaniae
Historica hat fiir ihren Sammelbereich den Charakter einer zentralen
Fachbibliothek, die als Prasenzbibliothek zur Verfiigung steht.

Das Max-Plandk-Institut fiir Geschichte in Goéttingen (Nr. 51) fihrt
Aufgaben des ehemaligen Kaiser-Wilhelm-Instituts fort und versieht
schwierige allgemeine Aufgaben, wie die groBe geschichtswissen-
schaftliche Bibliographie (Dahlmann-Waitz), die Herausgabe der Ger-
mania Sacra und die ErschlieBung der Kénigspfalzen. Dariiber hinaus
hat es begonnen, neue wichtige Forschungsgebiete und -methoden zu
entwickeln.

Die beiden Deutschen Historischen Institute im Ausland, das seit 1888
bestehende Institut in Rom (Nr. 56) und die seit 1957 tdtige und 1964
zur Bundesanstalt umgewandelte Forschungsstelle in Paris (Nr. 55)
erschlieBen die Quellen in Italien und Frankreich und intensivieren
zugleich die Zusammenarbeit der deutschen mit der italienischen und
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franzosischen Geschichtswissenschaft. Die Institute, die gleichartige
Aufgaben wahrnehmen, sind verschiedenen Bundesministerien zu-
geordnet: das Institut in Rom dem Bundesministerium des Innern, das
Institut in Paris seit 1964 dem Bundesministerium fiir wissenschaftliche
Forschung. Eine Zusammenfassung der Zustédndigkeit fiir beide Insti-
tute bei einem der beiden Ministerien erscheint angebracht. Sowohl
das Institut in Rom als auch das Institut in Paris sollten mehr als
bisher jlingere Gelehrte des Gastlandes fiir eine begrenzte Zeit als
hauptamtliche Mitarbeiter zu gewinnen suchen. Dies wiirde der Arbeit
der Institute und der internationalen Zusammenarbeit gleichermaBen
forderlich sein, Die Aufgaben eines geschichtswissenschaftlichen Stiitz-
punktes in Spanien, dessen Einrichtung an sich wiinschenswert ware,
konnten einstweilen von dem Pariser Institut bei einem entsprechen-
den Ausbau und vermehrter Ausstattung mit Reisemitteln wahr-
genommen werden.

Die Historische Kommission bei der Bayerischen Akademie der Wis-
senschaften in Miinchen (Nr. 53) und die Vereinigung zur Erforschung
der Neueren Geschichte in Bonn (Nr. 49) sind ebenfalls vornehmlich
der Herausgabe von Quellen gewidmet, unter denen bei der ersteren
die Reichstagsakten hervorzuheben sind. Die Historische Kommission
hat eine eigene Rechtspersonlichkeit. Die Grundfinanzierung der
Kommission sollte so erhoht werden, daB sie auch zur laufenden
Finanzierung der Neuen Deutschen Biographie und der geplanten
Herausgabe der Protokolle der Reichskabinette ausreicht. Die Ver-
einigung zur Erforschung der Neueren Geschichte konzentriert ihre
Tédtigkeit zur Zeit auf die Bearbeitung der Akten des Westfdlischen
Friedensschlusses. Sie verdient weiter Forderung.

Die Arbeiten der Kommission fiir Geschichte des Parlamentarismus
und der Politischen Parteien in Bonn (Nr. 48), des Arbeitskreises fiir
moderne Sozialgeschichte in Heidelberg (Nr. 52) und der Historischen
Kommission zu Berlin (Nr. 47) sollten wegen ihrer besonderen Bedeu-
tung weiter unterstiitzt werden. Speziellen Fragen ist das Militar-
geschichtliche Forschungsamt in Freiburg (Nr. 50) gewidmet, das vom
Bundesministerium der Verteidigung getragen wird.

V. 4., Zeitgeschichte

Von den beiden auf dem Gebiet der Zeitgeschichte tdatigen Einrichtun-
gen, der Forschungsstelle fiir die Geschichte des Nationalsozialismus
in Hamburg (Nr. 57) und dem Institut fiir Zeitgeschichte in Miinchen
(Nr. 58), hat die letztere die Stellung und Bedeutung einer zentralen
Forschungs- und Dokumentationsstelle fiir ihren Bereich erlangt, die
von allen Forschern und Instituten, die auf diesem Gebiet arbeiten,
bendétigt wird. Auch ihre Bibliothek hat den Charakter einer zentralen
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Fachbibliothek fiir Zeitgeschichte. Ein wesentlicher Ausbau dieses
Instituts wird empfohlen, um ihm die Mdglichkeit zu geben, seine
satzungsmadbBigen Aufgaben in vollem Umfang wahrzunehmen.

V. 5. Landesgeschichte

Die regionalen Institute zur Geschichtlichen Landeskunde (Nr. 59, 60,
61, 62, 63) sollten grundsétzlich von den Ldandern einheitlich und aus-
schliefilich finanziert werden, Das trifft insbesondere fiir das Aleman-
nische Institut in Freiburg (Nr. 59) zu. Allgemein sollten diese Institute
reichlicher mit Reise- und Forschungsmitteln, besonders fiir Geldnde-
und Archivarbeiten, ausgestattet werden, um Arbeiten auch in
groBerer Entfernung vom Sitz des Instituts und Anfahrten ins Geldnde
zu ermoglichen. Die Doktoranden und Diplomanden, auf deren Tatig-
keit diese Institute haufig angewiesen sind, kénnen solche Ausgaben
nicht aus eigenen Mitteln bestreiten.

Das Institut fiir Landeskunde des Saarlandes in Saarbriicken (Nr. 62)
und die Kommission fiir saarldndische Landesgeschichte und Volks-
forschung in Saarbriicken sollten, sobald es die personellen Verhélt-
nisse gestatten, im Interesse erh6hter Wirksamkeit vereinigt und von
der Universitdt iibernommen werden. Auch das Institut fiir geschicht-
liche Landeskunde in Mainz (Nr.60) hat eher den Charakter eines
kleinen Universitdtsinstituts oder einer Abteilung des Historischen
Seminars, dessen Bibliotheksbestande es ohnehin benutzt, als den
einer selbstdndigen Einrichtung.

Auf die Ausfithrungen zur Volkskunde sowie zur Ur- und Friih-
geschichte (vgl. S. 101 f.) wird verwiesen.

F. VI. Kunstwissenschaften

Die unter der Sammelbezeichnung Kunstwissenschaften zusammen-
gefaBten Facher bieten kein einheitliches Bild. Fiir die Kunstgeschichte
bestehen eine Reihe wichtiger Forschungseinrichtungen auBerhalb der
Hodhschulen, Die Archédologie befindet sich mit dem Deutschen Archao-
logischen Institut in einer besonders gliicklichen Lage. Die Musik-
wissenschaft steht vor erheblichen Problemen.

VI. 1. Klassische Archdoclogie

Das Deutsche Archdologische Institut in Berlin (Nr. 64) hat in seiner
langen Geschichte nach und nach nahezu alle Zweige der Altertums-
wissenschaft in sein Arbeitsprogramm aufgenommen und gehort heute
zu den bedeutendsten Einrichtungen im Bereich der Geisteswissen-
schaften. Die personelle und die sachliche Ausstattung reichen heute
jedoch nicht mehr aus. Die Arbeitsgebiete seiner einzelnen Abtei-
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lungen sollten erweitert werden, und zwar besonders im Blick auf
die friihchristliche, die byzantinische und die islamische Archdologie,
auch wenn dies mit einer erheblichen Vermehrung der Stellen ver-
bunden ist.

Eine solche Erweiterung ist besonders hinsichtlich der christlichen
Archéologie erforderlich, die namentlich in den Abteilungen in Rom,
Athen und Istanbul gepflegt werden sollte. Durch eine entsprechende
Stellenvermehrung koénnte die Nachwuchslage verbessert werden.
Auch bliebe das Fach bei einem Ausbau im Rahmen des Deutschen
Archédologischen Instituts mit der Archdologie stdarker verbunden und
liefe so nicht Gefahr, sich von ihr im Zuge der Spezialisierung
abzulosen.

Die Bedeutung der als Abteilung des Deutschen Archdologischen
Instituts organisierten Romisch-Germanischen Kommission in Frank-
furt und ihrer hervorragenden Bibliothek als Zentrale fiir die
prédhistorischen und roémischen Forschungen in Deutschland ist
bekannt. Die besonders wichtige und produktive Abteilung in Rom,
die eine der groBten archdologischen Fachbibliotheken der Welt
besitzt, sollte starker als bisher ausgebaut werden, zumal neben den
romisch-italienischen Forschungsaufgaben (einschlieBlich Sizilien und
Sardinien) auch Nordafrika zum Arbeitsbereich der Abteilung gehért.
Bei der Abteilung in Athen miifite neben der Forderung der Grabungen
(in Kerameikos, Olympia und Samos) eine Erweiterung der Aufgaben-
stellung u. a. auf byzantinische Denkmaler angestrebt werden. Die
Abteilung in Istanbul sollte in die Lage versetzt werden, neben ihren
bisherigen groBen Arbeitsvorhaben auch die Gebiete zu bearbeiten,
die bei einem Institut in Istanbul eigentlich selbstverstdndlich sein
sollten, namlich auBer der christlichen vor allem die byzantinische
Archdologie. Auch bei den Abteilungen in Madrid, Kairo, Bagdad und
Teheran ist eine Stellenvermehrung wegen der wachsenden Aufgaben
unvermeidlich. Fiir einzelne Unternehmungen koénnte man daran
denken, voriibergehend AuBenstellen der Abteilungen ins Leben
zu rufen.

Mit der sich aus diesen Empfehlungen ergebenden Stellenvermehrung
in den einzelnen Abteilungen sollte der Ausbau der Zentraldirektion
in Berlin Schritt halten.

In die Arbeit des Deutschen Archédologischen Instituts sollten auch die
Epigraphik und die Alte Geschichte wegen des besonders engen
Zusammenhangs mit den iibrigen Arbeiten des Instituts einbezogen
werden. Hierauf ist im Zusammenhang mit der Kommission fiir Alte
Geschichte und Epigraphik bereits hingewiesen worden (vgl. S. 110).

Das Deutsche Archdologische Institut hat Paldstina und Syrien bisher
nicht in seinen Arbeitsbereich einbezogen. Das sollte auch nicht
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geschehen, vielmehr sollten das Deutsche Evangelische Institut fiir
Altertumswissenschaft des Heiligen Landes (Paldstina-Institut) (Nr. 1)
und der interkonfessionelle Deutsche Verein zur Erforschung
Paldstinas diese Aufgabe gemeinsam iibernehmen (vgl. S.91). Der
Deutsche Verein hat friher eigene, inzwischen aber zum Erliegen
gekommene Forschungsarbeiten in Paldstina durchgefiihrt. Die Tatig-
keiten der beiden Einrichtungen miiften mit der des Deutschen
Archéologischen Instituts koordiniert werden.

VI. 2. Kunst- und Baugeschichte

Die Kunst- und Baugeschichte verfiigt iiber eine Reihe von Instituten,
von denen zwei zentrale Aufgaben wahrnehmen und zwei Forschungs-
stellen im Ausland sind.

Der Deutsche Verein fiir Kunstwissenschaft in Berlin (Nr. 65) war bei
seiner Grindung als eine parallele Einrichtung zu den ,Monumenta
Germaniae Historica” gedacht und sollte die ,Monumenta Artis
Germaniae" herausgeben. Dieser Aufgabe der planmdBigen Erfor-
schung und Verdffentlichung der kunstgeschichtlichen Denkméler
Deutschlands ist der Verein in den ersten Jahren seines Bestehens mit
groBem Erfolg nachgekommen; infolge der beiden Kriege ist das
Publikationsprogramm aber steckengeblieben. Um es wieder in Gang
zu bringen, wdaren einige zusatzliche Stellen fiir Personal er-
forderlich.

Das Zentralinstitut fiir Kunstgeschichte in Miinchen (Nr. 67) hat in der
kurzen Zeit seines Bestehens nicht nur durch die Herausgabe des
Reallexikons zur deutschen Kunstgeschichte, sondern auch durch seine
sonstigen Forschungsunternehmungen besondere Bedeutung erlangt.
Seine Aufgaben sind iber den urspriinglichen Arbeitsbereich weit
hinausgewachsen. Es ist notwendig, die personelle und finanzielle
Ausstattung dem gewachsenen Umfang der Aufgaben anzupassen.

Das Kunsthistorische Institut in Florenz (Nr. 66) hat durch den Ankauf
eines neuen Hauses aus Mitteln der Fritz Thyssen Stiftung erweiterte
Wirkungsmoglichkeiten erhalten, die es durch einen Ausbau des
Personalbestandes, besonders fiir langfristige Forschungsstellen, zu
nutzen gilt.

Die Bibliotheca Hertziana in Rom (Nr. 68), ein Institut der Max-Plandk-
Gesellschaft, das internationale Anerkennung genieBt, ist personell
wie sachlich verhdltnisméBig gut ausgestattet, verdient aber auch
weiterhin jegliche Férderung; besonders liefe sich in Zukunft neben
der Ausbildung die Forschungsarbeit durch Einrichtung weiterer
Referate ausdehnen und intensivieren.
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Das Bauhaus-Archiv in Darmstadt, das vor allem archivalische Auf-
gaben hat (Sammlung wvon Materialien zur Vorgeschichte und
Geschichte des Bauhauses), befindet sich noch in der Phase des
Aufbaus und strebt an, zugleich eine Forschungsstdtte fiir die
Geschichte der neueren Architektur zu werden.

Eine Darstellung der auf dem Gebiet der Kunst- und Baugeschichte
tdatigen Forschungseinrichtungen auBerhalb der Hochschulen, die nicht
auch auf die Landesdamter fiir Denkmalpflege, die Dienststellen der
Landeskonservatoren, einginge, wéare unvollsténdig. Ahnlich der oben
beschriebenen Aufgabe der Landesdmter fiir Bodendenkmalpflege
(vgl. S. 101 f.) besteht die Tatigkeit der Landesamter fiir Denkmalpflege
in der Erforschung und Erhaltung der Bau- und Kulturdenkmadler, zu
denen tiiber die Architektur hinaus auch weiterer Kunstbesitz aufier-
halb der Museen, einschlieBlich der frither hdufig tiibersehenen
technischen Kulturdenkmdler gehort. Die Amter inventarisieren die
Bau- und Kunstdenkmadler als Bestandsaufnahme und veréffentlichen
die Inventare. Diese Inventarisierung gewinnt nach den Zerstérungen
des Krieges und angesichts der durch Verkehrsbauten, Industriali-
sierung, Altstadtsanierung zu erwartenden Umgestaltungen der Stadt-
bilder eine erheblich zunehmende Bedeutung. Aus diesen Griinden ist
die Denkmalpflege heute starker als frither zu weittragenden Entschei-
dungen in den Fragen der Konservierung, Wiederherstellung und
Rekonstruktion aufgerufen. Es sei erwdhnt, daB wegen der abnehmen-
den Moglichkeiten der privaten Hand, gréBeren historischen Bau-
besitz angemessen zu pflegen, auch die Erhaltungsaufgabe der Landes-
konservatoren einen immer weiteren Umfang angenommen hat. Die
Landesdmter fiir Denkmalpflege sind in den einzelnen Landern ver-
schieden stark ausgebaut und haben unterschiedliche wissenschaft-
liche Bedeutung. Zum Teil sind sie neben den kunstgeschichtlichen
Hochschulinstituten, hdufig in enger Verbindung mit diesen, Stétten
kunstwissenschaftlicher Forschung. Die kunstwissenschaftliche For-
schung im Rahmen der Denkmalpflege sollte gefoérdert werden. Fiir
ihre Intensivierung ist in einer Reihe von Landesamtern eine Er-
héhung der Mittel, auch der fiir Publikationen, erforderlich. Die
Denkmalpflege sollte in leistungsfdhigen Einrichtungen zusammen-
gefaBt und eine Aufteilung der Aufgaben auf mehrere kleine Behor-
den vermieden werden.

VI. 3. Musikwissenschaft

Die Musikwissenschaft verfiigt liber eine groBe Anzahl von For-
schungseinrichtungen auBerhalb der Hochschulen. Diese Vielfalt stellt
zum Teil eine unnétige Zersplitterung dar. Die geschichtlichen Griinde
der heutigen Lage sind 1961 in einer Denkschrift der Gesellschaft fiir
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Musikforschung?), auf die hier Bezug genommen werden kann, dar-
gelegt. Die Vielzahl der heute bestehenden Einrichtungen ist zum
Teil eine Folge der Auflésung des Staatlichen Instituts fiir deutsche
Musikforschung im Jahre 1945. Weitere Institute entstanden nach
dem Kriege, um die alten Gesamtausgaben der Werke groBer Meister
(z. B. Bach, Haydn, Mozart) durch Editionen nach modernen wissen-
schaftlichen Gesichtspunkten zu ersetzen.

Eine sinnvolle Organisation der musikwissenschaftlichen Forschung
auBerhalb der Hochschulen setzt unter diesen Umstdnden einige An-
derungen voraus, die einer Erh6hung der Zuschiisse fiir die einzelnen
Einrichtungen vorangehen miissen.

Die untersuchten Forschungseinrichtungen lassen sich in allgemeine
musikwissenschaftliche Einrichtungen und in Institute fiir die Edition
des Gesamtwerkes einzelner Komponisten einteilen.

a) Zu den musikwissenschaftlichen Einrichtungen mit umfassenden
Aufgaben gehoren die Musikgeschichtliche Kommission in Koln
(Nr. 75), das Staatliche Institut fir Musikforschung in der Stiftung
PreuBischer Kulturbesitz in Berlin (Nr.70) und das Internationale
Quellenlexikon der Musik (Nr, 73) mit der Zentralstelle Kassel und
der Westdeutschen Arbeitsgruppe Miinchen. Auf die Musikgeschicht-
liche Abteilung des Deutschen Historischen Instituts in Rom (Nr. 56)
wird hingewiesen.

Die 1953 gegrindete Musikgeschichtliche Kommission in Koéln (Nr. 75)
fihrt einen Teil der Aufgaben der PreuBischen Denkmadlerkommission
und des ehemaligen Staatlichen Instituts fiir deutsche Musikforschung
fort. Sie ist vor allem der Herausgabe deutscher musikalischer Quel-
len (,Erbe deutscher Musik”) und ihrer Sammlung gewidmet. Die
Editionsarbeiten der Kommission sollten durch eine bessere Ausstat-
tung mit Personal und Mitteln geférdert werden. Weiter sollte iiber-
legt werden, die Kommission so zu stellen, daB sie in absehbarer Zeit
iiber die Herausgabe des ,Erbes” hinaus auch wieder andere Editio-
nen beraten und betreuen koénnte. Dadurch konnte verhindert werden,
daB die Zahl der Einzelinstitute und damit der Umfang der Verwal-
tungsarbeiten weiter unnotig ansteigt. AuBerdem wiirde die Mdglich-
keit geschaffen, eine musikwissenschaftliche Einrichtung auf der Basis
der Selbstverwaltung so auszubauen, daB ohne Beeintrachtigung der
Einzelinitiative die Zersplitterung dieser Arbeit eingeddmmt wird.
Damit wére auch die Moglichkeit gegeben, das Material der Institute,
die einer Gesamtwerk-Edition eines einzelnen Komponisten dienen
(sieche unten unter b) nach Beendigung der Editionsarbeit fiir eine
weitere Verwertung zentral zu sammeln,

1) Denkschrift der Gesellschaft fiir Musikforschung ,Die freien musik-

wissenschaftlichen Institutionen und Vereinigungen in der Bundes-
republik Deutschland”, Kassel 1961.
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Das von der Musikgeschichtlichen Kommission unterhaltene Musik-
geschichtliche Archiv in Kassel ist eine wertvolle Einrichtung, kann
aber in seiner jetzigen Form nicht als eigentliches Forschungsinstitut
angesehen werden. Bei dem vorgeschlagenen Ausbau der Musik-
geschichtlichen Kommission sollte erwogen werden, das Archiv in die
zentrale Stelle einzugliedern und an einen Ort mit einer ausreichen-
den Bibliothek zu verlegen.

Das Staatliche Institut fir Musikforschung in der Stiftung PreuBischer
Kulturbesitz in Berlin (Nr. 70) ist das Nachfolgeinstitut des 1935 ge-
griindeten und 1945 aufgeldsten Staatlichen Instituts fiir deutsche
Musikforschung. Es befindet sich zur Zeit noch in der Phase des Auf-
baus und bedarf als Schwerpunkt der musikwissenschaftlichen Arbeit
weiterhin intensiver Foérderung, besonders was die wissenschaftlich
dringend erforderliche bibliographische Arbeit anlangt. Auf diese
Weise konnte das Institut die wesentlichsten Aufgaben des geplanten
Deutschen Musikarchivs wahrnehmen. Damit wiirde die Griindung
einer neuen kostspieligen Institution vermieden.

Eine Abstimmung der Arbeit des Instituts mit der Musikgeschicht-
lichen Kommission ist nétig, damit die beiden Einrichtungen sich sinn-
voll ergdnzen.

Gegeniiber diesen umfassende wissenschaftliche Arbeit leistenden
Einrichtungen handelt es sich bei dem Internationalen Quellenlexikon
der Musik (Repertoire International des Sources Musicales) (Nr. 73)
um ein sehr umfangreiches, aber doch abgegrenztes Forschungsvor-
haben: die Herstellung eines Gesamtkataloges der gedruckten und
handschriftlichen praktischen und theoretischen Quellen der Musik
bis etwa 1800. Diese Arbeit ist als hochst wertvoll anzusehen.

Wenn die Pariser Zentralstelle, die den systematischen Katalog be-
treut, wie vorgesehen ihre Arbeit einstellt, bildet die Zentralstelle in
Kassel, die den alphabetischen Katalog vorbereitet, die einzige des
ganzen Unternehmens. Die daneben an der Arbeit beteiligte Arbeits-
gruppe in Miinchen hat den Auftrag, die in westdeutschen Bibliothe-
ken liegenden Musikalien zu erfassen und das gesammelte Material
an die Zentralstellen weiterzuleiten. Sie entspricht den in anderen
Landern tdtigen nationalen Arbeitsgruppen. Die beiden deutschen
Stellen in Kassel und in Miinchen sind in ihrer jetzigen Gestalt unzu-
reichend finanziert und unzweckméBig organisiert.

Die Zentralstelle und die Westdeutsche Arbeitsgruppe sollten einen
gemeinsamen Rechtstrdger erhalten und an einem Ort zusammen-
gefaBt werden. Hierfiir diirfte Miinchen der geeignete Platz sein, da
dort nicht nur eine ausreichende Bibliothek vorhanden ist, sondern
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auch Raum in der Musikabteilung der Staatsbibliothek zur Verfliigung
stehen wird, Nach einer derartigen Zusammenfassung ist ein kraftiger
personeller Ausbau des Unternehmens dringend erwiinscht.

b) Die Aufgabe des Johann-Sebastian-Bach-Instituts in Gottingen
(Nr. 72), des Beethoven-Archivs in Bonn (Nr.71), des Joseph-Haydn-
Instituts in Kéln (Nr. 74) und der Editionsleitung der Neuen Mozart-
Ausgabe in Augsburg (Nr. 69) besteht jeweils in der Edition des Ge-
samtwerkes eines Komponisten.

Die Institute haben sich bewdhrt und sind zum Teil internationale
Zentren flir ihr Gebiet. Sie werden bereits jetzt mit 6ffentlichen Mit-
teln gefordert. Diese Zuschiisse sollten in Zukunft gesteigert werden,
damit die Herausgabe der Gesamtwerke beschleunigt werden kann.
An der Rechtsform der Institute (Verein bzw. Stiftung) jetzt etwas zu
dndern, ist nicht notwendig. Es bleibt zu iiberlegen, wie das bei diesen
Instituten gesammelte Material spater an die oben empfohlene zen-
trale Stelle libergeben werden kann (vgl. S. 116).

Von einer Griindung neuer Institute fiir die Edition des Gesamtwerkes
einzelner Komponisten sollte in Zukunft abgesehen werden.

F. VII. Rechtswissenschaft

Die rechtswissenschaftliche Forschung, deren hauptsédchliches For-
schungsmittel Bibliotheken sind, ist ganz iliberwiegend an den Hoch-
schulen konzentriert. An den juristischen Fakultdten bestehen Biblio-
theken, die das gesamte Gebiet der Rechtswissenschaft umfassen. In
vielen Féllen sind die Bestédnde von Teilfdchern (z.B. Rechtsgeschichte,
Arbeitsrecht, ausldndisches Recht) aus der allgemeinen Seminarbiblio-
thek ausgegliedert und einzelnen Hochschulinstituten zugeordnet. Sie
dienen zum Teil der Pflege von Forschungsrichtungen, die die ortliche
juristische Fakultdat als Schwerpunkt betrachtet, zum Teil verdanken
sie ihr Entstehen Berufungszusagen. Unabhdngig von der Frage, ob
eine solche Abspaltung von Spezialinstituten zweckmaBig ist, sollte
der Grundsatz gelten, daB alle Teilfacher der Rechtswissenschaft im
Blicherbestand einer Fakultdt vertreten sind. Das entspricht auch den
Anforderungen der Lehre, da die juristische Ausbildung einheitlich
geblieben ist.

Die Einheitlichkeit der Lehre und der auf juristischem Gebiet noch
bestehende enge Zusammenhang der Teilfacher auch in der Forschung
schlieBen es nicht aus, daB neben den tber alle Fdcher sich erstrek-
kenden Seminarbibliotheken einige Schwerpunkteinrichtungen der
Forschung geschaffen werden, die Spezialaufgaben wahrnehmen koén-
nen und so dazu beitragen, daB die Zusammenfassung der Forschung
in den Seminaren im tibrigen erhalten bleibt. Es hat sich in manchen
Fillen als zweckmaBig erwiesen, solche Schwerpunkteinrichtungen der
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Forschung als Institute auBerhalb der Hochschule zu organisieren.
Dafiir waren verschiedene Griinde maBgebend. Es miissen sehr um-
fangreiche und stark spezialisierte Bestdnde an Biichern, Zeitschriften
und Archivmaterial gesammelt und prasent gehalten werden, Diese
Bestinde miissen dariiber hinaus dokumentarisch umfassend auf-
bereitet werden. Die Institute haben vielfach eine die Arbeitskraft
ihrer wissenschaftlichen Mitarbeiter stark in Anspruch nehmende
Gutachtertdtigkeit zu leisten, wie beispielsweise in Fragen des aus-
lindischen und internationalen Rechts, in groBem Umfang auch fiir
Behorden und Gerichte. Fiir solche Arbeiten ist ein stdndiger Stab von
Spezialisten erforderlich. Auch in Forschungsbereichen, in denen die
Mitarbeit von Kreisen auBerhalb der Hochschulen besonders er-
wiinscht ist, kann sich eine Organisationsform empfehlen, die an die
Hochschule angelehnt ist.

Die auBerhalb der Hochschule organisierten Forschungseinrichtungen
verdanken einem dieser Griinde ihr Entstehen. Sie kénnen auch in
Zukunft als MaBstdbe dienen. Dagegen sollte die Erwdgung, einen
Vermogensrechtstrager auBerhalb der Hochschule zu schaffen, fiir
sich allein kein ausreichendes Motiv zur Griindung einer solchen
Einrichtung sein.

Fast alle in die Ubersicht aufgenommenen Institute sind dem Recht
fremder Staaten, der Rechtsvergleichung und dem internationalen
Recht mit seinen Zweigen Volkerrecht und Kollisionsrecht gewidmet.

VII. 1. Ausldndisches und internationales Recht

Die Max-Plandk-Institute fiir ausléndisches und internationales Privat-
recht in Hamburg (Nr. 79) und fiir ausldndisches 6ffentliches Recht und
Volkerrecht in Heidelberg (Nr. 80) haben in den rund 40 Jahren ihrer
Tatigkeit die Stellung von Schwerpunkteinrichtungen auf den von
ihnen betreuten Gebieten gewonnen. Sie besitzen vorziiglich aus-
gestattete Bibliotheken; das Material der internationalen Organisatio-
nen wird von ihnen umfassend aufbereitet. Gewisse Uberschneidungen
der Anschaffungen in den Grundlagenbestdnden (Gesetzgebung und
Rechtsprechung) sind nicht zu vermeiden; sie rechtfertigen sich auch
durch die Erwdgung, daB dieses Material an je einer Stelle in Nord-
und Siiddeutschland mdglichst vollstdndig vorhanden und zugdnglich
sein sollte. Das Bestehen dieser Institute setzt der Entwicklung weite-
rer Einrichtungen fiir Rechtsvergleichung und Dokumentation auf den-
selben Gebieten Grenzen.

Das Institut fiir ausldndisches und internationales Strafrecht in Frei-
burg (Nr.78) erfiillt in seinem Fachbereich ebenfalls die Aufgaben
eines Zentralinstituts fiir die Rechtsvergleichung. Das Institut ent-
spricht damit, auch durch die Vorarbeiten fiir die Reform des Straf-
rechts, einem wichtigen Bediirfnis.
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Das Institut fiir auslandisches und internationales Wirtschaftsrecht in
Frankfurt a. M. (Nr.76) ist aus einem Universitatsinstitut fiir inter-
nationales Privatrecht und privatrechtliche Rechtsvergleichung hervor-
gegangen und mit der Aufgabe verselbstandigt worden, der Forschung
des Wirtschaftsrechts, insbesondere des Rechts der Europdischen
Gemeinschaften im Vergleich mit dem Wirtschaftsrecht der Vereinig-
ten Staaten zu dienen. Die Rechtsvergleichung auf den Gebieten des
Kartellrechts und des Aktienrechts wird gepflegt. Wegen dieser be-
sonderen Aufgaben erfiillt das Institut eine niitzliche Funktion.

Das neue Max-Planck-Institut fiir europdische Rechtsgeschichte in
Frankfurt a. M. (Nr. 77) dient der Erforschung der gemeinsamen Wur-
zeln der nationalen Rechtsordnungen in Europa. Es befindet sich z. Z.
im Aufbau.

Die Foérderung der genannten fiinf Institute wird empfohlen.

Die Osteuropaforschung ist in dem Abschnitt Sprach- und Literatur-
wissenschaften, Vélker- und Landeskunde (S. 104 ff.) behandelt. Ver-
schiedene der dort erwdhnten Einrichtungen befassen sich auch mit
dem Recht der osteuropdischen Lénder. Dies gilt insbesondere fiir das
Institut fiir Ostrecht in Miinchen (Nr.39) und das Osteuropa-Institut
an der Freien Universitdt in Berlin (Nr. 34). Auf die Empfehlungen
in dem genannten Abschnitt wird verwiesen.

VIIL. 2. Sondergebiete

Das Institut fiir das Recht der Wasserwirtschaft an der Universitat
Bonn (Nr.81) befaBt sich mit den besonders dringend gewordenen
Fragen dieses Fachgebiets. Durch die personelle Verbindung mit der
Universitit und durch seine Unterbringung ist das Institut mit der
Hochschule verbunden. Die besondere Organisationsform als Institut
,an“ der Universitdt ist wegen der unentbehrlichen sachlichen Ver-
bindung mit der Wasserwirtschaft, die auch die Finanzmittel fiir das
Institut zum groBten Teil aufbringt, gerechtfertigt. Das Institut bedarf
verstdarkter Personal- und Sachmittel.

Das kriminalistische Institut in Wiesbaden ist eine Abteilung des
Bundeskriminalamtes. Das wissenschaftliche Interesse an dieser Ein-
richtung besteht vor allem darin, daB die technischen Entwicklungen,
die sich im Bereich der Kriminalistik vollziehen, als rechtspolitische
Probleme im Bereich des StrafprozeBrechts auftreten. Das beim Bun-
deskriminalamt anfallende Material sollte in geeigneter Form wissen-
schaftlich ausgewertet werden. Dabei kénnte man an ein Hochschul-
institut an einer benachbarten Universitat denken, das mit dem
Bundeskriminalamt eng zusammenarbeiten sollte.
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F. VIII. Wirtschafts- und Sozialwissenschaften?)

Die krdftigen Impulse, die die Wirtschafts- und Sozialwissenschaften
in der Bundesrepublik seit dem Kriegsende und der Wiederaufnahme
des wissenschaftlichen Gesprédchs iiber die Landesgrenzen hinweg
erhielten, haben zu einer starken Vermehrung der Forschungseinrich-
tungen innerhalb und auBerhalb der Hochschulen gefiihrt. Die meisten
der in der Ubersicht aufgefiihrten Institute sind Nachkriegsgriindun-
gen. Fiir ihre Errichtung auBerhalb der Hochschulen oder in einer
losen Verbindung mit ihnen waren in der Hauptsache zwei Griinde
maBgebend, die oft auch miteinander verbunden waren.

MaBgebend war einmal das Bediirfnis, neben der iiberwiegend theo-
retisch gerichteten Forschung an den Hochschulen die angewandte
Wirtschafts- und Sozialforschung zu entwickeln, die in wachsendem
MabBe auch Forschungsauftrage von Gffentlichen Stellen und privaten
Unternehmen erhdlt. Sie bendétigt fiir ihre vorwiegend empirischen
Untersuchungen einen groBeren Arbeitsstab und umfangreiche Ein-
richtungen zur Materialsammlung und -verarbeitung, die sich in Hoch-
schulinstitute herkémmlicher Art schlecht einfiigen, Der zweite Grund
war finanzieller Art. Wirtschaftskreise, die an speziellen, eine Region
oder einen Wirtschaftszweig betreffenden Untersuchungen interessiert
sind, und Hochschullehrer, die ein aus dem Hochschulhaushalt nicht zu
finanzierendes oder von den spezifischen Hochschulaufgaben abliegen-
des Forschungsziel verfolgen, finden sich in dem Wunsch zusammen,
eigene Forschungseinrichtungen zu schaffen, fir die ein privater
Fordererverein aufkommt. Hierbei wird besonders hdufig die Form
des Instituts ,an” einer Hochschule gewéhlt, zu dessen Beurteilung
auf das in Abschnitt B. V. (S. 50 ff.) Gesagte verwiesen sei.

Auch wenn die anwendungsnahen Forschungsaufgaben iiberwiegen,
wird in vielen dieser Forschungseinrichtungen Grundlagenforschung
betrieben. Die anwendungsnahe Forschung bestimmt meist den Ar-
beitsstil dieser Einrichtungen. Die Zusammenarbeit in Gruppen an
einem Vorhaben, also teamwork, ist unumganglich und selbstver-
stdndlich. Die Aufgaben bringen die Institute immer wieder mit vielen
Bereichen des wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und politischen Le-
bens in Beriithrung, in denen sie als Berater und als Vermittler wissen-
schaftlicher Erkenntnisse wirken. Dafl sie meist auch finanziell auf
solche Kontakte angewiesen sind, erkldart die Vielfalt der Organisa-
tionsformen, ist aber auch fiir viele Schwierigkeiten verantwortlich,
die die Stetigkeit der Arbeit bedrohen.

1} vgl. Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Lage der
Wirtschaftswissenschaft, Wiesbaden 1960; und Denkschrift der Deutschen
Forschungsgemeinschaft zur Lage der Soziologie und der Politischen
Wissenschaft, Wiesbaden 1961,
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Nach ihrer Fachrichtung lassen sich trotz einiger aus der Verwandt-
schaft von Sachproblemen sich ergebender Uberschneidungen drei
Gruppen von Instituten unterscheiden, die im folgenden getrennt be-
handelt werden. Die bei weitem groBte Gruppe bilden die wirtschafts-
wissenschaftlichen Institute; es folgt die Gruppe der Einrichtungen fiir
soziologische Forschung; eine vergleichsweise kleine Gruppe bilden
schlieBlich die Institute fiir die Wissenschaft von der Politik. Fir alle
drei Gruppen gilt, daB sie keine in sich geschlossenen oder gar plan-
méBig entwickelten Komplexe bilden. Sie bauen auf der Hochschul-
forschung auf, erganzen sie und fiithren sie fort; in der Mehrzahl der
Fille sind sie auch personell eng mit ihr verbunden.

VIIIL. 1. Wirtschaftswissenschaften

Es kennzeichnet die eingangs angedeutete Entwicklung dieser Diszi-
plin, daB von den 28 Instituten, die in dem Verzeichnis aufgefiihrt
sind, 1920 erst drei, 1945 erst acht bestanden. Andererseits gehéren
gerade zu den &lteren Einrichtungen vier der fiinf groBen, der all-
gemeinen Wirtschaftsforschung dienenden Institute. Die Nachkriegs-
grindungen waren also mit einer Ausnahme fiir speziellere, fachlich
oder regional begrenzte Aufgaben bestimmt.

Es ist nicht moglich, wirtschaftswissenschaftliche Forschungsbereiche
abzugrenzen, die thematisch oder methodisch nur der Hochschulfor-
schung oder nur den Forschungseinrichtungen auBerhalb der Hoch-
schulen vorbehalten wdren. Wie die bevorzugten Forschungspro-
gramme und -methoden sich wandeln kénnen und gelegentlich Mode-
stromungen unterworfen sind, so vollzieht sich auch ein standiger
Wechsel in den Aufgaben beider Institutsarten. Immerhin 1aBt sich
verallgemeinernd sagen, daB das Schwergewicht der hier betrachteten
Institute auf dem Gebiet der angewandten, empirischen Forschung
liegt.

Thematisch stand lange, und gerade bei den groBen, nicht speziali-
sierten Instituten, die sogenannte Konjunkturforschung im Vorder-
grund. In dem MabBe, in dem seit dem Zweiten Weltkrieg das wirt-
schaftspolitische Instrumentarium zur Beherrschung von Konjunktur-
schwankungen verfeinert wurde, hat sich das Interesse an diesen
Untersuchungen nicht mehr verbreitert. Zum Teil hat es sich starker
auf die Beobachtung ausldndischer Volkswirtschaften und der lang-
fristigen Wirtschaftsentwicklung verlagert. Aber noch immer ist die
durch Auswertung eines umfangreichen statistischen Materials zu
gewinnende Diagnose und Prognose des Wirtschaftsablaufs eine zen-
trale Aufgabe der groBen Institute, an deren verldBlicher Erfiillung
ein ebenso starkes offentliches wie wissenschaftliches Interesse be-
steht. Das gleiche gilt angesichts der weltwirtschaftlichen Verflechtung
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der deutschen Wirtschaft von der Behandlung der Problemkreise der
Weltwirtschaft, des AuBenhandels und neuerdings der Entwicklungs-
hilfe sowie der wirtschaftlichen Integration Europas. Auch Probleme
der Regionalforschung und der wirtschafts- und sozialpolitischen For-
schung werden behandelt, weniger jedoch finanzpolitische Probleme.

Die Thematik der kleineren Institute umfaBt Fragen des Handels, des
Handwerks, des Genossenschaftswesens, des Verkehrswesens und des
Fremdenverkehrs, wobei sich meist volks- und betriebswirtschaftliche
Fragestellungen nebeneinander finden.

Die wirtschaftswissenschaftlichen Probleme im Bereich der Erndh-
rungs-, der Land- und der Forstwirtschaft gehéren zum Arbeitsbereich
einiger Institute, die in den diese Gebiete betreffenden Abschnitten
behandelt sind (vgl. S. 200 ff.). Unter ihnen sind vor allem das Institut
fiir landwirtschaftliche Marktforschung und das Institut fiir Betriebs-
wirtschaft der Forschungsanstalt fiir Landwirtschaft in Braunschweig-
Volkenrode (Nr.251) zu nennen, von denen das erstere auch der im
folgenden beschriebenen Arbeitsgemeinschaft wirtschaftswissenschaft-
licher Forschungsinstitute angehart.

Da keine Instanz besteht, die die Forschungsvorhaben aller Institute
aufeinander abstimmt, sind sowohl Uberschneidungen wie Liicken
moglich, ohne daB ein umfassender Liickenkatalog aufgestellt werden
konnte. Allgemein 1dBt sich sagen, daB die reine und angewandte
okonometrische Forschung starker ausgebaut und die modernen Me-
thoden exakter Wirtschaftsforschung vielfach noch entschiedener an-
gewandt werden sollten. Im {ibrigen konnte die gegenseitige Informa-
tion liber begonnene und geplante Arbeiten viel dazu beitragen, die
vorhandenen personellen Kridfte und finanziellen Mittel rationeller
zu verwenden. Es wird empfohlen, die ,Arbeitsgemeinschaft deutscher
wirtschaftswissenschaftlicher Forschungsinstitute e.V.” in Bonn, der
gegenwadrtig auBer Hochschulinstituten schon 18 der Forschungs-
institute angehéren, in diesem Sinne auszugestalten. Der Beitritt der
Ubrigen Institute, die 6ffentliche Zuschiisse erhalten, sollte angestrebt
werden.

Besondere Erwdhnung verdient die Forschung auf dem Gebiet der
Entwicklungshilfe. Fiir dieses Gebiet hat sich in den letzten Jahren
auf recht unsystematische Weise eine groBere Zahl wirtschaftswissen-
schaftlicher Institute zu interessieren begonnen. Eine solche Zersplit-
terung der Kréfte bei meist fehlender Auslandserfahrung ist unzweck-
mdBig. Anzustreben ist vielmehr eine stdrkere Konzentration bei
geringerer Expansion der daran interessierten Institute, also auch
ein Verzicht auf die Bearbeitung fern liegender Spezialprobleme
zugunsten einer Verbesserung der Grundlagenforschung und des
Erwerbs von Auslandserfahrung. Der Arbeitskreis ,Entwicklungs-
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lander”, der sich innerhalb der Arbeitsgemeinschaft deutscher wirt-
schaftswissenschaftlicher Forschungsinstitute gebildet hat, sollte zu
diesem Zwedck und zur Verbesserung der Koordination der Arbeiten
auf diesem Gebiet auch von den Auftraggebern gefordert werden. Die
Griindung weiterer Institute dieser Arbeitsrichtung kénnte sich dann
eriibrigen, zumal auch die groBen Wirtschaftsforschungsinstitute diese
Arbeit in ihr Programm aufgenommen haben.

Rechtstrdger der hier behandelten wirtschaftswissenschaftlichen In-
stitute sind fast durchweg ad hoc gebildete Vereine privaten Rechts;
groBere Trdgergesellschaften fehlen. Nur zwei der groBen Wirtschafts-
forschungsinstitute, das Institut fiir Weltwirtschaft in Kiel (Nr.89)
und das Weltwirtschaftsarchiv in Hamburg (Nr. 88), sind unmittelbare
Staatsanstalten ihrer Sitzldnder.

Der Anteil der 6ifentlichen Mittel an den Einnahmen der Institute ist
naturgeméB verschieden hoch, am Durchschnitt aller Institute macht
er etwa zwei Drittel aus. Der Rest stammt aus privaten Beitragen und
Spenden, etwa 109% aus Vertragsforschung. Unter den oOffentlichen
Geldgebern stehen die Lander mit Zuschiissen des jeweiligen Sitz-
landes, bei den groBen Instituten auch aus dem Koénigsteiner Abkom-
men im Vordergrund. Der Bund unterhdlt keine eigenen Institute,
beteiligt sich aber bei vier der fiinf groBen und einigen weiteren
Instituten (so z.B. bei den fast ganz aus &ffentlichen Mitteln finan-
zierten Instituten fiir Handwerkswirtschaft) mit laufenden Zuschiissen
an der Grundfinanzierung. Von einem planmdBigen Finanzierungs-
system kann nach alledem nicht die Rede sein; eine Neuordnung
unter den oben im Abschnitt D entwickelten Gesichtspunkten ist an-
zustreben.

Gegenstand besonderer Sorge sind bei vielen der hier behandelten
Institute die Personalprobleme. Zu der fiir alle hochschulfreien For-
schungseinrichtungen charakteristischen Schwierigkeit, wissenschaft-
liche Nachwuchskrafte im AnschluB an ihr Studium zu gewinnen, tritt
hier die weitere Schwierigkeit, die eingearbeiteten Mitarbeiter fir die
unentbehrlichen Dauerfunktionen, z. B, als Abteilungsleiter, zu halten.
Die Nachfrage nach diesen Kriften ist in der Wirtschaft groB. Die
Folge ist eine starke Fluktuation im Mitarbeiterstab, die die Lei-
stungsfahigkeit der Institute beeintrachtigt, Darauf mufl auch von den
staatlichen Geldgebern bei der Beurteilung der Stellenpldne und der
Einstufungspraxis der Institute Ricksicht genommen werden,

a) Die groBen Institute fiir allgemeine Wirtschaftsforschung

Die im folgenden genannten fiinf groBen Institute bilden mit ihrem
Stab an qualifizierten Mitarbeitern, ihrer reichen Erfahrung und der
Mbglichkeit, mit verschiedenen Methoden empirischer Forschung zu
experimentieren, mit ihrem umfassenden Archivmaterial und ihren
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grofen Bibliotheken eine unentbehrliche Grundlage wirtschaftswissen-
schaftlicher Forschung in der Bundesrepublik. Sie entsprechen auch
einem klaren Bediirfnis von Staat und privater Wirtschaft und haben
sich einen iiber Deutschland hinausreichenden Ruf erworben.

Aus diesen Griinden verdienen sie nachhaltige Forderung. Jedes
dieser Institute hat nach seiner Geschichte und der Interessenrichtung
seiner Leiter eine besondere Eigenart entwickelt, die seiner Produk-
tivitat dienlich ist. Auch ein gewisser Wettbewerb unter ihnen mag
hierzu beitragen. Gegenwidrtig besteht kein Bediirfnis, die Zahl der
Institute dieser GroBenordnung zu vermehren, Auch eine wesentliche
Vergroberung der Institute mit dem Ziel, Forschungsaufgaben und
offentliche Mittel noch stiarker bei ihnen zu konzentrieren, wiirde die
Gefahr mit sich bringen, daB die optimale GroBe dieser Einrichtungen
iberschritten wird und die Chance, andere produktive Krifte ins Spiel
zu bringen, ungenutzt bleibt.

Das Institut fiir Weltwirtschaft an der Universitat Kiel (Nr.89), 1914
gegriindet, ist der Universitdat in der Rechtsform einer Landesanstalt
als Forschungs- und Lehrinstitut angegliedert. Der Direktor ist zu-
gleich Lehrstuhlinhaber. Die Einrichtungen des Instituts dienen auch
der Ausbildung von Studenten und seit jeher in besonderem Mafe
der von wissenschaftlichen Nachwuchskriften. Die Zweckbestimmung
des Instituts war anfdnglich besonders auf die Zusammenhédnge der
Weltwirtschaft ausgerichtet, ist jedoch inzwischen in einer allgemeine-
ren Zielsetzung aufgegangen. Wie weit der Aufgabenbereich heute
gestreut ist, zeigt das Programm der derzeitigen Forschungsarbeiten.
Er reicht von der Grundlagenforschung in der volkswirtschaftlichen
Theorie und in der Okonometrie iliber die empirische Erforschung der
weltwirtschaftlichen Beziehungen, einschlieBlich der Probleme der
Entwicklungsldander, bis zur Behandlung aktueller wirtschafts- und
finanzpolitischer Fragen. Das Institut ist auerdem durch seine grofie
Bibliothek und sein Archiv international bekannt geworden; durch
bibliographische und dokumentationstechnische ErschlieBung sind
diese zu zentralen Arbeitsinstrumenten der ganzen deutschen Wirt-
schaftsforschung geworden (vgl. Empfehlungen des Wissenschaftsrates
zum Ausbau der wissenschaftlichen Bibliotheken, S. 222).

Eine zureichende Ausstattung des Instituts mit Personalstellen und
Sachmitteln sollte selbstverstdndlich sein. Die Arbeit des Instituts ist
durch die als Kriegsfolge eingetretene rdumliche Trennung der Biblio-
thek vom Institut schwer behindert. Daher ist ein Neubau notwendig.

Das Ifo-Institut fiir Wirtschaftsforschung in Miinchen (Nr. 93) ist das
zweitgréBte hochschulfreie wirtschaftswissenschaftliche Institut. Es
wird von einem eingetragenen Verein getragen, in dessen von einem
Kurateorium gewdhlten Vorstand der Leiter des Instituts den Vorsitz
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fihrt. Mit den Miinchner Hochschulen steht es nur in loser Verbin-
dung. Sein weitgestreuter Aufgabenbereich liegt vornehmlich auf
dem Gebiet der empirischen Forschung. Neben Konjunkturtests und
der allgemeinen Wirtschaftsbeobachtung gehéren dazu auch Branchen-
untersuchungen und langfristige Projektionen sowie Input-Output-
Rechnungen. Seit einigen Jahren beschiftigt sich das Institut auch mit
der Erforschung insbesondere mittelafrikanischer Entwicklungsgebiete.
Die Aufgaben der Input-Output-Rechnung und der Erforschung wvon
Problemen der Entwicklungsldnder sind noch ausbaufdhig. Beabsich-
tigt ist auch der Ausbau einer Abteilung fiir Regionalforschung. Die
staatliche Finanzierung aus Landes- und Bundesmitteln reicht gegen-
wadrtig nicht aus, um den Grundbedarf zu decken. Der Anteil der
privatwirtschaftlichen Finanzierung aus Forschungs- und Gutachter-
tatigkeit ist bemerkenswert hoch und bedeutet ein nicht unerhebliches
Risiko fiir die Institutsleitung.

Trdger des 1925 gegriindeten Deutschen Instituts flir Wirtschafts-
forschung in Berlin (Nr.82) ist ein eingetragener Verein. Die per-
sonelle und institutionelle Verbindung zur Universitdt ist nur lose.
Zum Arbeitsprogramm des Instituts gehdren volkswirtschaftliche
Gesamtrechnung, allgemeine Konjunkturbeobachtung, Probleme der
Industriewirtschaft, besonders des Berghaus und der Energiewirtschaft,
ferner der Land- und Ernédhrungswirtschaft und des Handwerks, Wirt-
schaftsprobleme Mitteldeutschlands und der Ost-West-Beziehungen.
Dazu kommen als Nebengebiete: wirtschaftliche Probleme Berlins,
Fragen der Bauwirtschaft, der Sozialforschung, des Verkehrs, der
Arbeitsmarktpolitik sowie die mathematische Wirtschaftsforschung. In
den letzten Jahren hat auch dieses Institut seine Arbeit auf die
Probleme der Entwicklungsldnder ausgedehnt; es beabsichtigt, sich
hier besonders der Analyse der Waren- und Kapitalstrome, des
gesamtwirtschaftlichen Wachstums und der wirtschaftlichen Probleme
der bergbaulichen ErschlieBung anzunehmen. Das Institut wird zu
einem wesentlichen Teil durch die Lander auf Grund des Kénigsteiner
Abkommens und durch Zuschiisse des Bundes finanziert. Doch ist auch
hier der Anteil des durch die Grundfinanzierung nicht gedeckien
Finanzbedarfs verhaltnismédBig hoch.

Das Hamburgische Welt-Wirtschafts-Archiv (Nr. 88), 1908 gegriindet,
wird als eine wissenschaftliche Anstalt Hamburgs von Hamburg und
aus dem Fonds des Konigsteiner Abkommens finanziert, Der Bund, der
bisher an der Finanzierung nicht beteiligt ist, sollte hier, wie das bei
den anderen grofen Instituten der Fall ist, kiinftig einen Beitrag zur
Grundfinanzierung leisten. Die Hauptforschungsgebiete des Instituts
betreffen offentliche Wirtschaft, Raumordnung, Verkehrswirtschaft,
AuBenhandel, Absatzwirtschaft, Entwicklungspolitik und Entwick-
lungshilfe sowie konjunkturelle und strukturelle Probleme der Welt-
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wirtschaft. Der Direktor des Hamburgischen Welt-Wirtschafts-Archivs
hat gegenwartig zugleich einen zuséatzlichen Lehrstuhl an der Univer-
sitdit Hamburg inne. Durch das stark auch auf die Belange der Wirt-
schaftspraxis ausgerichtete Aufgabengebiet und das weitgespannte
Studienprogramm ist das Institut zu der von ihm durchgefiihrten Aus-
bildung von wissenschaftlichen Nachwuchskraften gut geeignet. Von
besonderer Bedeutung fiir die gesamte deutsche Wirtschaftsforschung
sind hier wie beim Weltwirtschaftlichen Institut in Kiel die Bibliothek
und das Archiv des Instituts, deren finanzielle Forderung deshalb
auch besonders erwiinscht ist (vgl. Empfehlungen des Wissenschafts-
rates zum Ausbau der wissenschaftlichen Bibliotheken, S.218). Auch
die in den letzten Jahren entstandenen Forschungsabteilungen be-
diirfen noch gewisser Erganzungen.

Das Rheinisch-Westfdlische Institut fiir Wirtschaftsforschung in Essen
(Nr. 86) wird von einem privaten Verein getragen, dessen Organe den
wissenschaftlichen Leiter des Instituts bestimmen. Hauptarbeitsgebiet
des Instituts sind die empirische Konjunkturforschung, volkswirt-
schaftliche Gesamtrechnung, Regional- und Strukturuntersuchungen,
insbesondere der Kohlen- und Eisenwirtschaft, ferner Handwerks-
forschung, langfristige Projektionen und Ukonometrie. Das Institut
beabsichtigt, die Arbeiten in der Regionalforschung fiir das Rhein-
Ruhr-Gebiet, der Input-Output-Rechnung fiir das Bundesgebiet und
der langfristigen Projektionen im Wirtschaftsraum der Europédischen
Wirtschaftsgemeinschaft zu verstirken sowie eine finanzwissenschaft-
liche Abteilung aufzubauen. Diese Vorhaben verdienen Unterstiitzung.
Die Finanzierung beruht liberwiegend auf Zuschiissen der Lander auf
Grund des Konigsteiner Abkommens und des Bundes.

Neben den fiinf groBen Instituten ist das Statistische Bundesamt in
Wiesbaden zu nennen, dessen Tétigkeit sich nicht auf das Feld der
Wirtschaftsstatistik beschrankt. Nach seiner Aufgabenstellung dient
es in erster Linie zwar nicht der Forschung, in den Fachabteilungen
des Amtes wird jedoch wertvolle eigene Forschungsarbeit geleistet,
so z. B. zur Methodologie der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung,
der Reprdsentativerhebungen und der Bevolkerungswissenschaft.
Die Entwicklung statistischer Methoden und vor allem die Sammlung
und Aufbereitung statistischen Materials sind fiir die gesamte wirt-
schafts- und sozialwissenschaftliche Forschung eine unentbehrliche
Voraussetzung.

b) Die kleineren Institute fiir empirische Wirtschaftsforschung und
Wirtschaftspolitik

Bei den bestehenden, sehr vielfédltigen Instituten dieser Gattung, die
hier nicht einzeln genannt werden kénnen, und erst recht bei allen
Plinen zur Neugriindung solcher Institute sollte fallweise gepriift
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werden, ob ihre selbstdndige Existenz neben entsprechenden Hoch-
schulinstituten, mit denen sie meist durch denselben Leiter verbunden
sind, gerechtfertigt ist. Wo bestimmte Daueraufgaben eine Verschmel-
zung nicht geraten sein lassen, sollte wenigstens die Konzentration
auf diese Aufgaben angestrebt werden.

c) Betriebswirtschaftliche und Marktforschungsinstitute

Hierher gehdéren zwei Institute fiir Fragen des Handels in Berlin
(Nr. 96) und in Koéln (Nr. 97), die Forschungsstelle fiir allgemeine und
textile Marktwirtschaft an der Universitat Miinster (Nr. 98), das Lehr-
und Forschungszentrum der Marktforschungsgemeinschaft in Stuttgart
(Nr. 99) und das Forschungsinstitut fiir Rationalisierung an der Tech-
nischen Hochschule Aachen (Nr.95). Sie sind, mit Ausnahme des
Stuttgarter Instituts, durch ihre Aufgabe, meist auch durch die
Spezialisierung auf bestimmte Wirtschaftszweige klar begrenzt und
leisten in dieser Beschrinkung niitzliche Arbeit.

d) Institute fiir Verkehrswissenschaft und Fremdenverkehrswesen

Fragen der Verkehrswissenschaft werden sowohl unter wirtschafts-
wissenschaftlichen wie ingenieurwissenschaftlichen Gesichtspunkten
behandelt. Mit vorwiegend wirtschaftswissenschaftlichen Fragen
befassen sich nur zwei selbstdndige Institute in Stuttgart (Nr. 103) und
in Frankfurt (Nr. 101). Dazu kommt das kleine Institut fiir Schiffahrts-
forschung in Bremen (Nr. 85). Verkehrsprobleme sind auch Gegenstand
der Hochschulforschung, so z. B. hinsichtlich der wirtschaftlichen Fragen
in den Instituten fiir Verkehrswissenschaft in Koln und in Miinster,
und der Arbeit in den groBen Wirtschaftsforschungsinstituten. Insge-
samt entspricht der Bestand an Instituten nicht der Bedeutung des
Verkehrs und seiner Probleme. Darauf ist auch in dem Abschnitt
Stadtebau und Landesplanung, Architektur hingewiesen (vgl. S. 266 f.).
Sonderprobleme behandeln die beiden Institute fiir Fremdenverkehr
in Frankfurt (Nr. 100) und in Miinchen (Nr. 102).

e) Institute fiir Handwerkswirtschaft und Genossenschaftswesen

Die fiinf Institute flir Handwerkswirtschaft in Berlin (Nr. 104), Frank-
furt (Nr.105), Gottingen (Nr.106), Minchen (Nr.108) und Miinster
(Nr. 109) widmen sich teils den Absatzproblemen des Handwerks, teils
betriebswirtschaftlich-organisatorischen Fragen. Sie sind zum Teil als
Abteilungen des Deutschen Handwerksinstituts e.V. in Miinchen
organisiert, das auch ihre Finanzierung kontrolliert und ihre Arbeiten
koordiniert. Als Institute ,an” ihren Hochschulen haben sie zugleich
Lehraufgaben. Eine Vermehrung der Zahl dieser Spezialinstitute kann
keinesfalls empfohlen werden, eher ist eine Zusammenfassung zu ein
bis zwei gréBeren, leistungsfdhigeren und dann auch selbstdndiger
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arbeitenden Instituten angezeigt. Solange sie nicht verwirklicht ist,
sollten die Institute in allen Grundsatzfragen die Zusammenarbeit mit
den groBen Wirtschaftsforschungsinstituten anstreben.

Die ideelle wirtschaftliche und rechtliche Sonderstellung der Genossen-
schaften in unserer Wirtschaftsordnung rechtfertigt spezielle Unter-
suchungen ihrer Probleme. Sie weisen allerdings in sehr verschieden-
artige betriebs- und volkswirtschaftliche Zusammenhédnge. Spezial-
institute — von denen nur eins in den Rahmen dieser Untersuchung
fallt (Nr.107) —, die nebeneinander alle Probleme bearbeiten wol-
len, kénnen ebenso sehr als Hemmung wie als Hilfe wirken. Bei
dieser Sachlage sollte wie bei den Handwerksinstituten an eine Kon-
zentration der Kridfte gedacht und im iibrigen auf stindige Zusam-
menarbeit der Institute untereinander und mit den groBen Instituten
geachtet werden.

VIII. 2. Sozialwissenschaften

Die sozialwissenschaftlichen Disziplinen waren in Deutschland wih-
rend der nationalsozialistischen Periode in ihrer Entwicklung geldhmt
und muBten nach 1945 fast von vorne beginnen. Seitdem haben sie in
der Bundesrepublik einen starken Aufschwung genommen, der nament-
lich auch durch die Ubernahme der in England und Amerika ausgebil-
deten Methoden der empirischen Sozialforschung gekennzeichnet ist.
Damit entstand das Bediirfnis, neben den Hochschulinstituten selb-
standige Forschungsinstitute vorwiegend fiir die empirische Forschung
zu griinden, die einen gréBeren Stab geschulter Mitarbeiter und hohe
Sachmittel erfordert. Nur im Fall des Frankfurter Instituts fiir Sozial-
forschung (Nr.113) konnte dabei auf eine dltere Tradition zuriick-
gegriffen werden. So entstanden die neuen Institute in Abhdngigkeit
von der Initiative einzelner Personen und der Bereitschaft potentieller
Geldgeber, also ohne iibergreifenden Plan. Oft hing es von Zuféllen
ab, ob solche Institute innerhalb oder auBerhalb von Hochschulen
gegriindet wurden, und gelegentlich wechselte dieser Status auch.

Seit Anfang der 60er Jahre ist eine gewisse Konsolidierung einge-
treten, und die erste Griindungsperiode kann als abgeschlossen gelten.
Doch ist die Entwidklung dieser Disziplinen wissenschaftlich und
personell noch immer in starkem FluB, und es muBl daher mit weiterer
Expansion gerechnet werden. Der gegenwartige Institutsbestand ist
zwar in Anbetracht der vorhandenen Kréfte eher schon zu groB als zu
klein. Fiir alle weiteren Griindungen ist daher Vorsicht geboten und
sollte besonders sorgféltig gepriift werden, ob es notwendig ist, liber
den Rahmen eines Hochschulinstituts hinauszugehen. Aber der heutige
Bestand kann mit oder ohne die Hochschulinstitute in keinem Sinne
als endgiiltig und abgerundet angesehen werden.
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Die Vorlaufigkeit des gegenwdrtigen Zustandes laBt sich daran
ablesen, daB bisher nur einige der kleineren Institute sich auf Teil-
gebiete der Sozialforschung beschrankt haben, wiahrend die Mehrzahl,
und gerade die groBeren Institute, ihren Apparat fiir wechselnde
Forschungsprogramme einsetzen. Einstweilen steht die empirische Er-
forschung der westdeutschen Sozialstruktur im Vordergrund, wobei
Probleme der Industriesoziologie, der Gemeindesoziologie, der politi-
schen Soziologie und der Soziologie des Bildungswesens eine beson-
dere Rolle spielen. Alle diese Probleme werden aber auch an Hoch-
schulinstituten bearbeitet, wie umgekehrt die Grundlagenforschung
jedenfalls an den Instituten, die nicht finanziell ganz oder tberwie-
gend von Forschungsauftragen abhédngen, gleichfalls gepflegt wird.
Der Umstand, daB die Leiter (bei der Sozialforschungsstelle Dortmund
auch die Abteilungsleiter) meist zugleich beamtete Hochschullehrer
sind, begiinstigt diese gegenseitige Austauschbarkeit der Programme
und erklart zugleich, daB manche der Institute, wie namentlich das
Frankfurter Institut fiir Sozialforschung, faktisch wie Hochschulinsti-
tute auch der Ausbildung von Studenten und des wissenschaftlichen
Nachwuchses dienen. Beispiel einer nicht blo8 rechtlichen, sondern
auch faktischen Distanz zur Hochschulforschung bilden andererseits
die Forschungseinrichtungen der Friedrich-Ebert-Stiftung in Bonn
(Nr. 110) und des Deutschen Vereins fiir 6ffentliche und private Fir-
sorge in Frankfurt (Nr. 112).

Mit dem Vorbehalt, daB wechselnde Arbeitsziele und flieBende
Grenzen zwischen ihnen jede Einteilung fragwirdig machen, kann
man etwa Institute fiir allgemeine Sozialforschung und sozialwissen-
schaftliche Spezialinstitute unterscheiden.

a) Institute fiir allgemeine Sozialforschung

Hierzu gehoren in erster Linie folgende drei Institute:

Die 1946 gegriindete Sozialforschungsstelle an der Universitat Miin-
ster in Dortmund (Nr.111), die verschiedene dltere Forschungsein-
richtungen in sich aufnahm, stellt nach ihrem Etat und der Zahl der
Mitarbeiter die gegenwartig grobte soziologische Forschungseinrich-
tung in der Bundesrepublik dar. Das Institut hat zum Wiederaufbau
der deutschen Soziologie nach dem Zweiten Weltkrieg wesentliche
Beitrage geleistet. Es stand viele Jahre zur Universitit Miinster nur
in loser Verbindung, die zudem durch die rdumliche Trennung er-
schwert war, und stellte lange mehr eine Addition von verschiedenen
Abteilungen und sehr unterschiedlichen Forschungsrichtungen auf
dem Gebiet der Wirtschaftsgeschichte, der Volkskunde, der Industrie-
soziologie und der Gemeindesoziologie dar. Erst unter der jetzigen
Leitung der Inhaber der Lehrstiihle fiir Soziologie an der Universitat
Miinster trat in der inneren Struktur des Instituts ein starker Wandel
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ein. Die Plane der Leitung gehen dahin, das Institut kiinftig personell
und raumlich wesentlich enger mit der Universitdat Miinster zu ver-
binden, also auch seinen Sitz nach Miinster zu verlegen.

Angesichts der erheblichen personellen Schwierigkeiten, denen das
Institut bisher in seiner isolierten Lage ausgesetzt war, kann der Plan
einer engeren Verbindung mit einer Hochschule befiirwortet werden,
wihrend die Umwandlung in ein reines Universitatsinstitut wegen der
weit gespannten, auf empirische Forschung gerichteten Aufgaben des
Instituts keinen Vorteil verspricht.

Die Zahl der Mitarbeiter des Instituts und seine Gliederung in
mehrere Abteilungen erlauben es, in ihm jeweils mehrere For-
schungsvorhaben auf verschiedenen Gebieten nebeneinander durch-
zufiihren. Im Interesse der wissenschaftlichen Selbstdndigkeit der
Abteilungsleiter braucht darauf auch nicht verzichtet zu werden. Doch
konnte das wissenschaftliche Gesamtbild des Instituts durch eine
starkere Koordination der Arbeiten gewinnen.

Das 1950 wiedergegriindete Institut fiir Sozialforschung an der Uni-
versitat Frankfurt (Nr.113) fihrte in den Personen seiner beiden
ersten Leiter die Tradition des alten, von 1923 bis 1934 tatig
gewesenen Instituts fort; es hat ebenso wie das Dortmunder Institut
durch die in ihm geleisteten Forschungsarbeiten wesentlichen Anteil
am Wiederaufbau der Soziologie in Deutschland. Das Institut hat die
Rechtsform einer selbstandigen Stiftung, ist aber sowohl personell
wie institutionell und in seiner Tatigkeit eng mit der Universitat
Frankfurt verbunden und nimmt neben den Forschungsaufgaben
standig in groBem Umfang Lehraufgaben wahr. Die Universitdt hat
daher auf ein eigenes Institut fiir Soziologie verzichtet, Unter diesen
Umstdnden lage der Gedanke nahe, das Institut auch rechtlich voll in
die Universitdt einzugliedern. Doch steht dem auBer der Tradition des
Institutes — wie im Falle von Dortmund — der Umstand entgegen,
daB seine vielfdltigen empirischen Untersuchungen einen Stab von
standigen Mitarbeitern und Einrichtungen erfordern, die iiber den
Rahmen eines Hochschulinstitutes hinausgehen. Die Finanzierung
wird, wie bei der Universitdt, durch das Land Hessen und die Stadt
Frankfurt gemeinsam geleistet; dazu kommen Zuschiisse des Bundes.
Das Institut verdient auch weiterhin nachhaltige Férderung.

Dem Frankfurter Institut kommt die Forschungsstelle der Friedrich-
Ebert-Stiftung in Bonn (Nr. 110) in der Zahl der wissenschaftlichen
Mitarbeiter und der Héhe der Mittel sehr nahe. Doch ist ihr Interesse
fir die empirische Forschung bisher weniger stark; andererseits
umfaBt das Arbeitsgebiet dieser Forschungsstelle nicht nur soziolo-
gische, sondern auch wirtschaftswissenschaftliche Probleme und wirt-
schafts- und sozialwissenschaftliche Fragen der Entwicklungsldnder,
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ist also wesentlich weiter. Im Gegensatz zu den beiden Instituten in
Dortmund und in Frankfurt besteht keine ndhere Verbindung mit
einer Hochschule. Dafiir hat die Forschungsstelle eigenen Kontakt mit
der Praxis, insbesondere auch aus dem Bereich der Gewerkschaften.

Die kleineren, zur Gruppe der Institute fiir allgemeine Sozialforschung
zu rechnenden Forschungseinrichtungen haben meist nur die Funktion
zusatzlicher Hilfe zur Erweiterung des Forschungspotentials eines
einzelnen oder einer Gruppe von Hochschullehrern. Hier sollte jeweils
die Verschmelzung mit dem betreffenden Hochschulinstitut erwogen
werden.

b) Sozialwissenschaftliche Spezialinstitute

Die sozialwissenschaftlichen Spezialinstitute stellen erst recht keinen
einheitlichen Typus dar. Das Arnold-Bergstraesser-Institut fiir kultur-
wissenschaftliche Forschung in Freiburg (Nr. 115) war so sehr auf die
Person seines Griinders zugeschnitten, daB nach seinem Tode der
kiinftige Arbeitsstil abzuwarten bleibt. In enger personeller Verbin-
dung mit den Universitditen Bonn und Koln steht das vom Bund und
dem Lande Nordrhein-Westfalen gemeinsam errichtete Institut fiir
Mittelstandsforschung in Koln (Nr.116). Sozialpolitische Probleme
stehen im Mittelpunkt der Arbeiten der Forschungsstelle des Deut-
schen Vereins fiir 6ffentliche und private Fiirsorge in Frankfurt a. M.
(Nr. 112) und des Soziographischen Instituts an der Universitat Frank-
furt (Nr. 114) sowie des Instituts fiir Selbsthilfe und Sozialforschung
in Koéln (Nr.117). Sozialpolitische Probleme nehmen auch in der
bereits genannten Forschungsstelle der Friedrich-Ebert-Stiftung in
Bonn (Nr.110) einen breiten Raum ein. Die Forschung auf diesem
Gebiet bedarf der Verstarkung, sollte aber vor allem an den Hoch-
schulen gepflegt werden. Die Soziologie des Bildungswesens, die
neuerdings in Deutschland starkes Interesse findet, wird gegenwirtig
an mehreren Hochschulinstituten und nunmehr auch an der soziolo-
gischen Abteilung des Instituts fiir Bildungsforschung in der Max-
Planck-Gesellschaft (Nr. 8) bearbeitet (vgl. S. 94).

Abgesehen von dem letztgenannten Fall gehoren die hier behandelten
sozialwissenschaftlichen Institute keiner gréBeren Tragergesellschaft
an, sondern werden zumeist von einzelnen Vereinen oder Stiftungen
biirgerlichen Rechts getragen. Fiir ihre Finanzierung spielen private
Mittel eine noch geringere Rolle als bei den wirtschaftswissenschaft-
lichen Instituten. Hauptgeldgeber sind vielmehr das Sitzland und in
einigen Féllen (Arnold-Bergstraesser-Institut, Forschungsstelle der
Friedrich-Ebert-Stiftung, Institut fiir Mittelstandsforschung) auch ver-
schiedene Bundesressorts. Eine Bereinigung der Systemlosigkeit ware
auch hier angezeigt. Die Ausgestaltung der Arbeitsgemeinschaft
deutscher sozialwissenschaftlicher Institute mit dem Ziel besserer
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gegenseitiger Information und der Abstimmung der jeweiligen For-
schungsprogramme sollte hier wie im Falle der wirtschaftswissen-
schaftlichen Institute vorangetrieben werden.

VIII. 3. Wissenschaft von der Politik

Als selbstdndige Disziplin, die gegeniiber der Geschichtswissenschaft
auf der einen, dem Verfassungsrecht und der Allgemeinen Staatslehre
auf der anderen Seite eigene Ziele und Methoden entwickelt, ist diese
Wissenschaft in Deutschland noch sehr jung. Besondere Lehrstiihle
und Hochschulinstitute wurden dafiir erst nach 1945 eingerichtet. Die
Weimarer Republik besaB nur zwei Einrichtungen dieser Art: die
Deutsche Hochschule fiir Politik in Berlin; die aber nicht Universitéts-
aufgaben hatte, und das Institut fiir Auswértige Politik in Hamburg.
Jene ist heute als Otto-Suhr-Institut der Freien Universitdt Berlin
eingegliedert und daher hier nicht zu behandeln, ebenso nicht die neu-
gegriindete Hochschule fiir Politische Wissenschaften in Miinchen, die
nur eine kleine, unselbstdndige Forschungsstelle unterhiit.

Die Entwicklung der neuen Disziplin vollzog sich seit 1945 haupt-
sachlich im Rahmen der Hochschulen und in Verbindung mit ihren
Lehraufgaben; auch das 1950 in Berlin als hochschulfreie Einrichtung
gegrundete Institut fiir Politische Wissenschaften wurde 1958, ebenso
wie das Otto-Suhr-Institut, der Freien Universitit eingegliedert. Hier
sind daher nur drei Forschungseinrichtungen zu nennen:

Das von der Stadt Hamburg unterhaltene Institut fiir Auswirtige
Politik in Hamburg (Nr. 122) besteht im wesentlichen aus einer wert-
vollen Spezialbibliothek. Eigene Forschungsarbeiten werden zur Zeit
nicht unternommen. So wichtig die Unterhaltung der Bibliothek ist, so
wenig kann ihre Isolation befriedigen. Der Ausbau zu einer aktiven
Forschungsstdtte wiirde einem dringenden Bediirfnis entsprechen.

Das Institut fiir Europdische Politik und Wirtschaft in Bonn (Nr. 121)
wird seit 1955 von der Deutschen Gesellschaft fiir Auswértige Politik
getragen. Seine Bedeutung liegt bis heute vor allem auf dem Gebiet
der Dokumentation und der Anregung und Organisation von For-
schungsprojekten, wahrend es bisher kaum eigene Forschungen unter-
nommen hat. Es verdient in seiner Eigenart, die von der Tréager-
gesellschaft schrittweise zu einer dem Chatham House in London ent-
sprechenden Einrichtung entwickelt werden soll, volle Unterstiitzung,
kann aber ein eigentliches Forschungsinstitut nicht ersetzen.

Das Bundesinstitut zur Erforschung des Marxismus-Leninismus (In-
stitut fiir Sowjetologie) in Kéln (Nr. 123), das 1961 als Bundesanstalt
im Geschdftsbereich des Bundesministeriums des Innern gegriindet
worden ist, widmet sich der systematischen Analyse des Weltkommu-
nismus, besonders im Ostblock, und untersucht in seinen drei Abtei-
lungen die ideologischen Grundlagen des Kommunismus und ihre
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Verdnderungen, die innere Struktur der Ostblockldnder und ihre aus-
wadrtigen Beziehungen. Die Bedeutung und die Schwierigkeit dieser
Thematik rechtfertigen den Einsatz der dafiir bereitgestellten hohen
Mittel. Das Institut befindet sich noch im Aufbau; ein Urteil iiber den
Ertrag seiner Forschungsarbeit wére daher verfriiht. Das gleiche gilt
fiir die Frage der Organisation. Das Institut hat die Rechtsform einer
unselbstindigen Bundesanstalt und wird von einem Direktorium
geleitet, das aus sechs, dem Institut nebenamtlich angehdrenden
Professoren besteht. Auf Grund der weiteren Erfahrungen sollte
kritisch gepriift werden, ob diese Organisationsform den Aufgaben
des Instituts angemessen ist.

Der Uberblick wire unvollstandig ohne den Hinweis darauf, daBl auch
die Forschungsprogramme mehrerer wirtschafts- und sozialwissen-
schaftlicher Institute Fragen der deutschen Auslandsbeziehungen und
des Verhéltnisses zu den Entwicklungsldndern einbeziehen und daf
dem Bundesinstitut fiir Sowjetologie die Institute fiir Ostforschung
(vgl. S.104 ff.) zur Seite stehen. Aber auch unter Beriicksichtigung
dieser zusitzlichen Forschungskapazitdten nimmt sich der Bestand an
Einrichtungen fiir die Wissenschaft von der Politik in der Bundes-
republik sehr bescheiden aus. Da die Hochschulforschung einstweilen
fast ausschlieBlich mit der Bearbeitung der Grundfragen eines demo-
kratischen Staatsaufbaus in unserer Gesellschaft befaBt ist, sind die
Méglichkeiten fiir die Bearbeitung auBenpolitischer Probleme, die sich
iiberdies auf einen umfangreichen Archiv- und Dokumentations-
apparat stiitzen muB, bisher sehr schwach. Die Forschung auf diesem
Gebiet hat, besonders im Zusammenhang mit strategischen und mili-
tarpolitischen Problemen, in anderen westlichen Landern neuerdings
grofe Bedeutung gewonnen. In dem MaBe, in dem qualifizierte Krafte
dafiir herangebildet werden kénnen, wird daher an einen Ausbau der
vorhandenen oder die Griindung neuer Forschungseinrichtungen fiir
Aufgaben dieser besonderen Art gedacht werden miissen.

F. IX. Medizin

Die medizinischen Forschungseinrichtungen auBerhalb der Hoch-
schulen lassen sich nach Entstehungsgeschichte und Griindungs-
motiven in drei Gruppen einteilen:

1) in Institute, die von Bund, Landern und Gemeinden — insbesondere
Badeorten — und Berufsgenossenschaften zum Zwecke der Gesund-
heitsiiberwachung und Gesundheitsfiirsorge bzw. zur Erforschung von
Krankheitsursachen und zur Entwicklung von Behandlungsverfahren
errichtet wurden (z. B. Bundesgesundheitsamt, Landesinstitute fiir
Arbeitsmedizin, Balneologische Institute, Silikose-Forschungsinstitut
der Bergbau-Berufsgenossenschaft);
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2) in Institute, die ihre Griindung der Initiative wissenschaftsférdern-
der Gesellschaften verdanken (z.B. Institute der Max-Planck-Gesell-
schaft, der Fraunhofer-Gesellschaft);

3) in Institute, die von einzelnen Persénlichkeiten oder Gruppen
gegriindet wurden, wobei entweder das Bediirfnis bestand, die an der
Universitdat betriebene Forschung auf speziellen Gebieten zu ergdnzen
(z. B. Stiftung zur Erforschung der spinalen Kinderldhmung und der
Multiplen Sklerose, Institut fiir Sexualforschung, Institut fiir Kolloid-
forschung) oder Forschungsrichtungen zu pflegen, denen die Univer-
sitdt lange Zeit ablehnend gegeniiber stand (z. B. Psychoanalytische
Institute).

Dieser verschiedenartigen Entstehung der Institute entsprechen groBe
Unterschiede im Ausmafl der bis jetzt gewdhrten Forderung, der
Fahigkeit zur eigenstdndigen Entwicklung, der wissenschaftlichen
Kapazitdt und der Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit Universitdten
und anderen Forschungseinrichtungen. Die nachstehenden Empfeh-
lungen zur weiteren Férderung der einzelnen Institute berticksichtigen
diese Gegebenheiten, die zugleich als Kriterien dafiir dienen, ob
eine Verbesserung des gegenwadrtigen Status durch Férderung im
Rahmen der bestehenden Organisation, durch Strukturdnderung, durch
ZusammenschluB mit anderen Institutionen oder durch Eingliederung
in den Rahmen der Universitdt zu erzielen ist. Die Empfehlungen
enthalten dariliber hinaus Hinweise darauf, welche Gebiete der medi-
zinischen Forschung in der Bundesrepublik gar nicht oder nur unzu-
reichend wvertreten sind und durch die Griindung neuer Institute
gefordert werden sollten.

IX. 1. Physiologie (einschlieBlich angewandter Physiologie: Arbeits-
physiologie, menschliche Erndhrungslehre, klinische Physio-
logie usw.)

Sechs Institute dieser Gruppe (Nr. 124, 126, 128, 129, 130, 131) gehoren
der Max-Plandck-Gesellschaft an; die Kohlenstoffbiologische For-
schungsstation in Dortmund (Nr. 127) ist ein eingetragener Verein;
das Gollwitzer-Meier-Institut in Bad Oeynhausen (Nr. 125) wird vom
Innenministerium des Landes Nordrhein-Westfalen finanziert und ist
der Medizinischen Fakultdt der Universitdt Miinster angegliedert.

Entsprechend dem Grundsatz der Max-Planck-Gesellschaft, die wissen-
schaftliche Arbeit von Forscherpersonlichkeiten zu fordern und nicht
bestimmte Arbeitsgebiete zu pflegen, ist eine systematische Ergédnzung
der an den Hochschulen betriebenen physiologischen Forschung durch
die Institute der Max-Planck-Gesellschaft bzw. ihre physiologischen
Abteilungen nie angestrebt worden. Dennoch hat die tatsédchliche Ent-
wicklung ergeben, daB in ihnen Gebiete der Physiologie bearbeitet
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werden, die das Spektrum der an den Hochschulen betriebenen
physiologischen Forschung erweitern. Dies gilt nicht nur fiir die der
angewandten Physiologie gewidmeten Max-Planck-Institute fir
Arbeitsphysiologie in Dortmund (Nr. 128) und fiir Erndahrungsphysio-
logie in Dortmund (Nr. 129), sondern auch fiir die Institute der
physiologischen Grundlagenforschung bzw. deren Abteilungen, in
denen die Zellphysiologie, die Muskelphysiologie, die Kreislauf-
physiologie, die Physiologie der Temperaturregulation und die Sinnes-
physiologie anerkannte und in jeder Beziehung forderungswiirdige
Pflegestdtten gefunden haben (Max-Planck-Institut fiir Zellphysiologie
in Berlin, Nr. 126; Max-Plandck-Institut fiir Medizinische Forschung in
Heidelberg, Nr. 131; Medizinische Forschungsanstalt der Max-Planck-
Gesellschaft in Géttingen, Nr. 130; Kerckhoff-Institut der Max-Planck-
Gesellschaft in Bad Nauheim, Nr. 124).

Eine weitere Erganzung der Hochschulforschung ist bei dreien dieser
Institute darin zu sehen, daB zum Teil schon bei ihrer Griindung die
Voraussetzungen fiir eine enge Zusammenarbeit mit Nachbargebieten
geschaffen wurden. So wurden im Max-Planck-Institut fiir Medizinische
Forschung in Heidelberg (Nr. 131) neben dem Physiologischen Institut
je ein Institut fiir Physik, fiir Chemie und fiir Pathologie (dieses
Institut wurde spater wieder aufgel6st) errichtet, wahrend die Physio-
logische Abteilung in der Medizinischen Forschungsanstalt in Gottin-
gen (Nr.130) durch eine Biochemische und eine Pharmakologische
Abteilung und das Kerdkhoff-Institut in Bad Nauheim (Nr. 124) durch
eine Klinisch-Physiologische (Kardiologische) Abteilung ergdnzt wur-
den. Diese Kombination von Instituten bzw. Abteilungen ,unter einem
Dach” hat die in sie gesetzten Erwartungen erfiillt und damit den
Weg fiir die Uberwindung der Institutsgrenzen auch innerhalb der
Hochschulen geebnet, die als eine der dringlichsten Forderungen bei
der Neugestaltung der Fakultdten angesehen werden mulf.

Beispiele fiir die Férderung der angewandten Forschung durch die
Max-Planck-Gesellschaft sind die Institute fiir Arbeitsphysiologie
(Nr. 128) und fiir Ernédhrungsphysiologie in Dortmund (Nr. 129). Aus
dem Kaiser-Wilhelm-Institut fiir Arbeitsphysiologie in Berlin hervor-
gegangen, haben sie sich zu Instituten entwickelt, deren Bedeutung
nicht zuletzt in der fruchtbaren Zusammenarbeit mit der Industrie, der
Landwirtschaft und den verschiedensten staatlichen Institutionen
besteht. Den sich aus dieser Zusammenarbeit ergebenden noch stetig
wachsenden Aufgabenkreisen entspricht die Foérderung, die diese
Institute durch die Max-Planck-Gesellschaft erfahren und weiterhin
erfahren sollten. Fiir die Zukunft der Institute wdre ein engerer
Kontakt mit verwandten Institutionen und Nachbardisziplinen an den
Hochschulen wiinschenswert, der bis jetzt durch die relativ groBen
Entfernungen erschwert war, Bei dem Aufbau der neuen wissenschaft-
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lichen Hochschulen in diesem Raum sollte dem Wunsch entsprochen
werden. Seine Realisierung konnte den AnstoB dazu geben, die
Arbeits- und Erndahrungsphysiologie stdarker als bisher als Lehrfdcher
in die entsprechenden Fakultdten einzubauen.

Auf dem Gebiet der Forschung hat die Ernahrungsphysiologie in
Dortmund schon jetzt eine Ausweitung und Ergédnzung dadurch erfah-
ren, daB die Kohlenstoffbiologische Forschungsstation e.V. in Dort-
mund (Nr. 127) durch Personalunion der Leitung mit dem Max-Planck-
Institut fiir Erndhrungsphysiologie (N1. 129) verbunden wurde. Der im
Jahre 1946 gegriindete Verein hat es sich zur Aufgabe gemacht, die
technischen und biologischen Bedingungen der GroBkultur von Griin-
algen im Freiland zu erforschen und die Verwendbarkeit der Algen-
substanz fiir die Erndhrung zu studieren. Die dazu notwendige Station
nebst Laboratorien und AuBenanlagen wurde 1958 in einem von der
Stadt Dortmund gestifteten Geldnde aufgebaut. Ihre Férderung scheint
geboten, da der Griinalgenkultur bei der SchlieBung der EiweiBliicke
in der Welt eine wichtige Rolle zukommen kann, falls es gelingt, die
Kultur weiter zu rationalisieren. Da der Verein bis jetzt hauptsachlich
auf jéhrlich neu zu bewilligende Forschungsmittel des Landes-
amtes flir Forschung in Nordrhein-Westfalen angewiesen ist, wire
eine wesentliche Férderung dadurch zu erzielen, daBl dem Institut ein
regelmdbiger Etat zugebilligt wird. Sollte sich eine praktische Ver-
wendbarkeit der Algenkulturen erweisen, so wire weiterhin an eine
in der Bauplanung bereits vorgesehene VergréBerung des Laborato-
riumsgebdudes zu denken. Organisatorisch erscheint es wiinschens-
wert, die Zusammenarbeit mit dem Max-Planck-Institut fiir Erndh-
rungsphysiologie weiter zu festigen und bis jetzt nicht bestehende
Querverbindungen zur Meeresforschung herzustellen.

Die einzige auBerhalb der Hochschule und auBerhalb der Max-Plandk-
Gesellschaft bestehende Institution, in der die Physiologie einen
wesentlichen Bestandteil des Forschungsprogramms darstellt, ist das
Gollwitzer-Meier-Institut in Bad Oeynhausen (Nr. 125), das aus dem
Institut fiir experimentelle Pathologie und Balneologie der Universitét
Hamburg und des Staatsbades Oeynhausen hervorgegangen ist; 1954
wurde es vom Innenministerium des Landes Nordrhein-Westfalen
iibernommen und der Universitat Miinster angegliedert. Als Kombi-
nation von physiologischer Forschungsstédtte und Klinik konzipiert,
wurde es mit einer physiologischen und einer klinischen Abteilung
ausgestattet, die die verschiedensten Gebiete der Kreislaufphysiologie
und Inneren Medizin bearbeiten, als deren zentrales Forschungs-
problem jedoch die Theorie und Klinik der medizinischen Rehabili-
tation von Herz- und Kreislaufkrankheiten unter besonderer Beriick-
sichtigung der physikalischen Therapie anzusehen ist. Wenn bis jetzt
nicht alle Erwartungen, die bei der Griindung an diese Institution
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gekniipft wurden, in Erfiillung gegangen sind, so ist dies sicher zum
groBen Teil durch die weitgehende Isolierung und die (trotz ,Anglie-
derung”) fehlende enge Verbindung mit einer Universitdt zu erklaren.
Es ist deshalb zu erwégen, ob es nicht sinnvoll wire, das Institut der
Universitdt Miinster als ,Gollwitzer-Meier-Institut fiir medizinische
Rehabilitation von Herz- und Kreislaufkrankheiten” einzugliedern.
Damit wire zugleich die Moglichkeit gegeben, fiir die zahlreichen, zum
Teil vollig unkoordinierten Bestrebungen verschiedener Institutionen
und Organisationen auf dem Gebiet der medizinischen Rehabilitation
ein wissenschaftliches Zentrum zu schaffen, das zu einer wesentlichen
Rationalisierung des Aufwandes beitragen konnte.

Zur Beurteilung der Gesamtsituation der Physiologie in der Bundes-
republik muf die gegebene Ubersicht iiber die Arbeitsgebiete der
verschiedenen physiologischen Institute und Abteilungen auBerhalb
der wissenschaftlichen Hochschulen durch eine Bestandsaufnahme der
physiologischen Forschung an den Hochschulinstituten erweitert wer-
den. Dann ergibt sich, daB die Forschungsstatten innerhalb und auBer-
halb der Hochschulen sich zwar in sinnvoller Weise ergdnzen, aber
zugleich, daB einige sehr wesentliche physiologische Arbeitsgebiete,
die traditionsgeméB in anderen Landern Pflegestétten aufierhalb der
Hochschule haben, in der Bundesrepublik iiberhaupt nicht oder nur
sehr unzureichend vertreten sind bzw. eine ungeniigende Forderung
erfahren. Dies gilt vor allem fiir die Zweige der Physiologie, die in
den angelsichsischen Ldndern unter dem Begriff der ,human physio-
logy* zusammengefaBt werden und die Erforschung der Riickwirkung
der verschiedensten Umweltfaktoren auf den menschlichen Organis-
mus zum Ziele haben (Luft- und Raumfahrtphysiologie, Beschleuni-
gungsphysiologie, Physiologie der Akklimatisation an arktische und
tropische Klimabedingungen, Bekleidungsphysiologie usw.). Auf die-
sen Gebieten gibt es bis jetzt in der Bundesrepublik nur eine einzige
Forschungseinrichtung, das Institut fiir Flugmedizin der Deutschen
Versuchsanstalt fiir Luft- und Raumfahrt in Bad Godesberg (Nr. 340v),
doch reicht seine Kapazitdt nicht aus, um neben seinen sonstigen viel-
faltigen Aufgaben wesentlich zur Ausfiillung der bestehenden Liicken
beizutragen. Es wird deshalb empfohlen, entsprechende Institute, die
auch fiir die Verteidigungsforschung von gréBSter Bedeutung sind, in
enger Verbindung mit physiologischen Hochschulinstituten zu er-
richten. Als Keimzellen wédren zwei Institute, deren Standorte nach
den Gesichtspunkten der Schwerpunktbildung ausgewdhlt werden
sollten, zunichst ausreichend.

IX. 2. Pharmakologie, Experimentelle Therapie

Wegen der engen Beziehung der Pharmakologie zur Klinik und ihrer
Bedeutung als Unterrichtsfach lag der Schwerpunkt der pharmakolo-
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gischen Forschung urspriinglich fast ausschlieBlich in den Hochschul-
instituten. Mit der Entwicklung der pharmazeutischen Industrie und
der zunehmenden Bedeutung der von der Industrie synthetisierten
Heilmittel reichten jedoch die Hochschulinstitute nicht mehr aus, um
neben der Grundlagenforschung die Analyse der Wirkung neuer
Arzneimittel durchzufiihren, so daB sich notgedrungen ein erheblicher
Teil der pharmakologischen Forschung in die Laboratorien der phar-
mazeutischen Industrie verlagerte, die in den letzten Jahrzehnten
zunehmend an wissenschaftlichem Ansehen gewinnen. Nach dem
Kriege ist als eine weitere, der Arzneimittelforschung gewidmete
Stelle die Pharmakologische Abteilung der Medizinischen Forschungs-
anstalt der Max-Plandck-Gesellschaft in Gottingen (Nr. 130) entstanden,
Ihre besondere Bedeutung ist in den giinstigen Voraussetzungen zu
sehen, die fiir eine enge Zusammenarbeit mit der Physiologie und
Biochemie innerhalb desselben Instituts gegeben sind. Entsprechend
dem zunehmenden Bediirfnis nach einer solchen Zusammenarbeit hat
das Institut in den letzten Jahren eine besondere Forderung dadurch
erfahren, daB es ein neues, unter dem Gesichtspunkt der Integration
der einzelnen Fachgebiete geplantes Gebédude erhalten hat.

Eine ausgesprochene Liicke besteht auf dem Gebiet der klinischen
Pharmakologie. Sie kann wegen der besonderen Stellung dieses
Faches zwischen experimenteller Pharmakologie und Klinik nur durch
Griindung entsprechender Institute an den Universititen geschlossen
werden.

Anders als die klassische Pharmakologie war die Experimentelle
Therapie der Infektionskrankheiten fast ausschlieBlich Angelegenheit
von Forschungsstiatten auBerhalb der Hochschule, von denen nur die
Frankfurter Institutsgruppe noch existiert, die aus dem Paul-Ehrlich-
Institut, dem Georg-Speyer-Haus und dem Ferdinand-Blum-Institut
besteht und unter einer einheitlichen Leitung zusammengefaBt ist
(Nr. 132). Finanzierung, Organisation und Aufgabenbereiche der Teil-
institute sind trotz der langen gemeinsamen Tradition &uBerst
heterogen. Wihrend das ,Paul-Ehrlich-Institut, staatliche Anstalt fiir
experimentelle Therapie,” ein hessisches Staatsinstitut ist und seine
Mittel vom hessischen Kultusministerium, von den Landern auf Grund
des Konigsteiner Abkommens und vom Bundesministerium fiir Er-
ndahrung, Landwirtschaft und Forsten erhilt, wird das ,Chemothera-
peutische Forschungsinstitut Georg-Speyer-Haus" aus den Einnahmen
der gleichnamigen Stiftung und aus Etatmitteln des Paul-Ehrlich-
Instituts, das ,Ferdinand-Blum-Institut fiir experimentelle Biologie”
dagegen aus den Einkiinften des Biologischen Vereins e.V. zu Frank-
furt finanziert. Hauptaufgaben der in viele Abteilungen gegliederten
Teilinstitute sind: Grundlagenforschung auf dem Gebiet der Immuno-
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und Chemotherapie (experimentelle Therapie), Entwicklung von Priif-
verfahren, Priifung von Impfstoffen und Herstellung von Standard-
prdparaten.

Zur Neuorganisation der Institutsgruppe, die sowohl den Bediirf-
nissen des Staates nach einem Priifungsinstitut als auch der immer
dringlicher werdenden Forderung nach einer Intensivierung der
Grundlagenforschung auf dem Gebiete der Experimentellen Therapie
entspricht, wird empfohlen, zwei organisatorisch unabhédngige, in
ihren Aufgaben sich jedoch ergdanzende Institute voneinander abzu-
grenzen:

ein staatliches Institut fiir Impfstofforschung, dessen Schwerpunkt
von Routineuntersuchungen auf die Verbesserung vorhandener Priif-
verfahren und die Entwicklung zweckméBiger Priifmethoden fiir neue
Prdaparate verlagert werden sollte;

ein Institut fiir Experimentelle Therapie, d. h, Immuno- und Chemo-
therapie, das vorwiegend der Grundlagenforschung dienen sollte.

Bei der im Zuge der Neuorganisation notwendig werdenden Abgren-
zung der Aufgaben der drei jetzt bestehenden, in einem Gesamt-
institut vereinigten Institutionen sollte auf die lange gemeinsame, mit
ihren Namen verkniipfte Tradition Riicksicht genommen werden.

IX. 3. Virologie, Mikrobiologie, Hygiene

Die Grundlagenforschung auf dem Gebiete der Virologie hat in der
Bundesrepublik eine besondere Forderung dadurch erfahren, dafl} die
aus der Arbeitsgemeinschaft flir Virusforschung der Kaiser-Wilhelm-
Institute fiir Biochemie und Biologie (1937) hervorgegangene ,Abtei-
lung fiir Virusforschung am Kaiser-Wilhelm-Institut fiir Biochemie"”
(1945) im Jahre 1954 in das selbstandige ,Max-Planck-Institut fiir Virus-
forschung” in Tiibingen (Nr.135) umgewandelt wurde. Das zur Zeit
aus vier Abteilungen bestehende Institut genieBt auf dem Gebiet der
experimentellen Virologie internationale Anerkennung und hat durch
Errichtung von Neubauten im Jahre 1960 ausreichende Arbeitsstdtten
erhalten,

Das gleichfalls der Grundlagenforschung gewidmete Institut fiir Virus-
forschung in Heidelberg, das aus einer Abteilung der ehemaligen
Biologischen Reichsanstalt in Berlin hervorgegangen ist und in ein
Staatsinstitut des Landes Baden-Wiirttemberg umgewandelt wurde,
ist in das ,Deutsche Krebsforschungszentrum” in Heidelberg (Nr. 136)
iiberfiihrt worden. Es ware wiinschenswert, mit dieser Eingliederung
eine Verbesserung des bis jetzt unzureichenden Etats zu wverbinden,
damit das Institut seiner neuen Hauptaufgabe, der Erforschung tumor-
erzeugender Virusarten, gerecht zu werden vermag.
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Eine Abteilung fiir virologische Grundlagenforschung besteht auBer-
dem am Bernhard-Nocht-Institut fiir Schiffs- und Tropenkrankheiten
in Hamburg (Nr. 166). Auf dieses Institut wird in anderem Zusammen-
hang zuriickzukommen sein, doch sei schon jetzt betont, dai das von
ihm bearbeitete Spezialgebiet der Virologie (Struktur und Vermeh-
rungsmechanismen der Pockenviren) — hier wie in den in Frage kom-
menden staatlichen Impfanstalten — besonderer Férderung bedarf.

Verglichen mit den sehr effektiven Pflegestdtten der virologischen
Grundlagenforschung sind Spezialinstitute fiir angewandte Virologie
bzw. fiir die Erforschung der Viruskrankheiten des Menschen nicht in
ausreichendem MaBe vorhanden. Um diesem Notstand, der bis jetzt
auch durch die Hochschulinstitute nicht behoben werden konnte, zu
begegnen, ist mehrfach die Griindung einer Bundesforschungsanstalt
fiir Viruskrankheiten des Menschen angeregt worden. Dieser Plan
erscheint jedoch schon wegen des Mangels an geeigneten Fachkraften,
aber auch aus anderen Griinden, die mit der Struktur einer Bundes-
forschungsanstalt zusammenhéngen, unzweckmédBig. Er wiirde sich
zudem als iiberfliissig erweisen, wenn es geldnge, in den vorhandenen
Institutionen die entsprechenden organisatorischen Voraussetzungen
fiir die Erforschung von Diagnose und Therapie der Viruskrankheiten
des Menschen zu schaffen. So wire es durchaus denkbar, das Robert-
Koch-Institut im Bundesgesundheitsamt in Berlin (Nr. 133) personell
und materiell so auszustatten, daB es neben den ihm als Teil des
Bundesgesundheitsamtes kraft Gesetzes obliegenden Pflichtaufgaben
starker als bisher die diagnostische Erfassung und Katalogisierung
der verschiedenen Virusarten {iberndhme (die eine der Hauptaufgaben
des National Institut of Health — NIH — in den USA darstellt), wah-
rend das Paul-Ehrlich-Institut in Frankfurt (Nr. 132), von der Grund-
lagenforschung ausgehend, in verstirktem AusmaB in die Bereiche
der Immuno- und Chemotherapie vorstoBen kénnte (vgl. die Empfeh-
lungen zu der Frankfurter Institutsgruppe, S. 139 f., und zu dem Institut
der Stiftung zur Erforschung der spinalen Kinderlahmung und der
Multiplen Sklerose, S. 144 1.).

Auf dem Gebiet der Mikrobiologie wird Forschung auBerhalb der
Hochschulinstitute in nennenswertem Umfang nur von dem Robert-
Koch-Institut des Bundesgesundheitsamtes (Nr.133) betrieben, das
1891 als Konigliches Institut fiir Infektionskrankheiten gegriindet
worden war, fast ein halbes Jahrhundert als selbstdndige, welt-
beriihmte Institution existierte und 1935 in das Reichsgesundheitsamt,
spater Bundesgesundheitsamt, eingegliedert wurde. Die mit dieser
Eingliederung verbundene Belastung des Instituts mit Aufgaben der
Zwedckforschung kann die weitere wissenschaftliche Entwicklung des
Instituts erschweren. Filir die Grundlagenforschung sollten griBSere
Mittel bereitgestellt werden. Fiir die Erhaltung des wissenschaftlichen
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Charakters des Bundesgesundheitsamtes ist es wichtig, daB die Vor-
aussetzungen zur Gewinnung qualifizierter Wissenschaftler verbessert
werden.

Das Institut fiir hygienisch-bakteriologische Arbeitsverfahren der
Fraunhofer-Gesellschaft in Miinchen (Nr. 134) widmet sich vor allem
der Entwicklung neuer Methoden und Verfahren in der bakteriologi-
schen Diagnostik, der Bearbeitung hygienischer Probleme im Gesund-
heitswesen, der Nahrungsmittel- und Getriankeindustrie usw. Fiir eine
Erweiterung iiber den jetzigen Rahmen hinaus besteht keine Ver-
anlassung.

Die Forschung auf dem Gebiete der allgemeinen Hygiene wird in der
Bundesrepublik auBer an den Hochschulinstituten auch an hochschul-
freien Instituten betrieben. In Erfiilllung dieser Aufgaben haben das
Institut fiir Wasser-, Boden- und Lufthygiene und das Max-von-Petten-
kofer-Institut des Bundesgesundheitsamtes in Berlin (Nr. 133) sich zu
Instituten entwickelt, die sich speziell mit Fragen der Wasser- und
Luftreinhaltung, der Larmbekampfung und Abwasserbeseitigung, des
Verkehrs mit Lebensmitteln sowie mit Arzneimitteln einschlieBlich
Betdubungsmitteln beschaftigen. Fiir diese wie fiir die andern Teil-
institute des Bundesgesundheitsamtes gelten die in Abschnitt B.II.
(S. 36 ff.) aufgestellten Richtlinien.

Weitreichende Aufgaben auf dem Gebiet des Immissions- und Boden-
nutzungsschutzes hat die 1963 errichtete Landesanstalt fiir Immis-
sions- und Bodennutzungsschutz des Landes Nordrhein-Westfalen
in Essen, in der das Forschungsinstitut fir Luftreinhaltung in Essen
und die Landesanstalt fiir Bodennutzungsschutz in Bochum aufgegan-
gen sind. Die Anstalt hat besonders Fragen zu bearbeiten, die im
Zusammenhang mit der Reinhaltung der Luft stehen; sie reichen von
der Messung der Luftverunreinigung bis zur Feststellung von Er-
tragsschdden durch Luftverunreinigung bei land- und forstwirtschaft-
licher sowie gartenbaulicher Nutzung des Bodens. Angesichts der
Bedeutung dieser Aufgaben, gerade auch am Standort des Instituts,
und der Feststellung der Deutschen Forschungsgemeinschaft!), daB
die Forschungskapazitat auf dem komplexen Gebiet der Lufthygiene
und der Luftreinhaltung bisher nicht ausreicht, um die notwendigen
umfangreichen Forschungsarbeiten zu bewiltigen, verdient die An-
stalt weitere Forderung.

Ein ausgesprochener Mangel an wissenschaftlichen Instituten besteht
auf dem Gebiete der Sozialhygiene. Dem sollte abgeholfen werden,
wenn in naher Zukunft der Aufgabenkreis der hygienischen Universi-
') Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Forschung auf dem

Gebiet der Reinhaltung der Luft, Sonderdruck aus: Angewandte Forschung
in der Bundesrepublik Deutschland, Teil 8, 1962.
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tatsinstitute infolge der Verselbstandigung von Mikrobiologie und
Virologie neu zu umgrenzen ist. Die Errichtung sozialhygienischer
Institute auBerhalb der Hochschule wird nur dann zu befurworten
sein, wenn die Schwierigkeiten, die sich der Zusammenarbeit der
Hochschulinstitute mit der Praxis der Gesundheitsverwaltung ent-
gegenstellen, nicht behoben werden konnen.

IX. 4. Krebsforschung

Das als Stiftung des offentlichen Rechts errichtete ,Deutsche Krebs-
forschungszentrum” in Heidelberg (Nr.136) dient der Aufgabe, die
Krebskrankheit, ihr Wesen, ihre Verhiitung und ihre Bekdmpfung zu
erforschen. Es befindet sich erst im Aufbau. Die Notwendigkeit, die
Krebsforschung durch eine iiberregionale Institution groBziigig zu
fordern, ist unbestritten.

IX. 5. Innere Medizin, Experimentelle Medizin

Die klinischen Abteilungen des Kerdkhoif-Institutes der Max-Planck-
Gesellschaft in Bad Nauheim (Nr.124) und des Gollwitzer-Meier-
Institutes in Bad Oeynhausen (Nr.125) sind zusammen mit den phy-
siologischen Abteilungen dieser Institute im Abschnitt IX.1. (S. 135 ff.)
behandelt worden.

Das im Jahre 1947 gegriindete Tuberkulose-Forschungsinstitut, In-
stitut fiir experimentelle Biologie und Medizin, in Borstel (Nr.138)
besitzt zwar eine groBe als ,Forschungsklinik” gefiihrte Bettenabtei-
lung, ist jedoch nur bedingt zur Inneren Medizin zu rechnen, da es
eine groBe Zahl experimentell-biologischer und medizinischer Abtei-
lungen besitzt, die vorwiegend Grundlagenforschung auf dem Gebiet
der Mikrobiologie, Immunologie, Allergologie, Epidemiologie und
Therapie mycobakterieller Infektionen und der Strahlenbiologie be-
treiben. Der Hinweis auf die Tuberkulose sollte daher aus dem Namen
des Instituts gestrichen werden, da die allgemein liblich gewordene Be-
zeichnung ,Forschungsinstitut Borstel, Institut flir experimentelle Bio-
logie und Medizin" den Arbeitsbereich zutreffender beschreibt.

Das vorwiegend aus dem Fonds des Konigsteiner Abkommens und
von den Landern Schleswig-Holstein, Hamburg und Bremen finan-
zierte, von einer Stiftung betriebene Institut hat in den 17 Jahren
seines Bestehens wertvolle wissenschaftliche Arbeit geleistet und sich
den Anspruch auf weitere intensive Férderung aus 6ffentlichen Mitteln
erworben. Vordringlich erscheinen ein Neubau fiir die klinische Ab-
teilung und der Ausbau der immunologischen, bakteriologischen und
veterindrmedizinischen Abteilungen, die Bereitstellung einmaliger
Mittel fiir einige GroBgerdte und die Verbesserung einzelner Haus-
haltstitel. Eine enge Zusammenarbeit mit den benachbarten Universi-
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taten ist schon jetzt gegeben; sie konnte bei Errichtung der Medizini-
schen Akademie in Liibeck noch intensiviert werden, wenn sich auch
eine Verlagerung des Institutes wegen der dort fehlenden Voraus-
setzungen verbieten diirfte,

Das Rheuma-Forschungsinstitut beim Landesbad Aachen (Nr, 137), das
von der Landesversicherungsanstalt Rheinprovinz und vom Landes-
bad Aachen getragen wird und letzterem rdumlich eingegliedert ist,
dient der Erforschung der rheumatischen Krankheiten. Es wird emp-
fohlen zu priifen, ob das Institut in den Rahmen der geplanten Medi-
zinischen Fakultdt der Technischen Hochschule Aachen eingegliedert
werden soll.

IX. 6. Neurologie, Psychiatrie, Psychotherapie, Psychosomatik

Kurz vor und wihrend des Ersten Weltkrieges sind zwei Institute
gegriindet worden, die nach kurzer Zeit auf dem Gebiete der Hirn-
forschung Weltgeltung erworben haben: das Kaiser-Wilhelm-Institut
fir Hirnforschung in Berlin und die Deutsche Forschungsanstalt fiir
Psychiatrie in Miinchen. Beide Institute sind nach dem Zweiten Welt-
krieg, nachdem die Abteilungen des Hirnforschungsinstitutes neue
Heimstdtten in GieBen, Gottingen, K6ln und Marburg gefunden hatten,
in die Max-Planck-Gesellschaft ibernommen worden. Deren Bemiihun-
gen ist es gelungen, dem Max-Planck-Institut fiir Hirnforschung
(Nr. 142) ein neues Zentrum in Frankfurt zu schaffen, wiahrend die
Deutsche Forschungsanstalt fiir Psychiatrie (Nr. 147) mit ihrem theore-
tischen und ihrem klinischen Institut einen groBziigigen Ausbau an
ihrem alten Standort in Miinchen erfahren hat. Entsprechend der all-
gemeinen Entwicklung sind die beiden in jeder Beziehung férderungs-
wirdigen Einrichtungen erfolgreich bemiiht, neben den klassischen
Gebieten (Neuroanatomie, Neuropathologie, Klinik) die physiologi-
sche Forschungsrichtung stdrker auszubauen und damit die Voraus-
setzungen fiir eine noch engere Zusammenarbeit aller an der Hirn-
forschung interessierten Disziplinen zu schaffen.

In diesem Zusammenhang ist schlieBlich das Institut fiir Hirnforschung
und allgemeine Biologie in Neustadt/Schwarzwald (Nr.149) zu nen-
nen. Eine Stellungnahme zu der Férderungswiirdigkeit des Institutes
eriibrigt sich in diesem Bericht, da es kiirzlich von der Medizinischen
Akademie in Diisseldorf ibernommen und seine spétere Ubersiedlung
nach Diisseldorf beschlossen wurde.,

Eine Sonderrolle unter den Instituten zur Erforschung der Erkrankung
des Zentralnervensystems kommt dem Institut der Stiftung zur Er-
forschung der spinalen Kinderlahmung und der Multiplen Sklerose
in Hamburg (Nr. 144) zu. Die Stiftung erhélt ihre wesentlichen Mittel
vom Bundesministerium fiir Gesundheitswesen, dem Bundesmini-
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sterium fiir wissenschaftliche Forschung und dem Hamburger Staat.
Das Institut, das sich das Studium der neuroviralen Infektionen, der
Tumorviren, der Immunologie des Nervensystems, der neuralen Kom-
plikationen der Schutzimpfung u.a.m. zur Aufgabe gestellt hat, ver-
fiigt iiber hervorragende Arbeitsbedingungen und sollte weiter ge-
fordert werden, da Institute mit spezieller Aufgabenstellung und
Erfahrung in der Grundlagenforschung der Virologie und Immunologie
notwendig sind. Voraussetzung dafiir wére allerdings eine auch in der
Satzung des Instituts festzulegende engere Verbindung mit der Uni-
versitat Hamburg.

Die Entwicklung der Psychotherapie und der Psychosomatik ) ist in
Deutschland historisch dadurch belastet, daB sie sich seit der Begriin-
dung dieser Forschungsrichtungen durch Sigmund Freud fast aus-
schlieBlich auBerhalb der Universitdten abgespielt hat, die sich lange
Zeit dem Einbau in ihren Bereich widersetzten und damit bewirkten,
daB auch die staatlichen Institutionen diesen Forschungsrichtungen
nur zogernd die zu ihrer Entfaltung notwendige Unterstiitzung ge-
wihrten. Dies hatte zur Folge, daB die Institute fiir Psychotherapie
und fiir Psychosomatik ein weitgehend isoliertes Dasein fiihrten,
womit die Voraussetzungen fiir eine ablehnende Haltung gegentiber
den Universititen, fiir AuBenseiter-Komplexe, ,Anspruchshaltung”
und dogmatische Einstellung gegeben waren, und dalBl die von den
Instituten betriebene Forschung sich nur sehr langsam und auf viel zu
schmaler Basis entwidkelte. Vor allem aber fehlten aus diesem Grunde
die Voraussetzungen fiir die Einbeziehung der experimentellen For-
schung auf den Gebieten der Neuroanatomie, Neurophysiologie,
Neuroendokrinologie, Psychopharmakologie usw. in das Programm
der psychotherapeutischen und psychosomatischen Institute, die cha-
rakteristisch fiir die Forschungstendenz in den angelsdchsischen Lédn-
dern geworden ist.

Diese offensichtlichen Mingel in der Entwicklung der Institute konnen
nur dadurch beseitigt werden, daB diese aus ihrer zum Teil selbst
gewdhlten, zum Teil erzwungenen Isolierung befreit werden, dab der
Anteil der medizinisch ausgebildeten Mitarbeiter erhéht wird und
daB die finanziellen Voraussetzungen geschaffen werden, die den
Instituten eine eigenstindige, unabhéngige Forschung ermdéglichen.
Da die Situation bei den einzelnen Instituten sehr verschieden ist,
kann ein allgemein giiltiger Vorschlag nicht gemacht werden. Die
Einbeziehung in die Universitdt und die Umwandlung in selbstdndige
klinische Institute (wie sie in Heidelberg und GieBen bestehen) diirfte
1) vgl. Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Lage der

Arztlichen Psychotherapie und der Psychosomatischen Medizin. Wies-
baden 1964.
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wohl am raschesten zum Ziele fiihren, ist jedoch vorerst nur in weni-
gen Fadllen realisierbar, da die Anzahl der habilitierten Fachvertreter
noch zu gering ist, um die notwendigen Stellen besetzen zu kénnen.

Es bleibt deshalb in den meisten Féllen nur der Ausweg, die zum
groBen Teil privaten, auBerhalb der Universitiaten existierenden In-
stitute, die seit vielen Jahren von der Opferbereitschaft ihrer Mit-
glieder und Ausbildungskandidaten leben, mit einem zumindest mini-
malen, fiir die Kontinuitit der Forschung unerldBlichen Etat auszu-
statten (fir Bibliotheken, Verwaltung, Ausbildung junger Mitarbeiter,
Symposien, kleine Kongresse usw.); zugleich sollte der Austausch
zwischen den Mitarbeitern der Institute und den Assistenten der ver-
schiedenen einschldgigen Universitdtskliniken gefordert werden.

Von den im Mitgliederverzeichnis der Deutschen Gesellschaft fiir
Psychotherapie und Tiefenpsychologie aufgefiihrten Instituten erhal-
ten bereits jetzt regelmédBige oder unregelmiBige Zuschiisse aus
offentlichen Mitteln:

a) das Institut und Ausbildungszentrum fiir Psychoanalyse und
Psychosomatische Medizin in Frankfurt (Nr, 141),

b) das Berliner Psychoanalytische Institut der Deutschen Psycho-
analytischen Vereinigung in Berlin (Nr, 139),

c) das Institut fiir Psychotherapie in Berlin (Nr. 140),

d) das Institut fiir Psychologische Forschung und Psychotherapie in
Miinchen (Nr. 148),

e) das Institut fiir Psychotherapie und Tiefenpsychologie in Stuttgart
(Nr. 150),

f) das Institut fiir analytische Psychotherapie im Rheinland in Ké&ln
(Nr. 146),

g) das Institut fiir Psychotherapie in Géttingen (Nr, 143),

h) das Psychotherapeutische Institut und die Erziehungsberatungs-
stelle fiir das Land Niedersachsen in Hannover (Nr. 145),

wéhrend die folgenden Institute keine offentlichen Zuschiisse er-
halten:

i) das Hamburger Psychoanalytische Institut der Deutschen Psycho-
analytischen Vereinigung in Hamburg,

k) das Institut fiir Psychotherapie der Bremer Arbeitsgruppe in Bre-
men.

Das Institut und Ausbildungszentrum fiir Psychoanalyse und Psycho-
somatische Medizin in Frankfurt (a) ist eine Einrichtung des Landes
Hessen. Es ist finanziell gut ausgestattet und leistet hochqualifizierte
Arbeit. Es liegt im Interesse der gesamten, an der Psychotherapie
interessierten klinischen Medizin, diese Ausbildungs- und Forschungs-
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stitte weiterhin so zu fordern, daB in absehbarer Zeit wenigstens ein
Minimum an &rztlichen Psychotherapeuten und wissenschaftlich tati-
gen Nachwuchskraften ausgebildet werden kann.

Das Schicksal der drei wissenschaftlich ebenfalls produktiven Berliner
und Hamburger Institute (b, ¢, und i) wird davon abhdngen, ob es
gelingt, ihren wissenschaftlich aktiven Bestand mit der jeweiligen
Universitdt zu verschmelzen. Es wird daher empfohlen, die in dieser
Richtung bestehenden Pléne nach Kraften zu férdern.

Die iibrigen Institute (d, e, f, g, h, k), deren wissenschaftliche Kapazi-
tat und deren personelle Struktur sehr verschieden sind, sollten durch
Gewihrung eines laufenden Zuschusses die Moglichkeit erhalten, ihre
mit verschieden starker Intensitédt betriebene Forschungstatigkeit zu
aktivieren.

Das Institut fiir Sexualforschung an der Universitit Hamburg ist eine
kleine, aktive, als Einmann-Institut betriebene Forschungsstelle der
,Deutschen Gesellschaft fiir Sexualforschung e.V.”, die schon jetzt
eng mit der Psychiatrischen Universitdtsklinik in Hamburg zusam-
menarbeitet, in der sie auch rdumlich untergebracht ist. Es wird emp-
fohlen, das Institut — am besten als Abteilung dieser Klinik — in den
Rahmen der Universitdt Hamburg einzubauen.

IX. 7. Arbeitsmedizin, Silikoseforschung

Die Hauptaufgabe der arbeitsmedizinischen Landesinstitute besteht
— neben der Ausbildung von Werkédrzten — darin, die im Arbeits-
bereich der Staatlichen Gewerbedrzte anfallenden Routineunter-
suchungen auf den Gebieten der Berufskrankheiten und Gewerbe-
hygiene durchzufiihren. Bei der Erfiillung dieser Aufgabe stellen sich
vor allem infolge des stindigen Wechsels der von der Industrie an-
gewandten Produktionsmethoden immer wieder neue Probleme, die
gelost werden miissen, um die von den Gewerbedrzten zu fédllenden
Entscheidungen vorzubereiten. Aus dieser tdglichen Praxis der In-
stitute wird es notwendig, Forschung auf den verschiedensten, die
Arbeitsmedizin beriihrenden Gebieten zu betreiben.

Da die Universititen in der Bundesrepublik — im Gegensatz zu
den Verhiltnissen in fast allen anderen Liandern — noch nicht iiber
arbeitsmedizinische Forschungsstdtten bzw. Kliniken verfiigen, sind
die arbeitsmedizinischen Landesinstitute bis jetzt die einzigen Insti-
tutionen, die fiir die Ubernahme dieser Aufgabe in Frage kommen.
DaB die meisten von ihnen dafiir nicht ausreichend ausgestattet sind,
steht angesichts der geringen, fiir die Forschung verfiigharen Mittel
auBer Zweifel und diirfte nicht zuletzt auf die nicht immer positive
Einstellung der vorgesetzten Behorden zu der Durchfiihrung von
Forschungsarbeiten zuriickzufiihren sein. Es wird deshalb empfohlen,
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die Forschung auf dem Gebiete der Arbeitsmedizin als zum Aufgaben-
bereich der Institute gehérig anzuerkennen und dafiir einen Etat zur
Verfiigung zu stellen, der den wissenschaftlich interessierten Mit-
gliedern der Institute die Méglichkeit gibt, neben den Routineunter-
suchungen Forschungsaufgaben durchzufiihren,

Bei der Festsetzung der Hohe des Etats sollte in Rechnung gestellt
werden, wie weit es den Instituten schon jetzt trotz der sehr be-
scheidenen Mittel gelungen ist, wissenschaftliche Aktivitit zu ent-
falten. Unter diesen Gesichtspunkten sind als besonders férderungs-
wiirdig das Arbeitsmedizinische Institut in Bochum (Nr. 153), das
Institut fiir Arbeitsmedizin in Diisseldorf (Nr.155) und das Nieder-
sachsische Landesverwaltungsamt — Arbeitsmedizin und Gewerbe-
hygiene — in Hannover (Nr. 156) zu betrachten.

Neben den arbeitsmedizinischen Landesinstituten sollten eine Reihe
von Forschungsinstituten mit arbeitsmedizinischen Kliniken an den
durch ihre Lage in einem Industrie- oder Bergbaugebiet besonders
geeigneten Universitaten eingerichtet werden.

Die Bedeutung der Silikoseforschung wird durch die Vielzahl der
von der Berufskrankheit Silikose Betroffenen und die Héhe der an
diese zu zahlenden Entschddigungsleistungen unterstrichen. Die Erfor-
schung dieser Erkrankung hat jedoch nicht nur finanzielle, soziale
und arbeitsmedizinische Aspekte; sie ist dariiber hinaus zum Schritt-
macher fiir eine viele Zweige der Medizin und Biochemie umfassende
Grundlagenforschung auf den Gebieten der Physiologie und Patholo-
gie des Bindegewebes geworden. Es ist deshalb zu begriiBen, daB
sich in den letzten Jahren eine zunehmende Zahl von Instituten in
und auBerhalb der Hochschulen mit den einschldgigen Problemen
beschiftigt und daB auf diesem Gebiet eine vorbildliche unbiirokra-
tische Form der Zusammenarbeit der verschiedenen Institutionen
erreicht werden konnte.

Das leistungsfdahigste Institut dieser Gruppe ist das Silikose-For-
schungsinstitut der Bergbau-Berufsgenossenschaft in Bochum (Nr. 154),
das aus einer medizinischen, einer pathologisch-anatomischen, einer
physikalischen, einer chemischen und einer technischen Abteilung
besteht und seit seiner Griindung im Jahre 1949 hochqualifizierte
Arbeit auf den verschiedenen Gebieten der Silikose geleistet hat.
Es ist hervorragend ausgestattet und zur Zeit mit Forschungsmitteln
ausreichend versehen. Seine weitere Foérderung nach MaBgabe des
stindig wachsenden Aufgabenkreises kann in jeder Beziehung emp-
fohlen werden. Vor allem aber sollte versucht werden, im Interesse
des Gesamtgebietes der Arbeitsmedizin einen AnschluB des Instituts
an die im Aufbau befindliche Universitdt in Bochum dadurch zu
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erreichen, daB dort ein Lehrstuhl fiir Arbeitsmedizin errichtet und mit
dem Institut verbunden wird. Auf diese Weise koénnten die Vor-
aussetzungen dafiir geschaffen werden, der lange vernachldssigten
arbeitsmedizinischen Forschung die ihr gebiihrende Fdrderung zu-
kommen zu lassen.

Die Arbeitsgemeinschaft Silikoseforschung der Medizinischen For-
schungsanstalt der Max-Planck-Gesellschaft in Goéttingen (Nr. 130),
die sich vor allem mit Fragen der Biochemie des Bindegewebes und
der Festkorperbiologie beschaftigt, ist stirker noch als das Bochumer
Institut der medizinischen Grundlagenforschung verschrieben. Sie hat
als Zentrum der theoretischen Silikoseforschung eine wesentliche
Funktion und verdient uneingeschrankte Forderung.

Als dritte auf dem Gebiete der Silikoseforschung tdtige Forschungs-
stitte ist das Institut fiir Kolloidforschung in Bad Homburg v.d. H.
(Nr.151) zu nennen, dessen Rechtstriger die Stiftung fiir Kolloid-
forschung in Frankfurt ist, dessen Forschung jedoch von der Uni-
versitat Frankfurt, der Bergbau-Berufsgenossenschaft und anderen
Organisationen finanziert wird. Da die zur Verfiigung stehenden
Mittel seit Jahren &uBerst bescheiden sind, ist die wissenschaftliche
Kapazitit des Instituts sehr gering. In Anbetracht der Anregungen,
die von dem Institut ausgehen, sollte sein Fortbestand jedoch durch
Gewihrung eines ausreichenden, regelméaBigen Etats gesichert werden.

IX. 8. Physikalische Medizin, Balneologie, Bioklimatologie

Der Errichtung von Forschungsinstituten in den Heilbddern und Kur-
orten liegt einerseits das Bediirfnis zugrunde, die in ihnen an-
gewandte, auch heute noch weitgehend empirische Therapie wissen-
schaftlich zu fundieren, andererseits der mehr ,optische” Aspekt, das
Ansehen der betreffenden Bade- oder Kurorte in den Augen der
Arzte und Patienten zu heben. Da somit bei der Forschungsférderung
vorwiegend lokale Interessen im Spiele sind, ist es verstdndlich, daB
statt einiger leistungsfidhiger zentraler Forschungsstiatten eine grofie
Reihe kleiner und sehr kleiner Institute gegriindet wurde. Zugleich
ergab sich eine weitgehende Bindung der Institute an die lokalen
Bédderverwaltungen, die zumindest grundsatzlich keine idealen Vor-
aussetzungen fiir die Unabhéngigkeit der Forschung garantiert. Beide
Griinde haben dazu gefiihrt, daB viele dieser Institute an Nachwuchs-
mangel leiden und daB die wenigen an ihnen tdtigen Wissenschaft-
ler allzu stark in die Zwedkforschung eingespannt werden und den
Kontakt mit der Grundlagenforschung mehr und mehr verlieren.

Es wird deshalb allgemein empfohlen, die Bindung der Institute an
die Bdderverwaltungen weitgehend zu lésen und sie je nach Mog-
lichkeit als Abteilungen oder AuBenstellen in die entsprechenden
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Fachinstitute der benachbarten Universitdten einzugliedern (z.B. in
die Institute fiir physikalische Therapie). Damit ware die Moglichkeit
eines intensiven Assistentenaustausches gegeben und zugleich die
Gefahr der geistigen Isolierung durch mangelnde Auseinandersetzung
mit medizinischen und naturwissenschaftlichen Nachbardisziplinen
gebannt. Wo eine solche Lésung nicht realisiert werden kann, sollte
versucht werden, kleinere Institute zusammenzulegen oder mit einem
bereits vorhandenen groBeren Institut zu verbinden.

Zur Finanzierung der Bader- und Klimaforschung sollten die Landes-
versicherungsanstalten und andere Sozialversicherungstrager in weit
starkerem MaBe als bisher herangezogen werden, da sie die gréBten
NutznieBer einer wissenschaftlich fundierten und damit rationelleren
Therapie sein wiirden. Bei der groBen Bedeutung der Rehabilitation
im Rahmen der sozialen Medizin muB erwartet werden, daB die
Sozialversicherungen die Forschungsférderung auf den Gebieten der
Balneologie und Bioklimatologie als ihre besondere Aufgabe ansehen.

Aus diesen allgemeinen Empfehlungen ergeben sich eine Reihe von
Vorschldgen fiir die einzelnen Institute.

Das mit einer medizinisch-klimatologischen und einer chemischen Ab-
teilung ausgestattete Balneologische Institut bei der Universitat Miin-
chen (Nr. 163), das dem Direktor des Institutes und der Poliklinik fiir
Physikalische Therapie und Réntgenologie der Universitdt Miinchen
untersteht, leistet anerkannte wissenschaftliche Arbeit, krankt aber
daran, daB die eigentlichen Trdger der Forschungsarbeit in ihrer
akademischen Entwicklung behindert sind. Zur Behebung dieser
Schwierigkeiten sollte eine formale Inkorporation in die Hochschule
erwogen werden. Die dieser Losung entgegenstehenden Hindernisse,
die zum Teil darin bestehen, daB die medizinisch-klimatologische
Abteilung an die Universitdt angegliedert, die chemische Abteilung
dagegen an die Technische Hochschule angelehnt ist, kénnten dadurch
beseitigt werden, daB die Abteilungen verselbstandigt und haupt-
amtlichen Leitern unterstellt wiirden,

Das Baderwissenschaftliche Institut, Asthma- und Allergieforschungs-
institut, in Bad Lippspringe erfiillt mit der Allergieforschung eine
besondere Aufgabe. Da diese in Deutschland nur wenig gepflegt wird,
sollte angestrebt werden, eine engere Verbindung mit einer Univer-
sitdit herzustellen, um eine breitere Basis fiir diesen speziellen For-
schungszweig zu schaffen.

Die vier Staatsbader-Institute in Bad Salzuflen (Nr. 160), in Bad Nenn-
dorf (Nr.158), in Bad Pyrmont (Nr.159) und in Bad Wildungen
(Nr. 161) sind in ihrer jetzigen Form zu klein, um wirklich intensive
wissenschaftliche Arbeit leisten zu konnen. Fir das Bdderwissen-
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schaftliche Institut des Staatsbades Salzuflen ist deshalb eine Ver-
einigung mit dem Gollwitzer-Meier-Institut in Bad Oeynhausen
(Nr. 125) zu erwdgen, wdhrend die Institute in Nenndorf, Pyrmont
und Wildungen in Abteilungen oder AuBenstellen von Instituten der
jeweiligen Nachbar-Universitat (Gottingen und Marburg) umgewan-
delt werden sollten.

Die Physikalisch-Bioklimatische Forschungsstelle der Fraunhofer-
Gesellschaft in Garmisch-Partenkirchen (Nr.162), die sich die Be-
arbeitung des Grenzgebietes zwischen Medizin und Meteorologie zur
Aufgabe gestellt hat, leidet darunter, daB die notwendige Zusammen-
arbeit des Institutes, dessen Schwerpunkt nach seiner Struktur auf
meteorologischem und geophysikalischem Gebiet liegt, mit der prak-
tischen und experimentellen Klimatherapie und Klimaphysiologie bis
jetzt nicht ausreichend realisiert werden konnte. Die Fraunhofer-
Gesellschaft sollte deshalb bestrebt sein, diesem Mangel durch eine
geeignete Umstrukturierung des Instituts oder durch die Forderung
einer entsprechenden Zusammenarbeit auf andere Weise abzuhelfen.

IX. 9. Orthopdadie

Das Forschungsinstitut mit Priifstelle fiir kiinstliche Glieder an der
Technischen Universitdt Berlin (Nr. 164), das zur Hélfte vom Bundes-
ministerium flir Arbeit und Sozialordnung, zur Halfte von der Tech-
nischen Universitdat Berlin finanziert wird, ist das einzige Institut in
der Bundesrepublik, das — neben seiner Funktion als Priifstelle —
ausschlieBlich Forschungs- und Entwicklungsarbeit mit dem Ziele der
Verbesserung kiinstlicher Glieder und technischer Rehabilitations-
hilfen betreibt. Die Arbeit des sehr aktiven, wissenschaftlich an-
erkannten Institutes ist bei der groBen Zahl der Versehrten (rund
500 000) unentbehrlich, leidet aber darunter, daB der Etat sehr klein
ist und daB der vom Bundesarbeitsminister gewdhrte Zuschull im
Haushalt des Ministeriums nicht besonders etatisiert ist, so daB eine
gewisse Unsicherheit hinsichtlich der finanziellen Dauerversorgung
besteht. Es wird deshalb empfohlen, eine ausreichende Grundfinanzie-
rung vorzusehen und das Institut so auszubauen, daB es neben seiner
Forschungstétigkeit auch die technische Beratung aller an der Her-
stellung und Erprobung kiinstlicher Glieder beteiligten Betriebe, In-
stitute und Kliniken uibernehmen kann.

IX. 10. Klinische Radiologie

Das Institut fiir Strahlentherapie und Nuklearmedizin im Allgemei-
nen Krankenhaus St. Georg in Hamburg (Nr. 165), das 1905 gegriindet
wurde und der Gesundheitsbehérde der Freien und Hansestadt Ham-
burg untersteht, hat sich von jeher auf dem Gebiete der Strahlen-
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forschung eines hohen Ansehens erfreut. Von seiner Entstehung an
war es neben der klinischen Tétigkeit auf die damit in Verbindung
stehenden wissenschaftlichen Aufgaben ausgerichtet, Wie auf
manchen anderen Gebieten der Medizin hat sich hier ein Wissen-
schaftsbereich auBerhalb der Universitdt entwickelt. Die umfang-
reichen fiir die Klinik erforderlichen Einrichtungen trugen von vorn-
herein den Zwang zu ihrer wissenschaftlichen Durchdringung und
Weiterentwicklung in sich. Diese historisch bedingte Situation sollte
nicht angetastet werden, und es wird deshalb — abweichend von den
Anregungen in anderen Féllen — empfohlen, das Institut in seiner
jetzigen Struktur zu erhalten und die von ihm betriebene Forschung
auf den Gebieten der modernen Strahlentherapie und Nuklearmedizin
nach Krdften zu fordern. Diese Empfehlung schlieBt eine Fortfithrung
und Intensivierung der Zusammenarbeit mit der Universitat Hamburg
nicht aus.

IX. 11. Tropenmedizin

Ganz ahnliche Gesichtspunkte gelten fiir das Bernhard-Nocht-Institut
fiir Schiffs- und Tropenkrankheiten in Hamburg (Nr. 166), das vorwie-
gend aus Mitteln des Konigsteiner Abkommens und des Landes Ham-
burg unterhalten wird. Es ist ein Forschungsinstitut von internatio-
nalem Rang, das — ebenfalls aus historischen Griinden — sich auBer-
halb der Hochschule entwickelt hat, mit der es jedoch vielféltig, nicht
zuletzt durch ein vom Institutsdirektor wahrgenommenes Ordinariat,
verbunden ist. Unabhédngig von den Bestrebungen, die tropenmedizi-
nische Forschung und Lehre auch an den Universititen auszubauen,
sollte das Hamburger Institut mit seinen zehn Spezialabteilungen
vordringlich und in groBziigiger Weise geférdert werden, da es mit
seiner jahrzehntelangen Erfahrung und seinen internationalen Ver-
bindungen den verzweigten Arbeitsgebieten der Tropenmedizin in
besonderem MaBe gerecht zu werden vermag.

Die empfohlene Férderung miiBte neben der Schaffung und Verbesse-
rung der allgemeinen Voraussetzungen vor allem die Erforschung der
nicht einheimischen tropischen und subtropischen Virus-Erkrankun-
gen einschlieBen. Da die Einfuhr von Erregern, deren Ausbreitung fiir
die Bundesrepublik eine ernsthafte Gefahr darstellen wiirde, verboten
ist, konnte diese Aufgabe nur dadurch gelost werden, dall die Virus-
abteilung des Institutes groBziigig ausgebaut und damit in die Lage
versetzt wirde, die wissenschaftliche, personelle und organisatorische
Betreuung einer AubBenstelle in einer geeigneten Tropenregion zu
ubernehmen, die selbstverstdndlich auch anderen daran interessierten
Instituten und Forschungsgruppen zur Verfiigung stehen miiBte.
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F. X. Veterinarmedizin

Fir die veterindrmedizinischen Institute auBerhalb der Hochschulen
gelten d@hnliche Uberlegungen wie fiir die unter F.IX. besprochenen
medizinischen Forschungseinrichtungen (S. 134 ff.). Unterschiede be-
stehen nur insofern, als ein Bediirfnis nach der Griindung universitats-
unabhdngiger Institute in der Veterinarmedizin bis jetzt nur auf zwei
relativ eng umschriebenen Gebieten, dem der Virologie, Mikrobiolo-
gie und Hygiene sowie dem der Versuchstierziichtung, zu erkennen
ist. Die wesentlichen Griinde hierfiir sind darin zu sehen, dafB die
Grundlagenforschung fiir Human- und Veterindrmedizin weitgehend
identisch ist und dalB auf den fiir die Veterindrmedizin spezifischen
Arbeitsgebieten — mit den genannten wenigen Ausnahmen — die
an den Hochschulen errichteten Forschungsstétten sich als ausreichend
erwiesen haben.

X. 1. Virologie, Mikrobiologie, Lebensmittelhygiene

Die im Jahre 1953 gegriindete Bundesforschungsanstalt fiir Virus-
krankheiten der Tiere in Tiibingen (Nr. 167), die in der Bundesrepu-
blik die Aufgaben der Reichsforschungsanstalt auf der Insel Riems
bei Greifswald iibernommen hat, besteht aus den drei Abteilungen
fir Mikrobiologie, fiir Immunologie, fiir Impfstoffpriifung und Typen-
diagnose. Sie hat auf dem Gebiete der Virologie folgende Aufgaben
ibernommen: die Erforschung der heimischen und nicht heimischen
Viruskrankheiten der Tiere, die Entwicklung neuer Impfstoffe sowie
neuer Diagnose- und Bekdmpfungsverfahren, die Uberpriifung der
von der Impfstoffindustrie hergestellten Impfstoffe und die Typen-
Variantendiagnose der Maul- und Klauenseuche fiir das Bundesgebiet.
Daneben nimmt sie Aufgaben der Grundlagenforschung wahr.

Die von der Bundesforschungsanstalt fiir Viruskrankheiten der Tiere
geleistete Arbeit verdient weitere Férderung. Sie sollte nach den
Grundsdtzen erfolgen, welche im Abschnitt B. II aufgestellt wurden
(vgl. S. 36 ff.).

Ein besonderes Problem stellt die Erforschung der nicht heimischen
Viruserkrankungen der Tiere dar. Da, wie bereits ausgefithrt wurde
(vgl. S. 152), die Einfuhr der betreffenden Erreger in die Bundesrepu-
blik verboten ist und eine Lockerung der Bestimmungen vorerst nicht
erwartet werden kann, sei auf die Empfehlungen verwiesen, die in
dem Abschnitt iiber das Bernhard-Nocht-Institut fiir Schiffs- und
Tropenkrankheiten in Hamburg (Nr. 166) ausgesprochen wurden und
die Errichtung einer AuBenstelle in den Tropen zum Ziele haben.
Wieweit sich an der Betreuung dieser AuBenstelle neben dem Ham-
burger Institut auch die Bundesforschungsanstalt fiir Viruskrank-
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heiten der Tiere beteiligen sollte, kann erst nach Klarung der grund-
satzlichen, mit der Errichtung eines Instituts in den Tropen zusam-
menhdngenden Fragen entschieden werden.

Das im Abschnitt Medizin erwdhnte Max-von-Pettenkofer-Institut
des Bundesgesundheitsamtes (Nr. 133) bearbeitet in seiner Veterindr-
abteilung neben Fragen der Tierseuchenbekdmpfung und der
Hygiene der Lebensmittel tierischer Herkunft Forschungsaufgaben
auf dem Gebiet der Parasitologie, der Toxoplasmose u.a.m. Solche
Arbeiten sind im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit vor-
dringlich.

Das im Abschnitt Medizin erwdahnte Max von Pettenkofer-Institut
Jahren erfolgreich um die Entwicklung objektiver Testmethoden zur
Feststellung des Frischegrades von Seefischen und sollte in diesen
Bestrebungen unterstiitzt werden. Es dient nicht nur der Forschung,
sondern auch der Aus- und Fortbildung von Tierdrzten, die im Dienst
der tierdrztlichen Lebensmitteliiberwachung tétig sind. Schon jetzt
finden im Staatlichen Veterindramt in Bremerhaven regelméfiige
Kurse statt, in denen Kreistierarzte, Schlachthoftierarzte und andere
Lebensmitteltierdrzte eine Spezialausbildung erhalten. Die zur Erfil-
lung dieser Aufgaben vorhandenen Einrichtungen sind unzureichend.

Im idbrigen wird wegen der mit Problemen der Lebensmittelhygiene
befaBten Einrichtungen auf die Abschnitte Landwirtschaftliche Techno-
logie (S.229ff.), sowie Meeres- und Seenforschung, Fischereiwesen
(S. 186 ff.) verwiesen.

X. 2, Versuchstierziichtung

Zur Befriedigung des Bedarfs zahlreicher medizinischer und biolo-
gischer Institute an Versuchstieren wurde 1957 auf Initiative der
Deutschen Forschungsgemeinschaft das Zentralinstitut fiir Versuchs-
tierzucht in Hannover-Linden (Nr. 168) gegriindet, das — aufler aus
eigenen Einnahmen — durch Zuschiisse der Deutschen Forschungs-
gemeinschaft unterhalten wird. Seine Aufgaben sind, neben der
routinemdfigen Ziichtung von Versuchstieren, die Erarbeitung der
wissenschaftlichen Grundlagen der Versuchstierkunde und die Bera-
tung wissenschaftlicher Institute in allen Fragen der Versuchs-
tierhaltung.

Angesichts der stdndigen Weiterentwicklung tierexperimenteller
Methoden in der biologischen und medizinischen Forschung ist damit
zu rechnen, daB die an das Institut gestellten Aufgaben laufend zu-
nehmen werden. So besteht schon jetzt die Notwendigkeit der Er-
richtung einer Abteilung fiir die Ziichtung pathogenfreier Tiere; und
es ist zu erwarten, daB in absehbarer Zeit weitere Wiinsche, wie die
nach Ziichtung groBerer Versuchstiere, Haltung von Tierstimmen mit
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genetischen Besonderheiten, Einrichtung einer Tumorbank usw. auf-
tauchen. Die Beschaffung groBerer Versuchstiere bereitet schon jetzt
vielerorts erhebliche Schwierigkeiten.

Eine Erweiterung der nach ihren bisherigen Leistungen als forde-
rungswiirdig anzusehenden Institution erscheint daher unumgénglich.
Auch die Finanzierungsgrundlage des Instituts sollte Uberprift wer-
den. Die Einrichtung von Gastlaboratorien fiir Genetiker, Entwick-
lungsphysiologen und Morphologen, die wegen der groBen Zahl
genetisch definierter Tiere dringend erforderlich ist, wird empfohlen.

F. XI. Mathematik

Die Entwicklung der Mathematik in den letzten Jahrzehnten ist durch
eine sehr starke Ausweitung sowohl auf dem Gebiet der reinen als
auch auf dem der angewandten Mathematik gekennzeichnet. Der damit
verbundene Strukturwandel hat zu einer Vertiefung gefiihrt, die die
Zusammenarbeit von Forschern derselben Arbeitsrichtung in wesent-
lich starkerem MabBe als frither erfordert. Die groflen Anstrengungen,
die namentlich in den USA, in der Sowjetunion und in Frankreich zur
Férderung der Mathematik unternommen werden, finden dort u. a.
ihren Ausdruck in der Einrichtung von Forschungszentren, an denen
die mathematische Forschung stdrkste Impulse erféhrt. Es ist daher
schon fast zur Regel geworden, daB hoch qualifizierte Nachwuchs-
krafte fiir einige Zeit ins Ausland gehen, um sich dort in neue For-
schungsgebiete einzuarbeiten. Die zunehmende Spezialisierung er-
fordert aber auch Kontakte unter Forschern verschiedener Arbeits-
richtungen. Das trifft besonders fiir die angewandte Mathematik und
fiir Grenzgebiete zu, die in wachsendem MaBe an Bedeutung ge-
winnen. In der Bundesrepublik besteht ein besorgniserregender Man-
gel an Mathematikern, die fahig und bereit sind, sich diesem Proble-
men zu widmen.

Bei der angespannten Nachwuchslage wiirde die Errichtung eines
hochschulfreien Forschungszentrums mit langfristigen Forschungs-
programmen auf sehr groBe Schwierigkeiten stoBen. Auf weite Sicht
sollte aber die Griindung eines solchen mathematischen Zentral-
instituts vorgesehen werden. Zur Zeit steht fiir die allgemeine mathe-
matische Forschung auBerhalb der Hochschulen als einzige Einrichtung
das Mathematische Forschungsinstitut in Oberwolfach (Nr.171) zur
Verfiigung. Die notwendige Intensivierung der mathematischen For-
schung macht es daher dringend erforderlich, diese in ihrer Art in der
Bundesrepublik einmalige Einrichtung zu erhalten und weiter zu
férdern. Es wird empfohlen, daB das Institut im bisherigen Rahmen
weiter arbeitet und nicht an eine Hochschule angeschlossen wird.
Hauptaufgabe des Instituts ist es, Spezialgebiete der reinen und an-
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gewandten Mathematik und ihrer Grenzgebiete auf internationaler
Basis zu pflegen, wobei seine abgeschiedene Lage der vertieften wis-
senschaftlichen Zusammenarbeit besonders dienlich ist. Das Institut
genieBt im Ausland hohes Ansehen und hat als Vorbild fir Einrich-
tungen dhnlicher Art gedient.

Der fiir die Fortfiihrung der Aufgaben notwendige Ausbau durch ein
Gadstehaus und die vorgesehenen kleineren Umbauten werden befiir-
wortet. Die wissenschaftliche Leitung sollte wie bisher von einem
Ordinarius einer Universitit wahrgenommen werden, der in seiner
Arbeit von einem wissenschaftlichen Beirat wirksam zu unterstiitzen
ist. Fiir die organisatorische Leitung wird die Einstellung eines haupt-
amtlichen Mitarbeiters, der Mathematiker ist, empfohlen. Ihm sollen
einige wissenschaftliche Hilfskrafte fiir die Betreuung der Bibliothek
und die Herausgabe der Ergebnisberichte sowie das notwendige Ver-
waltungs- und Betriebspersonal zur Verfiigung stehen.

Die Sicherung der fortdauernden Finanzierung ist dringend erforder-
lich, Der der Aufgabenstellung nach internationale Charakter des In-
stituts laBt dabei wie bisher eine Beteiligung des Bundes als notwen-
dig erscheinen. Auch sollten ausreichende Mittel vorhanden sein, um
langere Forschungsaufenthalte von Wissenschaftlern eines Spezial-
gebietes im Institut zu ermdglichen.

Die Entwicklung der elektronischen Rechentechnik und ihre stdndig
wachsende Bedeutung fiir zahlreiche Gebiete der Forschung erfordern
Institute, in denen Probleme bearbeitet werden konnen, welche GroB-
anlagen voraussetzen. Das Rheinisch-Westfédlische Institut fiir Instru-
mentelle Mathematik in Bonn (Nr. 169) verfiigt {iber eine moderne,
leistungsfdhige Datenverarbeitungsanlage und eine groBe Integrier-
anlage. Hauptaufgabe ist neben dem Betrieb der Anlagen eine um-
fangreiche Forschungstédtigkeit auf dem Gesamtgebiet der instrumen-
tellen Mathematik mit besonderer Berilicksichtigung der wissenschaft-
lichen Probleme der Datenverarbeitung in den verschiedensten
Wissensgebieten. Daneben werden wichtige Aufgaben der Nach-
wuchsférderung und der Ausbildung von nichtwissenschaftlichem Per-
sonal wahrgenommen. Die weitere Férderung des Instituts wird emp-
fohlen. Es sollte in seinem Status wie bisher unabhédngig von der
Hochschulverwaltung bleiben. :

Neben den lokalen Rechenzentren der Hochschulen und den regio-
nalen Zentren in oder an den Hochschulen ist fiir Aufgaben auf dem
Gebiet der Rechenanlagen das Deutsche Rechenzentrum in Darmstadt
(Nr. 170) geschaffen worden. Da sich die Anforderungen der mathe-
matischen, naturwissenschaftlichen und technischen Benutzer an die
Leistungsfdhigkeit der Rechenanlagen stdndig erhéhen und der
nichtnumerischen Datenverarbeitung in wachsendem MaBe Bereiche
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erschlossen werden, die den Einsatz groBer Anlagen zur Vor-
aussetzung haben, ist trotz des notwendigen und bereits teilweise
erfolgten Ausbaus der Hochschulzentren die Bedeutung dieser zen-
tralen Einrichtung fiir die Forschung nicht geringer geworden. Das
zeigt sich u.a. in der stdndig steigenden Inanspruchnahme, die in
nachster Zeit eine weitere Steigerung der Leistungsfahigkeit der An-
lage notwendig macht. Bei dem raschen Fortschritt in der technischen
Entwicklung zwingt der erhebliche personelle und finanzielle Auf-
wand zu einer Konzentration der Krafte.

Hauptaufgabe des Rechenzentrums ist es, alle Probleme zu iiberneh-
men, welche in den lokalen Zentren nicht bearbeitet werden kénnen.
Dazu gehdren u. a. langlaufende Routinerechnungen mit festen Pro-
grammen, die die Hochschulzentren zu stark belasten, und Arbeiten,
die zu ihrer Durchfiilhrung eine Gerdteausstattung benétigen, welche
an anderen Stellen nicht vorhanden ist. AuBerdem missen umfang-
reiche Neuerungen und Verbesserungen beim Einsatz von Rechen-
anlagen zentral erprobt werden kdnnen. Es lassen sich ferner die-
jenigen Forschungsaufgaben allgemeinen Charakters, vor allem auch
nichtnumerischer Art, durchfithren, welche im Interesse der gesamten
Forschung in Angriff genommen werden miissen, an den Hochschul-
zentren aber keine Bearbeitung finden. SchlieBlich hat das Deutsche
Rechenzentrum die Aufgabe, als zentrale Stelle den Programm-
austausch zu ermdglichen. Die Frage, ob neben den Hochschulzentren
heute noch ein allgemeines hochschulfreies Rechenzentrum notwen-
dig ist, ist aus den genannten Griinden zu bejahen. Es wird daher ein
den jeweiligen Aufgaben entsprechender Ausbau empfohlen.

Bei der Bayerischen Akademie der Wissenschaften wurde ein Rechen-
zentrum gegrindet, das neben der Aufgabe, den Rechenbedarf der
Akademie und der Miinchener Hochschulen zu decken, in erheblichem
Umfang wissenschaftliche Arbeit auf dem Gebiet der Entwidklung
von Programmiersprachen, Ubersetzerprogrammen und Betriebs-
systemen geleistet hat. Eine Forderung dieser fiir die Entwicklung
des elektronischen Rechnens sehr bedeutsamen Forschungsstdtte wird
empfohlen.

F. XII. Physik?)

Die Physik befindet sich in einer vielseitigen und schnellen Entwick-
lung. Die Methoden und die Ergebnisse der physikalischen Forschung
sind Grundlagen fiir weite Bereiche der Naturwissenschaften und
der Technik geworden und bestimmen die Arbeit auf diesen Gebieten.
Zugleich macht die Entwicklung der physikalischen Forschung vielfach

1) ygl. Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Lage der
Physik. Wiesbaden 1958.
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Anlagen und einen Aufwand an Mitteln und Personal erforderlich,
die den Rahmen des bisher Ublichen weit iberschreiten. Das gilt vor
allem fir die Anlagen der GroBforschung, die in dem hier behan-
delten Bereich eine besondere Gruppe von Einrichtungen bilden. Es
handelt sich um das Institut fiir Plasmaphysik in Garching, das
Deutsche Elektronen-Synchrotron (DESY) in Hamburg und die Kern-
forschungszentren in Jilich und in Karlsruhe. Fiir die Entwicklung ist
auf verschiedenen Gebieten weiterhin charakteristisch, daB physi-
kalische und ingenieurwissenschaftliche Forschung ineinander iiber-
gehen und daB zugleich der ProzeB der Nutzbarmachung physika-
lischer Erkenntnisse fiir die technische Anwendung einen immer
schnelleren Verlauf nimmt,

Eine weitere Gruppe von Instituten besteht im wesentlichen aus den
der Grundlagenforschung gewidmeten Instituten der Max-Planck-Ge-
sellschaft (vgl. S. 31 ff.), wie z. B. dem Max-Planck-Institut fiir Physik
und Astrophysik in Miinchen, dem Max-Planck-Institut fir Biophysik
in Frankfurt, dem Max-Planck-Institut fiir Kernphysik in Heidelberg.

SchlieBlich ist eine dritte Gruppe von Instituten dadurch gekennzeich-
net, daB in ihnen Spezialfragen behandelt werden, die im Grenzbe-
reich zwischen Physik und Technik liegen. Die Institute dienen u. a.
der Nutzbarmachung physikalischer Erkenntnisse fiir die Technik und
befassen sich mit der Methode und mit Einzelfragen dieser Umsetzung.
Dem entspricht es, daB in verschieden starkem AusmaB die Indu-
strie oder andere Interessenten an der Finanzierung beteiligt sind. Als
Beispiele fiir derartige Einrichtungen seien genannt: das Max-Planck-
Institut fiir Eisenforschung in Diisseldorf, das Forschungsinstitut fiir
Edelmetalle und Metallchemie in Schwdbisch-Gmiind und die Gesell-
schaft zur Forderung der Glimmentladungsforschung in Kéln.

Vor allem im Bereich der sogenannten GroBforschung werden wich-
tige physikalische Probleme auch der Grundlagenforschung schwer-
punktmadBig in Instituten auBerhalb der Hochschulen bearbeitet. Je-
doch miissen die Hochschulen auch auf diesen Gebieten in der Lage
sein und bleiben, ihren Studenten eine anspruchsvolle Ausbildung zu
vermitteln. Es miissen deshalb alle Wege beschritten werden, um die
Beziehungen zwischen den Anlagen der GroBforschung und den Hoch-
schulen so eng und so vielfdltig wie moglich zu gestalten. Dazu ge-
horen der Austausch des Personals und die sonstige wissenschaftliche
Zusammenarbeit jeder Art, z.B. die Einbeziehung von Hochschul-
Gastgruppen in die wissenschaftliche Arbeit an den Einrichtungen der
Grobforschung (vgl. S. 42, 45).

Eine erfolgreiche Zusammenarbeit setzt voraus, daB die Gastgruppen
auch in ihren Herkunftsinstituten an der Forschung teilnehmen und
mit den bei der Benutzung der Einrichtungen auftretenden Problemen
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bereits voll vertraut sind. Hierzu miissen sie experimentelle Erfah-
rungen sammeln. Aus diesen Griinden ist es notwendig, daB die Hoch-
schulen mit kleineren Einrichtungen dieser Art (z. B. Forschungsreak-
toren, Teilchenbeschleunigern) ausgestattet werden. Die Kostspielig-
keit dieser Einrichtungen zwingt allerdings dazu, sie schwerpunkt-
mébBig auf die Hochschulen zu verteilen.

Die vielseitige und schnelle Entwicklung der Physik bringt es mit sich,
daB manche neuen Teilgebiete nicht ausreichend bearbeitet werden.
Besonders einige Randgebiete und Bereiche, die liber die Grenzen
von dlteren Disziplinen hinausgreifen, sind vernachlassigt. So sind in
den letzten Jahren vor allem die Probleme des festen Aggregatzu-
standes — weithin als ,Festkorperphysik” bezeichnet —, die Physik
und die Chemie der Grenzflichen, die direkte Umwandlung von che-
mischer Energie und Wirmeenergie in elektrische Energie in den
Brennpunkt des Interesses geriickt. Es wird empfohlen, diese Gebiete
nachdriicklich zu férdern; das kann sowohl in Spezialinstituten, die
eine intensive Bearbeitung in einem ganz auf die Pflege des Gebietes
ausgerichteten Kreis von Forschern ermdglichen, als auch in For-
schungsgruppen der Hochschulen, in denen Gelehrte verschiedener
Fachrichtungen zusammenarbeiten, geschehen. Die Forschung auf dem
Gebiet der MeBtechnik (Metrologie) bedarf ebenfalls einer kraftigen
Anregung; die Forschungsaufgabe der Physikalisch-Technischen Bun-
desanstalt in Braunschweig (Nr. 182) sollte mehr als bisher anerkannt
werden (s. S. 169 £.).

XII. 1. Physik, besonders Strahlen- und Kernphysik

Einen Uberblick iiber die Pldne zur Erforschung und Nutzung der
Kernenergie in der Bundesrepublik, der im wesentlichen noch heute
giiltig ist, gibt das ,Atomprogramm der Bundesrepublik Deutschland
1963—1967" 1), das von der Deutschen Atomkommission ausgearbeitet
und im Friithjahr 1963 vorgelegt worden ist. Der Uberblick erstreckt
sich auch auf die Kernphysik (a.a.O., S.5f); auf dieses Programm
wird Bezug genommen.

Kernphysik und Hochenergiephysik sind unmittelbar aufeinander an-
gewiesen, auch wenn sie grundsatzlich verschiedene Forschungsauf-
gaben haben. Fiir die Hochenergiephysik sollte daher keine neue
eigene Organisation gegriindet werden, sondern die erforderlichen
Institute und Anlagen sollten, soweit sie nicht in die Hochschulen
einbezogen werden kénnen, in die vorhandenen Zentren aufgenom-
men werden. Das gilt besonders fiir den nachdriicklich empfohlenen
Bau eines leistungsstarken Beschleunigers — in der Diskussion sind

1) Sonderdruck aus dem Taschenbuch fiir Atomfragen 1963/64, heraus-

geben vom Bundesminister fiir wissenschaftliche Forschung. Bad Godes-
berg 1963.
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gegenwadrtig ein Protonenbeschleuniger als Mesonenfabrik und ein
Beschleuniger neuen Typs —, fiir den sowohl die Kernforschungs-
anlagen in Jilich und in Karlsruhe als auch das Deutsche Elektronen-
Synchrotron in Hamburg in Frage kommen. In diesem Bericht sind die
Uberlegungen zu weiteren Anlagen mit einer um GréBenordnungen
starkeren Leistung nicht beriicksichtigt. Sie kénnen nur auf internatio-
naler Ebene verwirklicht werden.

In dem behandelten Bereich arbeiten vier Anlagen der GroBforschung
und sechs weitere Einrichtungen, die zum Teil ebenfalls einen erheb-
lichen Umfang besitzen.

Die Kernforschungsanlage Jiilich des Landes Nordrhein-Westfalen
(Nr. 177) hat die Rechtsform eines eingetragenen Vereins. Mitglieder
des Vereins sind auBer dem Land Nordrhein-Westfalen als Trager-
mitglied vor allem die wissenschaftlichen Hochschulen im Lande.
Darin kommt zum Ausdruck, daB die Anlage auch allen Hochschulen
des Landes dienen soll,

Die Kernforschungsanlage verfolgt zwei Hauptziele. Sie soll die Hoch-
schulen und andere Forschungseinrichtungen des Landes im Hinblick
auf die Durchfiihrung von Aufgaben ergdnzen, fiir die die besonderen
Einrichtungen der Anlage — wie Forschungsreaktoren, Laboratorien
zur Behandlung hochaktiver Substanzen, Strahlenschutzeinrichtungen
und dergleichen —, die an anderen Stellen nicht zur Verfiigung stehen,
notwendig sind. Sie soll die Entwicklung von Kernreaktoren zur
Energiegewinnung férdern. Dabei wendet sie sich nur den Problemen
zu, die von allgemeiner Bedeutung sind, und von anderen Stellen —
einschlieBlich der Industrie — nicht aufgegriffen werden kénnen.

Mit dem Bau der Anlage wurde im Jahre 1958 begonnen, Die Gesamt-
investitionen werden zur Zeit auf etwa 650 Mill. DM veranschlagt.
Der Aufbau soll in den Jahren 1967/68 abgeschlossen sein. Die In-
vestitionskosten werden ganz iiberwiegend vom Lande Nordrhein-
Westfalen getragen. Vorgesehen ist, daB der Bund sich an den Kosten
fiir Bauten und Ersteinrichtungen mit einem Gesamtbetrage bis zu
45 Mill. DM beteiligt. Die Betriebskosten werden ganz vom Land
Nordrhein-Westfalen getragen. Der Betriebshaushalt betrdgt bei der
jetzigen Belegschaftsstdrke etwa 50 Mill. DM jahrlich.

Die Kernforschungsanlage hatte Ende 1963 etwa 2200 Beschaftigte.
Nach AbschluB des Aufbaues der Anlage ist mit 3000 bis 4000 Mit-
arbeitern — darunter etwa 20°%o Wissenschaftlern — zu rechnen.

Die Kernforschungsanlage ist gegliedert in Wissenschaftliche Insti-
tute, Wissenschaftliche Gemeinschaftseinrichtungen und Technische
Gemeinschaftseinrichtungen. In der Ubersicht sind die vorhandenen
oder im Bau befindlichen Einrichtungen aufgefiihrt, AuBerdem sind
Institute fiir Chemische Technologie, Kernphysik, Landwirtschaft,

160




Neutronenphysik und Technische Physik geplant. Arbeitsgruppen
dieser Institute sind bereits tdtig, zum Teil als Gaste in Instituten
an anderen Orten,

Folgende wissenschaftliche Gemeinschaftseinrichtungen sind geplant:
Chemie-Zellen, Chemische Analyse, Elektronik, ein gepulster For-
schungsreaktor PARACELSUS, Zentralinstitut fiir Angewandte Mathe-
matik, Zentralinstitut fiir Reaktorexperimente. Auch hier sind ent-
sprechende Arbeitsgruppen bereits tatig.

Auf dem Gebiet der Hochenergiephysik besteht eine Arbeitsgemein-
schaft mit den entsprechenden Einrichtungen (Teilchenbeschleuniger)
der Universitat Bonn.

In unmittelbarer Anlehnung an die Anlage wird im Auftrage der
Arbeitsgemeinschaft Versuchsreaktor, einem ZusammenschluB von
Energieversorgungsunternehmen, ein Versuchsreaktor errichtet, der
unmittelbar Nutzen aus der Nachbarschaft der verschiedenen Einrich-
tungen der Kernforschungsanlage ziehen kann.

Ein Assoziierungsvertrag mit EURATOM hat die Weiterentwicklung
des Thorium-Hochtemperaturreaktors (THTR) zum Ziel. Es ist vor-
gesehen, daB in gleicher Weise weitere Prototyp-Reaktoren innerhalb
der Anlage oder in unmittelbarer Anlehnung errichtet werden.

Ein GroBexperiment des Instituts fiir Plasmaphysik der Kernfor-
schungsanlage wird im Rahmen eines weiteren Assoziierungsver-
trages mit EURATOM durchgefiihrt.

Ahnlich wie bei anderen Kernforschungszentren vergleichbaren Aus-
maBes werden sich in Zukunft auch die Institute der Kernforschungs-
anlage Jiilich in wachsendem Umfang an groBen zentralen Aufgaben
beteiligen miissen. Hierbei stehen zwei Aufgaben im Vordergrund,
einmal die Entwicklung und gegebenenfalls der Bau eines Thorium-
briiters, zum anderen eine Zusammenarbeit der chemischen Institute
mit dem Ziel, die Méglichkeiten der Erzeugung spezieller chemischer
Verbindungen unter Ausnutzung der Zerfallsenergie und ihrer be-
gleitenden Strahlungen im Reaktor experimentell auf breiter Basis
zu priifen.

Die Pldane fiir die kiinftige wissenschaftliche Arbeit der Kernfor-
schungsanlage verdienen Unterstiitzung. Das vorgesehene Baupro-
gramm ist zur Durchfiihrung der Pldne erforderlich und sollte in Gber-
schaubarer Zeit verwirklicht werden.

Das in die Rechtsform einer GmbH gekleidete Kernforschungszentrum
Karlsruhe (Nr.179) hat von vornherein eine etwas andere Arbeits-
richtung als die Kernforschungsanlage Jiilich gehabt. Wahrend Jilich
die Arbeit mit zwei Forschungsreaktoren britischer Konstruktion be-
gann, entstand das Kernforschungszentrum Karlsruhe mit dem Ziel,
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selbst einen Forschungsreaktor zu entwidkeln und zu bauen. Die An-
fange hierfiir waren in dem Max-Planck-Institut fiir Physik in Gottin-
gen, jetzt in Miinchen, gelegt worden. Fiir den Bau des ersten For-
schungsreaktors brachte die Industrie die Halfte der Mittel auf.
Inzwischen hat sie ihre Anteile der Gesellschaft fiir Kernforschung
m. b. H. iibertragen, deren Gesellschafter zu 75 % die Bundesrepublik
Deutschland und zu 25 %6 das Land Baden-Wiirttemberg sind.

Das Kernforschungszentrum pflegt eine enge Zusammenarbeit mit den
umliegenden Hochschulen, insbesondere der Technischen Hochschule
Karlsruhe und der Universitdt Heidelberg. Mehrere hauptamtliche
Institutsleiter der Kernforschungsanlage sind zugleich Lehrstuhlin-
haber der benachbarten Hochschulen; im Geldnde des Kernforschungs-
zentrums befinden sich mehrere Hochschulinstitute. So kommt eine
enge Verbindung in Forschung und Lehre zwischen dem Zentrum und
den Hochschulen zustande. Es ist zu empfehlen, diese Form der Zu-
sammenarbeit in Zukunft weiter auszubauen.

Innerhalb des Zentrums bilden die Leiter der gréBeren wissenschaft-
lichen und technischen Einrichtungen einen ,Wissenschaftlichen Rat”,
der als eine Art von wissenschaftlichem Selbstverwaltungsgremium
die Erfolgschancen der wissenschaitlich-technischen Tétigkeit des
Forschungszentrums zu beurteilen hat, also in erster Linie die For-
schungsprogramme berdt und der Geschaftsleitung entsprechende
Vorschlage macht. Es sollte gepriift werden, ob und in welcher Weise
die Stellung des Wissenschaftlichen Rates allmihlich iiber die eines
lediglich beratenden Gremiums hinauswachsen kann.

Aufgaben des Kernforschungszentrums sind die Gewinnung, Samm-
lung und Auswertung wissenschaftlicher und technischer Kenntnisse
und Erfahrungen auf dem Gebiet der Kernenergie, besonders durch
die Errichtung und den Betrieb von Forschungs-, Priif- und Versuchs-
reaktoren, sowie von Forschungs- und Entwicklungslaboratorien. Zu
den Aufgaben des Forschungszentrums gehort ferner die Férderung
der praktischen Ausbildung wissenschaftlichen und technischen Nach-
wuchses. Schwerpunkt der Aufgaben des Kernforschungszentrums soll
die Anwendung der Kernphysik sein,

Ende 1963 betrug das Anlagevermogen der Gesellschaft (einschlieB-
lich des Mehrzweckforschungsreaktors) rund 287 Mill. DM. Die Ge-
samtkosten fir den Aufbau der Anlage wurden 1963 auf rund 500 Mill,
DM geschétzt, In dieser Summe sind die Kosten fiir das im Kernfor-
schungszentrum errichtete Europdische Institut fiir Transurane nicht
enthalten. Die Investitionsmittel der Gesellschaft werden iiberwiegend
vom Bund aufgebracht, das Land Baden-Wiirttemberg hat sich ver-
pflichtet, 65 Mill. DM beizusteuern. Die Betriebskosten der Gesell-
schaft betrugen 1962 rund 34 Mill. DM und 1963 rund 43 Mill. DM;
flir 1964 sind sie auf rund 49 Mill. DM veranschlagt.
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Die Gesellschaft hatte Ende 1963 etwa 2150 Mitarbeiter, von denen
rund 450 Wissenschaftler und rund 1000 Techniker waren; fiir den
Endausbau sind rund 3000 Mitarbeiter vorgesehen.

Das Kernforschungszentrum ist in den wenigen Jahren seit seiner
Griindung funktionsfdhig geworden. Der selbst entwickelte For-
schungsreaktor FR 2 arbeitet mit voller Leistung. Die weitere Arbeit
des Zentrums ist zu einem erheblichen Teil an dem Projekt ,Schneller
Briiter" orientiert. Als Hilfseinrichtungen fiir die Schnellbriiterent-
wicklung werden in Karlsruhe die Anlagen SUAK (Schnelle Unter-
kritische [gepulste] Anordnung Karlsruhe), STARK (Schnell-Thermi-
scher Argonaut-Reaktor Karlsruhe) und SNEAK (Schnelle Nullenergie-
Anordnung Karlsruhe) errichtet. Gemeinsam mit einer amerikanischen
Gruppe wird der schnelle Versuchsreaktor SEFOR (Southwest Exper-
imental Fast Oxide Reactor) geplant, Fiir die Entwicklung des Brut-
reaktors will EURATOM sehr erhebliche Betrdge bereitstellen.

Auf dem Geldnde des Forschungszentrums wird im Auftrag der Ge-
sellschaft fiir Kernforschung unter Beteiligung einer Gruppe von Elek-
trizitdtsversorgungsunternehmen ein Mehrzwedk-Forschungsreaktor
errichtet, der 1965 in Betrieb genommen werden soll.

Die Tatigkeit des Kernforschungszentrums Karlsruhe kann sich aber
nicht auf die an den genannten Projekten orientierte Forschung be-
schranken, sondern soll sich auch den Aufgaben zuwenden, die auf
den Gebieten der Kernphysik, der Kerntechnik, der Materialpriifung,
der Festkorperforschung, der Radiochemie, der Heilen Chemie, der
Strahlenbiologie usw. liegen.

Die geplanten Forschungsvorhaben verdienen Zustimmung und soll-
ten durchgefiihrt werden. Bei dem weiteren Ausbau der Kernfor-
schungsanlage sollte darauf geachtet werden, Zahl und Umfang der
Vorhaben so abzustimmen, daB zu ihrer Durchfiihrung die optimale
Grofie der Forschungsanlage erhalten bleiben kann.

Eine enge und regelmdlBige Zusammenarbeit der beiden Kernfor-
schungsanlagen Jiilich und Karlsruhe wird zunehmend wichtig, damit
unerwiinschte Parallelarbeit vermieden werden kann. Es sollte ge-
priift werden, wie die Zusammenarbeit organisatorisch am besten
gestaltet werden kann.

Das Deutsche Elektronen-Synchrotron DESY in Hamburg (Nr. 175) ist
als Stiftung des privaten Rechts vom Bund und von der Freien und
Hansestadt Hamburg errichtet worden. Die Richtlinien fiir die wissen-
schaftliche Arbeit bestimmt ein Wissenschaftlicher Rat aus bis zu
36 Mitgliedern, meist Physikern der wissenschaftlichen Hochschulen.
In geschaftlichen Angelegenheiten von besonders groBer finanzieller
Tragweite und liber den Haushaltsplan entscheidet ein Verwaltungs-
rat, der die Stifter vertritt.
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Aufgaben von DESY sind der Bau und der Betrieb eines Beschleuni-
gers zur physikalischen Grundlagenforschung auf dem Gebiet der
Elementarteilchen. Der Beschleuniger, ein Elektronensynchrotron fir
mindestens 6 Milliarden eVolt hat 1964 seinen Betrieb aufgenommen.
Seine Endenergie soll nach einer gewissen Betriebserfahrung auf
7,5 Milliarden eVolt gesteigert werden. Damit wiirde DESY zu den
grébten und leistungsfahigsten Elektronenbeschleunigern der Welt
gehdren.

Die Anlagen von DESY stehen auch auswdrtigen Forschungsgruppen
zur Benutzung offen; Durchfiihrung und Auswertung der geplanten
Hochenergie-Experimente sollen zu einem wesentlichen Teil in den
Hénden solcher Besuchergruppen liegen. Es zeigt sich allerdings, daB
die Vorbereitung derartiger Experimente langere Zeit in Anspruch
nimmt und eine stdarkere Beteiligung der stiandigen Mitarbeiter er-
forderlich macht, als urspriinglich angenommen wurde.

Die gesamten Investitionskosten betrugen 110 Mill. DM, an denen
sich der Bund mit 83 Mill. DM und die Freie und Hansestadt Hamburg
mit 17 Mill. DM beteiligten. Die restlichen 10 Mill. DM hat die Stiftung
Volkswagenwerk zur Verfligung gestelit.

Die Kosten fiir die Vorbereitung der ersten Experimente haben sich
Bund und Ldnder zu je 50 %o geteilt, wobei sich der Anteil der einzel-
nen Ldnder nach dem Konigsteiner Schliissel bemiBit. Fiir 1965, das
erste volle Betriebsjahr, sind die gesamten laufenden Kosten mit
28 Mill. DM veranschlagt. Der Stellenplan sieht fiir 1965 etwa 600
Beschadftigte vor. Davon werden zwei Drittel benoétigt, um die Anlage
zu warten und in Betrieb zu halten, ein Drittel kann fir die eigent-
lichen Forschungsaufgaben eingesetzt werden. In diesen Zahlen ist
auch das technische Hilfspersonal fiir die bei DESY arbeitenden
Besuchergruppen enthalten,

Da die experimentelle Elementarteilchenphysik sich im Grenzbereich
des technisch Moglichen bewegt, werfen die Arbeiten zur Verbes-
serung des Beschleunigers immer wieder neue technische Probleme
auf. Ohne Weiterentwicklung der experimentellen Apparate und der
Datenverarbeitungsmethoden kénnte DESY im internationalen Weti-
bewerb nicht Schritt halten. Fiir das Gedeihen der Elementarteilchen-
physik ist das Zusammenwirken von technischer und wissenschaft-
licher Arbeit entscheidend.

Mit der zunehmenden Ausnutzbarkeit des Beschleunigers wird eine
Steigerung der Stellenzahl und der laufenden Kosten um 10 bis 20 %o
pro Jahr notwendig werden. Eine wesentliche Rolle werden dabei die
Auswertegruppen spielen, die heute schon an mehreren Instituten
Deutschlands bestehen. Bisher haben sie sich vorwiegend mit der
Auswertung und Interpretation von Daten befaBt, welche aus dem
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europdischen Beschleunigerzentrum CERN in Genf und von anderen
auslandischen Beschleunigern stammen. Damit ohne Minderung der
internationalen Zusammenarbeit auch alle bei DESY gewonnenen
Daten ausgewertet und gedeutet werden kénnen, muB die Leistungs-
fahigkeit dieser Gruppen durch die Modernisierung ihrer Ausriistung
erhoht werden.

Das Institut fiir Plasmaphysik in Garching (Nr. 173) ist von der Max-
Planck-Gesellschaft als Gesellschaft mit beschrédnkter Haftung ge-
grindet worden. Es ist aus dem Max-Planck-Institut fiir Physik und
Astrophysik in Miinchen hervorgegangen und mit diesem wissen-
schaftlich und personell eng verbunden. Das kommt u, a. darin zum
Ausdrucdk, daB die ,Wissenschaftliche Leitung” des Instituts ein kolle-
giales Gremium ist, dem nicht nur die Leiter der 5 Abteilungen des
Instituts, sondern auch die Direktoren des Max-Planck-Instituts fiir
Physik und Astrophysik angehoren,

Das Institut hat die Aufgabe, Forschungen auf dem Gebiet der Plasma-
physik und den angrenzenden Gebieten zu betreiben sowie die fiir
diese Forschungsarbeiten erforderlichen Methoden und Hilfsmittel zu
entwidkeln. Damit gehort es — unabhédngig von der mdoglicherweise
groBen technischen und wirtschaftlichen Bedeutung seiner Arbeit —
ganz in den Bereich der Grundlagenforschung.

Die Investitionen der ersten Aufbaustufe des Instituts, die im wesent-
lichen bis Ende 1965 abgeschlossen sein soll, belaufen sich voraus-
sichtlich auf rund 90 Mill. DM. Die Zahl der Beschiftigten, die Ende
1963 rund 500 betrug, wird dann auf etwa 700 steigen. Die BaumaB-
nahmen werden allein durch den Bund finanziert, von den tubrigen
einmaligen Ausgaben entfallen rund zwei Drittel auf den Bund und
rund ein Drittel auf EURATOM. Die fortdauernden Ausgaben, die fiir
1964 auf rund 11 Mill. DM veranschlagt sind, werden zu etwa je einem
Drittel von Bund, Landern und EURATOM getragen.

Ausgehend von der starken Beteiligung des Bundes an den einmali-
gen Ausgaben des Instituts, besonders von seiner ausschlieBlichen
Finanzierung aller BaumaBnahmen, hat der Bund auf Verlangen des
Haushaltsausschusses des Bundestages den Wunsch geltend gemacht,
mit einem Anteil an der das Institut tragenden GmbH beteiligt zu
werden. Die Losung sollte an dem Grundsatz orientiert werden, daf
es bei einer Forschungseinrichtung in erster Linie darauf ankommt,
moglichst gute Voraussetzungen fiir die wissenschaftliche Arbeit zu
schaffen: alle organisatorischen MafBnahmen hinsichtlich der Rechts-
form usw. sind an diesem Ziele auszurichten.

Bedingt durch die wissenschaftliche Zielsetzung hat sich ein Arbeits-
stil entwickelt, der innerhalb des Instituts durch die enge Verbindung
zwischen Experimentalphysikern, Theoretikern und Ingenieuren, nach
aullen durch lebhafte Kontakte zu anderen Forschungseinrichtungen
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im In- und Ausland gepréigt ist. So hat das Institut auf Grund eines
Assoziierungsvertrages mit EURATOM fiir ein gemeinsames For-
schungsprogramm auf dem Gebiet der Plasmaphysik eine ,Ge-
meinsame Forschungsgruppe” gebildet, der auch Angestellte von
EURATOM angehéren. Hierdurch werden der Personen- und Erfah-
rungsaustausch mit anderen Vertragspartnern der EURATOM und die
Verbindung zu einschligigen Forschungseinrichtungen im Ausland
weiter intensiviert.

Die Arbeiten des Instituts konzentrieren sich in wachsendem Umfang
auf die Herstellung sehr heiBer und dichter Plasmen und ihre Stabili-
sierung fiir hinreichend lange Zeiten. Damit sollen die Bedingungen
fiir eine energieliefernde kontrollierte thermonukleare Fusion ge-
schaffen werden.

Die als notwendig zu bejahende weitere Férderung dieser Pldne wird
voraussichtlich erhebliche Aufwendungen erfordern, da das Plasma
ein extremer Zustand der Materie ist und da demgemdfl auch an die
technischen Hilfsmittel ganz extreme Forderungen gestellt werden,
die hdufig weit iiber den derzeitigen Stand der Technik hinausgehen.

Von den weiteren Einrichtungen sind die Gesellschaft fiir Strahlen-
forschung und die Isotopen-Studiengesellschaft eng mit dem Kern-
forschungszentrum Karlsruhe verbunden.

In der Gesellschaft fiir Strahlenforschung in Miinchen (Nr. 180), die
Forschungen auf dem Gebiet der ionisierenden Strahlen betreibt und
deren alleiniger Gesellschafter der Bund ist, sind mehrere Forschungs-
einrichtungen aus diesem Aufgabenbereich vereint. Das Institut fiir
Strahlenschutz in Neuherberg bearbeitet praktische Strahlenschutz-
fragen und befaBt sich mit Ausbildungs- und Fortbildungsvorhaben
auf dem medizinisch-biologischen Gebiet des Strahlenschutzes. Das
Institut fiir Biologie erforscht die Wirkungen ionisierender Strahlen
auf Lebewesen. Ein Institut fiir Strahlenhdamatologie mit Arbeits-
gruppen in Miinchen und Freiburg ist im Aufbau; seine Forschungs-
vorhaben werden in Zusammenarbeit mit EURATOM durchgefiihrt.
Ferner besteht eine Forschungsgruppe filir Tieflagerung radioaktiver
Abfille.

Die Einrichtungen der Gesellschaft sind somit der dringend notwendi-
gen, aber bisher in der Bundesrepublik nicht geniigend entwickelten
Strahlenschutzforschung gewidmet und haben deshalb besondere Be-
deutung. Die in den Instituten gepflegte enge Zusammenarbeit zwi-
schen Biologen, Chemikern, Medizinern, Physikern wirkt sich frucht-
bar auf die Untersuchungen aus. Die Institute sollten weiter ausgebaut
werden.

Der auf dem gesamten Gebiet der Strahlenschddigungs- und Strahlen-
schutzforschung erforderliche Umfang an biochemischen und chemi-
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schen Untersuchungen kann nur durch die Pflege dieser Gebiete an
mehreren Stellen und durch eine intensive internationale Zusammen-
arbeit erreicht werden.

Das Institut der Isotopen-Studiengesellschaft (Nr.178) befindet sich
auf dem Geldnde der Karlsruher Kernforschungsanlage und sollte
an diesem Ort erhalten bleiben, weil so der Erfahrungsaustausch mit
den Karlsruher Instituten gewdhrleistet ist und ihre experimentellen
Hilfsmittel zur Verfiigung stehen. Das Institut wiirde seiner eigent-
lichen Aufgabe, Forschungen iiber die Anwendung der Isotope auf
verschiedenen Gebieten zu betreiben, noch besser gerecht werden
koénnen, wenn es von einem hauptamtlichen Direktor geleitet wiirde.

Das Max-Planck-Institut fiir Physik und Astrophysik in Miinchen
(Nr. 181) hat fiir die Entwicklung der kernphysikalischen Forschung in
Deutschland weitreichende Bedeutung gehabt. In dem Institut sind die
ersten Anfange des Reaktorbaus gelegt worden; die erste Arbeits-
gruppe fiir Reaktorbau in Karlsruhe ist aus ihm hervorgegangen.
Seine Arbeit hat sich immer wieder auf neue Bereiche der Forschung
ausgedehnt, So hat es zundchst die astrophysikalische Forschung auf-
genommen, die zur Griindung eines eigenen Instituts fiir Astrophysik
und in der weiteren Folge des Instituts fiir Extraterrestrische Physik
gefiihrt hat. Sodann hat es sich der Forschung auf dem Gebiet der
theoretischen und experimentellen Plasmaphysik mit solcher Intensi-
tat zugewandt, daB die GroBe der Forschungsanlagen die Griindung
des oben bereits behandelten rechtlich selbstdndigen Instituts fir
Plasmaphysik notwendig machte. Aber auch fiir die Ausbildung hat
das Max-Planck-Institut fiir Physik, z. T. in Verbindung mit der Uni-
versitdt Miinchen, eine kaum zu unterschdtzende Wirkung entfaltet.
Seine weitere intensive Forderung wird als selbstverstdandlich ange-
sehen.

Das Max-Plandk-Institut fiir Kernphysik in Heidelberg (Nr. 176) dient
neben der Forschung auch der Lehre an der Universitat Heidelberg.
Ebenso wie die beiden experimentellen Institute der Universitat bildet
es Diplomanden und Doktoranden aus. An dem Beschleuniger des
Instituts verfiigt die Universitdt iiber feste Arbeitsplatze, so dali auch
ihr die Forschungsarbeit mit energiereichen Teilchen ermdglicht wird.
Die Zusammenarbeit des Instituts mit der Universitit kann als
beispielhaft bezeichnet werden. Als neue groBere Strahlungsquelle ist
aus Mitteln des Bundes ein betriebsfertiger Van-de-Graff-Tandem-
Beschleuniger beschafft worden. Das Institut verdient weiterhin jede
Férderung. Hingewiesen sei besonders auf die wichtigen Arbeiten der
der Meteoritenforschung gewidmeten Abteilung des Instituts.

Das Hahn-Meitner-Institut fiir Kernforschung in Berlin (Nr. 172) war
schon bei seiner Griindung dazu bestimmt, der Freien Universitdt und
der Technischen Universitdt zur Verfiigung zu stehen und mit ihnen
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zusammenzuarbeiten. Die fiir die Strahlen- und Kernforschung sowie
fiir die angewandte Mathematik erforderlichen kostspieligen Gerate
sollten auf diese Weise an einer Stelle zusammengefaBt werden.
Dieser Griindungsidee entspricht es, daB die im Institut titigen Wis-
senschaftler mit beiden Universitdten verbunden sind. Das Institut
nimmt aber nicht nur Lehraufgaben wahr, sondern ist in erheblichem
Umfange in der Forschung tédtig. Ein weiterer Ausbau ist zu empfeh-
len, wenn die Verbindung zu den Hochschulen intensiviert wird.

Das Max-Planck-Institut fiir Spektroskopie, die friithere Forschungs-
stelle fiir Spektroskopie, in Gottingen (Nr. 174) ist wie so viele andere
Institute aus dem Max-Plandk-Institut fiir Physik hervorgegangen.
Das Institut ist einem besonders forderungswiirdigen Arbeitsgebiet
gewidmet, da die moderne Spektroskopie in Deutschland nicht ihrer
Bedeutung entsprechend entwicdkelt ist.

Die Gesellschaft fiir Kernenergieverwertung in Schiffbau und Schiff-
fahrt in Hamburg (Nr. 344), die sich vornehmlich mit Forschung und
Entwicklung auf dem Gebiet der Kernreaktoren unter besonderer
Beriicksichtigung ihrer Brauchbarkeit als Schiffsantrieb befaBt, ist im
Zusammenhang mit den tiibrigen Einrichtungen des Schiffbaues be-
handelt (vgl. S. 259).

XII. 2. Angewandte Physik

Im Rahmen der Max-Planck-Gesellschaft arbeiten auf dem Gebiet der
angewandten Physik das Institut fiir Metallforschung in Stuttgart und
das Institut fiir Eisenforschung in Disseldorf. Das Max-Planck-Institut
fiir Metallforschung (Nr. 190) ist iberwiegend der physikalischen und
chemischen Grundlagenforschung zur Metallkunde gewidmet und be-
treibt theoretische und experimentelle Forschungen zur Festkorper-
physik; moderne Methoden der Strukturforschung werden gepflegt
und weiterentwickelt. Eine Abteilung fiir Sondermetalle bearbeitet
Fragen der von der modernen Technik, besonders von der Kern-
technik benétigten Sonderwerkstoffe. Die Verbindung mit der Tech-
nischen Hochschule Stuttgart ist eng: mehrere der wissenschaftlichen
Mitglieder des Instituts sind zugleich Lehrstuhlinhaber der Tech-
nischen Hochschule. Das Institut verdient weitere Férderung.

Das Max-Planck-Institut fiir Eisenforschung in Diisseldorf (Nr.183)
bearbeitet &hnliche Fragen wie das Stuttgarter Institut; eine Abgren-
zung ergibt sich dadurch, daB das Diisseldorfer Institut seine Arbeit
auf Eisen und Eisenlegierungen, insbesondere technische Stdhle, be-
schrankt, wahrend in Stuttgart vorwiegend andere Metalle und Le-
gierungen behandelt werden, Das Institut ist auf dem gesamten Gebiet
der Eisenforschung von der Metallurgie bis zur physikalischen Er-
forschung von Eisen und Stahl und der Entwicklung von Priifmethoden
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tatig. Es wird — seiner groBen Bedeutung fiir die Industrie ent-
sprechend — iliberwiegend von dieser finanziert. Als Hauptgeldgeber
ibt der Verein Deutscher Eisenhiittenleute auch EinfluB auf die Arbeit
des Instituts aus, Der Téatigkeit des Instituts liegen im Vergleich zu
anderen Instituten der Max-Planck-Gesellschaft stirker technisch-
wissenschaftliche Interessen zugrunde. Es wire zu wiinschen, daB die
Finanzierung aus unabhdngigen Mitteln verstarkt wird.

In der Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft iiber For-
schung und Lehre auf dem Gebiet der Metrologie (der Wissenschaft
vom Messen)!) ist zu der Lage und den Ausbaunotwendigkeiten
dieses Gebietes Stellung genommen. Auf die grundséitzlichen Aus-
fihrungen dieser Denkschrift wird Bezug genommen. In der Denk-
schrift (S.25) sind auch Aufgaben und Leistungen der Physikalisch-
Technischen Bundesanstalt (PTB) in Braunschweig und Berlin (Nr. 182)
als dem metrologischen Staatsinstitut der Bundesrepublik gewiirdigt;
die internationale Zusammenarbeit und Arbeitsteilung der metrolo-
gischen Staatsanstalten fiir die Prazisionsmessung physikalischer
FundamentalgréBen und fiir die internationale Einheitlichkeit der
MaBeinheiten und MeBmethoden wird dort nur gestreift. Aus der in
der Denkschrift dargestellten zentralen Bedeutung der Physikalisch-
Technischen Bundesanstalt fiir die Entwicklung der Metrologie als
einer Grundlage fiir Physik, Technik, Medizin und andere Fachgebiete
ergibt sich die Notwendigkeit kontinuierlicher weiterer Férderung
von selbst. Ein Ausbau der in der Physikalisch-Technischen Bundes-
anstalt noch nicht ausreichend gepflegten Gebiete, insbesondere der
industriellen MeBtechnik und neuer Gebiete der Metrologie, die sich
aus der Entwicklung von Physik, Technik und Medizin laufend er-
geben (z. B. Messung und Definition der Strahlendosis), ist erforderlich.

Die Physikalisch-Technische Bundesanstalt war seit ihrer Griindung
im Jahre 1887 als Physikalisch-Technische Reichsanstalt eine Art
nationales Zentralinstitut, in dem besonders kostspielige GroBgerite
— wie Spektrographen grofSter Abmessungen, LingenmeBanlagen fiir
die Geoddsie, TieftemperaturmeBplédtze, Experimentiereinrichtungen
fir starke Magnetfelder, Hochspannungsanlagen, heute auch Teilchen-
beschleuniger und ein spezieller Forschungsreaktor fiir kernphysika-
lische Prdzisionsmessungen — zur Verfiigung stehen und auch von
in- und ausldndischen Gasten mitbenutzt werden. Es ist jedoch darauf
hinzuweisen, daB diese fiir bestimmte Untersuchungen notwendigen
umfangreichen Forschungsméglichkeiten aus Mangel an wissenschaft-
lichem Personal und an Mitteln bisher nicht voll ausgenutzt werden

') Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Forschung und
Lehre auf dem Gebiet der Metrologie (der Wissenschaft vom Messen),
Sonderdruck aus: Angewandte Forschung in der Bundesrepublik Deutsch-
land. 1964.
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konnen. Hier liegt ein Forschungspotential brach, das aktiviert wer-
den sollte, auch im Hinblick auf die besser genutzten Moglichkeiten
der entsprechenden Anstalten in Teddington, in Tokio und besonders
in Washington.

Eine Grenze fiir den Ausbau wird sich auch bei der Physikalisch-
Technischen Bundesanstalt durch betriebswirtschaftliche Riicksichten
ergeben miissen: Die Kooperation der Mitarbeiter der Physikalisch-
Technischen Bundesanstalt ist fiir das wissenschaftliche Gedeihen der
Anstalt notwendig und muB gewahrt bleiben. Man wird zu prifen
haben, ob bisher bearbeitete Gebiete zugunsten neuer Entwicklungen
aufgegeben werden sollten. Routinepriifungen sollten nach der Ent-
wicklung der Methoden grundsatzlich und moglichst noch mehr als
bisher an die zustdndigen Dienststellen der Lander abgegeben
werden.

Die in den Bereich Physik gehérigen drei Institute der Fraunhofer-
Gesellschaft (Nr. 184, 185, 187) haben wenig Gemeinsamkeiten. Wah-
rend das Institut fiir Physik und Chemie der Grenzflachen in Marien-
thal (Nr. 187) Querschnittsaufgaben auf dem Gebiet der Physik und
Chemie der Grenzflachen wahrnehmen soll und damit nicht auf einen
bestimmten Anwendungsbereich zugeschnitten ist, arbeiten die beiden
Institute in Freiburg (Nr. 184, 185) im wesentlichen im Auftrage des
Bundesverteidigungsministeriums und werden auch ganz liberwiegend
von diesem finanziert.

Das Institut fiir Physik und Chemie der Grenzflachen (Nr. 187) ist in
der Nachkriegszeit in Marienthal entstanden, einem Ort, wo es keine
Entwicklungsmoéglichkeiten hat und qualifizierte Wissenschaftler und
Techniker schwer zu gewinnen sind, zumal keine Verbindung zu einer
Hochschule besteht. Die Fortfithrung des Instituts an diesem Ort kann
nicht gutgeheiBen werden; seine Arbeitskapazitat sollte wegen der
Wichtigkeit der Aufgaben in eine groBere Einrichtung der gleichen
Arbeitsrichtung einbezogen werden.

Das Institut fiir Elektrowerkstoffe in Freiburg (Nr. 185) arbeitet auf
dem Gebiet der Halbleiterphysik und der Infrarot- und Hochfrequenz-
spektroskopie in Fortfiihrung von Arbeiten, die in dem Institut fir
physikalische Chemie der Universitdt Freiburg begonnen wurden. Am
Ernst-Mach-Institut in Freiburg (Nr. 184) werden Probleme der Aus-
breitung von StoSwellen und deren Einwirkung besonders auf Fest-
korper und an Schutzbauten sowie Bruchvorginge untersucht. Es
besteht eine enge Zusammenarbeit mit dem Deutsch-franzésischen For-
schungsinstitut St. Louis, an welchen neben der konventionellen Bal-
listik auch die der héheren und hichsten Atmosphére (Hyperschall-
forschung) sowie u. a. die Physik der Detonation bearbeitet werden.
In beiden Instituten werden Methoden der Kurzzeitphysik und der
Hocdhfrequenzkinomatographie angewandt.
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Es wire wiinschenswert, daB die Beziehungen des Instituts fiir Elek-
trowerkstoffe und des Ernst-Mach-Instituts — unbeschadet ihrer Ver-
bindung mit dem Bundesverteidigungsministerium — zu anderen Ein-
richtungen der Wissenschaft intensiviert werden. Daraus ergibt sich
die Notwendigkeit zu priifen, ob ein besonderer Grund dafiir vor-
handen ist, daB die Arbeiten des Instituts fiir Elektrowerkstoffe nicht
in dem Universitdtsinstitut durchgefiihrt werden, mit dessen Tétigkeit
sie sich inhaltlich decken. Die Arbeitsgebiete der beiden genannten
Institute der Fraunhofer-Gesellschaft verdienen weitere Férderung,
deren AusmaB jedoch nicht allein von dem Interesse des Bundes-
verteidigungsministers abhdngig gemacht, sondern nach der wissen-
schaftlichen Bedeutung ihrer Aufgabe bemessen werden sollte.

Die Arbeitsergebnisse des Forschungsinstituts fiir Edelmetalle und
Metallchemie in Schwébisch-Gmiind (Nr. 189) besitzen unmittelbare
Bedeutung fiir die Industrie, die es mit Zuschiissen und Forschungs-
auftragen fordert. Die Arbeit des Instituts beschrdnkt sich nicht auf
die Anwendung chemischer Forschung, sondern erstreckt sich auch
auf die Grundlagen der Metallkunde und der Elektrochemie der
Metalle. Sie sollte auch mit staatlichen Mitteln geférdert werden.

Die Untersuchungen des apparativ gut ausgestatteten Instituts der
Gesellschaft zur Férderung der Glimmentladungsforschung in Kéln
(Nr. 186) tiber die Anwendung von stromstarker Glimmentladung auf
Metalloberflachen werden durch das nordrhein-westfdlische Landes-
amt fiir Forschung und die interessierte Industrie geférdert.

Trotz der anerkannten Leistungen des Physikalischen Laboratoriums
Mosbach (Nr. 188) auf dem Gebiet der Elektronenphysik kann eine
Weiterflihrung des Instituts an diesem Ort nach dem Ausscheiden des
jetzigen Leiters nicht empfohlen werden. Da es in Deutschland eine
gleichartige Einrichtung nicht gibt, ware es sinnvoll, das Institut mit
seinem Aufgabenbereich zu erhalten, wenn es in eine Hochschule ein-
gegliedert wird. Hierfiir diirfte vor allem Karlsruhe in Frage kommen.

XII. 3. Biophysik

Das Max-Planck-Institut fiir Biophysik in Frankfurt a. M. (Nr. 191) hat
die Biophysik in Deutschland begriindet. Mit der Universitat Frank-
furt ist es eng verbunden und nimmt zugleich die Aufgaben eines
Universitatsinstitutes wahr. Das Institut sollte geférdert und aus-
gebaut werden.

Bei der Errichtung des Max-Planck-Instituts war der Begriff Biophysik
noch so gut wie unbekannt und in seiner Bedeutung umstritten. Diese
Situation hat sich inzwischen entscheidend gedndert. Die Biophysik
ist — auf der Grundlage der Arbeiten des Max-Plandck-Instituts —
eine hochschulreife Disziplin geworden. Zugleich hat sich ihr Arbeits-
gebiet iber die Strahlenbiologie, die den zentralen Forschungsbereich
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des Max-Planck-Instituts bildete, weit hinaus entwickelt. In der Bun-
desrepublik wird die Biophysik jedoch noch nicht in der gleichen
Breite wie im Ausland gepflegt. Es wird deshalb, auch im Hinblick
auf ihre vielseitige Bedeutung fiir Biologie, Medizin, Land- und Forst-
wirtschaft, Strahlenschutz usw., empfohlen, die biophysikalische For-
schung unter Bertucksichtigung bisher gar nicht oder nur unzureichend
gepflegter Teilgebiete erheblich zu verstarken. Hierfiir ist es not-
wendig, sowohl in den Hochschulen neue Institute fiir Biophysik mit
verschiedenen Schwerpunkten zu griinden als auch an Instituten
auBerhalb der Hochschulen das Gebiet iiber die traditionelle Physik
der Strahlenbiologie hinaus zu pflegen.

Auf die Ausfiihrungen in dem Abschnitt Biologie (S. 183 ff.) iiber die
Notwendigkeit enger Zusammenarbeit zwischen biologischen und
physikalischen Instituten wird hingewiesen.

F. XIII. Chemie

Seit etwa 100 Jahren entwickelt sich die praktische Verwertung der
wissenschaftlichen Erkenntnisse der Chemie besonders stiirmisch.
Diese Erkenntnisse waren die Voraussetzung fir die praktischen
Ergebnisse und das Entstehen einer chemischen Industrie.

Der Ubergang von der theoretischen Uberlequng und den Labora-
toriumsexperimenten zur technischen Realisierung hat zu einem
sténdigen gegenseitigen Austausch zwischen Wissenschaft und Praxis
gefiihrt. Auf diese Weise sind auch auBerhalb der Hochschulen
zahlreiche Institute entstanden. Die Forschungsarbeiten dieser Ein-
richtungen sind vielfach anwendungsnah und werden von der inter-
essierten Industrie unterstiitzt; hdufig handelt es sich um Bereiche
der industriellen Gemeinschaftsforschung. Die mannigfaltigen Ver-
bindungen dieser Institute zu den Hochschulen einerseits, zur Praxis
andererseits, auch die finanzielle Unterstiitzung aus verschiedenen
Quellen tragen dazu bei, daB fast alle Institute einer stdndigen
Selbst- und AuBenkontrolle unterworfen sind.

Uber den Stand von Forschung und Entwicklung der Chemie in der
Bundesrepublik ist in der Denkschrift Chemie der Deutschen For-
schungsgemeinschaft!) (S. 25 ff.) und in den Empfehlungen des Wis-
senschaftsrates von 1960 (S.103ff.) berichtet worden. Diese Aus-
fiihrungen sind auch heute im ganzen gesehen noch richtig. Auf
einige Punkte soll noch einmal besonders hingewiesen werden.

Die Ubersicht der Institute zeigt, wenn man zugleich die Hochschul-
institute in die Uberlegungen einbezieht, daB verschiedene Wissens-
1) Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft iiber die Lage auf dem

Fachgebiet Chemie unter besonderer Beriicksichtigung der Universitdten
und Hochschulen. Wiesbaden 1957,
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gebiete der Chemie relativ gut vertreten sind. Das gilt auch fir
wichtige Grenzgebiete, wie z. B. die Biochemie mit den groBen Insti-
tuten in Tidbingen und Miinchen, die internationalen Rang haben.
Besondere Beachtung sollten jedoch diejenigen Wissensgebiete fin-
den, bei denen heute noch ein erheblicher Nachholbedarf besteht.

An erster Stelle sei hier die theoretische Chemie erwdahnt. Dank der
Arbeiten der angelsdchsischen Forscher haben sich in den letzten
40 Jahren, aufbauend auf der Elektronentheorie, gut fundierte theo-
retische Vorstellungen tiber das Wesen der chemischen Bindung und
den Mechanismus chemischer Reaktionen entwickelt. Diese heute
unentbehrlich gewordenen Arbeitsrichtungen haben eigentlich erst
nach 1945 Eingang in die deutschen Hochschulen und die deutsche
Forschung gefunden. Hier sind verstdrkte Bemiihungen erforderlich.
Voraussetzung fiir die Intensivierung der theoretischen Chemie ist
u. a. die vermehrte Beschdftigung mit der Spektrographie im wei-
testen Sinne, und zwar sowohl mit der Weiterentwicklung der
Arbeitsmethodik als auch mit der Auswertung der Spektren selbst.
Die Institute, die sich mit Spektroskopie beschédftigen, verdienen
daher verstdarkte Forderung.

Erneut muB die Bedeutung der Analytik') und speziell analytischer
Methoden unterstrichen werden, die fiir die Ausweitung der theo-
retischen Erkenntnisse unentbehrlich sind. Auch auf diesem Gebiet
ist noch Wichtiges nachzuholen. Die Methoden und die apparativen
Moglichkeiten, mit ganz kleinen Mengen experimentell arbeiten zu
kénnen, sollten besonders beachtet werden.

Fir die Auswertung der theoretischen Erkenntnisse sind Methoden
und Mittel der Dokumentation unentbehrlich, ebenso mathematische
Hilfsmittel, wie die Matrizenrechnung und die Gruppentheorie.

Uber die Beziehungen zwischen der Konstitution, also dem inneren
Aufbau chemischer Stoffe, und ihren Eigenschaften ist nicht genug
bekannt. Die Beschéaftigung mit Farbstoffen, Arzneimitteln, Kunst-
stoffen, Pflanzenschutzmitteln filhrt immer wieder zu dieser Frage.
Bei der Breite der Problemstellungen wire es unrealistisch, fiir ihre
Erforschung an zentrale Institutionen zu denken. Fiir bestimmte grofe
Teilgebiete, z. B. Wirkungskreis und Abbau von Pflanzenschutzmit-
teln, miissen solche Forschungsméglichkeiten noch entwickelt werden.
Die Erscheinungen und Reaktionen an Phasengrenzflichen stellen
noch weitgehend unerforschte Arbeitsgebiete von groBer Weite dar,
die auf alle Gebiete des Stofflichen ausstrahlen, auf die Kolloid- und
Kapillar-Chemie, auf Vorgdnge an Katalysatoren, auf sogenannte
Austauschprozesse, biologische Vorgdnge usw.

1) wgl. Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Forschung

und Lehre auf dem Gebiet der analytischen Chemie, in: Angewandte
Forschung in der Bundesrepublik Deutschland, Teil 7. Wiesbaden 1962,
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Technische Prozesse sind vielfach nur unter extremen &uBeren Bedin-
gungen, hoheren Temperaturen, erhohten Drucken usw. moglich. Das
Gebiet extremer chemischer Reaktionen ist sehr umfangreich, die
Reaktionen unter extrem hohen Drucken oder im Plasma zdhlen
hierher.

Zunehmende Bedeutung hat heute die Reinhaltung von Luft und
Wasser. Die hierauf gerichtete Forschungsarbeit, die auch umfang-
reiche biologische und hygienische Probleme stellt und ein enges
Zusammenwirken mit den entsprechenden Disziplinen erfordert, sollte
allgemein erheblich verstirkt werden, sowohl um die so wesent-
lich die Umwelt des Menschen bestimmenden Faktoren zu verbessern,
als auch um die oft sehr weitgehenden Forderungen an gesicherten
Ergebnissen messen zu kénnen.

Die chemische GroBindustrie legt Gewicht auf eine breite Grund-
ausbildung und fihrt die Spezialausbildung in der Regel selber
durch. Dagegen konnen die Betriebe der Mittel- und Kleinindustrie
sich eine solche Spezialausbildung im eigenen Haus hdufig nicht
leisten und ziehen daher Absolventen mit Spezialkenntnissen oder
mit einer technologischen Ausbildung vor. Zu einer solchen Aus-
bildung koénnten einige der Institute auBerhalb der Hochschulen,
besonders auch solche der industriellen Gemeinschaftsforschung bei-
tragen, indem sie die Aufgabe {ibernehmen, den Hochschulabsolven-
ten durch eine Beteiligung an der Forschungsarbeit diejenige Speziali-
sierung zu bieten, die sie wahrend ihres Studiums an der Hochschule
weder erreichen kénnen noch sollen.

XIII. 1. Dokumentation

Die Dokumentation fiir die chemische Wissenschaft innerhalb und
auBerhalb der Hochschulen wird zentral durch unabhdngig von den
Hochschulen organisierte Institute wahrgenommen. Zu nennen sind
hier das Gmelin-Institut fiir anorganische Chemie und Grenzgebiete in
der Max-Plandk-Gesellschaft in Frankfurt (Nr. 193) und das Beilstein-
Institut fiir Literatur der organischen Chemie (Nr.192), ebenfalls in
Frankfurt.

Das Gmelin-Institut, das zur Zeit die 8. Auflage von Gmelins Hand-
buch der anorganischen Chemie bearbeitet und herausgibt, ist fiir
das gesamte Schrifttum auf dem anorganischen Gebiet und den
Nachbargebieten von groBer Bedeutung. Besondere Erwdhnung
verdient, daB auch die Dokumentation fiir Radiochemie, Kernchemie
und Atomforschung in der dem Gmelin-Institut vom Bundesministe-
rium fiir wissenschaftliche Forschung angegliederten Zentralstelle
fiir Atomkernenergie-Dokumentation (ZAED) bearbeitet wird. Fiir
die organische Chemie ist das der Herausgabe von Beilsteins Hand-
buch der organischen Chemie gewidmete Beilstein-Institut von gleicher
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Wichtigkeit. Beide Institute verdienen intensive Forderung, damit
auch in Zukunft die von ihnen herausgegebenen Handbicher die
Stellung als nie versagende Nachschlagewerke behalten.

Fir beide Institute gilt, daB die bisherige lexikographische Form
eines Handbuchs in der Zukunft nicht mehr ausreichen diirfte. Es
werden neue Publikationsformen gesucht werden miissen, deren Ent-
widklung groBer wissenschaftlicher Anstrengungen bedarf.

Das Gmelin-Institut stand seit 1922 unter der Obhut der Deutschen
Chemischen Gesellschaft, wurde 1946 in die Kaiser-Wilhelm-Gesell-
schaft aufgenommen und 1948 in die Max-Planck-Gesellschaft tber-
fihrt. Die Max-Plandck-Gesellschaft hat der besonderen Stellung des
mehr dokumentarisch als forschend tdtigen Instituts dadurch Rech-
nung getragen, daB sie ihm den Charakter eines Instituts ,in" der
Max-Planck-Gesellschaft gegeben hat. Das Beilstein-Institut wird nach
wie vor von der Gesellschaft Deutscher Chemiker betreut. Beide
Institute haben ihren Sitz im Carl-Bosch-Haus der Gesellschaft in
Frankfurt. Unter diesen Umstinden erscheint es sinnvoll, auch das
Gmelin-Institut wieder in die Obhut der Gesellschaft Deutscher
Chemiker zu {iberfilhren, wobei dafiir Sorge zu tragen ist, daB
weiterhin oOffentliche Mittel fiir das Institut zur Verfiigung stehen.

XIII. 2. Anorganische, organische und physikalische Chemie

Die Grundlagenforschung auf den hier genannten Teilgebieten der
Chemie ist stdrker als die Forschung in anderen Gebieten in den
Hochschulen konzentriert. Die Schaffung neuer Lehrstithle und neuer
Institute hat zu einer weiteren Intensivierung und Ausweitung der
Forschung in den Hochschulen gefiihrt. Die Fragen der Anwendung
einschlieBlich der Grundlagen dieser Anwendung werden dagegen
vornehmlich in der Industrie, aber auch in Forschungseinrichtungen
auBerhalb der Hochschulen bearbeitet. So kommt es, daB auf den
Gebieten der anorganischen, der organischen und der physikalischen
Chemie nur wenige Forschungseinrichtungen auBerhalb der Hoch-
schulen mit einer allgemeinen Zielsetzung vorhanden sind.

Im wesentlichen handelt es sich dabei um die vier groBen chemischen
Max-Planck-Institute, die weiterhin jede Férderung verdienen.

Die Arbeiten des Fritz-Haber-Instituts der Max-Planck-Gesellschaft
in Berlin mit der Abteilung fiir Physikalische Chemie und dem
Institut fiir Elektronenmikroskopie (Nr. 194) erstrecken sich auf weite
Gebiete der Chemie und reichen von Untersuchungen im Gebiet der
organischen, besonders der makromolekularen Chemie und Arbeiten
uiber Phaseniibergdnge bis zu elektronen-optischen Untersuchungen.

Das Max-Planck-Institut fiir Physikalische Chemie in Géttingen mit
der Abteilung fiir Chemische Kinetik (Nr.196) arbeitet auf zahl-
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reichen Gebieten der physikalischen Chemie, z.B. auf dem Gebiet
der Elektrochemie von Ionenkristallen, von wdaBrigen und nicht-
wdbrigen Losungen, von Strukturumwandlungen in Proteinen und
Nucleinsduren u. a.

Das Max-Planck-Institut fiir Kohlenforschung in Miilheim/Ruhr
(Nr. 198), dem Umfang nach eines der gréBten Max-Plandk-Institute,
ist weit iiber seine urspriingliche Aufgabe als Institut fiir ,Kohlen-
forschung” hinausgewachsen. Die Fischer-Tropsch-Synthese und
spater die Polyolefin-, speziell die Polydthylensynthese sind weltweit
sichtbare und anerkannte theoretische und experimentelle Leistungen.

Eine Abteilung des Max-Plandk-Instituts fiir Chemie (Otto-Hahn-
Institut) in Mainz (Nr. 197) arbeitet auf dem Gebiet der Massen-
spektroskopie. Die fruchtbaren Entwicklungsarbeiten sollten weiter
fortgesetzt werden. Auf das Max-Plandk-Institut fiir Spektroskopie ist
in dem Abschnitt Physik (vgl. S. 168) eingegangen.

Das Institut fiir Spektrochemie und Angewandte Spektroskopie in
Dortmund (Nr. 195) konzentriert sich darauf, mit physikalischen,
spektroskopischen und chemischen Hilfsmitteln analytische Arbeiten
durchzufiihren, besonders fiir solche Industriezweige, die iiber keine
eigenen chemischen Forschungslaboratorien verfiigen. Hierzu be-
dient es sich im allgemeinen der im Handel erhéltlichen Apparate.
Eigene Entwicklungen werden bisher nicht vorgenommen. Das Institut
verdient weiterhin Unterstiitzung, auch im Hinblick darauf, daB die
meisten grundsdtzlich neuen spektroskopischen Entwicklungen der
letzten Jahre im Ausland erfolgt sind und Deutschland den AnschluB
an diese Entwicklung wiedergewinnen sollte.

®

Erwdhnt sei hier ferner das Kautschukinstitut an der Technischen
Hodhschule Hannover (Nr. 206), das sich mit seinen physikalisch-
chemischen Arbeiten in den wenigen Jahren seines Bestehens einen
guten Ruf erworben hat, und die Abteilung fiir Rontgenstruktur-
forschung des Max-Plandck-Instituts fiir EiweiB- und Lederforschung
(Nr. 210). Besonders hervorzuheben ist der Beitrag dieses Instituts
fiir die Entwicklung Computer-gekoppelter Rontgenstrukturgerite.

Die Bedeutung der Analytik und analytischer Methoden ist oben
bereits hervorgehoben worden; die analytisch arbeitenden Institute
sollten besonders gefordert werden. Das gilt auch fiir die Bundes-
anstalt flir Materialpriifung in Berlin (Nr. 300), deren Schwerpunkt
auf chemischem Gebiet bei der Entwicklung analytischer Unter-
suchungsmethoden fiir Werkstoffe aller Art liegt.

Hinsichtlich der Metallchemie ist auf die im Abschnitt Angewandte
Physik aufgefiihrten Institute hinzuweisen (vgl. S. 168 ff.), von denen
das Max-Planck-Institut fiir Metallforschung (Nr. 190) hervorzuheben
ist.
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XIII. 3. Biochemie

Der wesentliche Trdger der biochemischen Forschung in der Bundes-
republik ist zusammen mit den Max-Planck-Instituten fiir Zellchemie
in Miinchen (Nr.201), fiir Biologie in Tibingen (Nr.217) und fiir
Virusforschung in Tiibingen (Nr.135) das Max-Plandk-Institut fir
Biochemie in Miinchen (Nr. 200). Auch die Arbeiten des Max-Planck-
Instituts fir Medizinische Forschung in Heidelberg (Nr.131), der
Chemischen Abteilung der Medizinischen Forschungsanstalt der Max-
Planck-Gesellschaft in Gottingen (Nr. 130), der Max-Plandk-Institute
fur Immunbiologie in Freiburg i. Br. (Nr. 199) und fiir Zellphysiologie
in Berlin-Dahlem (Nr. 126) sowie des Heiligenberg-Instituts (Nr.214)
miissen in diesen Zusammenhang erwédhnt werden.

Die biochemische Forschung hat sich auBerhalb der Hochschulen,
vor allem in den genannten Max-Planck-Instituten, entwickelt. Sie
ist zwar inzwischen auch in den Hochschulen heimisch geworden; dem
wird durch die vermehrte Einrichtung von Lehrstiihlen fiir Biochemie
Rechnung getragen. Die internationale Geltung, die Deutschland
heute noch auf manchen Gebieten der Biochemie besitzt, beruht
jedoch im wesentlichen auf der Forschung in jenen Instituten. Die
weitere intensive Forderung der Forschung in diesen Instituten,
ebenso wie in den Hochschulen, ist ein selbstverstdndliches Gebot.
Die wachsende Bedeutung der Biochemie sollte AnlaB sein, die auf
diesem Gebiet tdtigen Institute kraftig auszubauen und zu erweitern.
Auch Institute, die sich nur am Rande mit biochemischen Fragen
befassen, sollten unterstiitzt werden, wie z. B. das Max-Planck-Institut
fiir EiweiB- und Lederforschung in Miinchen (Nr. 210), das sich wesent-
lich mit der Struktur der Faserproteine und mit Problemen der Ger-
bung beschdftigt, und das Deutsche Wollforschungsinstitut an der
Technischen Hochschule Aachen (Nr. 323).

XIIIL 4. Allgemeine und spezielle technische Chemie

Die chemische Technologie wurde in Deutschland, von Ausnahmen
abgesehen, iberwiegend deskriptiv betrieben. Die in den Hochschulen
bisher vorhandene Forschungskapazitdt reicht deshalb nicht aus, um
die Forschungsaufgaben auch nur anndhernd so breit zu bearbeiten,
wie dies z. B. in GroBbritannien oder in den Niederlanden geschieht.
Auf die Ausfiihrungen in der Denkschrift der Deutschen Forschungs-
gemeinschaft wird verwiesen.!)

Die Institute, die auBerhalb der Hochschulen auf chemisch-technolo-
gischem Gebiet arbeiten, beschrdnken ihre Tatigkeit meist auf Spezial-

') Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Forschung auf dem
Gebiet der technischen Chemie, in: Angewandte Forschung in der Bundes-
republik Deutschland, Teil 4. Wiesbaden 1960.
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fragen, wenn es sich nicht iiberhaupt um Institute fiir spezielle
technische Chemie handelt. So werden in dem Forschungsinstitut
der DECHEMA in Frankfurt a. M. (Nr1. 204) Seminare und praktische
Kurse fiir Studierende und Praktiker auf dem Gebiet des chemischen
Apparatewesens, der Untersuchung von Korrosionserscheinungen,
des Korrosionssschutzes sowie des Messens und Regelns in der
chemischen Technik abgehalten, wihrend in dem Institut der For-
schungsgesellschaft Verfahrenstechnik an der Technischen Hochschule
Aachen (Nr. 315) Grundlagenforschung, aber auch Auftragsarbeiten
auf dem Gebiet derVerfahrenstechnik betrieben werden.

Es widre unter diesen Umstdanden zu begrifien, wenn die Institute
ihre Zielsetzung auf andere wichtige Fragen der chemischen Tech-
nologie ausdehnten und so zu einer Verstiarkung der Forschungs-
kapazitdit auf diesem Gebiet beitrigen. Das DECHEMA-Institut
scheint hierzu wegen seiner vielfdltigen Verbindungen zur Praxis
besonders geeignet. Je nach seiner Entwidklung koénnte zu einem
spateren Zeitpunkt die Angliederung dieses Instituts an die Univer-
sitdt Frankfurt erwogen werden.

Die iibrigen Institute befassen sich vorwiegend mit spezieller Tech-
nischer Chemie, d. h. der Pflege der Chemie technisch wichtiger Stoffe.
Die Aufgaben dieser Institute sind sich im grofen gesehen ziemlich
dhnlich. Sie dienen der auf den jeweiligen Stoff bezogenen wissen-
schaftlichen Erforschung von Verfahren der Herstellung und Bearbei-
tung, von Eigenschaften und ihrer Beeinflussung, von Mdglichkeiten
der Anwendung usw. Dariiber hinaus versuchen sie, die Erkenntnisse
der Grundlagenforschung fiir ihr Spezialgebiet nutzbar zu machen
und anzuwenden; umgekehrt tragen sie von speziellen Fragestellun-
gen ausgehend zu allgemeinen Problemen, etwa der Anwendungs-
technik, bei. Sie sind auch auf dem Gebiet der Dokumentation und
des Informationswesens tdatig. Auf ihrem Fachgebiet bilden sie
Spezialkrdfte aus, hdufig nicht nur wissenschaftliche Nachwuchskrafte
sondern auch Techniker und weitere Fachkrafte (Denkschrift der
Deutschen Forschungsgemeinschaft, S. 73).

a) Lebensmittelchemie?)

Die Lebensmittelchemie wurde in der Vergangenheit in den Hoch-
schulen wenig gepflegt und war in ihrer selbstindigen Entwicklung
durch die heute in diesem Ausmal nicht mehr berechtigte Bindung
an die Pharmazeutische Chemie behindert. Als ihre eigentlichen
Arbeitsgebiete wurden lange die Heranbildung von Lebensmittel-
chemikern fiir Untersuchungsdamter und die Erarbeitung von analy-
tischen Standardmethoden zur Lebensmitteluntersuchung angesehen.
1) vgl. Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Forschung auf

dem Gebiet der Lebensmittel, in: Angewandte Forschung in der Bundes-
republik Deutschland, Teil 3. Wiesbaden 1958.
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Seitdem aber an die Qualitdt der Nahrung immer hohere Anforde-
rungen gestellt werden und mit der zunehmenden Bedeutung der
Haltbarmachung und Konservierung von Lebensmitteln neue und um-
fangreiche Probleme auftreten, hat die Lebensmittelchemie erheblich
an Bedeutung gewonnen. Sie muB sich vor allem in zwei Richtungen
weiterentwickeln: einmal hat sie sich die Methoden der Nachbar-
wissenschaften, der Physiologischen und der Physikalischen Chemie,
der Biochemie und der Mikrobiologie zu eigen zu machen, zum
anderen sind die gewonnenen wissenschaftlichen Erfahrungen auf die
Herstellung der Nahrungsmittel anzuwenden.

Der Lebensmittelchemie widmet sich eine ganze Reihe von Einrich-
tungen auBerhalb der Hochschulen. Auf diesem Gebiet arbeitet vor
allem die Deutsche Forschungsanstalt fiir Lebensmittelchemie in
Miinchen (Nr.208). Daneben sind aber auch zahlreiche andere Insti-
tute, besonders solche fiir bestimmte Lebensmittel, auf diesem Gebiet
tatig. Derartige Einrichtungen sind in dem Abschnitt Landwirtschaft-
liche Technologie aufgefithrt (vgl. S. 229 ff.). Hingewiesen sei vor allem
auf die Bundesversuchs- und Forschungsanstalt fiir Milchwirtschaft
in Kiel (Nr.288), die Bundesanstalt fiir Fettforschung in Miinster
(Nr. 291), die Bundesanstalt fiir Fleischforschung in Kulmbach (Nr. 289),
das Institut fiir Lebensmitteltechnologie und Verpadkung in Miinchen
(Nr.290) und die Bundesforschungsanstalt fiir Lebensmittelfrischhal-
tung in Karlsruhe (Nr.286). Die geplante ortliche Zusammenfassung
der Deutschen Forschungsanstalt fiir Lebensmittelchemie und der
Bundesanstalt fiir Fleischforschung in Miinchen ist zweckmédBig und
wird befiirwortet. Zusammen mit dem Institut fiir Lebensmitteltech-
nologie und Verpackung bilden die drei Einrichtungen so einen
Schwerpunkt fiir Lebensmitteltechnologie in Miinchen.

Wenn auch nach der Konsolidierung des Faches ein stdrkeres Ein-
dringen in die Hochschulen bereits erkennbar ist — es gibt mehrere
neue Institute fiir Lebensmittelchemie in den Hochschulen —, so
haben die bezeichneten Institute zum Teil wegen ihrer vielfach engen
Verbindung zur Technologie und zur Praxis doch eine eigenstindige
Aufgabe auBerhalb der Hochschulen. Sie sollten daher weiter ge-
fordert werden.

b) Makromolekulare Chemie und Kunststoffchemie?)

Auf dem Gebiet der makromolekularen Chemie und der Kunststoff-
chemie arbeiten auBerhalb der Hochschulen nur wenige Institute. Die
Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft iiber das Gebiet
der Kunststoffe enthdlt (S. 26 ff.) eine Zusammenstellung dieser Insti-
tute. Neben den Hochschulinstituten befassen sich im Rahmen ihrer
') vgl. Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Forschung auf

dem Gebiet der Kunststoffe, in: Angewandte Forschung in der Bundes-
republik Deutschland, Teil 4. Wiesbaden 1960,
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ubrigen Aufgaben auch mit Forschungsaufgaben aus dem Kunststoff-
gebiet und der Makromolekularchemie das Fritz-Haber-Institut der
Max-Plandk-Gesellschaft in Berlin (Nr. 194), das Max-Planck-Institut
fir Kohlenforschung in Miilheim/Ruhr (Nr. 198), die Bundesanstalt
fir Materialprifung in Berlin (Nr. 300), das Kautschuk-Institut an der
Technischen Hochschule Hannover (Nr.206) u.a. Zwei Einrichtun-
gen sind ganz der Kunststofforschung gewidmet: Das Institut fir
Kunststoffverarbeitung in Industrie und Handwerk an der Technischen
Hochschule Aachen (Nr.202) und das Deutsche Kunststoff-Institut an
der Technischen Hochschule Darmstadt (Nr.203). Daneben ist das
Forschungsinstitut fiir Pigmente und Lacke an der Technischen Hoch-
schule Stuttgart (Nr. 212) zu nennen.

Die Forschungskapazitit dieser wenigen Institute diirfte der stdndig
steigenden Bedeutung der Kunststoff-Fabrikation auf die Dauer kaum
entsprechen, auch wenn Forschungs- und Entwicklungsarbeiten auf
dem Kunststoffgebiet in groBem Umfang von der Industrie in ihren
eigenen Laboratorien vorgenommen werden. Die dariber hinaus
bestehenden Aufgaben kénnten zweckmaBigerweise in staatlich ge-
forderten Instituten, auch solchen der industriellen Gemeinschafts-
forschung, wahrgenommen werden. Aus diesen Griinden wird an
einen Ausbau der genannten Einrichtungen zu denken sein.

Zwischen dem Institut in Darmstadt, das vorwiegend der Grundlagen-
forschung auf dem Gebiet der Physikalischen Chemie und der Makro-
molekularen Chemie gewidmet ist, und dem Institut in Aachen, das
sich vorwiegend mit der Verarbeitung und Anwendung von Kunst-
stoffen, besonders mit der Entwicklung neuer Verarbeitungsmethoden
von Kunststoff-Halbzeug befaBt, bestehen Absprachen iiber die gegen-
seitige Abgrenzung der Arbeitsgebiete.

c¢) Kautschukchemie

Das Kautschukinstitut an der Technischen Hochschule Hannover
(Nr. 206) wird liberwiegend von der interessierten Industrie finanziert
und steht mit der Hochschule in nur loser Verbindung. In der Hoch-
schule entspricht ihm weder ein Institut noch ein Lehrstuhl. Wegen
der Bedeutung des Kautschuks, vor allem auch des synthetischen
Kautschuks, ist eine weitere Forderung des Instituts durch offentliche
Zuschiisse zu bestimmten Forschungsvorhaben angebracht.
d) Textilchemie!)
Die Textilchemie ist bereits in den Empfehlungen von 1960 als
Sondergebiet fiir die Technischen Hochschulen Aachen und Stutt-
gart vorgeschlagen worden. Diese Empfehlung beriicksichtigte nicht
1) vgl. Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Forschung
auf dem Gebiet des Textilwesens, in: Angewandte Forschung in der

Bundesrepublik Deutschland, Teil 1, 1956; und Erganzungskapitel in
Teil 4, Wiesbaden 1960.

180



nur die Lehrstiihle fiir Textilchemie in den beiden Hochschulen, son-
dern auch das Deutsche Wollforschungsinstitut an der Technischen
Hochschule Aachen (Nr. 323), das besondere Leistungen auf dem
Gebiet der Proteinchemie aufweist, und das Institut fiir Textilchemie
der Deutschen Forschungsinstitute fiir Textilindustrie in Reutlingen
(Nr. 332). Die Notwendigkeit weiterer Férderung der beiden genann-
ten Institute wird noch einmal unterstrichen. Weiter sind die Textil-
forschungsanstalt in Krefeld (Nr.328) und das Bekleidungsphysiolo-
gische Institut in Hohenstein (Nr. 325) zu nennen.

e) Chemie der Anstrichstoffe

Die Forderung des Sondergebietes ,Pigmente und Lacke” ist in den
Empfehlungen von 1960 fiir die Technische Hochschule Stuttgart
vorgeschlagen worden. Diese Empfehlung beriicksichtigte nicht nur
den Lehrstuhl fiir Allgemeine chemische Technologie, besonders fiir
Pigmente und Lacke an der Technischen Hochschule, sondern auch das
Forschungsinstitut fiir Pigmente und Lacke in Stuttgart (Nr. 212).
Das Institut wird wesentlich von der interessierten Industrie getragen
und genieBt einen guten Ruf. Wegen der hauptsédchlich privaten
Tragerschaft diirfte eine Umwandlung in ein Hochschulinstitut nicht
zu verwirklichen sein; es ist aber zu iiberlegen, ob das Institut nicht
unter Beriicksichtigung der im Abschnitt B. V (S.51f.) dargestellten
Voraussetzungen in ein Institut ,an" der Hochschule umgewandelt
werden sollte. Dadurch wiirde die im Hinblick auf das Sondergebiet
«Pigmente und Lacke" wichtige Verbindung zur Hochschule gefestigt.

f) Silikatchemie, Siliciumchemie

Wegen des auf dem Gebiet der Silikatchemie und der Siliciumchemie
arbeitenden Max-Planck-Instituts fiir Silikatforschung in Wiirzburg
wird auf die Ausfithrungen im Abschnitt Silikate, Glashiittenwesen,
Keramik, Steine, Erden (S. 264 f.) verwiesen; dort wird der Gesamt-
bereich zusammenfassend behandelt.

g) Erdolchemie

Die Pflege der Erdodlchemie ist bereits in Teil I der Empfehlungen von
1960 fir die Technische Hochschule Hannover empfohlen worden.
Diese Empfehlung ging darauf zuriick, daB das Institut fiir Erdél-
forschung in Hannover (Nr.205) vorhanden war. Auch hier gilt, da§
die Verbindung mit der Hochschule institutionalisiert werden sollte,
wenn seine Umwandlung in ein Hochschulinstitut wegen seiner Finan-
zierung iiber das Kénigsteiner Abkommen oder wegen der Zuschiisse
der interessierten Industrie nicht verwirklicht werden kann.

h) Cellulosechemie

Die Anschauungen iiber Struktur und Genese des Lignins, die in dem
Forschungsinstitut fiir die Chemie des Holzes und der Polysaccharide
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in Heidelberg (Nr. 207) entwickelt worden sind, haben sich gegen alle
entgegenstehenden Theorien durchgesetzt. Bei der Wiirdigung des
Instituts darf aber die praktisch ausschlaggebende Bedeutung seines
derzeitigen Leiters nicht ilibersehen werden. Fiir die Zukunft ist die
Einbeziehung in das organisch-chemische Institut der Universitit
Heidelberg erwdgenswert.

In dem Institut der Papiertechnischen Stiftung fiir Forschung und Aus-
bildung in Papiererzeugung und Papierverarbeitung in Miinchen
(Nr. 209) werden im wesentlichen praxisnahe Untersuchungen betrie-
ben. Das Institut sollte zu einer Forschungseinrichtung fiir angewandte
Forschung auf diesem Gebiet ausgebaut werden.

Die Losung des Abwasserproblems in der Cellulose- und Papier-
industrie ist besonders schwierig. Es ist deswegen zu begriifien, dal in
dem Institut fiir Cellulosechemie und dem Institut fiir Papierfabrika-
tion der Technischen Hochschule Darmstadt von der Treuhandstelle
der Zellstoff- und Papierindustrie e.V. in Bonn (dem Wirtschafts-
verband der Zellstoff-, Holzstoff-, Papier- und Pappenerzeugung)
Wasser- und Abwasserforschungsstellen unterhalten werden, auch
wenn sie nicht den Charakter selbstdndiger Forschungseinrichtungen
haben. Wegen der Bedeutung der Abwasserforschung ist dartiber
hinaus die Griindung eines mit diesen Problemen befaBten Spezial-
instituts zu erwédgen. Die Zusammenarbeit der Forschungsstellen mit
schaft, Holzforschung (vgl. S. 225 ff.) erwdhnt werden.

AuBer den genannten Instituten sind auf dem Gebiet der Cellulose-
chemie weitere Einrichtungen tétig, die im Abschnitt Forstwissen-
schaft, Holzforschung vgl. S. 225 ff.) erwdhnt werden.

i) Gerberei- und Kolloidchemie

Das Max-Planck-Institut fiir EiweiB- und Lederforschung in Miinchen
(Nr. 210), befaBt sich als eine der wenigen Stellen in Deutschland
mit der Struktur der Faserproteine und mit Problemen der Gerbung.
In dem Institut werden Grundlagenerkenntnisse erarbeitet, die
teilweise in der Versuchs- und Forschungsanstalt fiir Ledertechnik
in Reutlingen (Nr.211), deren Hauptaufgabe in der Ausbildung von
Gerbereifachleuten besteht, weiterverfolgt und in der Praxis wver-
wertet werden. Dall das Max-Planck-Institut als die bedeutendste auf
diesem Gebiet tdtige Einrichtung weiterer Forderung bedarf, versteht
sich von selbst. Ein Ausbau der Versuchs- und Forschungsanstalt fiir
Ledertechnik in Reutlingen zu einem leistungsfahigen Institut der
industriellen Gemeinschaftsforschung, das angewandte Forschung auf
dem Gebiet des Leders, sowohl seiner Chemie wie seiner Ver-
arbeitungstechnik, betreiben sollte, ist zu erwdagen.
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XIII. 5. Kernchemie, Strahlenchemie

Die auf dem Gebiet der Kernchemie und der Radiochemie auBerhalb
der Hochschulen arbeitenden Institute gehéren zu der Kernforschungs-
anlage Jiilich und dem Kernforschungszentrum Karlsruhe. In Karlsruhe
sind das Institut fiir Radiochemie (Nr. 179, 1 h) und dasjenige fiir HeiBe
Chemie (Nr. 179, 1 k) fertiggestellt; in Jiilich sind als Institut fiir Radio-
chemie (Nr. 177, 1e) sowie die Heifien Zellen noch im Bau. Alle diese
Einrichtungen sollten mit den Hochschulen eng zusammenarbeiten.
Damit diirften die fiir dieses Gebiet zundchst erforderlichen Anlagen
zur Verfigung stehen, so daB die Errichtung weiterer derartiger
Institute auBerhalb der Hochschulen einstweilen nicht erforder-
lich ist,

Auch die Abteilung Strahlenchemie des Max-Planck-Instituts fiir
Kohlenforschung in Miilheim/Ruhr (Nr.198) ist auf diesem Gebiet
tatig. Ihre weit ausgreifenden Arbeitspldne kénnten durch eine gewisse
Konzentration gewinnen.

F. XIV. Biologie?)

Unter Biologie kann man heute nicht mehr lediglich die Summe aus
Botanik und Zoologie verstehen. Die Biologie umfaBt vielmehr alle
Wissenschaft vom Leben; ihre wesentlichen wissenschaftlichen Fragen
richten sich auf die Probleme, die fiir alle oder doch sehr viele
Organismen gemeinsam gelten. Fragen dieser ,Allgemeinen Biologie"
werden deshalb auch in Instituten behandelt, die in diesem Bericht
z.T. in den Abschnitten Biochemie (S.177), Biophysik (S.171f),
Medizin (S. 134 ff.), Meeres- und Seenforschung, Fischereiwesen
(5. 186 ff.), Landwirtschaft, Gartenbau (S. 200 ff.) aufgefiihrt sind. Ins-
gesamt kommt der biologischen Forschung in den Instituten auBerhalb
der Hochschulen erhebliches Gewicht zu.

Die biologische Grundlagenforschung wird nahezu ausschlieBlich an
den Hochschulen und an den Max-Plandk-Instituten gepflegt. Die
Hochschulinstitute, die sowohl der Forschung als auch der Lehre
verpflichtet und im Aufbau des Unterrichts durch die staatlichen
Prifungsordnungen und durch die notwendige Riicksicht auf die Frei-
zigigkeiten der Studenten hinsichtlich eines Hochschulwechsels
gebunden sind, haben sich iiberwiegend, wenn auch nicht ausschlieB-
lich den klassischen Gebieten der Biologie gewidmet. Demgegeniiber
war es den in jeder Hinsicht beweglicheren Max-Plandk-Instituten
moglich, neben den herkdmmlichen vor allem die aus neuen Ansitzen
sich entwickelnden Gebiete zu pflegen und zu beachtlichen Erfolgen
zu fiihren. In diesem allgemeinen Bild gibt es freilich auf beiden Seiten
Ausnahmen.

') vgl. Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Lage der
Biologie. Wiesbaden 1958.
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Der experimentell-methodische Zugang zu den allgemeinen biologischen
Fakten und GesetzmaBigkeiten konnte nur durch eine enge Zusam-
menarbeit von Forschern mit verschiedener Grundausbildung gefunden
werden. So sind z.B. heute von vier Direktoren des Max-Planck-
Instituts fiir Biologie in Tiibingen (Nr. 217) einer Botaniker (Genetik),
einer Zoologe (Cytologie), einer Physiker und einer Mediziner und
Chemiker, Von den vier Direktoren des Max-Planck-Instituts fiir
Virusforschung in Tiibingen (Nr.135) ist einer Zoologe und Bio-
physiker, einer Biochemiker, einer Veterindr und einer Physiker.
Dariiber hinaus sind in den Instituten Mitarbeiter verschiedenster
fachlicher Herkunft tdtig. In den letzten beiden Jahrzehnten ist es
Biologen (Genetikern, Bakteriologen, Virologen, Physiologen usw.),
Chemikern (organischen, physiologischen, physikalischen Chemikern),
Physikern und Mathematikern, zum Teil in engster Zusammenarbeit,
gelungen, in die molekularen Bereiche der Strukturen und Funktionen
der Organismen vorzudringen. Dabei lag die Leitung solcher Gruppen
hdufig bei Physikern und bei Chemikern, unter den Biologen meist
bei Genetikern. Dies gilt auch fiir das Ausland. Bis auf wenige Hoch-
schulen in den USA gilt ferner allgemein, daB die zu so enger Zusam-
menarbeit notwendige Uberwindung der Grenzen zwischen den
Fachern nicht an Hochschulen, sondern an auBerhalb der Hochschulen
arbeitenden Forschungsinstituten zustande kam.

Es ist notwendig, daB neue und moderne Forschungsgebiete, die an
Gebdude und Ausstattung oft groBe Anspriiche stellen, aus dem
Bereich solcher Institute an die Hochschulen iibernommen werden.
Das wird in der Regel auch angestrebt, bedarf jedoch einer langen
Anlaufzeit, da eine wvorausschauende Planung erforderlich ist und
Bauten, neue Lehrstiihle und sonstige Stellen im Bereich der Hoch-
schulen nicht kurzfristig geschaffen werden kénnen.

Bei dieser Lage ist auf dem Gebiet der Biologie eine enge und
verstandnisvolle Zusammenarbeit zwischen den Lehrstiihlen der
Hochschulen und den Instituten auBerhalb der Hochschulen besonders
wichtig. Die Hochschulen sollten in ihren Fakultatspriifungen, vor allem
in den Promotions- und Habilitationsordnungen, jede Mdoglichkeit
vorsehen, auch Arbeiten als Dissertationen und Habilitationen anzu-
erkennen, die sich in das Schema ihrer Facher nicht restlos einordnen
lassen, etwa weil sie die Grenzen einzelner Fakultdtsfacher iiber-
greifen. Die Institute auBerhalb der Hochschulen sollten ihrerseits
denjenigen ihrer Mitarbeiter, die an den Hochschulen lehren wollen,
ausreichende Gelegenheit geben, sich im Unterricht zu bewdhren.
Hierfiir wédre der zeitweise und freiziigige Austausch z. B. von
Assistenten zwischen den Hochschulen und den auBerhalb stehenden
Forschungsinstituten besonders forderlich.
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Die Forschungseinrichtungen auBerhalb der Hochschulen, in denen
+Allgemeine Biologie” im oben beschriebenen Sinne betrieben wird,
figen sich der Einordnung in eine Féachersystematik nicht und sind
daher in diesen Empfehlungen an verschiedenen Stellen aufgefiihrt.
Uberwiegend biologische Fragen behandeln die Max-Planck-Institute
fir molekulare Genetik in Berlin (Nr. 213), fiir Verhaltensphysiologie
in Seewiesen bei Starnberg (Nr. 215), fiir Biologie in Tiibingen
(Nr. 217), fiir Meeresbiologie in Wilhelmshaven (Nr.219), die For-
schungsstelle fiir Bioakustik in der Max-Planck-Gesellschaft in
Tibingen (Nr. 216), das Heiligenberg-Institut (Nr. 214) und das
Institut fiir Vogelforschung in Wilhelmshaven (Nr.218). Wiirde man
den Uberblick auf diese Institute beschridnken, enstiinde freilich kein
zutreffendes Bild von der biologischen Forschung auBerhalb der Hoch-
schulen. Auch damit die teilweise engen Verflechtungen zwischen
den verschiedenen Forschungseinrichtungen erkennbar werden, muB
darauf hingewiesen werden, daB in zahlreichen Instituten, die anderen
Abschnitten des Berichtes zugeordnet sind, auf biologischem Gebiet
geforscht wird. Als Beispiele hierfiir seien genannt: das Max-Plancdk-
Institut fiir Arbeitsphysiologie in Dortmund (Nr. 128), das Max-Planck-
Institut fiir Biochemie in Miinchen (Nr.200), das Max-Planck-Institut
fir Biophysik in Frankfurt a.M. (Nr.191), das Max-Planck-Institut
fir EiweiB- und Lederforschung in Miinchen (Nr. 210), das Max-Planck-
Institut fiir Hirnforschung in Frankfurt a. M. (Nr.142), die Hydro-
biologische Anstalt der Max-Planck-Gesellschaft in Plén (Nr.228),
das Max-Planck-Institut fiir Inmunbiologie in Freiburg i. Br. (Nr. 199),
das William G. Kerckhoff-Herzforschungsinstitut der Max-Planck-Ge-
sellschaft in Bad Nauheim (Nr. 124), das Max-Plandck-Institut fiir Medi-
zinische Forschung in Heidelberg (Nr. 131), die Medizinische For-
schungsanstalt der Max-Plandk-Gesellschaft in Goéttingen (Nr. 130), die
Deutsche Forschungsanstalt fiir Psychiatrie in Miinchen (Nr. 147), das
Mazx-Planck-Institut fiir Zellchemie in Miinchen (Nr. 201), das Max-
Planck-Institut fiir Zellphysiologie in Berlin (Nr.126), das Max-Planck-
Institut fiir Kulturpflanzenziichtung in Hamburg-Volksdorf (Nr. 253)
das Institut fiir Pflanzengenetik in Rosenhof (Nr.255), das Max-Planck-
Institut fiir Tierzucht und Tiererndhrung in Mariensee (Nr.265), das
Max-Planck-Institut fiir Ziichtungsforschung (Erwin-Baur-Institut) in
Kéln-Vogelsang (Nr. 254), das Max-Planck-Institut fiir Virusforschung
in Tibingen (Nr. 135), von dessen vier Abteilungen nur eine medi-
zinisch tdtig ist, wahrend die Abteilungen fiir Biochemie, fiir physi-
kalische Biologie und die Molekularbiologische Abteilung hierher
gehoren. Die Abteilung fiir chemische Kinetik des Max-Planck-Instituts
fiir physikalische Chemie in Géttingen (Nr. 196) hat engste Beziehun-
gen zur Biologie. Unter den Bundesanstalten gehort die fiir Biologie
(Nr.262) mit erheblichen Teilen hierher, aber auch die Bundesfor-
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schungsanstalt fiir Viruskrankheiten der Tiere in Tiibingen (Nr.167)
und selbst bestimmte Teile der Bundesforschungsanstalt fiir Forst-
und Holzwirtschaft in Reinbek (Nr. 280).

Im ganzen sind Hochschulen und Max-Planck-Institute mit Erfolg
bestrebt, das Gesamtgebiet der Biologie zu vertreten. Trotz mancher
Bemiihungen fehlen aber einzelne Gebiete, die im Ausland erfolgreich
bearbeitet werden, noch véllig, wie z. B. mathematische Methoden der
Biologie und moderne Populationsbiologie.

Durch eine enge Zusammenarbeit mit physikalischen, chemischen und
medizinischen Instituten werden auf Grenzgebieten der Biologie zur
Zeit wesentliche Fortschritte erzielt. Auf Grund dieser Zusammen-
hiange konnten die biologischen Institute der Kernforschungszentren
in Jiilich und Karlsruhe (Nr. 177, 179) in besonderem Mafe zum Fort-
schritt der Biologie beitragen; allerdings miissen diese Institute sich
in erster Linie mit Problemen der Strahlenbiologie und des Strahlen-
schutzes beschiftigen. Es wire aber eine viel zu enge Beschrankung,
wenn sie sich ausschlieBlich mit diesem vorwiegend der praktischen
Verwendbarkeit dienenden Sondergebiet der Biophysik befassen wir-
den. Vielmehr sollten die vorhandenen giinstigen Arbeitsbedingungen
fiir die Behandlung aktueller Probleme der modernen Biologie genutzt
werden. Eine Erweiterung der bestehenden Institute um Abteilungen
fiir molekulare Biologie, fiir Elektrophysiologie, fiir Entwicklungs-
physiologie ist dringend zu empfehlen, ohne daB man den Aktions-
radius durch eine allzu spezielle Namensgebung zu sehr ein-
engen sollte.

Die in der Ubersicht iiber die Forschungseinrichtungen im Abschnitt
Biologie aufgefiihrten Forschungsinstitute (Nr.213, 215, 216, 217, 218,
219) verdienen weitere Férderung.

Eine besondere Stellungnahme erfordert das Heiligenberg-Institut
(Nr. 214), in dem neben der biologischen Grundlagenforschung ange-
wandte Forschung, z. B. an Problemen der Strahlenwirkung und des
Strahlenschutzes, daneben auch angewandte landwirtschaftliche
Forschung betrieben wird. Das Institut ist zur Zeit mehr als behelfs-
méfig in einem ehemaligen Gasthaus untergebracht; ein Neubau ist —
sofern es in seiner jetzigen Form bestehen bleiben soll — unabweis-
bar. Dabei sollte es in rdaumlicher Verbindung mit einer Hochschule
(z. B. der Medizinischen Hochschule in Ulm) und nach Mdglichkeit in
Personalunion mit den dortigen Lehrstiihlen neu eingerichtet werden.

F. XV. Meeres- und Seenforschung, Fischereiwesen

Zur Lage auf dem Gebiet der Meeresforschung in Deutschland wird
auf die Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft!) ver-

1) Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Lage der Meeres-
forschung. Wiesbaden 1962.
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wiesen. Sie geht iiber die Darstellung der Lage hinaus und beriick-
sichtigt die Aufgaben und die besonderen Voraussetzungen der
Meeresforschung. In der Denkschrift werden auch die Einrichtungen
erfafit, die auf meereskundlichem Gebiet auBerhalb der Hochschulen
arbeiten.

Die Struktur der Einrichtungen fiir Meeres- und Seenforschung sowie
fiir Fischereiwesen auBerhalb der Hochschulen ist sehr unterschiedlich.
Einzelne Anstalten widmen sich vollstindig der Grundlagenforschung,
andere dienen neben der angewandten Forschung wichtigen Auf-
gaben der 6ffentlichen Verwaltung. Eine dritte Gruppe ist ganz auf
staatliche Verwaltungsaufgaben ausgerichtet und bleibt deshalb hier
auBler Betracht.

Die Voraussetzungen fiir die Meeresforschung in Deutschland sind
dadurch erheblich verbessert worden, daB 1964 das aus Bundesmitteln
finanzierte Forschungsschiff ,Meteor”, dessen Bau der Initiative der
Deutschen Forschungsgemeinschaft zu verdanken ist, in Dienst
gestellt werden konnte. Das Schiff steht zeitlich je zur Hailfte der
Deutschen Forschungsgemeinschaft und dem Deutschen Hydro-
graphischen Institut, welches das Schiff bereedert, zur Verfiigung.

XV. 1. Meeresforschung, Seefischerei

Das Deutsche Hydrographische Institut in Hamburg (Nr. 222) unter-
steht als Bundesoberbehérde dem Bundesministerium fiir Verkehr. Es
hat die Aufgabe, der Sicherheit der Schiffahrt in den deutschen
Gewidssern und der deutschen Schiffe in den von ihnen befahrenen
Gewassern zu dienen sowie an den SchutzmaBnahmen fiir die deut-
schen Kiisten mitzuarbeiten. Die Aufgaben werden von 6 Abteilungen
und 12 AuBendienststellen wahrgenommen, in denen der Anteil der
Forschungsarbeiten sehr unterschiedlich ist.

Die die Meeresforschung betreffenden Arbeiten des Instituts er-
strecken sich vor allem auf die Untersuchung der physikalisch-
chemischen Eigenschaften und der dynamischen Vorgidnge im Meere
und am Meeresboden, auf die Uberwachung des Meerwassers auf
radioaktive Beimengungen, auf die magnetische, gravimetrische und
bathymetrische Seevermessung und auf den Dienst im Erdmagnetischen
Observatorium Wingst (vgl. Denkschrift der Deutschen Forschungs-
gemeinschaft, S. 69).

Fir diese Aufgaben stehen dem Institut 6 Vermessungsschiffe zur
Verfigung. Nur die Abteilung M (Meereskunde) fiihrt iiberwiegend
Forschungsaufgaben durch. Die Abteilung G (Geophysik und Astro-
nomie) mufl, um ihre staatlichen Aufgaben besser erfiillen zu kénnen,
laufend Forschungs- und Entwicklungsarbeit leisten. Die Abteilung A
(Allgemeine Abteilung) enthdlt die Werkstatt, von deren Forderung
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die wissenschaftliche Arbeit der anderen Abteilungen mit abhdngt.
Die Bibliothek, die vom Deutschen Hydrographischen Institut und
vom Seewetteramt gemeinsam verwaltet wird, ist die vollstdndigste
maritime Fachbibliothek der Bundesrepublik (vgl. Empfehlungen des
Wissenschaftsrates zum Ausbau der wissenschaftlichen Bibliotheken,
S. 220).

Beim Personal und bei den Gesamtausgaben haben die staatlichen
Verwaltungsaufgaben das Ubergewicht. Etwa 10% des Personals ent-
fallen auf die Forschung, und etwa 3% des Haushalts sind Sach-
ausgaben fiir Forschungszwedke. Eine Vermehrung der Stellen fir die
Forschung ist notwendig, zumal das Forschungsschiff ,Meteor”
6 Monate im Jahr vertragsmaBig vom Deutschen Hydrographischen
Institut genutzt werden soll. Dabei sollte sichergestellt werden, daB
die Verstidrkung des Personals und der Sachmittel den wissenschaft-
lich arbeitenden Abteilungen zugutekommt, d. h. in erster Linie der
Abteilung M. DaB den wissenschaftlichen Mitarbeitern des Instituts
selbstandige wissenschaftliche Arbeit ermdoglicht werden soll, geht
bereits aus Abschnitt B. IT (vgl. S. 36 ff.) hervor.

Die Bundesforschungsanstalt fiir Fischerei in Hamburg (Nr. 221) ist
eine dem Bundesministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und
Forsten nachgeordnete Dienststelle. Sie hat die Aufgabe, durch
Forschungs- und Entwicklungsarbeiten der deutschen See- und Binnen-
fischerei zu dienen sowie die Verarbeitung der Fange als Lebens- und
Futtermittel zu férdern. Dariiber hinaus hat sie Grundlagenforschung
der Meeresbiologie zu betreiben. Fiir diese Aufgaben stehen ihr die
Forschungsschiffe ,Anton Dohrn” und ,Walter Herwig"” zur Verfi-
gung. Die vier Institute der Bundesforschungsanstalt (Nr.2214a, b, ¢, d)
haben wichtige, in der Ubersicht ndher gekennzeichnete Aufgaben fiir
die rationelle Nutzung der lebenden Schétze des Meeres durch die
deutsche Fischerei. Sie sind auf eigene Forschungs- und Entwicklungs-
arbeiten angewiesen und sollten weiter geférdert werden. Dabei ist
das Institut fiir Seefischerei (Nr.221a) wegen der Bedeutung der
Hochseefischerei fiir die Volkserndhrung und im Hinblick auf die
Notwendigkeit, die internationale Zusammenarbeit zu verstdrken,
besonders férderungswiirdig.

Die Biologische Anstalt Helgoland (Nr.221e) nimmt in der Bundes-
forschungsanstalt fiir Fischerei insofern eine Sonderstellung ein, als
sie der Grundlagenforschung dient. Dariiber hinaus stellt sie ihre
Anlagen fiir die Lehre zur Verfiigung. Innerhalb der Bundesforschungs-
anstalt hat sie hinsichtlich ihres Stellenplans und des Haushalts-
volumens ein Ubergewicht; auf sie entfallen rund ein Drittel der
Stellen und der Gesamtausgaben. Der Sonderstellung der Biologischen
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Anstalt Helgoland, die ihrer Aufgabenstellung nach nicht in eine
Bundesdienststelle gehort, ist durch einen ErlaB vom Dezember 1963,
der der Biologischen Anstalt im Rahmen der Bundesforschungs-
anstalt fiir Fischerei in bestimmtem Umfang Selbstindigkeit in Ver-
waltungsangelegenheiten, in der Bewirtschaftung der Haushaltsmittel
und in der Aufstellung des Haushaltsvoranschlages einraumt, Rech-
nung getragen. Es wird empfohlen, eine enge Zusammenarbeit mit
wenigstens einer Universitdt, die iiber meereskundliche Lehrstiihle
verfiigt, sicherzustellen und die Zusammenarbeit mit allen deutschen
Hochschulen und mit ausldndischen meeresbiologischen Instituten zu
verstarken. Hierzu gehort die Einrichtung wvon Arbeits- und Fort-
bildungsméglichkeiten fiir Gastforscher und fiir wissenschaftlichen
Nachwuchs, die Bereitstellung von ausreichenden Platzen im Gaste-
haus und die Berufung auslandischer Gelehrter in den Beirat.

Das Institut fiir Meeresforschung in Bremerhaven (Nr.220), das aus
dem Fonds des Koénigsteiner Abkommens finanziert wird, dient der
Grundlagenforschung in der Meeresbiologie sowie der Unterhaltung
eines kleinen Museums und der Ausbildung biologisch-technischer
Assistentinnen. Seine Forschungsaufgaben liegen auf dem Gebiet der
Zoologie (Mikrofauna), der Botanik (Mykologie), der Bakteriologie,
der Chemie (Biochemie) und der Hydrographie (Aestuar- und Flach-
meerhydrographie). Die bakteriologische Abteilung, die bisher
Forschungen tiiber Bakterien als Verderber von gefangenen Fischen
und von Fischwaren durchfiihrte, nimmt jetzt Untersuchungen iiber
die eiweifizersetzenden Bakterien des Meeres und deren Bedeutung
fiir den Stoffumsatz am Meeresboden auf. Das Institut sollte weiter
gefordert werden; mit der kiinftigen Universitdt Bremen sollte eine
geeignete Form der Zusammenarbeit in Aussicht genommen werden.

Das Max-Plandk-Institut fiir Meeresbiologie in Wilhelmshaven
(Nr. 219), das sich mit experimenteller Zellforschung und mit
Chromosomenforschung befaBt, gehort in den Bereich der Biologie
(vgl. S. 183 ff.).

Die Stazione Zoologica in Neapel, die eine italienische Korperschaft
des offentlichen Rechts ist, dient der internationalen Zusammenarbeit
auf dem Gebiet der Meeresforschung, besonders der experimentellen
Meeresbiologie, Die Bundesrepublik unterhélt iiber die Anton und
Reinhard Dohrn-Stiftung eine Reihe sogenannter ,Arbeitstische”, die
fiir Gastaufenthalte deutscher Forscher zur Verfiigung stehen und
vielfdltig anregende Arbeitsmoglichkeiten bieten.

Auf die Forschungsanstalt fiir Meeresbiologie und Meeresgeologie
«Senckenberg” in Wilhelmshaven, die auf dem Gebiet der Meeres-
forschung eine bedeutende Rolle spielt, wird hingewiesen (vgl. Bd. 2,
S. 49).
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XV. 2. Seenforschung, Binnenfischerei

Die Seenforschung wird auBerhalb der Hochschulen vor allem von
zwei Einrichtungen der Max-Planck-Gesellschaft betrieben, Die Hydro-
biologische Anstalt der Max-Planck-Gesellschaft in Plén und ihre
Zweigstelle Limnologische FluBstation Schlitz (Nr.228) widmen sich
der Erforschung der Seen und der FluBgewdsser. Die Anstalt in Plon
gliedert sich in mehrere Gruppen, die fast das Gesamtgebiet der
Limnologie, in erster Linie die der norddeutschen Seen, aber auch die
tropische Limnologie bearbeiten. Fischbiologie, besonders hinsichtlich
der volkswirtschaftlich wichtigen Teichwirtschaft, wird nicht betrieben.
Die Zweigstelle in Schlitz beschiéftigt sich mit dem physikalisch-
chemischen Milieu der Organismen in FluBgewdssern und auch im
Grundwasser. Die Hydrobiologische Anstalt ist die umfassendste
Forschungseinrichtung auf dem Gebiet der Limnologie in Deutschland
und sollte weiter geférdert werden.

Die Limnologische Station Niederrhein in Krefeld (Nr.225), die seit
1962 als selbstdandige Forschungsstelle aus der Hydrobiologischen
Anstalt in Plén ausgegliedert wurde, beschaftigt sich mit der
limnologischen Erforschung der Gewdsser in der niederrheinischen
Landschaft und fiithrt limnologische Beobachtungen des Rheines durch.
Es wird empfohlen, bei der weiteren Forderung der Station sicher-
zustellen, daB die allgemeine Aufgabenstellung unter Beriicksichtigung
der Biologie der Abwdésser prazisiert wird.

Diesen gut ausgebauten Forschungseinrichtungen im norddeutschen
Raum stehen in Siiddeutschland keine gleich leistungsfdhigen Einrich-
tungen gegeniiber. Die Anstalt fiir Bodenseeforschung der Stadt
Konstanz (Nr.224) und das Staatliche Institut flir Seenforschung und
Seenbewirtschaftung in Langenargen am Bodensee (Nr.226) beschaf-
tigen sich mit limnologischer Forschung im Bodensee. Die Arbeiten in
Langenargen erstrecken sich auf Hydrobiologie, Hydrochemie, Hydro-
bakteriologie und Fischereiwissenschaft, allgemeine limnologische
Forschung, Untersuchungen zur Reinhaltung der Gewdsser, Fischerei-
biologie von Blaufelchen und Forellen sowie Bakteriologie der
Gewdsser; die Arbeiten sollten bei der groBen Bedeutung wasserwirt-
schaftlicher Fragen in der modernen Industriegesellschaft gefdrdert
werden.

Es wird empfohlen, die limnologische Forschung des siidwestdeutschen
Raumes, die auBer in den genannten beiden kleineren Instituten noch
in der Universitat Freiburg betrieben wird, in einem Institut zusam-
menzufassen. Auf diese Weise konnten die aufwendigen Einrichtungen
moderner Limnologie besser genutzt werden, und es wiirde die Ver-
bindung zu der limnologischen Forschung im Awusland eher zu
halten sein.
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Mit Fragen der Binnenfischerei befassen sich die Institute fiir Kiisten-
und Binnenfischerei und fiir Netz- und Materialforschung der Bundes-
forschungsanstalt fiir Fischerei in Hamburg (Nr.221b und c). Die
Binnenfischerei und ihre systematische Forderung durch Teichwirt-
schaft in den Ldandern Niedersachsen und Schleswig-Holstein verdient
jedoch groBere Beachtung. Ein Blick auf die wvolkswirtschaftlich
bedeutsamen Erfolge der Teichwirtschaft im benachbarten Ddanemark
und in Schweden sollte zu denken geben. Es wird daher zu priifen
sein, ob fiir die Fischereibiologie der Binnen- und Teichwirtschaft
geniligend getan wird.

Die Bayerische Biologische Versuchsanstalt (Demoll-Hofer-Institut) in
Minchen (Nr.,227) untersteht dem Bayerischen Staatsministerium fiir
Unterricht und Kultus. Als staatliche Verwaltungsaufgabe ist ihr die
Uberwachung der Reinhaltung der Gewadsser Bayerns in biologischer,
chemischer, bakteriologischer und auch radioaktiver Hinsicht iiber-
tragen. Dazu kommen Begutachtungen fir Fischereizwecke. Auf
diesen Gebieten wird auch Forschung betrieben sowie Nachwuchs in
Zusammenarbeit mit der Tierarztlichen Fakultdt der Universitdt
Miinchen ausgebildet. Die Anstalt hat auf ihren Arbeitsgebieten wert-
volle Beitrdge geliefert. Sie sollte weiter geférdert werden.

SchlieBSlich sei auf die Bundesanstalt fiir Gewdsserkunde in Koblenz
(Nr. 223) hingewiesen, die als die gewédsserkundliche Zentralstelle der
Bundes-Wasser- und Schiffahrtsverwaltung fiir alle gewdsserkund-
lichen Aufgaben der Menge und Giite, fiir die Fragen der radio-
aktiven Verschmutzung der Oberflachengewdsser, flir Fragen der
Wasserwirtschaft usw. bestimmt ist. Fiir die Erfiillung dieser Aufgaben
ist es notwendig, Forschung zu betreiben, um die Methoden laufend
kritisch idberpriifen und verbessern sowie neue Methoden und
Gerdte enwidckeln zu koénnen. Solche Forschungsarbeiten werden in
den zwolf Referaten der Anstalt auf den verschiedensten Gebieten
durchgefiihrt. Das Institut besitzt die zentrale gewadsserkundliche
Bibliothek der Bundesrepublik und gibt die ,Deutschen Gewdsser-
kundlichen Mitteilungen” heraus.

Hinsichtlich der Wahrnehmung der gewdisserkundlichen Aufgaben
und ihrer Verteilung auf Anstalten und Forschungseinrichtungen der
Lander und des Bundes sollten Bund und Lander eine von den sach-
lichen und fachlichen Erfordernissen ausgehende Einigung anstreben.

F. XVI. Erdwissenschaften

Der hier behandelte Bereich umfafit die Einzelgebiete Geologie,
Mineralogie, Petrologie und Bodenkunde, Geophysik der festen Erde
und Geochemie. Auf die Geographie wird im Abschnitt F, XVIII.
(S. 199 f.) eingegangen. Die Bodenmechanik und die Felsmechanik ge-
hoéren schwerpunktmdfBig zum Bauingenieurwesen.
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Im Vergleich mit dem Ausland ist der Stand der Forschung in den
Erdwissenschaften in der Bundesrepublik aufs ganze gesehen nicht
ungunstig zu beurteilen. Nur wenige hochspezialisierte Teilgebiete,
wie z. B. einige geochemische Bereiche, Gebiete der Isotopengeologie,
der experimentellen Geologie und der Meeresgeologie sind noch im
Riickstand.

In den erdwissenschaftlichen Hochschulinstituten liegt der Schwer-
punkt der Tatigkeit auf der Grundlagenforschung. Die Grundlagen-
forschung wird in den genannten Bereichen aber auch von hochschul-
freien Einrichtungen betrieben, unter denen die geologischen Landes-
amter, die Landesamter fiir Bodenforschung und die Bundesanstalt fiir
Bodenforschung (Nr. 229, 230, 232, 233, 234, 235, 236, 237, 238, 240) eine
besondere Rolle spielen. Weiter bestehen einige Spezialforschungs-
institute (z. B. das Zentrallaboratorium fiir Geochemie der Isotope,
Nr. 231) und einige Industrieforschungsgruppen und gemeinschaftliche
Forschungsstellen des Bergbaus; sie suchen in zunehmendem MabBe
Kontakt mit den Hochschulen und betreiben in vielen Fallen der
komplexen Natur ihrer Ziele entsprechend eine Forschung, die nicht
mehr rein zweckgebunden sein kann. Als Beispiele seien die Geo-
logische Abteilung der Saarbergwerke AG in Saarbriicken und die
Geologische Abteilung der Westfalischen Berggewerkschaftskasse in
Bochum genannt.

Bei den geologischen Landesdamtern und der Bundesanstalt fiir Boden-
forschung steht, ausgehend von der nach wie vor aktuellen geolo-
gischen Inventur des Landes, die angewandte Geologie im Vorder-
grund. Die angewandte Geologie befindet sich aber in stetigem und
raschem Fortschritt und kann auf eigene Grundlagenforschung nicht
verzichten. Die Fortschritte der Wissenschaft und der Technik fiihrten
bei diesen Amtern zwangsldufig dazu, neue Forschungszweige und
moderne Mittel in ihre Tatigkeit aufzunehmen. Zweckforschung und
Grundlagenforschung stehen dabei in einem Verhéltnis der Wechsel-
wirkung. Im Bereich der Grundlagenforschung, die sich von der
Geohydrologie tiber die Bodenkunde, die Mineralogie und die
Petrologie zur Geochemie und zur Geophysik erstreckt, haben die
genannten Institutionen durch ihren Aufbau und zum Teil durch ihre
bessere und elastischere apparative Ausstattung gilinstigere Moglich-
keiten fiir die Forschung gehabt als manches entsprechende Hochschul-
institut. Die Forschung auf dem Gebiete der Erdwissenschaften inner-
halb und auBerhalb der Hochschulen muB weiter ausgebaut werden.
Die Einrichtungen sollen dadurch in Stand gesetzt werden, den im
Zuge der wissenschaftlichen und technischen Entwicklung unumgdang-
lichen Aufgaben noch besser gerecht zu werden als bisher. Das gilt
auch im Hinblick auf die internationalen Verbindungen der deutschen
Institute.
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Die Organisation der Arbeit in der Bundesanstalt fiir Bodenforschung
und in den geologischen Amtern der Lander, hat sich bewdhrt. Sie
umschlieBt die herkémmlichen Tétigkeitsbereiche dieser Anstalten
und erméglicht es, neue Arbeitsgebiete, die fiir die Zusammenarbeit
mit ausldndischen analogen Institutionen notwendig werden, jederzeit
aufzunehmen. Die Aufgaben und die Tatigkeit der Anstalten und
Amter sind aus der Ubersicht iiber die Institute zu ersehen. Es sei
erwihnt, daB ein wichtiger Zweig dieser Tatigkeit heute — z. T. in
Zusammenarbeit mit Hochschulinstituten — die Entwicklungs- und
Bildungshilfe betrifft.

Die Bundesanstalt fiir Bodenforschung in Hannover (Nr. 233) arbeitet
auf Grund eines Verwaltungsabkommens zwischen dem Bund und
dem Lande Niedersachsen eng mit dem Niedersédchsischen Landesamt
fiir Bodenforschung (Nr. 234) zusammen. Nach Fertigstellung des Neu-
baues besteht auch rdumliche Gemeinschaft. Das Niedersachsische
Landesamt hat fiir die Lander der Bundesrepublik die Durchfiihrung
von Gemeinschaftsaufgaben, die sich heute insbesondere auf die
Gebiete Erddlgeologie und Geophysik erstrecken, libernommen. Zu
seiner Finanzierung tragen daher die Lander auf Grund des Konig-
steiner Abkommens bei. Zwischen den geologischen Landesamtern
und der Bundesanstalt hat sich eine enge Zusammenarbeit ent-
widkelt.

Die Zusammenarbeit zwischen den erdwissenschaftlichen Hochschul-
instituten und den Staatsanstalten, die anfénglich Schwierigkeiten
bereitete, hat sich nach und nach verbessert und erweist sich fiir beide
Seiten als fruchtbar. Thre Verstdrkung und Intensivierung wird von
beiden Seiten angestrebt. Der Ausbau einer solchen Zusammenarbeit
zwischen den Hochschulinstituten und den Institutionen fiir Boden-
forschung wird empfohlen. Dabei sind die Organisation, die Aufgaben
und die internationale fachliche Verflechtung der Bundesanstalt fiir
Bodenforschung und der geologischen Landesdmter sowie andererseits
der strukturell verschiedene Aufbau und die unter einem anderen
Blickwinkel ansetzende Arbeit der Hochschulinstitute zu beriick-
sichtigen. Auch mit den Forschungseinrichtungen der Wirtschaft, der
Industrie und des Bergbaus sollte die Zusammenarbeit intensiviert
werden.

AuBerdem sei darauf hingewiesen, daB ein betrdchtlicher Teil der
Mitglieder der geologischen Behorden im weiteren Sinne als Lehr-
beauftragte an erdwissenschaftlichen Instituten der Hochschulen
arbeitet und daB heute bereits fortgeschrittene Studierende der Erd-
wissenschaften einen Teil ihrer Ausbildung an den genannten Insti-
tutionen und mit ihrer Hilfe erhalten.

Eine engere Zusammenarbeit zwischen den erdwissenschaftlichen
Instituten innerhalb und auBerhalb der Hochschulen ist auch im
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Interesse der Vermeidung von isolierter Doppelarbeit dringend er-
wiinscht. Zu diesem Zweck wird ein Gremium vorbereitet, das je zur
Hailfte aus Hochschulprofessoren und Leitern geologischer Amter zu-
sammengesetzt sein und alljahrlich wenigstens einmal zusammen-
treten soll. Es wird u.a. die Aufgabe haben, Vorschlige dazu zu
machen, wie die Arbeitsbereiche der Staatsanstalten und der Hoch-
schulinstitute aufeinander abgestimmt werden kénnen. Weiter ist
daran zu denken, spezielle Ausbildungsgdnge und die Benutzung
sonst nicht zur Verfiigung stehender Apparate bei den geologischen
Behorden zu erméglichen. Auch offene Fragen der Ausbildung fort-
geschrittener Studenten der Erdwissenschaften sollten beriicksichtigt
werden. Das Gremium sollte durch die fiir die geologischen Amter
zustdndigen Ministerien und durch die Kultusministerien anerkannt
werden,

Bei den geologischen Amtern lagern in den Archiven unausgewertete
oder zumindest nicht publizierte wissenschaftliche Arbeitsunterlagen
von z.T. starkstem wissenschaftlichen Interesse. Der groBSte Teil dieser
Unterlagen ist den geologischen Landesdamtern nach den Vorschriften
des Reichslagerstitten-Gesetzes zugegangen, dessen im Interesse der
Einsenderfirmen ergangene Geheimhaltungsbestimmungen eine Aus-
wertung verhindern. Fiir bestimmte Teile der Bundesrepublik ist es
heute jedoch praktisch unmoglich, geologische Arbeiten ohne dieses
Material zu unternehmen. Die betroffenen Regionen und Sachgebiete
werden damit der Grundlagenforschung mehr und mehr verschlossen.
Bei neuen Untersuchungen bleiben frithere, heute nicht mehr greif-
bare Erkenntnisse verborgen. Durch diesen unbefriedigenden Zustand
wird nicht nur wissenschaftlicher, sondern auch wirtschaftlicher Scha-
den angerichtet, da fast jede geowissenschaftliche Arbeit auch wirt-
schaftliche Konsequenzen hat.

Eine Anderung dieses auf die Dauer untragbaren Zustandes ist somit
nicht nur im Interesse der erdwissenschaftlichen Grundlagenforschung
in der Bundesrepublik unumgdnglich. Es sollte sich ein Weg finden
lassen, der es ermoglicht, solche archivierten Ergebnisse der For-
schung uneingeschrankt zuganglich zu machen, ohne berechtigte wirt-
schaftliche Interessen der Einsenderfirmen zu verletzen. In fast allen
Landern der Welt sind gesetzliche oder sonstige Vorschriften vor-
handen, die die wissenschaftliche Auswertung derartigen Materials
ermdglichen.

Das Zentrallaboratorium fiir die Geochemie der Isotope in Géttingen
(Nr. 231) wurde 1959 von der Deutschen Forschungsgemeinschaft ge-
grindet, um ein allen Forschern der Bundesrepublik zugdngliches
Laboratorium fiir geochemische Untersuchungen an stabilen Isotopen
zu schaffen und damit die Forschung auf diesem in Deutschland ver-
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nachldssigten Gebiet anzuregen. Die Erforschung der GesetzmaBigkei-
ten des sogenannten Isotopen-Fraktionierungsprozesses, die wesent-
liche Schliisse auf die Bildungsweise von Mineralien und Gesteinen
zulassen, erfordert eine so hohe MeBgenauigkeit, daB ein groBer
apparativer Aufwand und viel experimentelle Erfahrung notwendig
sind. Beides ist im Zentrallaboratorium vereinigt. Es konnte daher in
den wenigen Jahren seines Bestehens fruchtbare Arbeit leisten und
zur Intensivierung der Forschung auf diesem Gebiet entscheidend
beitragen. In dem Male, in dem die Arbeitsmethoden des Zentral-
laboratoriums auch an anderen Instituten heimisch werden, kann seine
allméhliche Inkorporierung in die Universitat Gottingen bei Uber-
nahme der Finanzierung durch das Land Niedersachsen ins Auge
gefaBt werden. Mit einer solchen Entwicklung ist jedoch vor dem
Jahre 1968 kaum zu rechnen.

Das Staatliche Forschungsinstitut fiir angewandte Mineralogie bei der
Technischen Hochschule Miinchen in Regensburg (Nr. 239) nimmt
schon heute etwa die gleichen Forschungsaufgaben wie ein Hochschul-
institut wahr und sollte daher zweckmaBigerweise in die Universitat
Regensburg iiberfiihrt werden.

Von den Pldnen fiir die Neugrindung von erdwissenschaftlichen
Spezialinstituten seien hier die fiir die Errichtung eines Forschungs-
instituts fiir Paldontologie und eines seismischen Observatoriums
genannt. Der Arbeitsbereich eines solchen Observatoriums wiirde sich
auf die Seismizitdat in Mitteleuropa, auf die mikroseismische Boden-
unruhe sowie auf die Unterscheidung von natiirlichen und kiinstlichen
seismischen Vorgdngen beziehen.

F. XVII. Astronomie, Meteorologie

Zur Lage auf den Gebieten der Astronomie und der Meteorologie in
Deutschland wird auf die Denkschriften der Deutschen Forschungs-
gemeinschaft!)®) verwiesen. Die finanziellen Aufstellungen dieser
Denkschriften sind nicht als liberhoht anzusehen. DaB von den weni-
gen in der Denkschrift ,Astronomie” erwdhnten astronomischen Insti-
tuten ein erheblicher Teil aullerhalb der Hochschulen organisiert ist,
mag damit zusammenhangen, daB die deutschen Sternwarten in weit
hoherem MaBe Forschungsinstitute als Lehranstalten sind. Solche
Forschung muB allerdings auch innerhalb der Hochschulen moglich
sein. Die Eingliederung der Remeis-Sternwarte Bamberg in die Uni-
versitdt Erlangen-Niirnberg konnte ein Hinweis darauf sein, daB dies
in zunehmendem Mabe erkannt wird.

1) Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Lage der Astrono-
mie. Wiesbaden 1962.

) Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Lage der Meteoro-
logie. Wiesbaden 1962.
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Der Wissenschaftsrat macht sich die in der Denkschrift der Deutschen
Forschungsgemeinschaft zur Lage der Astronomie erhobene Forderung
(S. 40 ff.) zu eigen, neben der Beteiligung an der europdischen Stern-
warte auf der Siidhalbkugel — European Southern Observatory —
eine groBe nationale Sternwarte zu errichten. Die Anlage soll nicht
allein von Wissenschaftlern einer Hochschule benutzt werden, son-
dern mehreren sonst getrennten Forschergruppen zur Verfiigung
stehen. Daher empfiehlt sich eine Organisation als Einrichtung auBer-
halb der Hochschulen. Die Anlage wiirde einer Erweiterung aller
deutschen Sternwarten gleichkommen, wiirde allen diesen Instituten
gleichzeitig zusdtzliche Moglichkeiten eroffnen, Teamarbeit begiin-
stigen und doch kostenmidBig viel bescheidener und tragbarer sein
als die gleichzeitige VergréBerung zahlreicher kleiner Institute. Diese
Feststellung soll jedoch die notwendige Modernisierung der vorhan-
denen Institute nicht beeintrachtigen.

XVIIL 1. Astronomie

Auf astronomischem und astrophysikalischem Gebiet arbeiten auBer-
halb der Hochschulen mehrere Einrichtungen.

Das Fraunhofer-Institut in Freiburg (Nr. 243) ist international fiihrend
in der Sonneniiberwachung, die auBer fiir die Astronomie auch fiir
die Physik der hohen Atmosphdre und der Nachrichteniibermittlung
von Bedeutung ist. Die Aufgabenstellung ist fiir eine Einordnung in
die Universitat Freiburg zu speziell, wenn auch personliche Verbin-
dungen zur Universitédt sehr zu begriiBen sind. Die Grundfinanzierung
des Instituts sollte verstarkt werden. Eine erhebliche zuséatzliche For-
derung aus Sondermitteln wird beflirwortet, um die Mitarbeit des
Instituts in der Weltraumforschung auf die Dauer zu sichern.

Das Astronomische Recheninstitut in Heidelberg (Nr.244) ist sehr
vielseitig und besitzt internationales Ansehen. Seine Forschungs-
ergebnisse sind in einigen Gebieten fiihrend. Namentlich die Schaf-
fung des neuen Fundamentalsystems von Fixsternpositionen hat Aus-
wirkungen {iber die Astronomie hinaus in die gesamte Geodasie und
ihre Anwendungen. Es wird empfohlen, die Arbeiten des Instituts
dauernd zu fordern. Es bestehen personliche Verbindungen zur Uni-
versitdt (der Direktor ist Ordinarius), die zu einer fruchtbaren
Wechselwirkung fiihren.

Die Landessternwarte auf dem Konigstuhl bei Heidelberg (Nr.245)
hat verschiedene traditionelle Arbeitsgebiete; in neuerer Zeit hat sie
eine einmalige Stellung erreicht als Eichinstitut fiir Strahlungsquellen,
das international viel benutzt wird. Das mit der Universitdt verbun-
dene Institut wird vom Lande Baden-Wiirttemberg getragen und ver-
dient weitere Férderung.
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Das Institut fiir Satellitenforschung der Sternwarte der Stadt Bochum
(Nr. 241) besitzt dank erheblicher vom Bundesministerium fiir wissen-
schaftliche Forschung zur Verfiigung gestellter Mittel eine umfang-
reiche und moderne Gerdte-Ausstattung, mit der moglichst zahlreiche
Satellitensendungen registriert werden. Es sollte gepriift werden, ob
der Standort des Instituts den Anforderungen an MeBwert- und Kom-
mandotiibertragung sowie Bahnverfolgung fiir zukiinftige Satelliten
und Raumsonden gerecht wird. Seit kurzem ist die Bildung eines
Kuratoriums vorgesehen, das bei der wissenschaftlichen Arbeit be-
ratend tdtig sein wird. Damit verbessern sich die Voraussetzungen fiir
die wissenschaftliche Forschung. Die Bestellung eines hauptamtlichen
wissenschaftlichen Leiters ist notwendig.

Die Lage der Radioastronomie und die drei Schwerpunkte, die sich
fiir dieses Gebiet in Bonn, Kiel und Tibingen gebildet haben, sind
in der Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft (S. 45 ff.)
im einzelnen dargestellt. Es geniigt deshalb hier festzustellen, daf
bereits in den Empfehlungen des Wissenschaftsrates von 1960 die
Férderung des Instituts fiir Radioastronomie in Bonn (Nr.242) durch
die Festlegung des Sondergebietes Radioastronomie fiir Bonn vor-
geschlagen ist. Die Beziehungen zur Universitdt Bonn sind erfreulich
eng, da Leiter des Instituts satzungsgemdB zwei Lehrstuhlinhaber sind
und die Anlagen des Instituts auch fiir alle Aufgaben der Forschung
und Lehre der Universitdt zur Verfiigung stehen. Das Institut besitzt
ein Radioteleskop auf dem Stocdkert in der Eifel. Es bedarf aber, wie
in der Denkschrift (S.47) bereits angedeutet ist, einer wesentlichen
Erweiterung, um mit der modernen Forschung Schritt halten zu kén-
nen. Ausfiihrliche Abwiagungen der verschiedenen instrumentellen
Moglichkeiten haben zu dem Vorschlag gefiihrt, ein freibewegliches
parabolisches Radioteleskop von 80—100 m Offnung zu bauen. Die
einmaligen Kosten hierfiir werden auf etwa 22 Mill. DM geschétzt, die
laufenden auf etwa 1 Mill. DM. Es wird empfohlen, dieses Projekt
nachdriicklich zu férdern.

In diesem Zusammenhang ist auf ein Projekt der Universitat Tiibin-
gen einzugehen, das den Bau einer neuartigen Antenne vorsieht, Sie
soll dem wichtigen Thema der prdzisen Lokalisierung auBergalak-
tischer Radioquellen dienen. Das Projekt iiberschneidet sich in der
Thematik nicht mit den Bonner Plénen. Die Kostenschdtzungen sind
sehr dhnlich denjenigen des Bonner Projektes. Hervorzuheben ist, daB
die geplante Einrichtung von vornherein nicht nur einer sondern allen
deutschen Hochschulen offenstehen soll. Es wird empfohlen, dieses
Projekt mit Vordringlichkeit zu fordern.

Hierher gehéren auch zwei Teilinstitute des Max-Planck-Instituts fiir
Physik und Astrophysik in Miinchen (Nr. 181): das Institut fiir Astro-
physik, das sich mit mannigfachen Problemen der theoretischen Astro-
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physik befaBt, und das Institut fiir Extraterrestrische Forschung. Die
Forderung dieser Institute, die hohes Ansehen besitzen, sowohl in der
Grundfinanzierung als auch in Sonderbewilligungen sollte selbst-
verstandlich sein.

Das Max-Planck-Institut fiir Aeronomie in Lindau/Harz (Nr. 246) be-
steht aus den Instituten fiir Stratosphédren- und fiir Ionosphédren-
physik. Die Forderung der Institute ist in jeder Hinsicht zu empfehlen.
Da in ndchster Zukunft grofe zuséatzliche Aufgaben im Rahmen der
Weltraumforschung und besonders wdhrend des internationalen Jah-
res der ruhigen Sonne an die beiden Institute herantreten werden,
ist rechtzeitig fiir die Bereitstellung angemessener Sondermittel zu
sorgen.

XVII. 2. Meteorologie

Der Deutsche Wetterdienst in Offenbach (Nr. 248) ist die auf Bundes-
gesetz beruhende, dem Bundesministerium fiir Verkehr nachgeordnete
amtliche Organisation, die die allgemeinen und offentlichen Forde-
rungen nach moglichst zuverldassiger Wetterberatung und klimatischen
Auskiinften zu erfiillen hat. Er sammelt und verarbeitet dauernd
eigene und fremde Beobachtungsdaten, auch im Austausch mit ana-
logen Organisationen des Auslandes.

Die Funktionen des Wetterdienstes verlangen, daf neben den fort-
laufenden Aufgaben Forschungs- und Entwidklungsarbeit betrieben
wird. Es wird empfohlen, die in der Denkschrift der Deutschen For-
schungsgemeinschaft zur Lage der Meteorologie angefiihrten Ausbau-
wiinsche zu férdern, was auch den Hochschulinstituten zugute kom-
men wiirde. Die Verbindung zu diesen wird dadurch hergestellt, da
die Leiter der Hochschulinstitute dem wissenschaftlichen Beirat des
Deutschen Wetterdienstes angehéren. Zu den Ausbauwiinschen ge-
héren vor allem der Ausbau der meteorologischen Beobachtungsnetze
und der Betriebsverfahren, besonders des Wetterradarnetzes, und die
Férderung der agrarmeteorologischen Forschung.

Die agrarmeteorologische Forschung und die darauf fuBende Beratung
der Landwirtschaft haben erhebliche Bedeutung, da das Wetter fiir
die Landwirtschaft der Hauptrisikofaktor ist. Ein weiterer Ausbau
eines Teiles der vom Deutschen Wetterdienst betriebenen Agrar-
meteorologischen Versuchs- und Beratungsstellen zu Forschungs-
stellen ist vorgesehen.

Die Einrichtung eines die Bundesrepublik iiberspannenden Netzes fiir
die Uberwachung der Atmosphére auf gasférmige, flissige und feste
Beimengungen und ihre Verfrachtung wird fiir vordringlich gehalten
(vgl. Denkschrift S. 43 {f.).

198



SchlieBlich sollte der Deutsche Wetterdienst auch die Mdoglichkeit
erhalten, an der Erforschung der hohen Atmosphédre im internatio-
nalen Rahmen durch die Unterhaltung von aerologischen Stationen
auf deutschen Schiffen, durch Wetterraketen und durch die Mitbenut-
zung eines aerologischen Observatoriums teilzunehmen. Frither war
Deutschland auf dem Gebiet der Aerologie fithrend, hat jedoch infolge
des Krieges die dafiir notwendigen Forschungseinrichtungen verloren.
In der Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft ist ein préa-
ziser Vorschlag fiir die Errichtung eines solchen aerologischen Obser-
vatoriums enthalten (S. 48 ff.). Dieser Vorschlag verdient Zustimmung.
Im Interesse einer Rationalisierung und Koordinierung der meteoro-
logischen Forschung wird jedoch empfohlen, die fiir das aerologische
Observatorium vorgesehenen Aufgaben dem im Rahmen der Deut-
schen Versuchsanstalt fiir Luft- und Raumfahrt e.V. arbeitenden In-
stitut fiir Physik der Atmosphédre in Oberpfaffenhofen (Nr. 3400), zu
ubertragen. Dieses Institut muB hierfiir entsprechend ausgebaut und
ausgestattet werden. Es ist sicherzustellen, daB die Anlagen des
Instituts den Anforderungen aller an dieser Aufgabe interessierten
Beteiligten, also auch der Hochschulen und des Deutschen Wetter-
dienstes, angepaBit sind und daB eine reibungslose Zusammenarbeit
der Beteiligten erméglicht wird.

Die Unterstiitzung, die das Bundesministerium der Verteidigung iiber
die Fraunhofer-Gesellschaft dem Institut fiir Radiometeorologie und
maritime Meteorologie an der Universitdt Hamburg (Nr. 247) gewahrt,
ist angesichts der wissenschaftlichen Bedeutung, die Forschungen auf
diesem Gebiet haben — die Forschungsgemeinschaft férdert die Radio-
meteorologie schwerpunktméBig —, sehr zu begriifen.

AbschlieBend sei darauf hingewiesen, daf auch in dem in anderem
Zusammenhang behandelten Deutschen Hydrographischen Institut in
Hamburg (Nr.222) hierher gehorende Arbeiten durchgefiihrt werden.
Der technisch anspruchsvoll und erfolgreich betriebene Zeitdienst und
die erdmagnetische Abteilung mit dem Observatorium Wingst werden
zu weiterer Forderung empfohlen. Das gleiche gilt fiir den geophysi-
kalischen Teil (Wissenschaftliche Hydrologie) der Bundesanstalt fiir
Gewasserkunde in Koblenz (Nr. 223).

F. XVIII. Geographie!)

Die Forschung auf dem Gebiet der Geographie wird ganz tiber-
wiegend in den Hochschulen betrieben. Die beiden aufBierhalb der
Hochschulen vorhandenen Einrichtungen befassen sich vorwiegend
mit geographischer Landeskunde, Es handelt sich dabei um das Institut
fiir Landeskunde (Nr. 249), das seit 1959 organisatorisch mit dem

') vgl. Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Lage der
Geographie. Wiesbaden 1960.

199

UNIVERSITATS-
BIBLIOTHEK
PADERBORN




Institut fiir Raumforschung in der Bundesanstalt fiir Landeskunde und
Raumforschung in Bad Godesberg zusammengeschlossen ist, und um
das Niedersachsische Institut fiir Landeskunde und Landesentwicklung
an der Universitat Gottingen (Nr. 250).

Die Bundesanstalt ressortiert beim Bundesminister des Innern. Seit
einiger Zeit ist die Aufsicht gespalten in die Dienstaufsicht, die
weiterhin beim Bundesinnenministerium geblieben ist, und eine Fach-
aufsicht, die dem Bundesminister fiir Wohnungswesen, Stadtebau und
Raumordnung obliegt. Es ist wiederholt erwogen worden, die Anstalt
diesem Ministerium ganz zu unterstellen. Da das Institut fiir Landes-
kunde (Nr.249) nach Geschichte und Struktur ein Forschungsinstitut
ist, sollte seine Tdtigkeit auf dem Gebiet der Grundlagenforschung
fiir die geographische Wissenschaft erhalten bleiben. Eine vollstdn-
dige Unterstellung dieses Instituts unter das Bundesministerium fir
Wohnungswesen, Stidtebau und Raumordnung kann nicht empfohlen
werden, da sonst zu befiirchten ist, daB das Institut starker fiir die
Planungsaufgaben des Ministeriums eingespannt und die Forschung
dadurch beeintrdchtigt werden wiirde.

Das Institut arbeitet auch auf dem Gebiet der angewandten Forschung.
Es besorgt eine vielseitige Dokumentation fiir seinen Bereich. Es ware
zweckmdBig, damit den Aufbau einer Sammelstelle fiir geographisch-
landeskundliche Dokumentation der Entwicklungsldnder zu verbinden,

Das Niedersidchsische Institut fiir Landeskunde und Landesentwick-
lung an der Universitat Gottingen (Nr.250) sollte sich neben seiner
gutachtlichen Tatigkeit und seinen Aufgaben bei der Landesplanung
der landeskundlichen Forschungsarbeit in Zusammenarbeit mit der
Universitat nachdriicklich widmen.

Die geographische Forschung koénnte durch Errichtung von AuBen-
stellen im Ausland intensiviert werden. Eine derartige Aubenstelle
bestand frither in El Salvador. Die Deutsche Forschungsgemeinschaft
plant, in Mexiko gemeinsam mit Forschern des Landes die Regional-
forschung zu fordern. Hieran wiirde die Geographie einen wichtigen
Anteil haben.

F. XIX. Landwirtschaft, Gartenbau?)

Die hochschulfreien Forschungseinrichtungen auf dem Gebiet der
Landwirtschaft sind im Vergleich zu anderen Disziplinen sehr zahl-
reich. Diese Feststellung gilt besonders dann, wenn man die in diese
Bestandsaufnahme im einzelnen nicht einbezogenen Untersuchungs-

1) vgl. Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Lage der
Landbauwissenschaft, Wiesbaden 1957; sowie Bericht der im Dezember
1955 vom Bundesminister fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten
eingesetzten Kommission zur Koordinierung der Forschungseinrichtungen
seines Geschiftsbereichs (sog. Mahlow-Bericht), als Manuskript gedruckt.
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und Forschungsanstalten, die zusammen mit dhnlichen Einrichtungen
im Verband Deutscher Landwirtschaftlicher Versuchs- und Forschungs-
anstalten vereinigt sind, mit in Betracht zieht. Diese Anstalten wer-
den entweder von dem Sitzland oder von den Landwirtschaftskam-
mern unterhalten. Frither, als die landwirtschaftlichen Fakultdten
und Hochschulen bei weitem noch nicht so ausgestaltet waren wie
heute und andere inzwischen eingerichtete Institute noch nicht be-
standen, hat sich in den insbesondere auch von Liebig propagierten
und seit 1852 gegriindeten Versuchsstationen ein betrachtlicher Teil
der Forschung auf dem Gebiet der Pflanzen- und Tiererndhrung
abgespielt. Heute liegt der Schwerpunkt der Arbeit in den Anstalten
auf der Untersuchungs-, Kontroll- und Beratungstatigkeit. AuBer-
dem werden Gutachten erstattet. Soweit Forschung betrieben wird,
steht sie meist in engem Zusammenhang mit dieser Tatigkeit, um
die laufende Anpassung der Arbeitsmethoden an den weiterschrei-
tenden Erkenntnisstand zu sichern. An einigen Anstalten wird dar-
iiber hinaus, je nach den vorhandenen Einrichtungen und den Inter-
essen des Anstaltsleiters, auch Forschung auf anderen Gebieten
betrieben. Sie sollte, wie bisher, auf dem iiblichen Wege durch die
Deutsche Forschungsgemeinschaft unterstiitzt werden.

Die hier im einzelnen zu beriicksichtigenden Forschungseinrichtungen
auberhalb der Hochschulen sind unter weitgehender Spezialisierung
hauptsdchlich auf Gebieten tétig, die an den Hochschulen weniger
gepfleqt werden oder aus verschiedenen Griinden nicht gepflegt
werden konnen. Dabei handelt es sich einmal um Staatsinstitute
(Bundes- und Landesanstalten), die ihrer Zahl nach stark iiberwiegen,
und zum anderen um Institute der Max-Plandk-Gesellschaft. Wahrend
sich die letzteren im allgemeinen der Grundlagenforschung widmen,
betreiben einige der hier zu erértenden Max-Planck-Institute in
starkerem MaBe auch angewandte Forschung.

Die Bundesanstalten sind zum Teil aus Institutionen hervorgegangen,
die schon vor dem Ersten Weltkrieg geschaffen wurden. Sémtliche
Bundesanstalten haben ebenso wie alle Landesanstalten den Charak-
ter nachgeordneter Dienststellen.

Eine Sonderstellung nimmt die Forschungsanstalt fiir Landwirtschaft
in Braunschweig-Voélkenrode (Nr.251) ein. Sie ist eine Anstalt des
offentlichen Rechts mit eigener Rechtspersonlichkeit des Landes
Niedersachsen, wird aber ausschlieBlich vom Bund finanziert.

Es besteht die Absicht, die dem Bereich des Bundesministeriums fiir
Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten zugeordneten Bundesanstalten
ohne Anderung ihrer rechtlichen Organisation zu einer Art Arbeits-
gemeinschaft (die Bezeichnung ist noch offen) mit dem Ziel zusam-
menzuschliefen, die Selbstverwaltung der Wissenschaft zu stdrken,
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die Forschungsprogramme der Anstalten besser zu koordinieren, den
Forschungshaushalt im ganzen elastischer zu gestalten und das
Ministerium von Verwaltungsarbeit zu entlasten. Fiir die Beratung
der wissenschaftlichen Angelegenheiten ist ein Senat vorgesehen,
der sich aus gewdhlten Anstaltsleitern, Vertretern der Hochschulen
und der Wirtschaft zusammensetzen soll. Ein Kurator als stdndiger
Vertreter des Bundesministers soll einerseits die Interessen der
Selbstverwaltung gegeniber dem Ministerium und andererseits in
Sachen der allgemeinen Verwaltung die Belange des Ministeriums
gegeniiber dem Senat vertreten,

Unter dem Blickpunkt der Koordinierung der Forschungsprogramme,
der gegenseitigen Information, der Errichtung, Zusammenfiihrung
und SchlieBung von Instituten, der Bestellung von leitenden Wissen-
schaftlern und der Delegierung eines groBen Teiles der Verwaltungs-
arbeit auf einen Kurator ist die Absicht des Ministeriums zu be-
firworten. Die Einzelheiten dieses Planes bediirfen noch nédherer
Priifung. Mit dieser Aufgabe wird der Wissenschaftsrat eine Arbeits-
gruppe beauftragen. Dabei wird fiir die Ubertragung von Arbeiten,
die im Interesse der Aufgaben der Bundesorgane notwendig sind,
auf die Institute der Forschungsanstalten nach Formen zu suchen
sein, die einerseits der wissenschaftlichen Unabhdngigkeit der Insti-
tute und andererseits den berechtigten Winschen der Regierung
Rechnung tragen.

SchlieBlich ist hervorzuheben, daf die hochschulfreien Forschungs-
einrichtungen auf dem Gebiet der Landwirtschaft sich nicht nur in
ihrer Gliederung und Aufgabenstellung, sondern auch hinsichtlich
ihrer Forschungsintensitdt sowie in der Moglichkeit der Zusammen-
arbeit mit Hochschulen und anderen Forschungseinrichtungen stark
voneinander unterscheiden.

XIX. 1. Forschungsanstalt fiir Landwirtschaft in Braunschweig-
Voélkenrode

Die Forschungsanstalt fiir Landwirtschaft in Braunschweig-Voélken-
rode (Nr.251) wurde 1949 als Anstalt des o&ffentlichen Rechts mit
eigener Rechtspersonlichkeit des Landes Niedersachsen gegriindet.
Dabei iibernahm die damalige Verwaltung des Vereinigten Wirt-
schaftsgebietes die Finanzierung der Anstalt, die jetzt vom Bund
getragen wird. Die Staatsaufsicht {ibt das Land Niedersachsen im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium fir Erndhrung, Landwirt-
schaft und Forsten aus.

Die Anstalt wird durch einen vom Senat gewdhlten Vorstand ge-
leitet. Die Institutsdirektoren bilden den Senat, der die Arbeits-
programme koordiniert und nach Anhoren des Kuratoriums vorbe-
haltlich der Genehmigung durch die Aufsichtsbehérde die Instituts-
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direktoren wahlt. Ein Kuratorium beschlieBt das Arbeitsprogramm
in seinen Schwerpunkten, den Haushaltsplan, tliber Einrichtung und
Aufhebung von Instituten u.a.m. Der Anstalt wurde bei ihrer
Grindung das frilher von der Luftfahrtforschung in Voélkenrode
genutzte iber 400 ha groBe Geldnde mit Gebduden und sonstigen
Liegenschaften zugewiesen. Etwa die Halfte des Areals wird land-
wirtschaftlich genutzt und dient Versuchszwecken. AuBerdem gehort
zur Anstalt das vom Land Niedersachsen erpachtete Versuchsgut
Salzdahlum. Neben der Hauptbibliothek sind mehrere zentrale Ein-
richtungen (Chemisches Untersuchungslaboratorium, Isotopen-Labora-
torium, mathematisch-statistische Auswertungsstelle u. a.) vorhanden,

Mit der Griindung der Anstalt wurde das Ziel verfolgt, unter
Beriicksichtigung bestehender Institute und ihrer Arbeitsrichtungen
ein agrarwissenschaftliches Forschungszentrum auf breiter Basis mit
Schwerpunkten auf den Gebieten der Boden- und Kulturpflanzen-
forschung und der Landtechnik zu schaffen. Die Verwirklichung dieser
Absicht wurde dadurch erleichtert, daB es gelang, Institutsleiter und
wissenschaftliche Mitarbeiter zu gewinnen, die ihre Arbeitsstatten in
Ost- und in Mitteldeutschland verloren hatten. Sie brachten ihre
Erfahrungen ein, so daB trotz zunédchst schwieriger Bedingungen die
Forschung rasch in Gang kam. Mehrere Institute der Anstalt setzen
Arbeiten fort, die zuvor an Forschungsanstalten in Mittel- und in
Ostdeutschland sowie in dem 1933 geschlossenen Institut fiir land-
wirtschaftliche Marktforschung in Berlin geleistet wurden.

Die vorhandenen zwolf Institute, die weitgehende Selbstdndigkeit
geniefien, gliedern sich in mehrere Forschungsgruppen.

Zu der Gruppe, die sich dem Studium des Fragenkomplexes Boden-
fruchtbarkeit und Ertragsbildung widmet, gehoren die Institute fiir
Biochemie des Bodens, flir Humuswirtschaft, fiir Bodenphysik und
Bodenbearbeitung und fiir Pflanzenbau und Saatgutforschung, iiber
deren Aufgaben die Ubersicht néhere Angaben enthalt.

Auf dem Gebiet der Futtergewinnung und der Tierernahrung sind
das Institut fiir Grinlandwirtschaft, Futterbau und Futterkonser-
vierung und das Institut fiir Tiererndhrung téatig.

Die Arbeit der Institutsgruppe Landtechnik gilt der Technisierung
landwirtschaftlicher Betriebe verschiedener GréBenklassen und der
Entwicklung neuer Verfahren in der Bauwirtschaft. Zu dieser Gruppe
gehoren die Institute fiir landtechnische Grundlagenforschung, fiir
Schlepperforschung, flir Landmaschinenforschung und fiir landwirt-
schaftliche Bauforschung. Die Institute ergdnzen sich in sinnvoller
Weise. Es mag offen bleiben, ob auf ldngere Sicht ein selbstdndiges
Schlepperinstitut am Platze ist oder ob es nicht besser mit dem
Institut fiir Landmaschinenforschung zu vereinigen wire.
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Die beiden wirtschaftswissenschaftlichen Institute der Anstalt, ndm-
lich das Institut fiir landwirtschaftliche Marktforschung und das
Institut fiir Betriebswirtschaft untersuchen die Einfliisse, denen die
Landwirtschaft im ganzen und die verschiedenen BetriebsgréBen-
klassen und Betriebssysteme im besonderen im Zuge der fort-
schreitenden volkswirtschaftlichen Entwidklung, der technischen Fort-
schritte sowie der Verdnderungen auf den Markten fiir Agrarprodukte
und Produktionsmittel ausgesetzl sind, und erforschen die struktu-
rellen Wandlungen, die sich daraus ergeben.

Den beiden Instituten fallen als den einzigen hochschulfreien For-
schungseinrichtungen ihrer Art auf dem Gebiet der Landwirtschaft
vor allem groBere empirische Untersuchungen zu, die von den ent-
sprechenden Hochschulinstituten nicht oder nicht im gleichen MaBe
bewdltigt werden kénnen. Ein wesentlicher Teil der hier anfallenden
Aufgaben ist aus dem Wandel der Agrarpolitik zu erkldren, der sich
in allen Industriestaaten vollzogen hat. Die Regierungen dieser
Staaten sind heute in zunehmendem MafBe darauf angewiesen, die
quantitativen Auswirkungen getroffener MaBnahmen zu ermitteln
bzw. die quantitativen Auswirkungen beabsichtigter MaBnahmen im
voraus abzuschdtzen. Die Untersuchung solcher Fragen erfordert
eine so umfangreiche Auswertung statistischen Materials und eine
so intime Kenntnis statistischer und oekonometrischer Methoden, daf
die Ministerien im allgemeinen nicht in der Lage sind, derartige
Untersuchungen selbst durchzufiihren. Sie bediirfen der laufenden
Beratung durch wissenschaftliche Institute und der Mdoglichkeit,
bestimmte Untersuchungen durchfithren zu lassen. Die Hochschul-
institute konnen diese Aufgaben naturgemdB nur zum Teil dber-
nehmen.

Die Forschungsanstalt hat seit ihrer Griindung vielfdltige Férderung
erfahren und wertvolle wissenschaftliche Arbeit geleistet. Sie sollte
auch weiterhin intensiv geférdert werden. Bei ihrer Griindung iber-
nahm sie Gebdude und Einrichtungen, die zuvor anderen Zwecken
dienten. Die Bausubstanz wurde durch Demontagen geschiadigt und
vermindert. Im Laufe der Jahre wurden verschiedene Gebaude zwedk-
entsprechend eingerichtet, Mehrere Institute und Einrichtungen sind
jedoch unzureichend untergebracht. Hier sind Neubauten bzw, Um-
und Ergdanzungsbauten erforderlich. Es ist ein Generalbebauungsplan
mit Dringlichkeitsfolge unter dem Leitgedanken entwickelt worden,
die Baulichkeiten moglichst im Zentralgeldnde der Anstalt zu kon-
zentrieren,

Bevor der Bauplan schrittweise verwirklicht wird, sollte die Struktur
der Anstalt hinsichtlich der Zahl der Institute, der kiinftigen For-
schungsschwerpunkte der Anstalt, der Moglichkeiten von Um- und
Eingliederungen, aber auch hinsichtlich notwendiger Erganzungen
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noch einmal griindlich iiberdacht werden. Seit der Griindung der An-
stalt haben beispielsweise die landwirtschaftlichen Fakultdten, das
Max-Planck-Institut fiir Tierzucht und Tiererndhrung in Mariensee
(Nr. 265), aber auch andere Einrichtungen eine kraftige Ausgestaltung
erfahren, die noch im Gange ist. Andererseits treten bei der Erfiillung
der der Anstalt gestellten Aufgaben und im Zuge des raschen Wan-
dels der priméren und sekunddren Produktionsmethoden der Land-
wirtschaft neue Probleme auf, die eine Losung erheischen, auch um
die vom Staat zu treffenden Entscheidungen und einzuleitenden For-
derungsmafBnahmen vorzubereiten.

Bei der Griindung der Anstalt war ihre spatere Uberfithrung auf den
Bund in Aussicht genommen. Die Ubernahme ist wiederholt auch vom
HaushaltsausschuB des Bundestages gefordert worden. Hierzu ist es
bisher jedoch wegen verfassungsrechtlicher Bedenken des Landes
Niedersachsen gegen das vom Bund beabsichtigte Verfahren der
Ubernahme der Anstalt als nachgeordnete Dienststelle nicht gekom-
men. Einer solchen Ubernahme widersprechen jetzt auch die Organe
der Anstalt mit dem Hinweis, daB die Aufgabenstellung ein hoheres
MaB an Selbstverwaltung und Selbstverantwortung verlange, als die
Rechtsform einer nachgeordneten Dienststelle dies zulasse. Deshalb
wird der Gedanke erwogen, die Forschungsanstalt in die Finanzierung
nach dem Konigsteiner Abkommen aufzunehmen. Es ist eine Situation
entstanden, die einer weiteren gedeihlichen Entwicklung der Anstalt
abtréglich ist. Es bedarf erneut ernster Bemithungen, um eine Losung
zu finden, zu der sich beide Seiten bekennen. Der Wissenschaftsrat
ist der Auffassung, daB es bei Respektierung der allseitigen Belange
im Rahmen der vom Bundesministerium fiir Ernahrung, Landwirtschaft
und Forsten geplanten Neuregelung der Forschungsorganisation in
seinem Bereich, die in den Einzelheiten noch durch die vom Wissen-
schaftsrat eingesetzte Arbeitsgruppe gepriift wird, méglich sein sollte,
den sachlichen Bediirfnissen der Anstalt Rechnung zu tragen. Es kann
erwartet werden, daB es der Arbeitsgruppe gelingt, einen Vorschlag
zu unterbreiten, der den Belangen des Bundes, des Landes Nieder-
sachsen, der iibrigen Linder und der Forschungsanstalt Vélkenrode
selbst gerecht wird.

XIX. 2. Pflanzengenetik, Ziichtungsforschung und Pflanzenzucht

Genetik und Ziichtungsforschung werden sowohl in Forschungsein-
richtungen auBerhalb der Hochschule als auch in Hochschulinstituten
betrieben. Die Ziichtung von Kulturpflanzen wird jedoch zum gréBeren
Teil in zahlreichen privatwirtschaftlich organisierten Zuchtstatten
vorgenommen, die im Verband deutscher Pflanzenzuchtbetriebe zu-
sammengeschlossen sind. Einige von ihnen genieSen durch die Ver-
breitung ihrer Sorten Weltruf.
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In ihren Anfingen vollzog sich die ziichterische Arbeit nach den
relativ einfachen Prinzipien der Auslese und Isolierung wie auch der
einfachen Kreuzungskombination. Sie lag in Norddeutschland in den
Hénden interessierter Landwirte. Aus ihren Betrieben entwickelten
sich private Zuchtstdtten, die im Gegensatz zu manchen anderen Lin-
dern auch heute noch an der Schaffung neuer Sorten stark beteiligt
sind. In Siiddeutschland tibernahmen dagegen die Landessaatzucht-
anstalten in Weihenstephan und in Hohenheim diese Arbeit,

Mit der Vertiefung der Einsichten in genetische Zusammenhinge und
der wachsenden Bedeutung komplexer Zuchtziele erforderte die Ziich-
tung immer mehr die Anwendung naturwissenschaftlicher Methoden,
die fortschreitend komplizierter wurden und von praktischen Zucht-
betrieben selbst nur sehr beschrédnkt weiter entwickelt werden konn-
ten. Diese Aufgabe fiel daher Instituten fiir Ziichtungsforschung zu.
In die landwirtschaftlichen Fakultédten fand die Ziichtungsforschung in
Gestalt selbstdndiger Institute erst sehr spét Eingang.

Angesichts dieser Lage bedeutete es einen groBen Schritt vorwiérts,
als 1928 das Kaiser-Wilhelm-Institut fir Ziichtungsforschung in
Miincheberg bei Berlin gegriindet wurde. Aus dem Kaiser-Wilhelm-
Institut entwickelten sich die Max-Planck-Institute fiir Ziichtungsfor-
schung in Kéln-Vogelsang (Nr. 254) und fiir Pflanzengenetik auf dem
Rosenhof bei Heidelberg (Nr. 255) sowie das Max-Planck-Institut fiir
Kulturpflanzenziichtung in Hamburg (Nr.253), das von Anbeginn
bestimmte Zuchtziele bei einzelnen Kulturpflanzen verfolgte, und
schlieBlich das Forschungsinstitut fiir Rebenziichtung Geilweilerhof
bei Siebeldingen (Nr.252). Ziichtungsforschung auBerhalb der Hoch-
schulen wird auch an einigen Landesanstalten (Freiburg i. Br., Geisen-
heim, Weihenstephan, Wiirzburg) betrieben. Von ihnen soll hier nur
die wichtigste (Weihenstephan, Nr. 256) ausfiihrlicher gewdirdigt wer-
den (vgl. S.209).

Die Landwirtschaftliche Hochschule Hohenheim ist den Empfehlungen
des Wissenschaftsrates gefolgt und hat einen Lehrstuhl fiir Pflanzen-
zlichtung errichtet. Der Lehrstuhlinhaber ist zugleich Leiter der dorti-
gen Landessaatzuchtanstalt. Da in Hohenheim auBerdem ein Lehrstuhl
fir Genetik geschaffen wurde, sind dort nunmehr im Zusammen-
wirken mit den iibrigen biologischen Instituten giinstige Vorausset-
zungen fiir die Entfaltung der Ziichtungsforschung gegeben.

SchlieBlich sei erwdhnt, daB an der Fakultdt fiir Gartenbau an der
Technischen Hochschule Hannover ein Lehrstuhl fiir angewandte
Genetik mit gleichnamigem Institut besteht und daB im Entwidklungs-
plan der Universitat Goéttingen ein Lehrstuhl mit Institut fiir Forst-
pflanzenziichtung an der forstlichen Fakultdt vorgesehen ist.
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Zu der oft erorterten Frage, ob es sinnvoll ist, an einem Institut
theoretische und objektbezogene Forschung nebeneinander zu be-
treiben, kann hier gesagt werden, daB die Kombination von reiner
Genetik und Ziichtungsforschung sich als sehr fruchtbar erwiesen hat.

Eine andere wichtige Frage ist, ob es sich empfiehlt, mit einem For-
schungsinstitut eine Zuchtabteilung zur Schaffung von anbauwiirdigen
Sorten zu verbinden. Diese Frage stellt sich deswegen, welil fiir einige
Gruppen von Kulturpflanzen, insbesondere auf dem Gebiet des Obst-
baues, keine privaten Zuchtbetriebe bestehen. So ist unter Hinweis
auf die groBe Zahl der meist kleinen Gartenbaubetriebe und auf den
hohen Stand der Gemiiseziichtung in den Niederlanden die Griindung
eines Instituts flir gartnerische Pflanzenziichtung angeregt worden. Es
ist nicht zu verkennen, daB ein enger Kontakt zwischen einem For-
schungsinstitut und einer ziichterischen Institution fiir beide Teile von
groBem Nutzen sein kann. Jedoch sollte eine solche Zuchtstatte nicht
Bestandteil eines wissenschaftlichen Instituts sein, sondern diesem in
anderer Form angegliedert werden; hierfiir kdame in erster Linie Han-
nover in Betracht (vgl. S.2241.).

Wenn man die in diese Bestandsaufnahme nicht einbezogenen Insti-
tute, an denen in begrenztem Umfang Ziichtungsforschung in Ver-
bindung mit der Ziichtung an einzelnen Kulturpflanzen betrieben
wird, mit in Betracht zieht, so ist die Gesamtzahl der Institute sehr
betrdchtlich. Angesichts der sehr verschiedenen Struktur der Institute
und Anstalten (GroBe, Ausriistung, Forschungsintensitdt) drangt sich
die Frage auf, ob nicht mit einer geringeren Zahl besser strukturierter
Institute ein gréBerer Wirkungsgrad insbesondere in der Grundlagen-
forschung zu erzielen ware. Diese Frage ist schon deswegen grund-
sdtzlich zu bejahen, weil erfolgreiche Ziichtungsforschung nur auf
breiter naturwissenschaftlicher Basis mit qualifizierten Wissenschaft-
lern und vielseitig eingerichteten Instituten betrieben werden kann.
Die Institute fiir Ziichtungsforschung leiden offensichtlich unter star-
kem Mangel an tiichtigen jungen Wissenschaftlern. Manche Anzeichen
sprechen dafiir, daB dieser Zustand noch langere Zeit anhalten wird,
so daB auch aus diesem Grunde eine Konzentration der produktiven
wissenschaftlichen Krafte geboten erscheint; sie sollte deshalb sehr
ernsthaft gepriift werden.

Das Max-Plandk-Institut flir Ziichtungsforschung (Erwin-Baur-Institut)
in K6ln-Vogelsang (Nr. 254) ist Nachfolgeeinrichtung des 1928 begriin-
deten gleichnamigen Kaiser-Wilhelm-Instituts in Miincheberg/Mark.
Nach langen Bemiihungen erhielt das Institut im Jahre 1955 in Koln-
Vogelsang eine neue Arbeitsstatte, die jedoch in mehrerer Hinsicht
noch der Ausgestaltung bedarf.
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Nach der Ubernahme des Instituts durch den derzeitigen Leiter wurde
im Institut eine Abteilung fiir Genetik geschaffen. Sie widmet sich vor
allem dem Studium der Wirkungsweise von Genen. Der Direktor des
Instituts ist ordentlicher Professor an der Universitdt Kéln. Mehrere
Mitglieder des Instituts wirken als Dozenten.

Im ibrigen werden auf breiter Basis die von den Vorgdngern des
jetzigen Institutsleiters begonnenen Arbeiten zur Ausarbeitung von
Ziichtungsmethoden fiir Kartoffeln, Winterweizen, Gerste und Futter-
pflanzen fortgesetzt. Zuchtziele sind vor allem Krankheitsresistenz,
Ertragssicherheit und Qualitdtssteigerung unter Ausnutzung von Art-
und Gattungsbastarden. Ein umfangreiches Forschungsprogramm ist
der Nutzung von Mutanten in der Ziichtung gewidmet.

Anders als bei den genannten Objekten bemiiht sich das Institut beim
Strauch- und Baumobst um die Schaffung von Sorten, die den heutigen
Bediirfnissen angepaBt sind. Solche Arbeiten fallen nicht in den
Rahmen dieses Forschungsinstituts. Sie sind nur so lange berechtigt,
als private oder staatliche Institute auf diesem Gebiet nicht oder noch
nicht ausreichend tétig sind. Der Institutsleiter mochte diese Arbeiten
auslaufen lassen, sobald dies unter Beriicksichtigung der investierten
Arbeit vertretbar ist.

Fir die Durchfithrung der Forschungsarbeiten selbst ist das Institut
nicht in jeder Hinsicht gut ausgeriistet. Es fehlt vor allem eine Einrich-
tung zur Entwicklung zuverldssiger Ziichtungsmethoden unter defi-
nierten Bedingungen. Es ist daher dringlich, ein Phytotron zu errichten,
in dem die Selektion unter reproduzierbaren Klimafaktoren erfolgen
kann.

Da die Fachministerien im Hinblick auf eine wirkungsvolle Férderung
der Pflanzenzucht an der Ausarbeitung von Methoden fiir die Ziichtung
an Kulturpflanzen sehr interessiert sind, sollte insbesondere das
Bundesministerium fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten sich
bereitfinden, den schon jetzt gewdhrten ZuschuB kréftig zu er-
héhen.

Das Max-Planck-Institut fiir Pflanzengenetik auf dem Rosenhof bei
Heidelberg (Nr. 255) ging 1960 aus der fritheren Zweigstelle Rosenhof
des Max-Planck-Instituts fiir Ziichtungsforschung hervor. Ahnlich wie
das wesentlich groBere Max-Planck-Institut fiir Ziichtungsforschung in
Koln-Vogelsang (Nr.254) befaBt es sich mit Fragen der Genetik und
mit den wissenschaftlichen Grundlagen der Pflanzenziichtung, insbe-
sondere der Entwidklung ziichterischer Verfahren auf genetischer
Grundlage. Die bearbeiteten Objekte (z.Z. vorwiegend Zudkerriiben)
sind dabei in erster Linie Modelle, denn das Institut verfolgt nicht das
Ziel, selbst Sorten zu zichten, sondern die gewonnenen Erkenntnisse
den praktischen Ziichtern zur Verfligung zu stellen.
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Dem Institut steht das Hofgut Rosenhof fiir Forschungszwecke und fiir
die Auslegung von Versuchen zur Verfiigung. Ein kiirzlich fertig-
gestelltes neues Institutsgebdude bietet ausreichende Arbeitsmoglich-
keiten; Gewichshduser und Klimakammern miissen noch ausgebaut
werden.

Aus dem Max-Plandk-Institut fiir Kulturpflanzenzilichtung in Hamburg-
Volksdorf (Nr.253), das aus der 1927 gebildeten Abteilung zur SiB-
lupinenziichtung des Kaiser-Wilhelm-Instituts fiir Ziichtungsforschung
entstanden ist, sind in den letzten Jahrzehnten bis in die Gegenwart
ideenreiche Arbeiten hervorgegangen. Sie liegen vornehmlich auf dem
Gebiet der Verbesserung der qualitativen und quantitativen Eigen-
schaften einer Anzahl von Kulturpflanzen und unterscheiden sich
demgemdB von der Forschungsrichtung der beiden anderen Max-
Planck-Institute. Die ersten Arbeiten des Institutsleiters betrafen die
Auffindung und Ausnutzung spontaner Mutationen zur Entwicklung
von Kulturpflanzen aus ziichterisch unbearbeiteten Wildtypen. Diese
fiihrten u. a. zu den heutigen Sorten der Kulturlupinen. Es gelang auch
bei anderen Kulturpflanzen, durch Auslese und Kreuzung die Wert-
eigenschaften zu verbessern. Als besonderes Forschungsproblem wird
die Analyse und Synthese komplexer Eigenschaften von Kultur-
pflanzen herausgestellt und unter diesem Aspekt die Ursache der
Ertragsbildung studiert. In jiingster Zeit beschdftigt sich das Institut
mit der Auslese, Inkulturnahme und Stoffproduktion niederer Pflanzen-
arten. Dem Studium dieses Fragenkomplexes wird grofie Bedeutung
beigemessen.

Die Bayerische Landessaatzuchtanstalt in Weihenstephan (Nr. 256)
wurde 1902 im Rahmen der Akademie fiir Landwirtschaft und Brauerei
in Weihenstephan gegriindet und 1938 vom Bayerischen Staatsmini-
sterium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten iibernommen. Sie
verfiigt liber zwei Versuchsgiiter und unterhdlt neun AuBenstellen
und Saatzuchtinspektionen, die zum Teil der Priifung von Neu-
ziichtungen unter verschiedenen okologischen Bedingungen dienen.

In der Anstalt sind administrative Aufgaben, Beratungstdtigkeit und
Ziichtungsforschung vereinigt. Die Ziichtungsforschung, die hier auf
guter Tradition aufbaut, ist stirker als in den Max-Plandck-Instituten
praktischen Bediirfnissen zugewandt und erstrebt vornehmlich die
Schaffung von Zuchtstimmen, die praktischen Ziichtern iiberlassen
werden. Die wissenschaftliche Arbeit hat in jilingster Zeit eine
begriiBenswerte Straffung erfahren. Bedeutung und Ergebnisse der
von der Landesanstalt geleisteten Versuchs- und Forschungsarbeiten
rechtfertigen ihre stete Férderung; sie sollte insbesondere hinsichtlich
der Erweiterung der Gewachshausanlagen, der Einrichtung von Klima-
kammern und der apparativen Ausriistung verstarkt werden.
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Das Forschungsinstitut fiir Rebenziichtung Geilweilerhof bei Siebel-
dingen/Pfalz (Nr, 252) ist aus dem im Jahre 1942 gegriindeten Kaiser-
Wilhelm-Institut fiir Rebenziichtungsforschung in Miincheberg hervor-
gegangen, das urspriinglich eine Abteilung des Kaiser-Wilhelm-
Instituts flir Ziichtungsforschung war. Das Institut wurde mit Kriegs-
ende an seinen jetzigen Standort verlegt, spater in die Rechtsform
einer gemeinniitzigen GmbH gekleidet und wird seit 1953 fast aus-
schlieBlich durch den Bund finanziert. Es ist sowohl apparativ wie auch
mit Versuchseinrichtungen (Gewdchshauser, Versuchsflichen, Reblaus-
forschungsstation usw.) gut ausgestattet und setzt die schon in den
20er Jahren eingeleiteten Arbeiten fort, inshesondere auf dem Gebiet
der Resistenzziichtung gegen pilzliche und tierische Krankheitserreger
und der Ertrags- und Qualitdtsziichtung. Das Institut ist voll arbeits-
fahig und steht mit verwandten in- und ausldndischen Instituten in
regem Kontakt. Es fehlt jedoch ein bereits projektiertes zentrales
Laborgebdude mit ausreichenden Arbeitspldtzen und Unterbringungs-
moglichkeiten fur die gut ausgebaute Bibliothek.

Seit ldngerem werden Verhandlungen mit dem Ziel gefiihrt, dem
Institut den Status einer Bundesanstalt zu geben. Hierzu ist es bis
jetzt aus Griinden, die hier im einzelnen nicht darzulegen sind, nicht
gekommen. Die Ubernahme der Anstalt durch den Bund ist gerecht-
fertigt. Es ist jedoch auch denkbar, daB die beiden Lander Rheinland-
Pfalz und Baden-Wiirttemberg, auf die etwa 90 %o des Weinbaus in der
Bundesrepublik entfallen, das Institut in ihre Obhut nehmen, mit allen
Folgerungen, die sich daraus ergeben, oder sich an seiner Finanzierung
beteiligen.

Die Landwirtschaftliche Hochschule Hohenheim hat auf Empfehlung
des Wissenschaftsrates einen Lehrstuhl fiir Weinbau eingerichtet. Die
Hochschule hegt die Absicht, im Rahmen des Studiums der Landwirt-
schaft ein mehrsemestriges Spezialstudium auf dem Gebiet des Wein-
baus im Zusammenwirken mit anderen Einrichtungen zu entwidkeln
und in diesem Zusammenhang eine engere Verbindung mit dem
Institut fiir Rebenziichtung herzustellen, Der Wissenschaftsrat emp-
fiehlt, im Zusammenhang mit der Entscheidung iiber den kiinftigen
Status des Instituts fiir Rebenziichtung zu priifen, ob die Leitung des
Instituts als Dauerregelung in Personalunion mit dem Lehrstuhl fiir
Weinbau in Hohenheim verbunden werden kann.

Rebenziichtung in begrenztem Umfang mit Fragestellungen, die sich
aus der ortlichen Problematik, namlich aus den groSen Unterschieden
in den Standortsbedingungen zwischen den verschiedenen Weinbau-
gebieten ergeben, wird in besonderen, mit Versuchsstationen ausge-
riisteten Abteilungen bzw. Instituten mehrerer Landesanstalten
betrieben. Hier sind die Bayerische Landesanstalt fiir Wein-, Obst-
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und Gartenbau in Wiirzburg, das Staatliche Weinbauinstitut in Frei-
burg und das Institut fiir Rebenziichtung und Rebenveredlung der
Hessischen Lehr- und Forschungsanstalt fiir Wein-, Obst- und Garten-
bau in Geisenheim zu nennen.

XIX. 3. Bodenkultur, Acker- und Pflanzenbau

Die Staatliche Moorversuchsstation in Bremen (Nr.258) wurde im
Jahre 1877 als Organ der PreuBischen Zentralmoorkommission ge-
griindet. Zu ihr gehort der Versuchsbetrieb Konigsmoor.

Bei der Errichtung der Versuchsstation wurden ihr vorrangig kultur-
technische Aufgaben gestellt, namlich die Entwicklung von Ver-
fahren zur Urbarmachung von Moor- und Heidebéden. Obwohl an
der Verbesserung der allméhlich entwickelten und unter der Bezeich-
nung ,Deutsche Hochmoorkultur” und ,Sandmischkultur” weit ver-
breiteten Verfahren stetig weiter gearbeitet wird, haben sich die
Aufgaben gewandelt. Nunmehr stehen spezifische Fragen der land-
wirtschaftlichen und gértnerischen Nutzung von Moorbéden im Vor-
dergrund, insbesondere im Hinblick auf eine rationelle Griinland-
nutzung. Daneben werden auf breiter Basis die Arbeiten iiber die
Entwidklungsgeschichte der Moore, ihre Verbreitung und Klassifi-
zierung fortgesetzt. Das Institut berat die Niedersdchsische Landes-
regierung und die Regierungen anderer Bundeslinder bei Melio-
rationsvorhaben und der Durchfiihrung des Moorschutzgesetzes. Das
Institut verdient weitere Férderung.

Die Bundesanstalt fiir Tabakforschung in Forchheim (Nr.259) wurde
1926 als Tabakforschungsinstitut fiir das Deutsche Reich gegriindet,
nach 1945 durch den Landesbezirk Baden, dann das Land Baden-Wirt-
temberg weitergefiihrt und 1952 als Bundesanstalt iibernommen. Das
Institut hat den Auftrag, den Tabakbau und die Tabakverarbeitung
in der Bundesrepublik zu foérdern.

Die Anstalt verfiigt iiber Laboratorien, Gewdchshéduser, technische
Anlagen (Fermentation, Trocknung), iiber ein gréBeres Versuchsfeld
sowie iiber eine gute Fachbibliothek.

Aus dem urspriinglich sehr umfassenden Arbeitsprogramm wurden
durch den Beirat in den letzten Jahren als Schwerpunkte empfohlen:
Verstirkung der Ziichtungsarbeit auf Krankheitsresistenz bzw. Er-
haltung der Tabakqualitat, Entwicklung arbeitsparender Verfahren
zur Rationalisierung des Tabakanbaus, Weiterfiihrung der Arbeiten
auf dem Gebiet der chemischen und mikrobiologischen Vorgdnge
der Fermentation und Entwicklung von Methoden der Tabakbewer-
tung unter Beriicksichtigung des Einflusses von Riickstinden der
Schéadlingsbekampfung.
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Aus verschiedenen Griinden, die hier im einzelnen nicht darzulegen
sind, ist der Anbau von Tabak stark riickldufig und hat seit 1950
fast zwei Drittel seiner Anbaufliche eingebiift. Sie betrigt gegen-
wadrtig rd. 4000 ha und scheint sich zu stabilisieren. Vier Fiinftel
der Anbaufliche entfallen auf Baden-Wiirttemberg und Rheinland-
Pfalz; sie verteilt sich auf eine groBe Zahl von Kleinbetrieben
(ca. 20 000).

Unbeschadet der Verdienste der Anstalt um die Verbesserung der
Kulturmethoden der Tabakpflanze und der Tatsache, daB der Bewer-
tung des Tabaks unter hygienischen Gesichtspunkten, insbesondere
der Bestimmung der Riickstdnde ein allgemeines Interesse zukommt,
erscheint es in Anbetracht der geschilderten Umstande sehr fraglich,
ob die Unterhaltung einer Bundesanstalt noch gerechtfertigt ist,
zumal einzelne Aufgaben wie die Ziichtung, der Pflanzenschutz
und die Riickstandsbestimmungen auch von anderen Anstalten iiber-
nommen werden kénnen. Es wire zu priifen, in welchem Umfang
und in welcher Form die Ldnder, in denen der Anbau des Tabaks
hauptsdchlich betrieben wird, an der Fortfiilhrung der Anstalt inter-
essiert sind und ob sie gegebenenfalls bereit sind, sie in ihre Obhut
zu nehmen.

In der Bayerischen Landesanstalt fiir Bodenkultur, Pflanzenbau und
Pflanzenschutz in Miinchen (Nr.261) sind seit 1963 in einem groBen
Neubau die beiden vordem selbsténdigen Landesanstalten fiir Landes-
kultur und Moorwirtschaft und fiir Pflanzenbau und Pflanzenschutz
vereinigt. Die Anstalt hat zahlreiche Verwaltungsaufgaben zu er-
fillen, die einen groBen Teil der Arbeitskapazitit der Anstalt in
Anspruch nehmen. Die Versuchs- und Forschungsarbeit betrifft in
der Regel Fragen, die sich bei der administrativen Tatigkeit unmittel-
bar aus der Praxis ergeben und von den Hochschulinstituten nicht
bearbeitet werden kénnen. Das schlieBt nicht aus, daB die wissen-
schaftlichen Mitarbeiter der Anstalt an der Durchfithrung von For-
schungsvorhaben mitwirken, die mit der administrativen Tatigkeit
nicht in Zusammenhang stehen. Fiir die Aufgaben der Anstalt stehen
auBer den in Miinchen vorhandenen Einrichtungen elf Versuchsgiiter
zur Verfiigung, die nach bestimmten Gesichtspunkten iiber das ganze
Land verteilt sind.

Die Staatliche Lehr- und Versuchsanstalt fiir Griinlandwirtschaft und
Futterbau in Bad Hersfeld (Nr.257) wurde 1947 gegriindet. Die An-
stalt hat vornehmlich Beratungs- und Lehraufgaben. Die Versuchs-
tatigkeit dient der Erfiillung dieser Aufgaben. Hierfiir stehen Labora-
torien und zwei kleinere Versuchsbetriebe mit dem Charakter von
Beispielbetrieben zur Verfiigung; sie sollen durch einen weiteren
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fiir Fragen der Tiererndhrung ergdnzt werden. Neuerdings zeigen
sich Ansdtze, die Forschungstatigkeit zu erweitern, was jedoch im
Hinblick auf die zahlreichen Institute, die auf dem gleichen Gebiet
tatig sind, schwerlich empfohlen werden kann. Wenn es geschieht,
sollte eine engere Verbindung der Anstalt mit der landwirtschaft-
lichen Fakultdt der Universitdt GieBen herbeigefiihrt werden.

Das Institut fiir Zudkerriibenforschung in Géttingen verdient Erwéh-
nung, obwohl es keine 6ffentlichen Mittel erhdlt, sondern ebenso wie
das Institut fiir landwirtschaftliche Technologie und Zuckerindustrie
(Nr. 283) durch den Verein der Zuckerindustrie unterhalten wird.
Es handelt sich um die Nachfolgeeinrichtung einer dhnlich struktu-
rierten Anstalt, die frither in Bernburg/Saale betrieben wurde. Das
sehr gut ausgestattete Institut widmet sich allen Fragen, die mit der
Kultur der Zuckerriibe (auBer Ziichtung) in Zusammenhang stehen,
und hat an den groBen Fortschritten auf diesem Gebiet wesentlichen
Anteil,

Die Bundesanstalt fiir Qualitdatsforschung pflanzlicher Erzeugnisse in
Geisenheim (Nr.260) wurde im Jahre 1951 gegriindet. Als Arbeits-
stdtte wurden ihr die Geb&ude der ehemaligen Reichsanstalt fiir
Seidenbau in Geisenheim und ein kleines Versuchsfeld zugewiesen.
Die Anstalt wurde mit dem Ziel errichtet, die Kenntnisse iliber Art
und Zusammensetzung der Inhaltsstoffe wichtiger Nahrungspflanzen,
insbesondere hinsichtlich ihres Ndhr- und Gesundheitswerts als
«wertgebende Eigenschaften”, zu erweitern, die Verdnderungen der
Inhaltsstoffe unter dem Einfluf bestimmter d@uBerer Faktoren (z.B.
Diingung, Pflanzenschutzmittel) zu untersuchen und daraus ge-
gebenenfalls Folgerungen fiir die Sortenwahl, die Anbaumethoden
und die Behandlung der Ernteerzeugnisse der betreffenden Gewdéchse
abzuleiten. Die Anstalt hat also die Aufgabe, als Bindeglied zwischen
der Erndhrungswissenschaft und der Biochemie der Pflanze tédtig zu
sein.

Da die Anstalt einen sehr ausgedehnten und komplexen Fragenkreis
bearbeitet, der zudem die Kausalzusammenhdnge zwischen pflanz-
lichem Stoffwechsel und Inhaltsstoffen beriihrt, aber auch in andere
spezielle Gebiete der Forschung iibergreift, besteht die Gefahr, daB
zuviele Probleme bearbeitet werden. Hinzu kommt die isolierte Lage
des Instituts. Selbstverstdandlich unterhdlt die Anstalt Kontakte mit
anderen Instituten, aber diese Kontakte konnen eine stidndige Zu-
sammenarbeit mit kritischem Gedankenaustausch nicht ersetzen. Auf
die Dauer kann ein Institut dieser Art nur in Verbindung mit kom-
plementdren Forschungsinstituten fruchtbare Arbeit leisten. Es wird
daher empfohlen, Standort und Struktur der Anstalt zu iiberpriifen
und hierzu sachverstdndigen wissenschaftlichen Rat einzuholen.
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XIX. 4. Phytopathologie, Pflanzenschutz

Obgleich Krankheiten und Schéddlinge der Kulturpflanzen und ihre
Bekdampfung seit langem die Aufmerksamkeit einzelner Wissen-
schaftler auf sich zogen, setzte eine planmdBige Pflanzenschutz-
forschung erst im Zusammenhang mit der Intensivierung des Land-
baues ein. Die Deutsche Landwirtschaftsgesellschaft richtete friih-
zeitig Hauptstellen fiir Pflanzenkrankheiten ein, aus welchen sich
schlieBlich die Pflanzenschutzdmter entwickelten, die fast ausschlieB-
lich praktischen Aufgaben dienen und daher hier nicht zu behandeln
sind.

Im Jahre 1898 wurde die biologische Abteilung des kaiserlichen
Gesundheitsamtes als Forschungsstdtte gegriindet, aus der die Biolo-
gische Bundesanstalt hervorging. Auch einige Landesinstitute, von
denen die Bayerische Landesanstalt fiir Bodenkultur, Pflanzenbau
und Pflanzenschutz in Miinchen (Nr.261) bereits genannt wurde,
beteiligen sich an der Erarbeitung von Grundlagen fiir den Pflanzen-
schutz,

An den Hochschulen fand die Pflanzenschutzforschung im Gegensatz
zu anderen Lédndern erst spdt Eingang. Im Jahre 1923 wurde an der
landwirtschaftlichen Akademie Bonn-Poppelsdorf ein Institut fir
Pflanzenkrankheiten eingerichtet. In Halle und Hohenheim bestanden
kleinere Abteilungen, die sich spdter zu Instituten entwickelten.
Um 1950 folgte die Einrichtung von Lehrstithlen und Instituten in
Gottingen, GieBen und Hannover und schlieBlich in Kiel; an der
Fakultdt fiir Landbau in Berlin lehren Mitarbeiter der Biologischen
Bundesanstalt.

Die Biologische Bundesanstalt fiir Land- und Forstwirtschaft mit
Arbeitszentren in Berlin-Dahlem und Braunschweig (Nr.262) wurde
1905 als ,Kaiserliche Biologische Anstalt fiir Land- und Forstwirt-
schaft” in Berlin-Dahlem errichtet und nach wechselvollen Umorgani-
sationen unter dem Zwang der Nachkriegsverhéltnisse im Jahre 1950
in die Verwaltung des Bundes tiberfiihrt und dem Bundesministerium
fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten zugeordnet. Die urspriing-
liche umfassende Bezeichnung als biologische Anstalt wurde bei-
behalten, obwohl die Anstalt fast ausschlieBlich auf dem Gebiet des
Pflanzenschutzes tétig ist. Auf Grund des Gesetzes zum Schutze der
Kulturpflanzen hat sie die Aufgabe, die Krankheiten und Schidlinge
der Kulturpflanzen zu erforschen, geeignete Verfahren zu ihrer
Bekdmpfung zu entwickeln und im Zusammenwirken mit anderen
wissenschaftlichen Einrichtungen sowie mit den Pflanzenschutzédmtern
der Linder und der in Bayern und in Baden-Wiirttemberg auf diesem
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Gebiet vorhandenen Landesanstalten die Voraussetzungen fiir einen
wirkungsvollen und hygienisch unbedenklichen Pflanzenschutz zu
schaffen.

Das Forschungsprogramm umschlieBt das Studium der Krankheiten
und Schaden an Nutzpflanzen und ihrer Ursachen, der Epidemio-
logie von Schadenerregern als Grundlage fiir einen Warndienst und
der Moglichkeiten ihrer Verhiitung durch Einsatz von Pflanzenschutz-
mitteln, durch pflanzenhygienische, besonders pflanzenbauliche Maj-
nahmen, sowie durch biologische Begrenzung bzw. Bekdampfung von
Schéddlingen. Dieser Aufgabe dient auch das Studium sogenannter Niitz-
linge aus dem Tier- und Pflanzenreich, die Resistenzforschung und
die Erforschung unerwiinschter Nebenwirkungen des Einsatzes von
Pflanzenschutzmitteln auf die Biozonose und auf den Verbraucher.
AuBerdem wird die Nutzbarmachung radioaktiver Isotope und der
Kernenergie fiir das Gebiet des Pflanzenschutzes studiert.

Die Forschungsarbeit vollzieht sich in vier Abteilungen mit je mehre-
ren Instituten, die entweder in Berlin-Dahlem oder in Braunschweig
beheimatet sind. AuBerdem unterhélt die Anstalt acht AuBeninstitute.

Die sachlich bedingte Gliederung der Anstalt, die durch die politi-
schen Verhéltnisse erzwungene Bildung zweier Zentren in Berlin
und in Braunschweig und die Verteilung der Institute auf 10 Stand-
orte (nicht alle Institute einer Abteilung befinden sich am selben
Ort) erschweren die Zusammenarbeit und machen die wissenschaft-
liche Leitung und die Verwaltung der Anstalt miihevoll. Weitgehende
Delegierung hierfiir geeigneter Aufgaben diirfte geeignet sein, solche
Schwierigkeiten abzumildern.

Die Bildung von zwei Zentren war unvermeidlich. Um so mehr scheint
es geboten, die Konzentration der wissenschaftlichen Einrichtungen
in vertretbaren Grenzen fortzusetzen. Da die Aubeninstitute wvor-
nehmlich zur Erforschung von Krankheiten und Schddlingen be-
stimmter Kulturpflanzen bzw. Gruppen von solchen eingerichtet wur-
den, lag es nahe, ihren Standort inmitten eines geschlossenen Anbau-
gebietes der betreffenden Kulturen zu wihlen. Es sollte jedoch stetig
gepriift werden, ob eine rdumliche Zusammenfassung der Einzel-
institute oder ihre Verlegung an eine der beiden Zentralen moglich
ist oder ob auf die Fortfiihrung des einen oder anderen Institutes
ganz verzichtet werden kann. Soweit sich die Griindung neuer
Institute innerhalb der Anstalt nach sorgfdltiger Priifung als unerlaB-
lich erweist, sollten sie mdéglichst nur an den Zentralen, notfalls in
Verbindung mit Hochschulen oder mit anderen Bundes- oder Landes-
forschungsanstalten errichtet werden.

Zwischen den Hochschulinstituten, die sich neben der Lehre wvor-
nehmlich dem Studium theoretischer Fragen und differenzierter Ein-
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zelprobleme widmen, und der Biologischen Bundesanstalt mit ihren
umfassenden und langfristigen Aufgaben auf dem Gebiet des
Pflanzenschutzes besteht eine enge, durch regelméBige Zusammen-
kinfte gepflegte Zusammenarbeit.

In Anbetracht ihrer zentralen Aufgaben und wirkungsvollen Titig-
keiten auf dem Gebiet des Pflanzenschutzes sollte die Biologische
Bundesanstalt weiter intensiv und nachhaltig geférdert werden,
zumal die Instandsetzungsarbeiten an den Berliner Einrichtungen
noch nicht abgeschlossen, die Raumnéte in Braunschweig noch nicht
behoben und die Institute fiir Pflanzenschutzmittelpriifung in Braun-
schweig, fir biologische Schddlingsbekdmpfung in Darmstadt und fiir
Obstkrankheiten in Heidelberg unzuldnglich untergebracht sind. Die
Ausstattung einiger Institute bedarf der Erganzung.

Der Wissenschaftsrat unterstiitzt die in Diskussion befindliche Ab-
sicht, das Institut fiir Biochemie wvon Hann.Miinden nach Braun-
schweig zu verlegen, das kiirzlich mit einem Neubau ausgestattete
Institut fiir Hackfruchtkrankheiten und Nematodenforschung in
Miinster auf Nematodenforschung zu konzentrieren und die restlichen
Arbeiten des Institutes an Braunschweig anzugliedern. Es ist zweck-
malig, die Forschungen iiber die Beseitigung unerwiinschten Pflan-
zenwuchses im Zusammenhang mit Problemen des Pflanzenschutzes
(«Unkrautforschung”) durch Einrichtung einer besonderen Forschungs-
statte in Braunschweig zu intensivieren. Auch wire zu erwigen, die
Arbeiten auf dem Gebiet der Gemiisekrankheiten, welche jetzt in
gemieteten Raumen in Fischenich bei Kéln durchgefiihrt werden, nach
Braunschweig zu verlegen. Die Einrichtung einer Informationsstelle
fiir tropischen Pflanzenschutz in Berlin wird begriiBt.

XIX. 5. Tierzucht und Tiererndahrung

Da die Lehrstiihle fiir Tierzucht und fiir Tiererndhrung an den land-
wirtschaftlichen Fakultdten und Hochschulen mit gréBeren Instituten
verbunden und sdmtliche Tierzuchtinstitute bis auf eines auch mit
Versuchsgiitern ausgestattet sind, ist die Zahl der hochschulfreien
Forschungseinrichtungen auf diesem Gebiet mit Recht gering. Die
weitaus bedeutendste ist das Max-Planck-Institut fiir Tierzucht und
Tiererndhrung. Daneben bestehen eine Bundes- und eine Landes-
anstalt. AuBerdem werden von den Lindern oder Landwirtschafts-
kammern eine Anzahl kleinerer Institute (z.B. fiir Bienen und Gefliigel)
unterhalten, die vornehmlich praktischen Zwedken dienen.

Das Max-Planck-Institut fiir Tierzucht und Tiererndhrung in Marien-
see (Nr.265) entstand nach Kriegsende als Nachfolgeeinrichtung des
Kaiser-Wilhelm-Instituts fiir Tierzuchtforschung in Dummerstorf bei
Rostock. Nach allméhlichem Ausbau steht nunmehr mit den Ver-
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suchsbetrieben Mariensee und Medklenhorst bei Neustadt und Trent-
horst/Wulmenau in der Néhe von Liibeck, die mehr als 1000 ha
landwirtschaftliche Nutzflache umfassen, fiir umfangreiche Arbeiten
mit Grofitieren eine Experimentierbasis zur Verfiigung, wie sie in
der Bundesrepublik an keiner anderen Stelle gegeben ist. Die Aus-
stattung mit Versuchsgebduden und Laboratorien konnte in den letz-
ten Jahren erheblich erweitert werden und entspricht ebenfalls den
Anforderungen. Zur Versuchsplanung und -auswertung steht die
statistische Abteilung in Goéttingen zur Verfiigung.

Hinsichtlich der Forschungsobjekte richtet sich die Gliederung des
Instituts nach Tierarten (Rinder, Schweine, Schafe) sowie nach spe-
ziellen Arbeitsgebieten, die entweder nur eine der Tierarten betref-
fen oder iibergreifende Fragen untersuchen, wie Erndhrungsphysio-
logie und Radiobiochemie, Morphologie und Fortpflanzungsbiologie
sowie Fleischqualitdatsforschung in Zusammenhang mit der Ziichtung
und Tiererndhrung.

In getrennten Abteilungen werden Tierziichtung und Haustiergenetik
sowie Entwicklungsphysiologie betrieben. Eine Abteilung fiir Kon-
stitutionsforschung wird vom Bundesministerium fiir Erndhrung,
Landwirtschaft und Forsten finanziert, eine Abteilung fiir Verhaltens-
forschung befindet sich im Aufbau. Die sehr vielfdltigen und ausge-
dehnten Arbeiten an den einzelnen Tierarten beziehen sich auf
Fitterungsfragen sowie zahlreiche Kreuzungsversuche mit Tieren
verschiedener Rasse.

Der Aufgabenbereich eines Max-Planck-Instituts fiir Tierzucht und
Tiererndhrung sollte mit den Forschungsarbeiten in entsprechenden
Universitdtsinstituten derart abgestimmt werden, daB vorzugsweise
solche Aufgaben iibernommen werden, die iiber den Rahmen und die
Modglichkeiten eines Universitdtsinstitutes hinausgehen. Dies betrifft
in erster Linie Experimente mit GroBtieren in groBerer Zahl sowie
manche ldngerfristige Forschungsvorhaben. Demnach wird zur Er-
wdgung gegeben, die Arbeit des Max-Plandk-Institutes in Mariensee
mit den angegliederten Versuchsgiitern moglichst zu straffen und
auf folgende Gebiete in relativ selbstdndigen Abteilungen zu kon-
zentrieren: Genetik mit Betonung der Populationsgenetik, Entwick-
lungs- und Fortpflanzungsphysiologie, erndhrungsphysiologische
Grundlagen der Tiererndhrung und damit in Zusammenhang stehende
Fragen der Qualitdatsforschung, systematische Entwidklung von
Produktionsverfahren auf experimentellen Wegen, insbesondere auf
dem bedeutungsvollen Gebiet der Rindviehhaltung, in dem sich weit-
gehende Strukturwandlungen abzeichnen.

An den Ergebnissen der zuletzt genannten Arbeiten sind auch die
agrarokonomischen Institute interessiert. Die Experimente sind
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recht Kkostspielig. Solche Aufwendungen sollten jedoch an einem
Institut, das eine vergleichsweise sehr giinstige Experimentierbasis
besitzt, nicht gescheut werden.

Die Bundesforschungsanstalt fiir Kleintierzucht in Celle (Nr. 263) ist
Nachfolgeeinrichtung der 1942 fiir den gleichen Zwedk gegriindeten
Reichsforschungsanstalt und wurde 1950 auf den Bund iiberfiihrt. Das
Versuchs- und Forschungsprogramm der Anstalt, das zunachst viel-
faltige Arbeiten an mehreren Kleintierarten einschloB, hat seit einer
Reihe wvon Jahren eine begriiBenswerte Straffung erfahren. Die
Arbeit der Anstalt konzentriert sich nunmehr auf Gefliigel, insbeson-
dere auf das Haushuhn, mit dem Ziel, an der Foérderung der
deutschen Geflligelwirtschaft mitzuwirken, die fiir viele Betriebe be-
deutungsvoll ist, im ganzen aber in ihren Leistungen noch nicht
befriedigt. Auf dem Gebiet der Eier- und Gefligelfleischerzeugung
haben sich in den beiden letzten Jahrzehnten vor allem auf Grund
der ziichterischen und fiitterungstechnischen Fortschritte in den
Vereinigten Staaten umwiélzende Wandlungen vollzogen. Die euro-
paischen Lander, insbesondere Deutschland, vermochten hierzu nur
sehr bescheidene Beitrdge zu leisten, so daB die deutsche Gefliigel-
zucht bis heute noch in groBem Umfang auf Zuchtprodukte aus ande-
ren Ldndern, insbesondere aus den Vereinigten Staaten, zuriick-
greifen muB. Aus diesen und anderen Griinden ist eine leistungs-
fahige Bundesforschungsanstalt am Platze.

Wenn bis jetzt nicht alle Erwartungen, die bei der Begriindung
der Anstalt gehegt wurden, in Erfillung gegangen sind, so héngt
dies einmal damit zusammen, daB die Schwerpunktbildung jlingeren
Datums ist, wiahrend erfolgreiche Arbeiten auf dem genannten Gebiet
lingere Fristen erfordern, zum anderen damit, daB ein Gefliigelver-
suchshof erst jetzt errichtet wird. Aber auch auf die rdumliche Isolie-
rung der Anstalt ist hinzuweisen. Es sollte tberlegt werden, auf
welche Weise und in welcher Form eine fiir die Arbeit der Anstalt
forderliche Verbindung mit dem Max-Planck-Institut fiir Tierzucht
und Tiererndhrung herbeigefiihrt werden kann.

Die im Jahre 1940 errichtete Bayerische Landesanstalt fiir Tierzucht
in Grub (Nr.264) ist zwar nicht in gleichem MaBe wie das Max-
Planck-Institut in Mariensee mit Versuchseinrichtungen und auch
nicht in gleichem Umfang wie dieses mit landwirtschaftlichem Areal
fiir Haltung groBer Rinderherden ausgestattet, aber auch hier bieten
sich sachlich giinstige Voraussetzungen fiir die Forschung. Jedoch
dient die Anstalt nicht in erster Linie der Forschung, sondern Demon-
strationszwecken und der Aus- und Fortbildung von Beamten im
Tierzuchtdienst nach dem Diplomexamen sowie anderer Fachkréfte,
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auch aus dem Ausland. In Anbetracht der giinstigen Voraussetzungen
ist eine stirkere Betonung der Forschung zu befiirworten und inso-
weit eine engere Verbindung mit der landwirtschaftlichen Fakultat
in Weihenstephan erwiinscht.

Das Institut fiir Tierzuchtforschung in Miinchen (Nr.266), das von
dem Verein zur Forderung wissenschaftlicher Versuche auf dem
Gebiet der Tierzucht und -haltung e. V. getragen wird, ist eine Griin-
dung bayerischer Tierziichter, die es auch gemeinsam mit dem Bayeri-
schen Ministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten finan-
zieren. Das Institut will sich neben seinen Auftragsarbeiten vor allem
mit Untersuchungen auf den Gebieten der Blutgruppenforschung, der
Erbwertermittlung, der Besamung und Fruchtbarkeit sowie mit
Mangelkrankheiten befassen. Es unterhédlt einen engen Kontakt mit
der Praxis, insbesondere mit den Organisationen auf dem Gebiet
der Tierzucht. Der wissenschaftliche Leiter des Instituts ist Lehrstuhl-
inhaber an der Tierdrztlichen Fakultdt der Universitdt Miinchen.

XIX. 6. Landtechnik und Technik im Gartenbau

Lehrstiihle fiir das Gebiet der Landtechnik bestehen an allen land-
wirtschaftlichen Fakultdten sowie an der Fakultdt fiir Gartenbau in
Hannover und auBerdem im Rahmen der Abteilungen fiir Maschinen-
bau an den Technischen Hochschulen Aachen, Berlin, Braunschweig
und Miinchen. Sie werden ergdnzt durch die bereits genannten Insti-
tute im Rahmen der Forschungsanstalt in Braunschweig-Volkerrode
(Nr. 251), durch die Landesanstalt fiir Landtechnik in Weihenstephan
und durch das Max-Plandk-Institut fiir Landarbeit und Landtechnik
in Bad Kreuznach (Nr. 267).

An den Technischen Hochschulen liegt der Schwerpunkt der Aus-
bildung und Forschung auf konstruktivem Gebiet. Demgegeniber
treten an den landwirtschaftlichen Fakultaten Fragen des Maschinen-
einsatzes unter verschiedenen Bedingungen stdarker hervor. Da die
Technischen Hochschulen Ingenieure ausbilden, stehen meist auch
in der Forschungsarbeit Fragen der Gestaltung, der Materialpriifung,
der Fertigung usw. im Vordergrund, wéahrend die landwirtschaft-
lichen Fakultdten in der Forschung die Probleme der Mechanisierung
der verschiedenen Produktionszweige der Landwirtschaft stdarker
betonen. Die drei landtechnischen Institute der Forschungsanstalt in
Braunschweig-Vélkenrode betitigen sich ergdnzend auf beiden Ge-
bieten. Uberschneidungen sind nicht zu vermeiden, aber auch nicht
zu bedauern. Die Arbeit der Bayerischen Landesanstalt fiir Land-
technik in Weihenstephan, deren Leitung in Personalunion mit dem
Lehrstuhl fiir angewandte Landtechnik an der Technischen Hochschule
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Miinchen verbunden ist, ergénzt den Wirkungsbereich der Hochschul-
institute ebenfalls sinnvoll, zumal die Anstalt auch beratende Tatig-
keit ausiibt,

Die Leiter der Institute fiir Landtechnik an den landwirtschaftlichen
Fakultdten widmen sich in zunehmendem MaBe der Entwicklung von
Arbeitsverfahren in allen Bereichen der landwirtschaftlichen Pro-
duktion und beriihren damit wichtige Fragen sowohl der Arbeits-
wirtschaft der Einzelbetriebe als auch der in der Landwirtschaft tatigen
Menschen. Diese Probleme miissen sowohl unter betriebswirtschaft-
lichen als auch unter sozialen Aspekten betrachtet werden.

Das Max-Planck-Institut fiir Landarbeit und Landtechnik in Bad
Kreuznach (Nr.267) wurde als ,Institut fiir landwirtschaftliche Ar-
beitswirtschaft und Landtechnik in der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft®
1940 in Breslau gegriindet. Die mit Kriegsende unterbrochenen Ar-
beiten wurden 1945 in Imbshausen, Kreis Northeim, wieder auf-
genommen. Der Wiederaufbau erfolgte ab 1950 in Bad Kreuznach.
Als Versuchseinrichtungen stehen dem Institut ein landwirtschaft-
licher Betrieb und je ein kleiner Obst-, Wein- und Gartenbaubetrieb
zur Verfligung.

Das Institut widmet sich auf breiter Basis der Ermittlung der Arbeits-
anspriche der Kulturpflanzen und der zur Produktion benutzten
Haustiere bei wechselndem Mechanisierungsgrad der Arbeit, der
Entwicklung von Arbeitsverfahren und Verfahrenskombinationen,
dem Studium der Umwelteinfliisse auf den Arbeitsablauf und auf die
Terminbindungen der Arbeitsaufgaben und anderen Fragen mehr.
Daneben laufen Untersuchungen iiber die zweckmiBige Gestaltung
des Arbeitsplatzes, die Mdglichkeiten der Anpassung der Maschinen
an den arbeitenden Menschen sowie iiber die Auswirkungen der
fortschreitenden Mechanisierung auf die Betriebsstrukturen.,

Da sich das Institut auf breiter Basis auch der Gewinnung von Daten
sowie der Weiterentwicklung der Methoden zur Arbeitsplanung
widmet, die Arbeitsplanung aber nur ein wenn auch sehr wichtiges
Element der Betriebsplanung bildet, lag es nahe, den Blick auf den
Gesamtbetrieb zu richten und diesen in der theoretischen Betriebs-
lehre wurzelnden Planungskomplex in die Aufgaben des Instituts
miteinzubeziehen, obwohl an diesen vielschichtigen Problemen an
den landwirtschaftlichen Fakultiten im Zusammenwirken mit den
einschldgigen Instituten der wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen
Fakultdt intensiv gearbeitet wird.

Fiir die Wahl des Standortes des Max-Planck-Instituts fiir Landarbeit
und Landtechnik in Bad Kreuznach mogen wichtige Gesichtspunkte
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gesprochen haben, z. B. der auf Grund der klimatischen Verhdltnisse
mogliche Anbau zahlreicher Kulturen, wovon auch die vom Institut
angelegten kleinen Versuchsbetriebe fiir Garten-, Obst- und Wein-
bau zeugen. Dennoch ist es zu bedauern, daB das Institut seinen Platz
nicht in unmittelbarer Ndhe einer landwirtschaftlichen Fakultdt oder
im Rahmen der Forschungsanstalt fiir Landwirtschaft in Braunschweig-
Vélkenrode gefunden hat.

XIX. 7. Landwirtschaftliche Betriebslehre und Agrarpolitik

Die Zahl der hochschulfreien Forschungseinrichtungen auf dem Ge-
biet der Betriebslehre und Agrarpolitik ist gering. Die beiden
Institute fiir Betriebswirtschaft und fiir landwirtschaftliche Markt-
forschung im Rahmen der Forschungsanstalt fiir Landwirtschaft in
Braunschweig-Volkenrode (Nr.251) wurden bereits in Abschnitt XIX. 1.
(S. 204) erdrtert.

Das Institut fiir landliche Strukturforschung an der Universitdt Frank-
furt (Nr. 269) wird in Personalunion von dem Inhaber des Lehrstuhls
fiir Soziologie geleitet. Das Bundesministerium fiir Erndhrung, Land-
wirtschaft und Forsten und mehrere Landesministerien leisten einen
Beitrag zur Finanzierung des Instituts in Form von Forschungsauf-
traigen. Das Institut widmet sich der Erforschung moderner bauer-
licher Betriebs- und Unternehmensformen und untersucht die Auswir-
kungen von MaBnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur.

Die gleiche Aufgabe hat sich die Arbeitsgemeinschaft zur Verbesse-
rung der Agrarstruktur in Hessen, Wiesbaden (Nr, 271), gestellt, je-
doch mit dem Unterschied, daB die Untersuchungen vornehmlich auf
das Land Hessen beschrankt bleiben, in dem der Agrarverfassungs-
politik wegen der dort vorherrschenden kleinbduerlichen Betriebs-
struktur besonders dringliche und schwierige Aufgaben gestellt
sind. Die Arbeitsgemeinschaft wird fast ausschlieBlich durch das
Bundesministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten und
durch das Land Hessen finanziert.

Die im Jahre 1947 gegriindete Agrarsoziale Gesellschaft in Géttingen
(N1. 270) hat sich die Aufgabe gestellt, durch ihre Arbeit zur Ver-
besserung der sozialen Verhéltnisse auf dem Lande beizutragen.
Durch Abhaltung von Tagungen, Erstattung von Gutachten und
Forschungsarbeiten betdtigt sie sich auf dem Gebiet der Sozial-
politik, der Agrarverfassung, der Eingliederung heimatvertriebener
Bauern und der Entwicklungsplanung fiir lindliche Raume. Die seit
einer Reihe von Jahren erheblich ausgebaute Forschungssektion der
Gesellschaft, von deren produktiver Arbeit zahlreiche Verdffent-
lichungen zeugen, beteiligt sich auch an Untersuchungen internatio-
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naler Einrichtungen und Behdrden wie der OECD und der EWG auf
den genannten Gebieten. Die Gesellschaft wird auBer durch Mit-
gliedsbeitrdge und Beitrdge Dritter vornehmlich durch Auftrige des
Bundes, der Lander und der Landkreise finanziert. Auch freie For-
schungsmittel werden gewaéhrt. Die Bestrebungen der Gesellschaft
haben in der Offentlichkeit viel Widerhall gefunden.

SchlieBlich verdient die vom Bundesministerium fiir Erndhrung, Land-
wirtschaft und Forsten finanzierte Forschungsgesellschaft fiir Agrar-
politik und Agrarsoziologie in Bonn (Nr.268) genannt zu werden.
Sie hat die Aufgabe, Fragen der Agrarpolitik und léndlichen Sozio-
logie durch Untersuchungen zu kldren und die internationale Zu-
sammenarbeit auf diesem Gebiet zu pflegen. Die Gesellschaft unter-
halt eine Forschungsstelle in Bonn und bemiiht sich im iibrigen um
eine enge Zusammenarbeit der angeschlossenen Hochschulinstitute.
In der Vergangenheit wurden u. a. Untersuchungen iiber den Gesund-
heitszustand der landwirtschaftlichen Bevélkerung und iiber Fragen
der sozialen Dienste in Entwicklungsgebieten durchgefiihrt. Die Ge-
meinschaftsarbeiten der angeschlossenen Institute erstrecken sich
vor allem auf Strukturanalysen in benachteiligten Regionen (Eifel-
Hunsriick, Rhén-Vogelsberg, Bayerischer Wald u. a.) mit dem Ziel,
moglichst umfassende Entwicklungspldne fiir kleinere Raumeinheiten
aufzustellen.

Eine erfolgreiche Agrarstruktur und landliche Sozialpolitik als
Kernstick der deutschen Agrarpolitik ist auf empirische Unter-
suchungen, wie sie von den vier oben genannten Institutionen durch-
gefiihrt werden, mit angewiesen. Sie sollten daher stetig weiter ge-
férdert werden.

Die Griindung der Bundesforschungsanstalt fiir Hauswirtschaft in
Stuttgart-Hohenheim geht auf Anregungen aus den Vereinigten
Staaten zurlck, wo seit langem an den Land Grant Colleges Institute
flir “home economics” bestehen. Sie dienen in erster Linie der Aus-
bildung, daneben aber auch Untersuchungen auf dem Gebiet der
Hauswirtschaft. Die besonderen Aufgaben eines solchen Instituts
werden u. a. aus der Notwendigkeit abgeleitet, die Arbeit im Haus-
halt zu erleichtern und zu rationalisieren.

Die Bundesanstalt in Hohenheim verfolgt mit ihren Arbeiten das
Ziel, die Grundlagen fiir eine durchgreifende Besserung der Verhalt-
nisse in den ldndlichen Haushalten zu erarbeiten und damit die Vor-
aussetzungen flir eine angemessene Lebenshaltung der landlichen
Familien zu schaffen. Die Arbeitsergebnisse werden auf verschiede-
nen Wegen den Lehr- und Beratungskrdften auf dem Gebiet der
Hauswirtschaft zuganglich gemacht.
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XIX. 8. Gartenbau

Zum Gartenbau soll hier neben dem Gemiise, Obst- und Zierpflanzen-
bau auch der Weinbau gerechnet werden. Im Gartenbau hat sich der
Ubergang von rein empirischen zu wissenschaftlich begriindeten,
produktiveren Betriebsweisen spdter vollzogen als in der Landwirt-
schaft, in stirkerem Male erst mit der wachsenden Nachfrage nach
Obst- und Gartenbauerzeugnissen.

Wihrend in Holland schon frithzeitig Versuchs- und Forschungs-
einrichtungen fiir verschiedene Zweige des Gartenbaues einschlieBlich
der gartnerischen Pflanzenziichtung geschaffen wurden, begniigte
man sich in Deutschland zundchst mit der Einrichtung von Lehr-
anstalten fiir die Ausbildung von Fachkrdften. Die bedeutendsten
unter ihnen haben besonders im letzten Jahrzehnt eine kraftige Aus-
gestaltung erfahren. Sie wurden zum Teil mit erweiterten Ver-
suchseinrichtungen versehen und sind nach Fachrichtungen in Insti-
tute gegliedert. Die Anstalten in Berlin-Dahlem, Geisenheim, Weihen-
stephan und Neustadt/WeinstraBe fiihren die Bezeichnung ,Lehr- und
Forschungsanstalt” und widmen sich, bis auf Neustadt, hauptsachlich
der Ausbildung von Gartenbauingenieuren in 6-semestrigen Studien-
gdngen. In Geisenheim und Weihenstephan wird in einigen Instituten
mit verschiedenen Schwerpunkten auch Forschung betrieben, so in
Geisenheim vor allem auf dem Gebiet des Weinbaus.

An der Landes- Lehr- und Forschungsanstalt fiir Wein- und Garten-
bau in Neustadt/WeinstraBe (Nr. 273) treten im Gegensatz zu den
oben genannten Anstalten die Lehraufgaben hinter der Forschung,
die in besonderen Abteilungen betrieben wird, zuriick. Die Anstalt
wurde 1908 durch den Bayerischen Staat gegriindet. Seit Ubernahme
durch das Land Rheinland-Pfalz wird ihr Ausbau systematisch mit
erheblichen Mitteln und dem Ziel betrieben, sie zur zentralen
Forschungsstatte des Landes auf dem Gebiet des Weinbaues zu
machen.

Das von Lehraufgaben freie Staatliche Weinbauinstitut in Freiburg
i, Br. (Nr. 272) wurde 1920 mit der Aufgabe gegriindet, ,durch wissen-
schaftliche Forschung und praktische Betdtigung” den Weinbau des
Landes zu fordern. Das durch den Krieg voéllig zerstorte Institut er-
hielt 1961 einen groBziigigen Neubau mit Laboratorien, Gewdachs-
hdusern und modernen kellereitechnischen Anlagen. AuBerdem ge-
héren zum Institut Versuchsflichen und Versuchsgiiter. Der Schwer-
punkt der Forschung liegt auf dem Gebiet der Rebenkrankheiten,
der OUkologie von Rebenschddlingen und der Garungstechnik. Fiir
den Fall, daB in Hohenheim im Zusammenhang mit dem dort errichte-
ten Lehrstuhl fiir Weinbau hierfiir ein Spezialstudium eingerichtet
wird, wdre das Institut in jeder Hinsicht geeignet, bei der Durch-
fiihrung mitzuwirken.
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Um das Bild abzurunden, sei auf den Abschnitt Gartenbau in Teil I
der Empfehlungen des Wissenschaftsrates (S. 150 ff.) verwiesen, der
nahere Ausfiihrungen iber die Lage dieses Gebietes in den Techni-
schen Hochschulen Hannover, Miinchen (Weihenstephan) und Berlin
enthdlt.

Da die von den Landern getragenen Lehr- und Forschungsanstalten
fur Gartenbau, die auch Forschung betreiben, zum Teil wesentlich
frither eingerichtet wurden als die ersten Lehrstiihle fiir Gartenbau
an den Hochschulen, ist es verstdndlich, daB die Abgrenzung der
beiderseitigen Arbeitsbereiche in der Forschung noch zu wiinschen
iibrig 1a6t. Es sollte Einverstdndnis dariiber bestehen, daB die Lan-
desanstalten in ihrer Versuchs- und Forschungstétigkeit sich grund-
sdizlich auf regionale Fragestellungen beschrinken und im iibrigen
die Forschung auf den Umfang begrenzen, der zur Erfullung ihrer
Lehraufgaben unerldBlich ist.

AbschlieBend ist zu dem Plan der Errichtung einer Bundesforschungs-
anstalt fiir Gartenbau Stellung zu nehmen, der darauf zuriickgeht,
daB der deutsche Gartenbau einem starken Wettbewerb mit den
fihrenden Exportlindern fiir Gartenbauerzeugnisse ausgesetzt ist,
daB sich im Gemeinsamen Markt der Wettbewerb verstirken wird
und daB eine intensivere Forderung der Selbsthilfe durch Rationali-
sierungsmaBnahmen in der Erzeugung und Vermarktung notig ist.
AuBerdem fehlen auf dem Gebiet des Gartenbaues Einrichtungen,
die der praktischen Férderung der verschiedenen Zweige des Garten-
baues unmittelbar dienen.

Es ist vorgeschlagen worden, die beantragte Bundesforschungs-
anstalt flir Gartenbau in Hannover zu errichten und in sechs Insti-
tute zu gliedern, ndmlich in die Institute fiir gértnerische Pflanzen-
ziichtung, insbesondere Gemiiseziichtung, fiir Wirtschaftsberatung im
Gartenbau, fiir gartenbauliches Marktwesen, fiir Arbeitswissenschaft
und Technik im Gartenbau, fiir Bodenuntersuchung und Diingungs-
fragen und fiir Freilandpflanzenkunde und Gartentechnik. Die Insti-
tute fiir Wirtschaftsberatung, fiir Marktwesen und fiir Arbeitswissen-
schaft und Technik im Gartenbau sollen einen bescheidenen Um-
fang haben. Die Errichtung eines Institutes fiir gdartnerische Pflanzen-
zlchtung, insbesondere Gemiiseziichtung, als naturwissenschaftliches
Institut mit entsprechenden Einrichtungen wiirde erhebliche Einrich-
tungs- und laufende Kosten erfordern. Die Kosten fiir die Institute
fur Bodenuntersuchung und Diingungsfragen und fiir Freilandpflan-
zenkunde und Gartentechnik wiirden geringer sein.

Die vom Wissenschaftsrat gebildete Arbeitsgruppe, die sich mit den
Einrichtungen auf dem Gebiet der Landwirtschaft und des Garten-
baues befafite, ist bei ihren Beratungen zu dem Ergebnis gelangt,
daB zum mindesten zundchst auf die Errichtung der beiden Institute

224




fiir Bodenuntersuchung und Diingungsfragen und fiir Freilandpflanzen-
kunde und Gartentechnik verzichtet werden sollte, da die Aufgaben,
die diesen Instituten zugedacht sind, weniger dringlich erscheinen
bzw. zu einem groBen Teil von vorhandenen Einrichtungen iber-
nommen werden koénnen. Hingegen wird die Griindung eines Insti-
tuts fiir gédrtnerische Pflanzenzichtung befiirwortet. Die Beflirwortung
ist in dem Abschnitt: Pflanzengenetik, Ziichtungsforschung und
Pflanzenzucht bereits ausgesprochen (S.207); hierauf wird verwiesen.
Auch die Einrichtung kleiner Institute fiir Wirtschaftsberatung im
Gartenbau, fiir gartenbauliches Marktwesen sowie fir Arbeitswissen-
schaft und Technik im Gartenbau wird beflirwortet.

Es sei daran erinnert, daB an der Fakultat fiir Gartenbau der Techni-
schen Hochschule Hannover Lehrstiihle fiir angewandte Genetik, fiir
Betriebslehre und fiir Technik im Gartenbau vorhanden sind; vom
Wissenschaftsrat ist dariiber hinaus ein Lehrstuhl fiir Marktlehre
empfohlen worden. Es sei weiter daran erinnert, daB die Zahl der
Studierenden auf dem Gebiet des Erwerbsgartenbaues vergleichs-
weise klein ist und daB die Lehrstuhlinhaber nicht in gleichem MaBe
durch Lehraufgaben in Anspruch genommen werden wie auf Fach-
gebieten mit groBer Studentenzahl. Sie werden daher vielleicht
bereit und in der Lage sein, die Leitung der oben genannten Bundes-
institute nebenamtlich zu tbernehmen. Das wire nicht nur wegen
der erwiinschten Verbindung der beantragten Einrichtungen mit
der Fakultit fiir Gartenbau zu begriiBen, sondern auch weil es auf
groBe Schwierigkeiten stofen wiirde, fiir die Leitung der Institute
geeignete andere Personlichkeiten zu finden.

Wenn das Bundesministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und
Forsten den hier ausgesprochenen Anregungen und Empfehlungen
folgt, wird angeraten, eine Kommission von Sachverstdndigen damit
zu beauftragen, die skizierte Planung zu durchdenken und eine ge-
eignete Organisationsform zu entwidkeln.

F, XX. Forstwissenschaft, Holzforschung

Die Lage auf dem Gebiet der Forstwissenschaft und der Holzforschung
hat in der 1960 erschienenen Denkschrift der Deutschen Forschungs-
gemeinschaft!) eine erschopfende Darstellung gefunden. Aus der
Denkschrift geht hervor, daB in diesem Bereich die meisten hoch-
schulfreien Forschungseinrichtungen personell und sachlich mit den
entsprechenden Lehrstiihlen an den Universitdten verbunden sind.
Das gilt sowohl fiir die forstlichen Versuchs- und Forschungsanstal-
ten der Linder als auch fiir die Bundesforschungsanstalt fiir Forst-
und Holzwirtschatft.

') Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Lage der Forst-
wissenschait und Holzforschung. Wiesbaden 1960.
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Neben der forstlichen Fakultdt in Géttingen und den forstlichen
Fakultdtsabteilungen in Freiburg und Miinchen gibt es in den Lén-
dern Baden-Wiirttemberg, Bayern, Hessen, Niedersachsen und Nord-
rhein-Westfalen forstliche Versuchs- und Forschungsanstalten (Nr. 275,
276, 277, 278, 279). Sie gliedern sich in eine unterschiedliche Zahl
von Instituten bzw. Abteilungen, sind in verschiedenem MaBe mit
Lehr- und Versuchsforsten ausgestattet und ressortieren simtlich bei
den Ministerien fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten. Die
Leitung aller Institute der Forstlichen Forschungsanstalt in Miin-
chen (Nr.279) und der meisten Abteilungen der Baden-Wiirttem-
bergischen Forstlichen Versuchs- und Forschungsanstalt in Freiburg
i. Br. (Nr.276) ist mit den entsprechenden Lehrstiihlen der Hochschulen
verbunden. Andere Abteilungsleiter sind zugleich Lehrbeauftragte.
Eine der drei Abteilungen der Niedersédchsischen Forstlichen Ver-
suchsanstalt in Gottingen (Nr.278), die aus der einst grofien PreuBi-
schen Versuchsanstalt hervorgegangen ist, wird von dem fachlich
zustdndigen Ordinarius an der forstlichen Fakultit geleitet. Auch bei
den vergleichsweise kleineren Anstalten der Lander Hessen (Nr. 277)
und Nordrhein-Westfalen (Nr, 275) besteht durch Lehrauftrige Kon-
takt mit den landwirtschaftlichen Fakultiten am selben Ort, so in
GieBien und in Bonn.

SchlieBlich gibt es eine Anzahl von Institutionen mit privater Trager-
schaft, die Forschung — wenn {iberhaupt — nur in kleinem Umfang
mit meist praktischen Fragestellungen betreiben und hauptsichlich
beratende Titigkeit ausliben. Die bedeutendste unter ihnen ist das
Kuratorium fiir Waldarbeit und Forsttechnik e.V. in Buchschlag
(Hessen), welches fast ausschlieBlich vom Bund und den an der
Arbeit des Kuratoriums interessierten Lindern finanziert wird.

Die forstlichen Versuchs- und Forschungsanstalten der Linder be-
arbeiten vor allem Fragen, die aus der Forstpraxis an sie herange-
tragen werden, weniger dagegen Probleme der Grundlagenforschung.
Sie dienen der forstwissenschaftlichen Forschung regionalen Charak-
ters und stellen langdauernde und weitrdumige Versuche an. Wichtige
Aufgaben erfiillen sie auf dem Gebiet der Beratung, z. B. hinsichtlich
Pathologie, Entomologie, Bodenkunde, Betriebswirtschaft. Fiir die
Staatsforstverwaltungen sind sie unentbehrlich. Zu der weiteren For-
derung der Landesanstalten, die mit den forstlichen Fakultiten bzw.
Abteilungen verbunden sind, kann auf die Empfehlungen des Wissen-
schaftsrates zum Ausbau der wissenschaftlichen Hochschulen (S. 152 ff.)
und beziglich der iibrigen Landesanstalten sowie der sonstigen Ein-
richtungen auf dem Gebiet der Forstwissenschaft und Holzforschung
auf die Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft verwiesen
werden.
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Die Bundesforschungsanstalt fiir Forst- und Holzwirtschaft in Reinbek
bei Hamburg (Nr.280) vereinigt in sich das ehemalige, seit 1939 in
Reinbek stationierte Reichsinstitut fiir auslédndische und koloniale
Forstwirtschaft und die ehemalige Reichsanstalt fiir Holzforschung,
die gegen Kriegsende von Eberswalde nach Reinbek verlegt wurde.
Die Anstalt setzt auBerdem die frither am Kaiser-Wilhelm-Institut
fiir Ziichtungsforschung in Miincheberg begonnenen Arbeiten auf
dem Gebiet der Forstpflanzenziichtung fort. Ihr wurde schlieBlich im
Jahre 1958 das Institut fiir forstliche Arbeitswissenschaft angegliedert,
welches bis 1945 in Eberswalde wirkte und nach dem Kriege zundchst
von einem eingetragenen Verein fortgefiihrt wurde.

Die Anstalt besteht aus sechs Instituten und gliedert sich in die
Sektion fiir Forstwirtschaft, der die Institute fiir Weltforstwirt-
schaft, fiir Forstgenetik und Forstpflanzenziichtung und fiir forstliche
Arbeitswissenschaft zugeordnet sind, sowie in die Sektion fir
Holzforschung mit den Instituten fiir Holzbiologie und Holzschutz,
fiir Holzchemie und chemische Technologie des Holzes und fiir Holz-
physik und mechanische Technologie des Holzes. AuBerdem ist eine
Forschungsstelle fiir Forst- und Holzwirtschaftspolitik vorhanden.
Von den gemeinsamen Einrichtungen sind neben dem Laboratorium
fiir Elektronenmikroskopie die internationale Dokumentation und das
Lianderarchiv zu nennen. Die Arbeitsgebiete der einzelnen Institute
sind in der Ubersicht (Nr. 280) aufgefiihrt.

Die Institute fiir Weltforstwirtschaft, fiir Holzbiologie und Holzschutz
sowie fiir Holzphysik und mechanische Technologie des Holzes sind in
dem unter Denkmalschutz stehenden Reinbeker SchloB untergebracht,
dessen Riaume fiir experimentelle Arbeiten nur sehr beschrankt ge-
eignet sind. Unter noch ungiinstigeren Bedingungen arbeitet in einem
Nebengebéude das Institut fiir Holzchemie und chemische Technologie
des Holzes. Fiir diese Institute und die gemeinsamen Einrichtungen
werden zur Zeit in Lohbriigge bei Hamburg Neubauten errichtet,
deren Errichtungs- und Unterhaltungskosten zum Teil vom Land
Hamburg getragen werden. Lediglich die Institute fiir forstliche
Arbeitswissenschaft und fiir Forstgenetik und Forstpflanzenziichtung
werden an ihren derzeitigen Standorten in Reinbek-Vorwerksbusch
bzw. in Schmalenbek bei Ahrensburg verbleiben. Jedoch sind auch
hier Um- und Ergdnzungsbauten erforderlich.

Die Institute der Anstalt dienen nicht nur der Forschung, sondern
auch der Durchfiihrung eines achtsemestrigen Studiums der Holz-
wirtschaft an der Universitit Hamburg und der zusdtzlichen Aus-
bildung von Diplomforstwirten in einjéhrigen Kursen auf dem Gebiet
der Weltforstwirtschaft. DemgemdB bestehen enge Beziehungen zur
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Universitat Hamburg, insbesondere zu ihrer mathematisch-natur-
wissenschaftlichen Fakultdt. In der Regel werden drei Institute der
Anstalt nebenamtlich von den Inhabern der Lehrstiihle fiir Welt-
forstwirtschaft und der Lehrstiihle fiir Holzwirtschaft geleitet. Andere
Mitglieder der Anstalt sind als auBerplanméBige Professoren oder
Lehrbeauftragte an der Universitdt tdtig. Die Beziehungen zwischen
der Bundesanstalt und der Universitat sind also vielfiltig.

Die Anstalt in Hamburg nimmt unter den Bundesforschungsanstalten
im Geschéftsbereich des Bundesministeriums fiir Erndhrung, Land-
wirtschaft und Forsten auch insofern eine Sonderstellung ein, als
die Leiter und Mitglieder der Institute eine umfangreiche gutachtliche
und beratende Tdtigkeit auf dem Gebiet der Entwicklungshilfe aus-
iben. Sie unterstiitzen die Bundesregierung bei der Planung und
Durchfithrung von Entwicklungsprojekten, die auf Grund bilateraler
Abkommen auf dem Gebiet der Forstwirtschaft sehr zahlreich sind.
An der Anstalt werden auBerdem im Zusammenwirken mit Instituten
der Universitit Hamburg Entwicklungshelfer fiir ihre Aufgaben in
Entwicklungsldndern ausgebildet, SchlieBlich unterhilt die Anstalt
standige Verbindung mit den im Ausland titigen deutschen Forst-
leuten, um sie durch Informationen und Ratschlige in ihrer Arbeit
zu unterstiitzen.

Im Hinblick auf die Forschung der in der Anstalt vereinigten
Institute sind nicht nur zahlreiche Beriihrungspunkte mit den forst-
lichen Fakultdten vorhanden, sondern es werden auch manche gleich-
gerichteten Arbeiten durchgefiihrt, so insbesondere auf dem Gebiet
der forstlichen Arbeitswissenschaft und der Forstgenetik und Forst-
pflanzenziichtung, wenn auch mit verschiedenen Schwerpunkten. Im
ganzen kann jedoch gesagt werden, daB sich die Aufgaben und
Arbeiten der forstlichen Fakultdten und der Bundesforschungsanstalt
Reinbek sinnvoll ergdnzen. Die Anstalt verdient weitere Forderung.

Die Aufgaben auf dem Gebiet der Entwicklungshilfe und damit der
Weltforstwirtschaft werden wahrscheinlich wachsen. , Weltforstwirt-
schaft” als Gegenstand der Forschung ist ein sehr umfangreiches und
verzweigtes Gebiet. Okonomische Fragen spielen naturgeméB eine
wichtige Rolle. Sie werden an der Anstalt bisher weniger bearbeitet.
Im Zusammenhang mit dem Neubau der Institute sollte erwogen
werden, ob es sich nicht empfiehlt, die Bodenkunde, die jetzt im
Rahmen des Instituts fiir Weltforstwirtschaft gepflegt wird, zu ver-
selbstdndigen, die Forstokonomik starker zu betonen und demgemé&B
die Anstalt in die Sektionen fiir forstliche Produktion, fiir Forst-
6konomik und fiir Holztechnologie zu gliedern. Dabei wiirden die
Fachgebiete Betriebswirtschaftslehre, Arbeitswissenschaft und Markt-
forschung die Sektion fiir Forstékonomik bilden.
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Der Vollstandigkeit halber sei hier die Bundesanstalt fiir Vegetations-
kunde, Naturschutz und Landschaftspflege in Bad Godesberg (Nr. 274)
genannt, obwohl sie nach ihren Aufgaben nicht zu den forstlichen
Einrichtungen im engeren Sinn gezdhlt werden kann. Die Anstalt ist
1962 durch ZusammenschluB der bis dahin selbstdandigen Bundes-
anstalten fiir Vegetationskartierung in Stolzenau (Weser) und fiir
Naturschutz und Landschaftspflege in Bad Godesberg gebildet wor-
den. Sie setzt die wverdienstvollen Arbeiten des ehemaligen Leiters
der Anstalt in Stolzenau auf vegetationskundlichem und pflanzen-
soziologischem Gebiet fort, um auf dieser Grundlage Anhaltspunkte
flir eine den &kologischen Gegebenheiten angepaBte Planung,
Nutzung und Gestaltung der Landschaft zu gewinnen. Auch die
Kartierungsarbeiten und die Mitwirkung an der Entwidklung einer
europaischen Vegetationskarte werden fortgesetzt. Die Anstalt hat
insbesondere die Aufgabe, durch Bestandsaufnahmen, Entwicklung
von Planungsmodellen, Gutachten usw. die Bundes- und Landes-
behérden in der Durchfithrung des Naturschutzgesetzes zu beraten
und im Zusammenwirken mit der Landes-, Regional- und Bauleit-
planung geeigneten MaBnahmen der Landschaftspflege Geltung zu
verschaffen.

F. XXI. Landwirtschaftliche Technologie

Versuchs- und Forschungstétigkeit auf dem Gebiet der landwirtschaft-
lichen Technologie und ihrer Grundlagen wird sowohl an Hochschulen
als auch an Einrichtungen auBerhalb der Hochschulen betrieben. Das
Schwergewicht liegt jedoch in den Einrichtungen auBerhalb der Hoch-
schulen, die zum Teil mit den Hochschulen in dieser oder jener Form
verbunden sind. An der Technischen Hochschule Miinchen besteht
eine gut ausgebaute Fakultdt fiir Brauwesen. An der Fakultdt fiir
Landbau der Technischen Universitdt Berlin ist landwirtschaftliche
Technologie mit ihren wichtigsten Zweigen (Brauwesen, Spiritus- und
Zuckerfabrikation) Hauptlehrfach. Die zugehorigen Institute sind mit
Versuchseinrichtungen im ganzen gut ausgeriistet. Einige durch den
Krieg zerstorte Gebdaude sind bereits durch Neubauten ersetzt, andere
befinden sich noch in der Ausgestaltung.

Fiir den Staat ergab sich schon friithzeitig aus verschiedenen Griinden
die Notwendigkeit, fiir die Technologie der Grundnahrungsmittel
Getreide und Milch besondere Anstalten einzurichten. Es folgten
Anstalten fiir Fleischforschung und fiir die Erarbeitung von Grund-
lagen fiir die Lebensmittelfrischhaltung. In den Lehr-, Versuchs- und
Forschungsanstalten fiir Obst- und Weinbau, die von einigen Ldandern
mit relativ groBem Anbauumfang dieser Kulturen unterhalten wer-
den, sind meist fiir Versuchszwecke besondere, gut eingerichtete
technologische Abteilungen vorhanden. Im iibrigen beschrankt sich
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der Bund mit Recht darauf, technologische Institute, die auf anderen
Gebieten von Wirtschaftsgruppen unterhalten werden, fiir die Durch-
fiihrung bestimmter Vorhaben auf dem Wege iiber die zustdandigen
Ministerien zu bezuschussen. Eine solche gezielte Férderung ist auch
weiter am Platz.

Vorlduferin der Bundesforschungsanstalt fiir Getreideverarbeitung
in Berlin und Detmold (Nr. 281) ist die 1907 vom Preulischen Staat
gegriindete Versuchsanstalt fiir Getreideverarbeitung in Berlin, die
1939 zur Reichsanstalt erhoben wurde. Unter den Einwirkungen des
Krieges muBte ein Teil der Arbeiten und Einrichtungen nach Detmold
verlegt werden. Der in Berlin verbliebene Teil der Anstalt wurde
nach 1945 zeitweise durch den Senat von West-Berlin finanziert,
der in die Bundesrepublik verlegte Teil ab 1950 als Bundesforschungs-
anstalt weitergefiihrt. Im Jahre 1958 wurden schlieBlich beide An-
stalten vereinigt. Die Bildung zweier Arbeitszentren in Berlin und
Detmold bringt manche Schwierigkeiten mit sich, zumal einige
Abteilungen, die in ihrer Arbeit aufeinander angewiesen sind oder
doch viele Beriihrungspunkte miteinander haben, sich nicht am selben
Ort befinden.

Die Anstalt hat die Aufgabe, durch an den Bediirfnissen der Praxis
orientierte Versuchs- und Forschungstatigkeit die Voraussetzungen
fiir eine wirksame Forderung der verschiedenen Zweige der Getreide-
wirtschaft zu schaffen und zu einer stetigen Vervollkommnung der
Verwertung des Getreides und seiner Erzeugnisse beizutragen.

Die umfangreiche Versuchs- und Forschungstdtigkeit wvollzieht sich
in sechs Abteilungen (darunter eine Abteilung fiir Starkefabrikation),
von denen je drei Abteilungen in Berlin und in Detmold stationiert
sind. Die Arbeiten erstrecken sich von der Sortenkunde und Bioche-
mie des Getreides tliber verschiedene Arten der Verarbeitungstechnik
bis hin zur Garungsbiologie und Technologie der Brotbereitung sowie
der Herstellung von Teig- und Backwaren.

Die Anstalt berdt die Dienststellen des Bundes in allen einschldgigen
Fragen, wirkt an der Vorbereitung von Rechtsvorschriften mit, fiithrt
Qualitdtskontrollen bei inlandischem und bei Importgetreide durch,
unterstiitzt das Bundessortenamt bei der Zulassung neuer Sorten usw.
In begrenztem Umfang iibernimmt sie auch Forschungsauftrédge.

Trotz anhaltender Férderung der Anstalt, die ihren Niederschlag in
einer Erweiterung des Stellenplanes, Bauten, guter apparativer Aus-
riistung und einer wohlausgebauten Bibliothek mit Dokumentations-
stelle gefunden hat, ist sie fiir die Durchfiihrung ihrer Arbeiten noch
nicht in jeder Hinsicht gut ausgestattet. Es fehlen insbesondere An-
lagen fiir die Erarbeitung technologischer Grundlagen (Pilot Plants).
Dies sollte bei der weiteren Férderung beriicksichtigt werden.
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Die Bundesversuchs- und Forschungsanstalt fiir Milchwirtschaft in
Kiel (Nr.288) ist aus der im Jahre 1922 vom PreuBlischen Staat ge-
griindeten Anstalt gleichen Namens hervorgegangen. Sie wurde 1950
vom Bund iibernommen. Die Anstalt hat die Aufgabe, durch Ver-
suchs- und Forschungstdtigkeit dazu beizutragen, daB die Milchwirt-
schaft in ihren verschiedenen Zweigen unter Anpassung an die sich
stindig dndernden Bedingungen optimal arbeiten und wirksam ge-
fordert werden kann.

Die Arbeitsgebiete der Anstalt (vgl. die Darstellung der Aufgaben
in der Ubersicht, Nr.288) sind sieben Instituten zugeordnet; dem
Institut fiir Maschinenwesen sind ein Priiffungsamt und eine Ma-
schinen- und Bauberatungsstelle angeschlossen. Die Anstalt ist mit
einem Versuchsgut, einer Versuchs- und Lehrmolkerei, Versuchs-
feldern, Versuchstierstédllen und Laboratorien im ganzen gut ausge-
stattet; einige Einrichtungen befinden sich noch in der Ausgestaltung.
Die Bibliothek mit Dokumentationsstelle ist eine international be-
deutende Fachbibliothek.

Die Institutsdirektoren sind im Rahmen der den einzelnen Instituten
zugewiesenen Globalaufgaben in der Wahl der Forschungsvorhaben
frei, jedoch gehalten, amtlich erteilte Forschungs- und Priifungsauf-
trage bevorzugt zu bearbeiten. Auf Grund der Kollegialverfassung
schlagen die Institutsleiter aus ihrer Mitte einen Verwaltungsdirektor
vor, der von dem Bundesminister fiir Erndhrung, Landwirtschaft und
Forsten fiir die Dauer von jeweils zwei Jahren bestellt wird und die
Geschafte der Anstalt fihrt.

Die Anstalt pflegt enge Kontakte mit verwandten in- und ausldndi-
schen Einrichtungen und ist bestrebt, ihr Forschungsprogramm mit
den iibrigen Instituten, die in der Bundesrepublik auf demselben
Gebiet arbeiten, abzustimmen. Mehrere Mitglieder der Anstalt sind
als auBerplanméBige Professoren oder als Lehrbeauftragte mit der
Universitat Kiel verbunden.

Wenn sich auf ldngere Sicht die Notwendigkeit ergeben sollte, im
Rahmen des Studiums der Landwirtschaft ein Spezialstudium fiir
die Sparte Milchwirtschaft einzurichten, so ist hierfiir die landwirt-
schaftliche Fakultdt der Universidt Kiel im Zusammenwirken mit
der Bundesanstalt — wie im tibrigen die Fakultdt in Weihenstephan
(s. u.) — ein geeigneter Ort.

Die Forderung der Anstalt sollte anhalten und insbesondere hinsicht-
lich der Unterbringung der Bibliothek in einem Neubau und deren
Ausgestaltung durch einen einmaligen kraftigen ZuschuBl sowie durch
Erhéhung des laufenden Etats intensiviert werden. Es erscheint an-
gebracht, das Institut fiir Milchhygiene mit Versuchseinrichtungen
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und einer angemessenen Zahl wissenschaftlicher Mitarbeiter auszu-
statten. Fiir den Ausbau des dem Institut fiir Milcherzeugung ange-
gliederten Versuchsgutes Schddtbek, wo auch anderen Instituten der
Anstalt Versuchsméglichkeiten eingerdumt werden, sind relativ hohe
Mittel angefordert. Ein Ausbau des Versuchsgutes ist am Platze,
jedoch sollte dabei bedacht werden, daB auf dem Gebiet, auf dem
das Institut arbeitet, auch zahlreiche andere Institute intensiv tatig
sind. Es empfiehlt sich daher, die Ausgestaltung des Versuchsgutes
in den Grenzen zu halten, die der Gesamtaufgabe der Anstalt ange-
messen sind. Die vom Institut fiir Milcherzeugung erwogene Uber-
nahme des Versuchsfeldes Lentforden wird nicht befiirwortet.

Die Siiddeutsche Versuchs- und Forschungsanstalt fiir Milchwirtschaft
in Weihenstephan wird von dem Ordinarius fiir Milchwirtschaft der
landwirtschaftlichen Fakultdt geleitet, ressortiert beim bayerischen
Staatsministerium fiir Unterricht und Kultus und ist als Hochschul-
einrichtung im einzelnen hier nicht zu wiirdigen. Es sei nur gesagt,
daB die gut ausgeriistete und in ihrer Arbeit effektive Anstalt dhnlich
strukturiert ist, wie die Schwesteranstalt in Kiel. Sie erhdlt einen
ZuschuB aus Bundesmitteln, der weiter gewdhrt werden sollte.

Die kleine Forschungsstelle (3 Planstellen) an der Staatlichen Milch-
wirtschaftlichen Lehr- und Forschungsanstalt in Wangen/Allgdu
(Nr1.292) wird ebenfalls mit einem ZuschuBl des Bundesministeriums
fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten bedacht. Es erscheint
zweckmadBig, die rdumlich unzureichend untergebrachte Forschungs-
stelle, die mit den eigentlichen Aufgaben der Anstalt nur in losem
Zusammenhang steht, in das Institut fiir landwirtschaftliche Tech-
nologie der landwirtschaftlichen Hochschule Hohenheim einzuglie-
dern, mit der dortigen Abteilung fiir Milchwirtschaft, die ebenfalls
nur begrenzte Kapazitat besitzt, zu verbinden und mit Wangen eine
Zusammenarbeit zu vereinbaren.

Im iibrigen befassen sich an landwirtschaftlichen Fakultdten einige
Tierzuchtinstitute mit Fragen, die auch das Gebiet der Milchwirtschaft
betreffen.

Angesichts der zentralen Bedeutung der Milchwirtschaft fiir die
Land- und Erndhrungswirtschaft, der stdndigen Wandlung, denen
Erzeugung, Verwertung und Vermarktung der Milch und Milch-
produkte unter dem EinfluB der technischen Fortschritte und der
Verdnderungen in der Nachfrage unterworfen sind, ist eine intensive
Foérderung der Versuchs- und Forschungstitigkeit geboten, um der
Rationalisierung der Milch- und Molkereiwirtschaft auch von dieser
Seite stetige Impulse zu verleihen.

Das 1943 gegriindete Reichsinstitut fiir Fettforschung in Berlin wurde
nach wechselvollem Schicksal in der Nachkriegszeit 1953/54 geteilt
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in ein Institut fiir Fettforschung, das der Bundesversuchs- und For-
schungsanstalt fiir Milchwirtschaft in Kiel (Nr.288) eingegliedert
wurde, und ein Institut fiir industrielle Fettforschung. Das letztere,
dessen Rechtstrager die Deutsche Gesellschaft fiir Fettwissenschaft e. V.
in Miinster i. W, wurde, fiihrte den Namen Deutsches Institut fiir Fett-
forschung weiter und tlibernahm die auf dem industriellen Sektor
liegenden Forschungen. Es wurde aus verschiedenen 6ffentlichen und
privaten Quellen finanziert; im wesentlichen handelt es sich dabei
um einzeln beantragte Zuschiisse fiir Forschungsvorhaben. Die Zu-
sammenarbeit des Instituts fiir Fettforschung der Bundesanstalt und
des Instituts fiir industrielle Fettforschung, die in Miinster rdumlich
unmittelbar benachbart sind, gestaltete sich reibungslos.

Im Jahre 1964 wurde das Institut fiir Fettforschung aus der Bundes-
anstalt ausgegliedert und als Bundesanstalt fiir Fettforschung in
Miinster i. W. (Nr. 291) verselbstéandigt. Die Forschungsaufgaben der
Anstalt liegen auf dem Gebiet der Nahrungsfette mit Ausnahme der
Butter. Sie erforscht die Zusammensetzung und die chemischen, phy-
sikalischen und biologischen Eigenschaften dieser Fette und Ole sowie
ihrer Bestandteile und Begleitstoffe und entwickelt und erprobt neue
Untersuchungsmethoden. Mit der Bundesanstalt fiir Fleischforschung
in Kulmbach (Nr. 289) und der Bundesforschungsanstalt fiir Fischerei
in Hamburg (Nr.221) werden die Arbeiten auf den entsprechenden
Gebieten abgestimmt.

Die Anstalt sollte weiter gefordert werden. Die Zusammenarbeit mit
dem Deutschen Institut fiir Fettforschung sollte wegen der engen sach-
lichen Verbindung der Forschungsaufgaben beider Institute gewahrt
bleiben.

Die Bundesanstalt fiir Fleischforschung in Kulmbach (Nr.289) ist
Nachfolgeeinrichtung der im Jahre 1938 errichteten Reichsanstalt fiir
Fleischwirtschaft in Berlin und wurde 1950 in die Verwaltung des
Bundes iibernommen. In Anbetracht des stark gestiegenen Fleisch-
verzehrs, des hohen Anteils der Fleischwaren am Verbrauch und der
vielfaltigen Verarbeitungsprodukte, die in den Konsum gelangen, ist
die Unterhaltung einer solchen Anstalt durch den Bund aus mehreren
Griinden, insbesondere auch im Hinblick auf die Lebensmittelgesetz-
gebung, geboten. In anderen Staaten sind dhnliche Einrichtungen
vorhanden.

Aus den Arbeiten der Bundesanstalt, deren Aufgaben in der Uber-
sicht (Nr.289) ndher beschrieben sind, ergeben sich nicht nur Hin-
weise fiir die Verarbeitungsbetriebe, sondern auch Folgerungen fiir
eine rationelle, den Bediirfnissen des Marktes angepaBte Erzeugung
von Schlachttieren. Produktionstechnische, ziichterische und betriebs-
wirtschaftliche Fragen sollten in die Aufgaben der Anstalt nicht ein-
bezogen werden.
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In der letzten Phase des Krieges wurde die Anstalt von Berlin nach
Kulmbach verlagert und konnte dort nur sehr behelfsmaBig unterge-
bracht werden. Fiir den dringlichen Neubau ist Miinchen vorgesehen,
wo gilinstige Voraussetzungen fiir eine Zusammenarbeit mit der
Bayerischen Landesanstalt fiir Tierzucht in Grub, dem Institut fir
Lebensmitteltechnologie und Verpackung in Miinchen und der Tier-
drztlichen Fakultdt am selben Ort gegeben sind.

Das Institut fiir landwirtschaftliche Technologie und Zuckerindustrie
in Braunschweig (Nr.283) wurde 1949 vom Verein der Zudkerindu-
strie e. V. errichtet. Die Finanzierung erfolgt fast ausschlieBlich durch
den Verein der Zuckerindustrie. Erganzende Mittel flieBen dem Insti-
tut iiber die Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungsvereinigun-
gen zu.

Das Institut widmet sich dem Studium der technologischen Prozesse
bei der Verarbeitung von Zuckerriiben. Es entwickelt in Verbindung
mit der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt Standardmethoden
und bemiiht sich auBerdem um die Erarbeitung von Verfahren zur
organischen Reinigung von Abwdssern der Zudkerindustrie. Der
Schwerpunkt der Arbeiten des Instituts liegt auf dem Gebiet der
Zuckerkristallisation. Es dient zugleich der Spezialausbildung von
Diplomingenieuren und Chemikern. Die Leitung des Instituts durch
den Inhaber des Lehrstuhls der Technischen Hochschule fiir das be-
treffende Fachgebiet hat sich bewdhrt.

Das Institut fiir Zudkerindustrie in Berlin gehort zu den altesten
seiner Art in Westeuropa. Es ist aus einem Privatlaboratorium
hervorgegangen, wurde nach der Errichtung der Landwirtschaftlichen
Hochschule in Berlin mit dieser verbunden und erhielt 1903 als
Anstalt des Landes PreuBen seine jetzige Arbeitsstdtte. Die Kosten
fiir den laufenden Betrieb trug bis 1945 zum griBten Teil die Wirt-
schaftsgruppe Zuckerindustrie, Nach dem Kriege ging das Institut in
das Eigentum des Landes Berlin iiber. Es wird von dem Inhaber des
Lehrstuhls fiir Zuckertechnologie an der Berliner Fakultat fiir Land-
bau geleitet, besitzt eine sehr gut ausgebaute Bibliothek mit Doku-
mentation, ist apparativ befriedigend ausgestattet (u.a. mit einer
kleinen Versuchsfabrik) und wird aus dem Konigsteiner Abkommen
finanziert. Seitdem das vom Verein der Zuckerindustrie in Braunschweig
errichtete Institut fiir landwirtschaftliche Technologie und Zuckerindu-
strie (Nr. 283) einen wesentlichen Teil der friither in Berlin geleisteten
und von der Zuckerindustrie geférderten Arbeiten {ibernommen hat,
haben sich die Aufgaben des Berliner Instituts gewandelt. Ein
wesentlicher Teil der Arbeitskapazitdat des Instituts wird jetzt durch
die Ausbildung von Zudkertechnologen in Anspruch genommen; fir

234



sie ist an der Technischen Universitit ein Spezialstudium eingerichtet
worden. AuBerdem leistet das Institut durch Information und Beratung
technische Hilfe in Entwicklungsldndern.

Die Bundesforschungsanstalt fiir Lebensmittelfrischhaltung in Karls-
ruhe (Nr.286) ist aus dem im Jahre 1936 als Abteilung des Kailte-
technischen Instituts der Technischen Hochschule Karlsruhe begriin-
deten gleichnamigen Instituts, das spéter in eine Reichsforschungs-
anstalt umgewandelt wurde, hervorgegangen. Sie befindet sich seit
1950 in der Verwaltung des Bundes. Die Anstalt widmet sich der
Forschung auf dem Gebiet der Frischhaltung und Konservierung
der Lebensmittel. Sie ist auBerdem zentrale Forschungsstelle fiir die
Fragen der Anwendung der Kernenergie auf dem Erndhrungssektor.
Ihren stetig gewachsenen Aufgaben und ihrer produktiven For-
schungsarbeit entspricht die Forderung, die der Anstalt seit einer
Reihe von Jahren durch Neubauten, gute apparative Ausriistung und
Erweiterung des Stellenplanes zuteil wurde und durch Bereitstellung
geniigender Mittel weiterhin zuteil werden sollte.

Das Institut fiir Lebensmitteltechnologie und Verpackung in Miinchen
(Nr.290) wurde im Jahre 1941 als gemeinsame Einrichtung der an
diesem Fragenkomplex interessierten Reichsministerien und der
Lebensmittel- und Verpackungsindustrie gegriindet. Trdger des In-
stituts ist ein eingetragener gemeinniitziger Verein. Dieser hat ein
Kuratorium gebildet, das den Vorstand in wirtschaftlichen Fragen
berét.

Der fiir die Auswahl und Durchfiithrung der Forschungsvorhaben allein
verantwortliche Leiter des Instituts wird von einem Beirat unterstiitzt,
besonders auch in der Pflege der Beziehungen zwischen dem Institut
und den an Arbeitsergebnissen des Instituts interessierten Unter-
nehmen.

Das Institut hat die Aufgabe, die Grundlagen fiir die Verbesserung
bereits praktizierter und die Einfithrung neuer Verfahrenstechniken
in der Lebensmittelindustrie im Zusammenhang mit der Verpackungs-
technik zu erforschen. Das Schwergewicht der Arbeit liegt auf dem
Gebiet der Verpackungstechnik. Auf dem Gebiet der Lebensmittel-
technologie werden neben der Trocknung von Lebensmitteln bevor-
zugt bisher nur wenig erforschte physikalische und mikrobiologische
Probleme bearbeitet, die mit der Verpackung von Lebensmitteln in
Zusammenhang stehen. Routineuntersuchungen und Vertragsfor-
schung werden nicht durchgefiihrt.

Das in jeder Hinsicht gut ausgestattete Institut ist in der Bundes-
republik auf dem Gebiet des Verpackungswesens das einzige seiner
Art. Es leistet wertvolle Arbeit, stimmt sein Forschungsprogramm mit
fachlich benachbarten Einrichtungen ab, steht im Erfahrungsaustausch
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mit ausldndischen Instituten, die auf diesem Gebiet tdtig sind. Es hat
Anspruch auf anhaltende Forderung. Eine VergroBerung des Instituts
wird nicht angestrebt.

Das Institut wird seit seiner Griindung von der &6ffentlichen Hand und
von der Industrie gemeinsam finanziert. Etwa ein Drittel entfallt auf
den Bund. Der ZuschuB des Bundes hat jedoch mit den wachsenden
Aufgaben des Instituts nicht Schritt gehalten. Die gegenwdrtige Form
der Finanzierung sichert zwar eine fiir die Erfiillung der Aufgaben
giinstige Finanzierung, reichte jedoch in der Vergangenheit wieder-
holt nicht aus, um die Steigerung der Personalausgaben durch die
Erhohung der Beziige der Mitarbeiter aufzufangen. Bei dem Umfang
des erforderlichen Stellenplanes ergeben sich hieraus Schwierigkeiten.
Es erscheint daher angebracht, den Grundbedarf des Instituts so zu
sichern, daB die langfristigen Forschungsaufgaben ungestoért durch-
gefithrt werden konnen. Auch sollte darauf geachtet werden, daB das
Verhdltnis der Zuschiisse der Offentlichen Hand zu denjenigen der
Wirtschaft so geartet bleibt, daB der Charakter des Instituts gewahrt
wird.

Der Institutsleiter ist auBerplanméBiger Professor an der Technischen
Hochschule Miinchen und hdlt Vorlesungen iiber Verpackungstechnik.
Aus Kreisen der Industrien, die als Produzenten und Abnehmer von
Packstoffen an einer intensiveren Forschung auf den einschlagigen
Gebieten interessiert sind, ist wegen der wachsenden Bedeutung des
gesamten Verpackungswesens und des Bedarfs an Diplomingenieuren
mit zusatzlicher Ausbildung auf dem Gebiet der Verpackungstechnik
bei der Technischen Hochschule Miinchen unter Hinweis auf dhnliche
Entwicklungen in anderen Landern angeregt worden, im Rahmen der
Studienrichtung Verfahrenstechnik die Sparte Verpackungstechnik zu
einem Sondergebiet auszubauen. Wenn dieser Anregung entsprochen
wird, liegt es nahe, das Institut fiir Lebensmitteltechnologie und Ver-
packung enger mit der Technischen Hochschule zu verbinden und
dabei den Status eines ,Instituts an der Hochschule” in Betracht zu
ziehen.

Die im Jahre 1883 gegriindete Versuchs- und Lehranstalt fiir Brauerei
in Berlin (Nr, 282a) verdankt ihre Entstehung privater Initiative mit
dem Ziel, fiir die Brauereien und Malzereien eine in Lehre, Forschung
und Beratung leistungsfdahige Institution zu schaffen. Die Anstalt er-
fiillt ihre Beratungsaufgaben auf Grund wvon Forschungsarbeiten in
der Gdrungswissenschaft und von umfangreicher Versuchstatigkeit
auf dem Gebiet der Brauerei- und Madlzereitechnologie. Hierfiir sind
gut ausgeriistete Laboratorien und halbtechnische Anlagen sowie eine
Lehr- und Versuchsbrauerei vorhanden. In jingerer Zeit wird auch
intensiver auf dem Gebiet der Technologie alkoholfreier Getranke
gearbeitet.
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Die Versuchs- und Lehranstalt fur Spiritusfabrikation in Berlin
(Nr.282b) verdankt ihre Entstehung ebenfalls privater Initiative,
ndamlich dem Verein der Spiritusfabrikanten; sie wurde 1857 gegriin-
det. Sie hat die gleichen Aufgaben wie ihre Schwesteranstalt auf dem
Gebiet des Brauwesens. Neben den Bemiihungen, die technologischen
Verfahren zur Herstellung von Spiritus und Hefe zu verbessern,
laufen Arbeiten zur Entwicklung moderner gdrungstechnischer Pro-
zesse mit dem Ziel der Erzeugung von Vitaminen und Enzymen. Aus
kleinen Anfdangen entstand eine Institution, die heute mehrere Ver-
suchs- und Lehrfabriken (Versuchsbrennerei und Versuchshefefabrik)
unterhédlt und in der auf den Gebieten der Biochemie, der Mikro-
biologie, der chemisch-technischen Analyse, sowie auf dem Gebiet der
chemischen Technologie und des Maschinenwesens erfolgreich ge-
arbeitet wird.

Die beiden genannten Anstalten und die Versuchsanstalt fiir Hefe-
industrie sind zum Institut fiir Garungsgewerbe und Starkefabrikation
(Nr. 282) zusammengefaBt. Dieses wird von dem Inhaber des Ordina-
riats fiir landwirtschaftliche Technologie an der Fakultét fiir Landbau
der Technischen Universitit Berlin geleitet. Die Verbédnde, die das
Institut fast ausschlieBlich finanzieren, unterhalten gemeinsam eine
bedeutende Fachbibliothek. Das Institut greift mit der Verbindung
von Wissenschaft und Praxis, die auch in Ausschiissen und einem
Forschungskreis fiir Brauwirtschaft zum Ausdruck kommt, tber die
Bereiche vergleichbarer Institutionen hinaus und kann als eine gliick-
liche Organisationsform angesehen werden.

Das 1942 gegriindete Hefeforschungsinstitut — Zentralstelle fiir Back-
hefefragen — in Karlsruhe (Nr.287) arbeitet im Auftrage und mit
Unterstiitzung der Bundesvereinigung der deutschen Hefeindustrie.
Seine Aufgaben sind in der Ubersicht im einzelnen aufgefiihrt. Das
gut eingerichtete Institut wird zu etwa drei Viertel aus Mitteln der
Hefeindustrie und zu einem Viertel aus Zuschiissen des Bundeswirt-
schaftsministeriums finanziert.

Das 1955 gegriindete Kurt-Hess-Institut fiir Mehl- und Eiweillforschung
in Hannover (Nr.284) wird hauptsdchlich vom Bundeswirtschafts-
ministerium finanziert. Der kommissarische Leiter der Forschungs-
stelle, an der auBer dem technischen Personal nur 2 Wissenschaftler
tatig sind, ist ein Mitglied der Bundesforschungsanstalt fiir Getreide-
verarbeitung. Die Forschungsstelle widmet sich dem Studium der
physikalisch-chemischen Struktur der Mehlinhaltsstoffe, insbesondere
der Proteine. Es sollte gepriift werden, ob die Fortfiihrung des In-
stituts notwendig ist.

Das Staatliche Torfinstitut in Hannover (Nr.285) ist aus einem 1911
an der Technischen Hochschule Hannover gegriindeten Laboratorium
fir technische Moorverwertung hervorgegangen, das 1920 in eine
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Versuchsanstalt fiir technische Moorverwertung umgewandelt wurde
und ab 1932 in Personalunion mit dem Lehrstuhl fiir technische
Chemie verbunden war. Die Versuchsanstalt wurde 1935 durch den
Reichsndhrstand iibernommen und 1953 als Staatliches Torfinstitut
neu konstituiert. Es untersteht dem Niedersdchsischen Ministerium
fir Wirtschaft und Verkehr und wird vom Land finanziert. Weitere
Mittel flieBen dem Institut iiber die Arbeitsgemeinschaft Industrieller
Forschungsvereinigungen zu. Der Anstalt wurde 1953 das von der
Torfindustrie unterhaltene Institut fiir Torfforschung GmbH in Bad
Zwischenahn angegliedert.

Wadhrend in friitheren Jahren Fragen der Brenn- und Streutorfgewin-
nung sowie der Verzuckerung, Verkokung und Vergasung von Torf
im Vordergrund standen, richtet sich die Arbeit jetzt auf die Mdéglich-
keit einer Veredlung von Schwarztorf, um diesen fiir verschiedene
Zwecke verwendbar zu machen. Es sollte gepriift werden, ob das der
Torfindustrie dienende Institut als Staatsinstitut erforderlich ist.

F. XXII. Bauingenieurwesen, Geoddsie, Materialpriifung

Die in diesem Abschnitt zusammengefaBten Institute sind recht ver-
schiedenartig. Eine gréBere Anzahl von Einrichtungen ist mit Auf-
gaben der Materialprifung befaBt. Einige verhaltnismdBig grobe
Institute nehmen vorwiegend Verwaltungsaufgaben wahr. Eine Reihe
von kleineren Einrichtungen ist speziellen Aufgaben gewidmet.

XXII. 1. Bauingenieurwesen

Die Lage der Forschung auf dem Gebiet des StraBenwesens ist in
einer Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft dargestellt,
auf die verwiesen wird?!), In dieser Denkschrift sind die Aufgaben
(S.123f.) der Bundesanstalt fiir StraBenbau in Ko&ln (Nr.296) be-
schrieben. Sie enthdlt Vorschldge fiir den Ausbau der Anstalt, der
notwendig ist, damit die Forschungsaufgaben wirksam und in ange-
messener Frist bewaltigt werden kénnen. Der Wissenschaftsrat macht
sich diese Vorschlage zu eigen. Es wird jedoch darauf hingewiesen,
daB die wissenschaftliche Tendenz der Anstalt bisher zu einseitig auf
die bodenmechanische Seite ihres Fachgebietes ausgerichtet ist. Die
Bundesanstalt sollte die Moglichkeit erhalten, auch auf anderen Ge-
bieten des StraBenbaues intensiv zu arbeiten. Daher empfiehlt es sich,
vorrangig das Personal der Abteilungen flir Bautechnik, Baustoffe und
StraBenverkehrstechnik zu verstarken,

1) Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Forschung auf

dem Gebiet des StraBenwesens, in: Angewandte Forschung in der
Bundesrepublik Deutschland, Teil 4. Wiesbaden 1960.
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Die Bundesanstalt fiir Wasserbau in Karlsruhe (Nr. 295), die teilweise
aus der PreuBischen Versuchsanstalt flir Wasserbau und Schiffbau in
Berlin hervorgegangen ist, dient der Wasser- und Schiffahrtsverwal-
tung des Bundes fiir das wasserbauliche Versuchswesen und die tech-
nische Entwidklung auf dem Gebiet des Wasserbaues.

Die Aufgaben der Bundesanstalt fiir Wasserbau werden im wesent-
lichen mit den wissenschaftlichen Methoden gelost, die in den Hoch-
schulinstituten fiir Wasserbau, Hydromechanik und Erdbaumechanik
entwickelt und angewandt werden. Das Bundesverkehrsministerium
unterhédlt ein eigenes Laboratorium, weil es fiir viele groBe Wasser-
bauten die Planung und vielfach auch die Entwurfsarbeiten vornimmt.
Hierfiir sind in der Regel umfangreiche Voruntersuchungen im Was-
serbaulaboratorium in Abhdngigkeit von den jeweiligen Gegeben-
heiten unentbehrlich. Diese Untersuchungen sind haufig durch be-
sonders groBen Umfang und groBe Modellabmessungen sowie durch
festliegende Termine gekennzeichnet. Hochschulinstitute sind fiir
solche Untersuchungen weniger geeignet, da ihnen vielfach die fiir
derartige Untersuchungen erforderlichen groBen Versuchshallen feh-
len und es vom wissenschaftlichen Standpunkt aus unergiebig ist, sie
mit Routineuntersuchungen zu befassen. Auch die Aufteilung derarti-
ger umfangreicher Untersuchungen auf mehrere Hochschulinstitute ist
vielfach unzweckméBig. Durch die Uberpriifung von Maingeln und
Schdaden an Bauwerken im Zustdndigkeitsbereich der Wasser- und
Schiffahrtsverwaltung erhdlt die Bundesanstalt engen Kontakt mit der
Praxis, der zu kontinuierlichen, auf Grund der laufenden Beobachtun-
gen an den Bauwerken unter wechselnden Bedingungen durchzufiih-
renden Versuchen iiber groBere Zeitraume anregen sollte.

Der bisherige Zustand ist von der wissenschaftlichen Ergiebigkeit der
ausstattungsmaBig sehr leistungsféahigen Einrichtung her unbefriedi-
gend. Es wird daher empfohlen, bei der Besetzung der Stelle des
Leiters der Anstalt darauf zu achten, daB es sich um einen Wissen-
schaftler vom Rang eines Ordinarius handelt. Seine Weisungsgebun-
denheit sollte sich auf die Abwidklung von Versuchen fiir die Planung
termingebundener Projekte beschranken und im ibrigen den gleichen
Bedingungen wie bei den Bundesforschungsanstalten unterworfen
sein (vgl. S. 36 ff.). Der Leiter sollte dafiir sorgen, daB die Bundes-
anstalt den AnschluB an die Hochschulforschung wahrt. Die Anstalt
sollte sich insbesondere solchen grundlegenden Forschungsaufgaben
widmen, die sich iiber sehr lange Zeiten erstrecken, wdhrend im
uibrigen die Grundlagenforschung mehr den Hochschulinstituten iiber-
lassen bleiben sollte. Die Anstalt sollte ein in der Mehrzahl aus
anerkannten Fachgelehrten bestehendes Kuratorium erhalten, das die
Verbindung zur Hochschulforschung herzustellen und das Forschungs-
programm der Anstalt mitzugestalten hatte.
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Das Forschungs- und Entwicklungsinstitut fiir Industrie- und Sied-
lungswasserwirtschaft sowie Abfallwirtschaft in Stuttgart (Nr.297)
ist in Personalunion mit dem Lehrstuhl fiir Siedlungswasserbau und
Wassergtitewirtschaft der Technischen Hochschule verbunden. Offen-
bar bestehen keine wesentlichen Unterschiede zwischen den von den
beiden Einrichtungen angewandten wissenschaftlichen Methoden; es
sollte daher eine Zusammenlegung der beiden Einrichtungen unter
entsprechender Etatgestaltung angestrebt werden.

Die im folgenden behandelten Institute befassen sich mit Fragen des
Bauens in weitem Sinne, und zwar sowohl des Hoch- wie Tiefbaus.
Das Institut fiir Bauforschung in Hannover (Nr.294) ist nach dem
Zweiten Weltkriege als Nachfolger der Deutschen Akademie fiir Bau-
forschung gegriindet worden. Es nimmt u.a. Modellversuche und
Reihenuntersuchungen an Versuchs-, Vergleichs- und Demonstrativ-
bauten vor, die sich auf alle Fragen der praktischen Bauausfiihrung
beziehen. Solche Untersuchungen wéren einem Hochschulinstitut nicht
moglich. Die Ergebnisse dieser Arbeiten macht das Institut auBer
durch Veroffentlichungen durch Vortrdge, Lehrginge und Ausstel-
lungen bekannt; sie sollen zu RationalisierungsmaBnahmen und
Qualitatssteigerungen fiihren. Insofern ist das Institut im Interesse
des Bundesministeriums flir Wohnungswesen, Stddtebau und Raum-
ordnung tatig, das durch Auftragserteilung die Arbeit ausreichend
unterstitzt.

Das Wilhelm-Klauditz-Institut fiir Holzforschung an der Technischen
Hochschule Braunschweig (Nr. 293) befaBt sich mit dem speziellen Ge-
biet der technischen Ausnutzung des Holzes. Hierfiir gibt es kein ent-
sprechendes Hochschulinstitut. Die weitere Forderung des Instituts
wird vorgeschlagen. Eine Einbeziehung des Instituts in die Hoch-
schule sollte gepriift werden.

XXII. 2. Geodasie

An Stelle des ehemaligen geoditischen Instituts in Potsdam und des
Reichsamtes fiir Landesaufnahme wurde 1951/52 das Deutsche Geoda-
tische Forschungsinstitut gegriindet. Das Institut ist gegliedert in die
Zentralleitung — eine vom Direktor des Instituts gefiithrte Koordi-
nierungsstelle — sowie zwei Abteilungen, und zwar

a) die I. Abteilung, ,Theoretische Geoddsie”, in Miinchen (Nr.299),
die von der Bayerischen Akademie der Wissenschaften getragen und
aus Mitteln des Konigsteiner Abkommens finanziert wird,

b) die II. Abteilung, ,Angewandte Geoddsie”, in Frankfurt a.M.
(Nr. 298), die als Institut fiir Angewandte Geodasie die Form einer
Bundesanstalt im Geschéftsbereich des Bundesministers des Innern
hat.
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Das Deutsche Geodéatische Forschungsinstitut unterliegt hinsichtlich
seiner wissenschaftlichen Arbeit der Aufsicht der Deutschen Geoda-
tischen Kommission bei der Bayerischen Akademie der Wissenschaf-
ten. Davon ausgenommen sind die Teile der Bundesanstalt, die Auf-
tragsarbeiten des Bundes oder Dritter durchfiihren,

Die aus den Gegebenheiten der Nachkriegszeit entstandene Kon-
struktion tragt alle Merkmale eines Kompromisses und birgt die
Gefahr in sich, daB die Arbeitsgebiete der beiden Abteilungen sich
stark liberschneiden.

Eine Umstrukturierung ist mehrfach erwogen worden. Eine mdgliche
Losung konnte darin bestehen, die Abteilungen des Deutschen Geoda-
tischen Forschungsinstituts zu einer Institution zusammenzufassen, in
der unter einem Dach die wissenschaftlichen Probleme der Geodasie,
der Photogrammetrie sowie der Kartographie behandelt wiirden.
Diese Institution konnte auch die Vertretung dem Ausland gegeniiber
wahrnehmen, die besonders wichtig ist, weil die geodatische For-
schung weitgehend international ausgerichtet ist.

Aus verfassungsrechtlichen und anderen Griinden wdre jedoch diese
oder eine dhnliche Losung nur sehr schwer zu verwirklichen. Als
Minimallésung erscheint es aber erforderlich, die in Frankfurt und
die in Miinchen zu bearbeitenden Forschungsgegenstdnde besser auf-
einander abzustimmen. Hierzu ist besonders die stiandige Mitwirkung
eines arbeitsfadhigenr und deshalb kleinen Beirats notwendig, der
neben der Férderung der Zusammenarbeit mit den Hochschulen auf
das Forschungsprogramm konkreten EinfluB zu nehmen und die Er-
gebnisse zu begutachten hitte. Die Deutsche Geoddtische Kommission
mit bis zu 35 Mitgliedern kann diese Aufgabe nicht wirkungsvoll
wahrnehmen, obwohl sie satzungsgemaB gegeniiber dem Forschungs-
institut Leitungsfunktionen hat und nicht nur beratend tdtig ist. Die
Aufgaben sollten zwischen der Abteilung in Frankfurt und der in
Miinchen — soweit dies nicht schon geschehen ist — in der Weise
abgegrenzt werden, daB die Gegenstdnde der theoretischen, der astro-
nomischen, der gravimetrischen und der kosmischen Geoddsie mit
dem Schwerpunkt in Miinchen behandelt werden. Dagegen mubBte die
Dreiecks- und Hohenmessung, die Photogrammetrie, die Kartographie
und die Reproduktionstechnik — also die Aufgabengebiete, bei denen
eine besonders enge Zusammenarbeit mit den Landesvermessungs-
amtern erforderlich ist — hinsichtlich der Instrumente und der Ver-
fahren schwerpunktmé&Big in Frankfurt bearbeitet werden.

Uber diese Organisationsfragen hinaus sollten in beiden Abteilungen
die Voraussetzungen fiir die Forschung verbessert werden. Besonders
nachteilig macht sich das Fehlen einer geniigenden Zahl von Auf-
riickungsstellen fiir die wissenschaftlichen Mitarbeiter bemerkbar.
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Im Frankfurter Institut sollten besonders in den Abteilungen fiir
Photogrammetrie und Kartographie die Forschungsarbeiten starker
von den praktischen Arbeiten, die das Material fiir die Forschung
heranbringen, getrennt werden. In den Forschungsreferaten miifite
sodann der Anteil der wissenschaftlich vorgebildeten Beamten und
Angestellten erhoht werden. Die Forschung sollte auf dem photogram-
metrischen Sektor auf ausldandische Geréate, in der Kartographie auf
Darstellungsprobleme ausgeweitet werden. Dazu diirfte ebenfalls ein
personeller Ausbau erforderlich sein,

In der Miinchener Abteilung sollten die mit gutem Erfolg arbeitenden
Einrichtungen zur Beobachtung der zeitlichen Anderungen der Schwer-
kraft ausgebaut werden; die Anwendung modernster mathematischer
Erkenntnisse auf die Probleme der héheren Geodisie sollte intensi-
viert werden; die bislang in Deutschland nur theoretisch verfolgte
Forschung auf dem jiingsten Zweig der kosmischen Geodasie, der
Satellitengeoddsie, sollte auf eine Beteiligung an der Beobachtung
der speziell geoddtischen Satelliten ausgedehnt werden.

Die Verbesserung der Nachwuchslage in beiden Abteilungen ist u. a.
davon abhdngig, daB die wissenschaftliche Tatigkeit in diesen Ein-
richtungen den jungen Diplomvermessungsingenieuren, die die Hoch-
schule verlassen und noch nicht mit der Referendarausbildung be-
gonnen haben, in gewissem Umfang (1 bis 2 Jahre) angerechnet wird.

XXIIL 3. Materialpriifung, Werkstofforschung, Technologie
der Baustoffe

Die Entwicklung der Materialpriifung und die Griindung von Material-
prufungsanstalten sind eng mit der Geschichte der Technischen Hoch-
schulen und dem Aufstieg Deutschlands zum Industriestaat verbunden.
Die Industrie war auf die Mitarbeit von Materialpriifungsanstalten
angewiesen, die in den meisten deutschen Einzelstaaten an der Lan-
deshochschule eingerichtet wurden. In PreuBen wurde das Material-
prifungsamt in Dahlem 1907 von der Technischen Hochschule getrennt
und als selbstdndiges staatliches Amt organisiert. Die Organisation
der Materialpriifung hat sich in den einzelnen Lindern verschieden
entwidkelt und ist noch heute von Land zu Land unterschiedlich.

Die Aufgaben der amtlichen Materialpriifung kénnen entweder in
besonderen staatlichen Anstalten zusammengefaBt oder entsprechen-
den Hochschulinstituten iibertragen werden. Beide Wege sind von den
Léndern der Bundesrepublik beschritten worden. Heute bestehen fiir
die offentliche Materialpriifung von den Hochschulen unabhidngige
staatliche Amter in Bayern, Bremen, Hamburg, Nordrhein-Westfalen,
dem Saarland und Schleswig-Holstein. In Berlin wird die Material-
prifung durch die Bundesanstalt fiir Materialpriifung wahrgenommen.
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In diesen Anstalten wird in Verbindung mit den Priifaufgaben in
unterschiedlicher Intensitdt auch Forschung betrieben. Im Hinblick
auf die Ausnutzung der in den Anstalten gegebenen, vielfach umfang-
reichen sachlichen und personellen Voraussetzungen fiir die Forschung
ist dies zu begriben.

Soweit die Materialprifung in den Hochschulen durchgefiihrt wird,
ist sie entweder einem Hochschulinstitut als eigene Angelegenheit
iibertragen oder es sind in anderen Féllen den Hochschulen Material-
prifungsanstalten angegliedert, die mit den betreffenden Lehrstiihlen
der Hochschulen durch Personalunion verbunden sind.

Unmittelbar von Hochschulinstituten werden amtliche Materialprii-
fungsaufgaben z. B. im Land Niedersachsen durchgefiihrt. Das Nieder-
sdachsische Ministerium fiir Wirtschaft und Verkehr hat sechs Hoch-
schulinstitute zu amtlichen Materialpriifanstalten bestimmt. Dariiber
hinaus kann es auch andere Hochschulinstitute, Priiflaboratorien der
Ingenieurschulen und sonstige Einrichtungen als amtliche Material-
priifstellen fiir bestimmte Bereiche anerkennen. Die gemeinsamen und
zentralen Aufgaben des amtlichen Materialpriifwesens werden von
der ,Zentrale fiir amtliches Materialpriiffwesen in Niedersachsen"”
wahrgenommen, eine kleine Geschidftsstelle, die im wesentlichen ko-
ordinierende Funktionen hat und bei der Verteilung der fiir die
Materialpriifung zentral bereitgestellten Haushaltsmittel mitwirkt.

Die Ubertragung der Materialpriifungsaufgaben an Hochschulinstitute
stellt zwar die wiinschenswerte Verbindung mit der Hochschulfor-
schung sicher und vermeidet eine Doppelbeschaffung von teuren
Gerdten; es besteht aber die Gefahr, daBl die Hochschulinstitute zu
sehr mit reinen Routinepriifungen befaBt werden, die weder fiir die
Lehre noch fur die Forschung von besonderem Wert sind. Diese Or-
ganisation sollte nur dann aufrechterhalten werden, wenn durch
Bereitstellung von Planstellen und durch Zuschiisse aus dem Haushalt
des zustdndigen Ministeriums eigene, nur der amtlichen Material-
priifung gewidmete Abteilungen in den Hochschulinstituten gebildet
werden kénnen und so eine fiihlbare Belastung der fiir Forschungs-
aufgaben qualifizierten Krdfte vermieden werden kann.

Beispiele fiir die Angliederung von Materialprifungsanstalten an
Hochschulen bilden die Staatliche Materialpriifungsanstalt an der
Technischen Hochschule Darmstadt, die Amtliche Forschungs- und
Materialpriifungsanstalt fiir das Bauwesen, Otto-Graf-Institut, an der
Technischen Hochschule Stuttgart (Nr. 305) und die Staatliche Material-
priiffungsanstalt an der Technischen Hochschule Stuttgart (Nr. 307).

In diesen Fidllen bhesteht Personalunion zwischen dem Leiter der
Materialpriifungsanstalt und dem Direktor des entsprechenden Hoch-
schulinstituts. Die Raumlichkeiten und Gerdte werden wvon beiden
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Einrichtungen meist gemeinsam benutzt. Die Einnahmen, die diese
Materialpriifungsanstalten aus den Priiffungen erzielen, werden iiber
die Hochschulkasse verbucht und stehen im allgemeinen dem Leiter
der Anstalt fiir Personal- und Sachausgaben zur Verfiigung.

Auch bei dieser Struktur muB darauf geachtet werden, daB fiir die
Wahrnehmung der Priifaufgaben der Materialpriifungsanstalt aus-
reichendes Personal und ausreichende Mittel zur Verfiigung stehen,
damit das fiir Forschungs- und Lehraufgaben bestimmte Personal des
Hochschulinstituts nicht fiir Routinepriiffungen herangezogen zu werden
braucht. Eine klare Abgrenzung der beiderseitigen Aufgabenbereiche
ist z. B. in Darmstadt erreicht.

Die Frage, ob es zweckmdBig ist, die Materialpriifung in groBen der
Hochschule angegliederten Anstalten zusammenzufassen oder sie den
Hochschulinstituten, die fiir den jeweiligen Teilbereich am sachver-
standigsten sind, zu ibertragen, bleibt offen. Bei der zunehmenden
Kompliziertheit der von der Materialprifung zu beantwortenden
Fragen, die hdufig gar nicht mehr vorwiegend die Werkstoffwider-
standsfdhigkeit betreffen, kann aber wohl als wahrscheinliche
Entwicklung angesehen werden, daB alle in Betracht kommenden
ingenieurwissenschaftlichen Laboratorien der Hochschule an der
offentlichen Materialpriifung beteiligt werden. Bei dem stdndig
wachsenden Umfang der Materialprifungen wird es jedoch immer
weniger moglich sein, daB die Hochschulinstitute alle anfallenden
Prifungen durchfiihren. Die Hochschulinstitute werden sich deshalb
von solchen Priiffungen freimachen missen, die routinemdfig von
anderen Einrichtungen ebensogut durchgefiihrt werden konnen,
nachdem dafiir in den Hochschulinstituten Priiffmethoden entwickelt
worden sind.

Die Bundesanstalt fiir Materialpriifung in Berlin-Dahlem (Nr. 300) ist
aus dem PreuBischen Materialpriifungsamt und der Chemisch-Tech-
nischen Reichsanstalt hervorgegangen. Sie hat auch weitere, frither
selbstdndigen Instituten {ibertragene Arbeitsgebiete iibernommen, so
z. B. die zerstérungsfreie Materialpriiffung der fritheren Reichs-
rontgenstelle.

Aufgaben und Tétigkeit der Bundesanstalt wurden 1964 durch ErlaB
des Bundesministers fiir Wirtschaft neu geregelt. Hiernach hat sie die
Aufgabe, Werkstoff-und Materialforschung entsprechend ihrer Zweck-
bestimmung — die Entwicklung der deutschen Wirtschaft zu férdern —
zu betreiben und die Materialpriifung sowie die chemische Sicherheits-
technik stetig weiter zu entwickeln. Sie berdt die Bundesministerien,
entspricht Ersuchen von Verwaltungsbehérden und Gerichten und
ibernimmt Auftrdge aus der Wirtschaft und von Organisationen der
Verbraucher, soweit diese Auftriage wissenschaftlich wertvolle Erkennt-
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nisse ervzarten lassen oder von volkswirtschaftlicher Bedeutung sind.
In ihrem Arbeitsbereich wirkt die Bundesanstalt in den technischen
Ausschiissen der Bundesministerien sowie in allen einschlagigen
nationalen, internationalen und supranationalen Gremien mit. Die
Ergebnisse ihrer wissenschaftlichen Arbeiten hat sie zu sammeln, zu
ordnen und der Offentlichkeit zugédnglich und nutzbar zu machen. Bei
ihrer Tatigkeit wird sie von einem Kuratorium, dem Wissenschaftler
und Praktiker angehdren, beraten und unterstiitzt.

Die Einkiinfte aus der auf spezielle Ziele gerichteten Auftrags-
forschung der Wirtschaft und aus den Priifauftrdgen kénnen die Auf-
wendungen der Bundesanstalt fiir ihre Forschungsarbeiten nicht decken.
Die Wahrnehmung ihrer Aufgaben bedingt eine stetige Forschungs-
tdatigkeit, von der eine Kldarung der Grundlagen fiir die Weiterentwick-
lung sowie fiir die Anwendungsmdéglichkeiten der anorganischen und
organischen Werkstoffe und der Priifverfahren erwartet wird. Diese
Forschung hat einen Umfang, der eine Unterstiitzung durch die 6ffent-
liche Hand notwendig macht.

Die einzelnen Laboratorien der Bundesanstalt sollten ausreichend mit
Wissenschaftlern und Hilfspersonal besetzt werden. Auch sollte
erwogen werden, durch eine Vermehrung der Planstellen fiir Beamte
und Angestellte die derzeit geiibte Bezahlung der Mitarbeiter der
Anstalt aus verschiedenen Quellen und ihre Beschdftigung unter
verschiedenen Bedingungen zu vereinfachen; z.Z. werden rund ein
Drittel der Mitarbeiter aus dem Gebiihrenaufkommen der Anstalt —
dem sogenannten dynamischen Haushalt —, aus Vorhaben und
anderen Quellen finanziert.

Fiir den rdumlichen und personellen Ausbau der Anstalt und die Aus-
stattung mit Geraten liegt ein vom Kuratorium gebilligter Plan vor,
dessen Verwirklichung fiir die Leistungsfdhigkeit der Anstalt von
groBer Bedeutung sein wird.

AulBer den Staatsanstalten gibt es drei privatrechtlich organisierte,
mit 6ffentlichen Mitteln geférderte Einrichtungen, die Aufgaben der
Materialprifung, der Werkstofforschung und der Technologie der
Baustoffe wahrnehmen: das Forschungsheim fiir Wadrmeschutz in
Miinchen (Nr. 303) und die beiden folgenden Einrichtungen der Fraun-
hofer-Gesellschaft. Sie sollten weiter geférdert werden.

Das Laboratorium fiir Betriebsfestigkeit der Fraunhofer-Gesellschaft
in Darmstadt (Nr. 301) hat mit seinen Forschungen auf diesem Sonder-
gebiet der Dauerfestigkeit internationalen AnschluB gefunden. Seine
Tétigkeit verdient Unterstiitzung, auch wegen ihrer Bedeutung fiir die
Wettbewerbsfahigkeit der Industrie. Der Grundzuschuf sollte erhdht
werden, um das Institut unabhéngiger von den Einnahmen aus Ver-
tragsforschung zu machen.
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Das Institut fiir Technische Physik der Fraunhofer-Gesellschaft in
Stuttgart (Nr.306), das aus dem fritheren Institut fiir Angewandte
Physik der Technischen Hochschule hervorgegangen ist, hat sich viele
Jahre aus eigenen Einnahmen, Spenden und Forschungsauftrigen
finanziert. Sein Arbeitsgebiet umfaBt Fragen der Warme- und Schall-
technik, der Heizung und Liiftung sowie der Stadt- und Gebéaude-
klimatologie. Es konnte eine zweckmdBige Ergdnzung der an der
Technischen Hochschule betriebenen Disziplinen darstellen; daher
sollte die Eingliederung des Instituts, dessen wissenschaftliche Ergeb-
nisse Anerkennung gefunden haben, in die Technische Hochschule
erwogen werden.

Das 1957 gegriindete Forschungsinstitut fiir Internationale Technische
Zusammenarbeit an der Technischen Hochschule Aachen (Nr. 308), das
sich nicht in einen Teilbereich der Ingenieurwissenschaften einordnen
laBt, stand bisher unter kommissarischer Leitung. Seitdem der vor
kurzem geschaffene Lehrstuhl fiir internationale technische Zusammen-
arbeit besetzt worden ist, wird es von dem Lehrstuhlinhaber geleitet.
Nachdem die Hochschule jetzt iiber einen entsprechenden Lehrstuhl
verfugt, erscheint die Eingliederung des Instituts in die Hochschule
angebracht.

F. XXIII. Maschinenbau, Luft- und Raumfahrtforschung,
Schiffstechnik

Auf dem Gebiet des Maschinenbaues einschlieBlich der Flug- und
Schiffstechnik lassen sich die Institute auBerhalb der Hochschulen in
zwei Gruppen gliedern. Die groBere Gruppe ist dadurch gekenn-
zeichnet, daB in den Instituten angewandte oder anwendungsnahe
Forschung, besonders auch solche der industriellen Gemeinschafts-
forschung, betrieben wird und die Forschungsergebnisse haufig un-
mittelbar technisch verwendbar sind. Beispiele hierfiir sind die der
Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungsvereinigungen ange-
schlossenen Einrichtungen. Die andere Gruppe von Instituten ist
vorwiegend der Grundlagenforschung gewidmet; diese Institute sind
hdufig Bestandteile groBer Organisationen, wie der Deutschen Gesell-
schaft fiir Flugwissenschaften, in denen sie an einer Gesamtaufgabe
mitarbeiten.

Fir den ganzen Bereich des Maschinenbaues ist die Zusammenarbeit
der Institute mit der Industrie wesentlich; auch die Grundlagen-
forschung wird in hohem MaBe durch die Bediirfnisse und Wiinsche
der Industrie angeregt.

Die Institute dieses Bereichs sind zum Teil sehr klein. Um dieser
unzweckmaBigen Unterteilung und Zersplitterung zu begegnen, sollten
Bestrebungen geférdert werden, solche Institute zusammenzulegen.
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Derartige Moglichkeiten sind vor allem bei einigen Instituten der
Textiltechnik gegeben. Es kann davon ausgegangen werden, daB
Institute mit weniger als drei Wissenschaftlern in der Regel mit
anderen zusammengefaBt werden sollten.

Fiir den Bereich der Schiffstechnik und besonders der Flugtechnik
bahnt sich eine befriedigende Organisation der Forschung an, die die
Zusammenarbeit sichert und das Forderungsverfahren erleichtert.

In manchen der Institute lieBen sich nicht nur die Arbeitsbedingungen,
sondern auch die Forschungsmdoglichkeiten durch eine einmalige Hilfe
zum Ausbau des Instituts oder zur Erweiterung der Einrichtung ent-
scheidend verbessern. Hierauf ist hinzuweisen, weil gerade die mit
anwendungsnaher Forschung befaBten Institute sich nach einer solchen
Starthilfe aus 6ffentlichen Mitteln selbst weiterhelfen konnen.

XXIII 1. Werkstofftechnik?)

Auf dem Gebiet der Werkstofftechnik sind auBerhalb der Hochschulen
zwei, im wesentlichen mit praxisnahen Untersuchungen befaBte
Forschungseinrichtungen vorhanden.,

Die Arbeit des Instituts fiir GieBereitechnik in Diisseldorf (Nr. 309)
beschrankt sich nicht auf die reine GieBereitechnik, sondern erstreckt
sich auch auf weite Gebiete der Metallkunde. Gerade in ihnen erscheint
eine Intensivierung der Forschung und die Aufnahme neuer, noch in
der Entwicklung befindlicher Gebiete notwendig. Eine Erganzung der
erneuerungsbediirftigen apparativen Ausriistung wdre dazu der erste
Schritt.

Zu der Technischen Akademie Bergisch-Land e.V. (AuBeninstitut der
Technischen Hochschule Aachen) in Wuppertal-Elberfeld, die haupt-
sichlich mit der Weiterbildung von Ingenieuren und Wirtschaftlern
befaBt ist, gehort als Abteilung ein Laboratorium fiir Korrosions-
forschung und Elektronik (Nr.310), das bislang auf Auftragsforschung
angewiesen war. Angesichts der volkswirtschaftlichen Bedeutung des
Korrosionsschutzes verdient auch dieses Laboratorium staatliche
Foérderung.

XXIII. 2. Fertigungstechnik

Die Forschung im Bereich der Fertigungstechnik und der Werkzeug-
maschinen?) konzentriert sich in der Hauptsache auf die acht Tech-
nischen Hochschulen. Dagegen gibt es verhdltnismdBig wenige

1) Das Gebiel der Materialpriifung ist zusammenhéngend in Abschnitt XXIIL
2, behandelt; auf diese Ausfithrungen wird verwiesen.

?) vgl. Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Forschung
auf dem Gebiet der Werkzeugmaschinen und Fertigungstechnik, in:
Angewandte Forschung in der Bundesrepublik Deutschland, Teil 3. Wies-
baden 1958.
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betriebseigene Forschungsstéatten, ,weil die Unternehmen den Schwer-
punkt der Entwicklung zundchst auf die Funktionstechnik ihrer
Erzeugnisse legen, um hier den neuesten Stand reprisentieren zu
konnen” und weil ,die weitgehende fachliche Aufteilung der Werk-
zeugmaschinenfabrikation auf zahlreiche mittlere und kleine Betriebe
die Schaffung von Forschungsstétten in einzelnen Unternehmungen in
keiner Weise begiinstigt” (Denkschrift, S. 23).

Die Folge davon ist, daf die an den Forschungsergebnissen inter-
essierte Industrie die Mittel fiir einen ganz erheblichen Teil des
Personals und auch des Finanzbedarfs fiir Forschungszwecke in den
Hochschulinstituten aufbringt (vgl. die Tabellen 6, 7 und 9 der Denk-
schrift).

Unter diesen Umstanden und angesichts der Vielzahl von anwendungs-
nahen Forschungsaufgaben auf dem Gebiet der Fertigungstechnik und
der Werkzeugmaschinen liegt die Grindung eines diesen Aufgaben
gewidmeten Instituts der industriellen Gemeinschaftsforschung nahe.
Staatliche Unterstiitzung fiir die Errichtung eines der Weite des Auf-
gabenbereichs entsprechend ausgestatteten und von einer industriellen
Forschungsvereinigung getragenen Instituts wird empfohlen.

Fir einzelne Sondergebiete der Fertigungstechnik bestehen solche
Institute auBerhalb der Hochschulen bereits. So werden die Aufgaben
des von dem Verein zur Férderung von Forschungs- und Entwicklungs-
arbeiten in der Werkzeugindustrie getragenen Instituts fiir Werkzeug-
forschung in Remscheid (Nr.312) durch die Struktur der im wesent-
lichen aus einer Vielzahl Kkleinerer und mittlerer Unternehmen
bestehenden Werkzeugindustrie im Rheinland bestimmt. Die Hebung
des technischen Leistungsstandes dieser Industrie und die Erhaltung
ihrer Wettbewerbsfahigkeit sind das satzungsgeméfe Ziel des mit
Gerdten gut ausgestatteten Instituts, das zur Zeit jedoch aus Mangel
an wissenschaftlichem Personal nicht voll arbeitsfihig ist; hier sollte
ein Wandel geschaffen werden.

Das Forschungsinstitut fiir Uhren und Feingeratetechnik in Stuttgart
(Nr. 313) ist mit dem Institut fiir Uhrentechnik, ZeitmeBkunde und
Feinmechanik der Technischen Hochschule Stuttgart durch Personal-
union verkniipft. In den Empfehlungen des Wissenschaftsrates von
1960 ist die ZeitmeBkunde und Uhrentechnik als Sondergebiet fiir die
Technische Hochschule Stuttgart vorgesehen. Unter diesen Umstdnden
erscheint es verniinftig, das von der Forschungsgesellschaft fiir Uhren
und Feingerdtetechnik getragene Forschungsinstitut als ein Institut
»an" der Technischen Hochschule unter den im Abschnitt B. V. (S. 51 f.)
erorterten Voraussetzungen hierfiir zu organisieren und damit die
Verbindung zur Hochschule zu institutionalisieren.

248




Auch zwischen dem in treuhdnderischer Verwaltung der Fraunhofer-
Gesellschaft stehenden Institut fiir Produktionstechnik und Automati-
sierung an der Technischen Hochschule Stuttgart (Nr.314) und dem
Institut fiir Industrielle Fertigung und Fabrikbetrieb der Hochschule
besteht Personalunion. Dariiber hinaus arbeiten beide Institute in
rdumlicher Gemeinschaft und benutzen den Gerdtepark gemeinsam.
Die Tétigkeit des Instituts umfaBt sowohl Forschungs- als auch Ent-
widklungsarbeiten automatischer Fertigungsabldufe, wobei der Uber-
gang zwischen Forschung und Entwicklung fliefend ist. Bei einer
vollstindigen Eingliederung des Instituts in die Fraunhofer-Gesell-
schaft wiirde diese um eine Einrichtung mit Querschnittaufgaben
reicher sein. Zwischen dem Hochschulinstitut und dem Fraunhofer-
Institut sollte jedoch eine eindeutige Abgrenzung der jeweiligen
Aufgaben vorgenommen werden, um klarzustellen, daB das letztere
neben dem Hochschulinstitut eine eigenstandige Aufgabe hat.

In dhnlicher Weise steht die Forschungsstelle Gesenkschmieden an der
Technischen Hochschule Hannover (Nr. 311) in enger Verbindung mit
dem Hochschulinstitut fiir Werkzeugmaschinen und Umformtechnik,
dessen Direktor gleichzeitig Leiter der Forschungsstelle ist. Die hin-
reichend ausgestattete Forschungsstelle fiigt sich gut in das fur
Hannover durch Teil I der Empfehlungen vorgeschlagene Sondergebiet
Fertigungstechnik ein. Zu empfehlen wdre der Ausbau des neuen
Forschungsgebietes der Hochgeschwindigkeitsumformung. Hierfiir sind
besondere Untersuchungseinrichtungen erforderlich.

Neben diesen der — zum Teil praxisnahen — Forschung gewidmeten
Instituten gibt es Einrichtungen, deren Aufgabe vornehmlich in der
Verbreitung von Forschungsergebnissen in der Praxis besteht, So sind
z.B. zwei dem Deutschen Handwerksinstitut e.V., Miinchen, ange-
horende Einrichtungen, das Heinz-Piest-Institut fiir Handwerkstechnik
an der Technischen Hochschule Hannover und das Institut fiir Tech-
nische Betriebsfilhrung im Handwerk in Stuttgart, vor allem der
Aufgabe gewidmet, dem Handwerk die Ergebnisse wissenschaftlicher
Forschung zu vermitteln und zu diesem Zweck in einer fiir die hand-
werkliche Praxis besser verstdndlichen Form aufzubereiten.

XXIIIL 3. Verfahrenstechnik

Hinsichtlich der allgemeinen Lage auf dem Gebiet der Verfahrens-
technik wird auf die Denkschrift der Deutschen Forschungsgemein-
schaft!) verwiesen. Verfahrenstechnische Forschung wurde in Deutsch-
land frither fast nur in den betriebseigenen Forschungsstitten groBer

1) Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Forschung auf
dem Gebiet der Verfahrenstechnik, in: Angewandte Forschung in der
Bundesrepublik Deutschland, Teil 2, Wiesbaden 1957; und Ergdnzungs-
kapitel in Teil 4, Wiesbaden 1960.
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Unternehmen betrieben. Erst ganz allméhlich fand die Disziplin
Eingang in einzelne Hochschulinstitute. Diese Entwicklung wird von
der Forschungsgesellschaft Verfahrenstechnik e.V., die das Forschungs-
institut fiir Verfahrenstechnik an der Technischen Hochschule Aachen
(Nr. 315) unterhalt, zielbewuBt geférdert.

Seiner Entwicklung zu einer hochschulreifen Disziplin entsprechend,
sollte das Fach Verfahrenstechnik stdrker in die Hochschulen einbe-
zogen werden. In den Empfehlungen des Wissenschaftsrates von 1960
ist bereits vorgeschlagen worden, die Verfahrenstechnik als Schwer-
punkt in den Technischen Hochschulen Aachen, Braunschweig und
Karlsruhe zu férdern. In dieser Empfehlung ist die weitere Forderung
des Forschungsinstituts fiir Verfahrenstechnik in Aachen bereits ent-
halten. Dasselbe gilt fiir das von der Forschungsgesellschaft fiir
Verfahrenstechnik vorgesehene Forschungsinstitut in Braunschweig
(Nr. 315). Schon jetzt sollte die Einbeziehung beider Institute in die
Technischen Hochschulen vorgesehen werden.

Das erscheint auch deshalb zweckméBig, weil einige wenige, aber mit
umfassenden Arbeitsmdglichkeiten ausgeriistete Institute einer Viel-
zahl kleiner Institute vorzuziehen sind. Die Verfahrenstechnik liegt
im Schnittpunkt von Physik, Chemie und Maschinenbau, so daB ihre
speziellen Probleme fast immer iibergreifend sind; nur unter Beriick-
sichtigung der Grenzgebiete und durch Zusammenarbeit der Fach-
richtungen verspricht die Forschung Erfolg.

Neben den erwdhnten Instituten arbeiten auf verfahrenstechnischem
Gebiet noch zwei weitere, der Arbeitsgemeinschaft Industrieller
Forschungsvereinigungen angehérende Einrichtungen: das von der
Wissenschaftlich-Technischen Arbeitsgemeinschaft fiir Hartereitechnik
und Wirmebehandlung e.V. getragene Institut fiir Hartereitechnik in
Bremen-Lesum (Nr.316) und die Forschungsgesellschaft fiir Blech-
verarbeitung in Diisseldorf. Die Forschungsméglichkeiten des Instituts
fir Hdrtereitechnik — der einzigen Einrichtung dieser Art in der
Bundesrepublik — sind durch einen veralteten Maschinenpark der
Werkstatt beeintrdchtigt und sollten durch eine einmalige Hilfe zur
Beschaffung moderner Werkzeugmaschinen verbessert werden. Die
Forschungsgesellschaft fiir Blechverarbeitung forscht nicht selbst,
sondern férdert die Forschung auf dem Gebiet der Blechverarbeitung?).

XXIII. 4. Stromungslehre, Strémungstechnik

Auf diesem Gebiet betreibt das Max-Planck-Institut fiir Strémungs-
forschung mit der Abteilung fir Reibungsforschung in Géttingen
(Nr. 317) sehr intensive Grundlagenforschung. Die Aufgaben kénnen
1) vgl. Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Forschung auf

dem Gebiet der Blechverarbeitung, in: Angewandte Forschung in der
Bundesrepublik Deutschland, Teil 1, 1956.
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mit dem derzeitigen Personalbestand bewadltigt werden, die apparative
Ausriistung entspricht ihnen jedoch noch nicht. Zur Universitat
bestehen enge Beziehungen.

XXIII. 5. SchweiBtechnik

Dem Gesamtgebiet der Schweiitechnik hat die Deutsche Forschungs-
gemeinschaft 1962 eine so eingehende Untersuchung gewidmet’), daB
es sich eriibrigt, auf dieses Gebiet hier detailliert noch einmal einzu-
gehen. Hier ist lediglich darauf hinzuweisen, daB in den in der Uber-
sicht aufgefiihrten SchweiBtechnischen Lehr- und Versuchsanstalten
(Nr. 318, 319, 320, 321) neben der Ausbildung von Fachkraften als der
primdren Aufgabe auch Forschung betrieben wird. Hinzu kommt
die Abteilung Schweiitechnik des Materialpriifamtes Saarbriicken
(Nr. 304), die die gleichen Aufgaben wie die Schweilitechnischen Lehr-
und Versuchsanstalten wahrnimmt. Das Ausmal der Forschungsarbeit
ist in den einzelnen Anstalten verschieden, Wegen ihrer engen Ver-
bindung mit der Wirtschaft sind sie fiir praxisnahe Forschung beson-
ders geeignet. Die Anstalten sollten daher hinsichtlich ihrer
Forschungstitigkeit unterstiitzt und ausgebaut werden. Die aus der
Praxis hervorgehenden Probleme sind so zahlreich, dab die Forschungs-
kapazitdt auf diesem Gebiet einer kréftigen Ausweitung bedarf. Die
Unterstiitzung sollte den Anstalten so gewdhrt werden, daB eine
gewisse Schwerpunktbildung der Forschungstatigkeit erreicht wird.

XXIII. 6. Fahrzeugtechnik

Die wichtigste Einrichtung auBierhalb der Hochschulen auf dem Gebiet
der Fahrzeugtechnik ist das Forschungsinstitut fiir Kraftfahrwesen und
Fahrzeugmotoren an der Technischen Hochschule Stuttgart (Nr.322),
das trotz der noch nicht v6llig iiberwundenen Kriegszerstorungen das
groBte seiner Art in der Bundesrepublik ist. Dem Forschungsinstitut
entspricht kein Parallelinstitut der Hochschule, vielmehr nimmt es
auch deren Lehraufgabe wahr. Die Grundfinanzierung des Instituts ist
gegenwirtig niedrig, weil es mit Hilfe einer umfangreichen apparativen
Ausstattung erhebliche Nebeneinnahmen erzielt. Eine Erhéhung der
Grundfinanzierung sollte mit dem Abbau dieser Vertragsforschung
Hand in Hand gehen.,

Auf dem Gebiet der Verbrennungsmaschinen ist das Institut fiir
Motorenbau Professor Huber in Miinchen tétig, das bisher als private
Einrichtung seines Leiters organisiert war, Es leistet mit einer recht
guten Ausstattung fruchtbare Arbeit, die intensiviert werden konnte,
wenn das Institut, nachdem es einen gemeinniitzigen Rechtstrdager

1) Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Forschung auf dem

Gebiet der SchweiBtechnik, in: Angewandte Forschung in der Bundes-
republik Deutschland, Teil 7. Wiesbaden 1962.
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erhalten hat, 6ffentliche Zuschiisse und eigene Gebdude erhielte. Dies
konnte auch durch den AnschluB an die Fraunhofer-Gesellschaft
geschehen.

Als Institut der Fraunhofer-Gesellschaft arbeitet die Technische Ent-
widklungsstelle Felix Wankel in Lindau am Bodensee, und zwar auf
einem ganz speziellen Gebiet des Motorenbaues. Sie ist bisher
durch das unmittelbare wirtschaftliche Interesse von Firmen der
Maschinenindustrie geférdert worden und erhélt jetzt auch 6ffentliche
Zuschiisse.

Als Beispiel fir die Arbeit einer wissenschaftlichen Gesellschaft wird
auf die koordinierende, anregende und férdernde Tatigkeit hinge-
wiesen, die die Studiengesellschaft Leichtbau der Verkehrsfahrzeuge
e.V. in Frankfurt a. M. entfaltet, ohne ein eigenes Forschungsinstitut
zu unterhalten.

XXIII. 7. Textiltechnik?)

Die Forschung auf dem Gebiet des Textilwesens?), an der Deutschland
friher einen groBen Anteil hatte, muBite nach dem Zusammenbruch
neu aufgebaut werden. Die textiltechnische Forschung hat ihren Platz
ganz iiberwiegend auBerhalb der Hochschulen gefunden. Die Institute
arbeiten zum Teil in enger personeller und auch organisatorischer
Verbindung mit den Hochschulen, insbesondere den Technischen
Hochschulen in Aachen und Stuttgart.

Wahrend die Chemiefaserhersteller samtlich chemische Laboratorien
besitzen, sind eigene Forschungsinstitute in Textilbetrieben bisher
recht selten. Die industrielle Gemeinschaftsforschung hat daher fiir
diesen Bereich eine besondere Bedeutung.

Diese Forschung wird durch das Forschungskuratorium Gesamttextil,
eine Einrichtung des Gesamtverbandes der Textilindustrie in der Bundes-
republik Deutschland e.V. in Frankfurt a. M., geférdert und koordiniert.
Die Verbdnde der Textilindustrie zweigen von ihren Mitglieds-
beitrdgen einen gewissen Betrag flir das Forschungskuratorium ab,
das ihn als direkten und frei verfligbaren ZuschuB den angeschlossenen
Instituten zur Verfiigung stellt.

Das Forschungskuratorium arbeitet mit einer gréBeren Zahl von
rechtlich und organisatorisch selbstdndigen Einrichtungen zusammen
(Nr.323 bis 332 und 98), von denen das Deutsche Wollforschungs-
institut an der Technischen Hochschule Aachen (Nr.323), die Textil-

1) Auf die Ausfithrungen zur Textilchemie (S. 180 f.) wird hingewiesen. °

*) vgl. Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Forschung
auf dem Gebiet des Textilwesens, in: Angewandte Forschung in der
Bundesrepublik Deutschland, Teil 1, 1956; und Ergdanzungskapitel in Teil 4,
Wiesbaden 1960.
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forschungsanstalt in Krefeld (Nr. 328), die Wdschereiforschung in Kre-
feld (Nr.329) und die Deutschen Forschungsinstitute fir Textilindu-
strie in Reutlingen (Nr.332) genannt seien. Zu diesen Einrichtungen
gehort auch das Institut fiir angewandte Mikroskopie, Photographie
und Kinematographie der Fraunhofer-Gesellschaft in Karlsruhe
(Nr. 326), ein Querschnitts-Institut, dessen Tatigkeit sich vor allem
auf die drei im Namen bezeichneten Methoden erstreckt, aber auch
chemische und physikalische Probleme einbezieht.

In diesem Institutsbestand sind alle wichtigen Forschungszweige ver-
treten. Auch neu hinzukommende Forschungsaufgaben kénnen von
einem der vorhandenen Institute wahrgenommen werden. Eine Erwei-
terung des Institutsbestandes ist also nicht erforderlich. Vielmehr
sollten — etwa gelegentlich eines Neubaues — zwei oder drei der
kleineren Institute in andere iiberfiihrt oder miteinander vereinigt
werden,

Der Anteil der Grundfinanzierung, den die Tragervereine aufbringen,
ist sehr unterschiedlich, Der zusitzlich vom Forschungskuratorium
Gesamttextil gezahlte ZuschuB deckt nur einen kleinen Teil der
Ausgaben der einzelnen Institute. Bis auf das Wollforschungsinstitut
Aachen (Nr.323) und die Textilforschungsanstalt Krefeld (Nr.328)
miissen die Institute ihre Forschungsarbeiten vorwiegend aus den
Zuschiissen finanzieren, die fiir einzelne Vorhaben gewédhrt werden.

Es wird empfohlen, daB die o6ffentliche Hand allen Instituten der
Textiltechnik Zuschiisse zum Grundbedarf gewéhrt. Wegen der
zunehmenden Bedeutung ihrer Aufgaben ist eine solche Verbesserung
des Gesamtetats vordringlich bei der Forschungsstelle Chemisch-
reinigung in Krefeld (Nr.327), bei der Waschereiforschung Krefeld
(NT. 329) und beim Institut fiir angewandte Mikroskopie, Photographie
und Kinematographie der Fraunhofer-Gesellschaft in Karlsruhe
(Nr. 326). Angesichts der Hohe des Umsatzes der Textilindustrie und
der verhéltnismaBig sehr geringen Aufwendungen fir die genannten
Forschungsinstitute ist freilich auch eine erhebliche Vermehrung der
Mittel angebracht, die von der Industrie fiir die Institute tlber das
Forschungskuratorium aufzubringen sind.

XXIII. 8. Druckereiwesen

Die Deutsche Gesellschaft fiir Forschung im graphischen Gewerbe in
Miinchen (Nr. 333) befaBt sich mit Fragen der Anwendung von Drudk-
maschinen, verfahrenstechnischen Fragen und Untersuchungen iiber
graphische Werkstoffe, Druckfarben, Druckmetalle, Druckpapier usw.
Das Institut ist mit Personal gut ausgestattet und leistet eine intensive
Forschungsarbeit. Die Verbindung zur Technischen Hochschule in
Miinchen ist durch die Personalunion des Institutsleiters mit dem
Lehrstuhl fiir Druck- und Reproduktionstechnik hergestellt. Es sollte
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dafiir gesorgt werden, daB die Finanzierung des Instituts vereinfacht
wird, um den mit der groBen Zahl von Finanzierungsquellen ver-
kniipften Aufwand zu verringern.

XXIIL 9. Brandschutz

Die Pflege des Sondergebietes Feuerschutz ist in Teil I der Empfeh-
lungen des Wissenschaftsrates fiir die Technische Hochschule Braun-
schweig vorgeschlagen worden. Angesichts der Bedeutung der Aufgabe
und des wesentlich gréBeren Umfangs derartiger Institute im Ausland
sollte daneben aber auch die Forschungsstelle fiir Brandschutztechnik
an der Technischen Hochschule Karlsruhe (Nr.334) weiter gefordert
werden.

XXIIL 10. Luft- und Raumfahrtforschung 1

a) Bereich des Fachgebietes

Die Arbeiten auf den Gebieten der Flugwissenschaften muBten in
Deutschland 1945 eingestellt werden. Als die Bundesrepublik 1953
begann, sich in Forschung und Industrie auf dem Luftfahrtgebiet von
neuem zu betdtigen, erschwerte diese Tatsache den Aufbau erheblich;
sie ist in ihren Auswirkungen auch heute noch fiihlbar.

In der Bundesrepublik wurde erst im Sommer 1961 der Beschlufl
gefaBt, auch auf dem Gebiete des Raumfluges zu arbeiten. AnlaB
hierzu bot der Vorschlag fiir die Entwicklung eines Europdischen
Satellitentrdgersystems. Innerhalb der Européischen Organisation, die
zu diesem Zwecke geschaffen wurde, iibernahm die Bundesrepublik
u. a. die Entwicklung und den Bau der dritten Stufe des Systems. Da
aber eine erfolgreiche Zusammenarbeit auf internationaler Basis nur
moglich ist, wenn jedes Land hierbei selbsterarbeitete Erkenntnisse
beisteuert, beschloB die Bundesregierung im Jahre 1962, Forschungs-
und Entwicklungsarbeiten auf dem Gebiet der Raumfahrtforschung
auch innerhalb eines nationalen Programms zu férdern.

Die Ausdehnung der Luftfahrttechnik auf die Raumfahrt hat tief-
gehende Riickwirkungen auf die Arbeitsrichtung der Forschungs-
institute, die sich bisher nur mit der Luftfahrt beschéftigt haben. Eine
Reihe vollig neuartiger Fachgebiete sind zu den bisherigen hinzu-
getreten. Als Beispiele seien genannt: Thermoaerodynamik der sehr
hohen Geschwindigkeiten und der stark verdiinnten Gase, Plasma-
stromungen (Dynamik der elektrisch leitenden Gase), energiereiche
chemische Treibstoffe und ihre Anwendung fiir Raketentriebwerke,
elektrische Raketentriebwerke (Plasma-Antriebe, Ionen-Triebwerke),

') vgl. Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Forschung auf
dem Gebiet der Luftfahrl, in: Angewandte Forschung in der Bundes-
republik Deutschland, Teil 1, 1956; und Denkschrift der Deutschen For-
schungsgemeinschaft zur Lage der Weltraumforschung, Wiesbaden 1961.
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unkonventionelle Energiewandler (z.B. unmittelbare Umwandlung
von chemischer Energie oder Warmeenergie in elektrische Energie),
Bahnberechnung und Bahnfiihrung von Flugkérpern, Datenspeiche-
rung und Dateniibermittlung von Satelliten zur Erde und umgekehrt,
hochwarmfeste Werkstoffe. Die notwendige Bearbeitung dieser neuen
Gebiete macht den Ausbau bestehender und die Errichtung neuer
Forschungsinstitute und -anlagen erforderlich.

b) Die Institute des Fachgebietes

Die Forschung auf dem Gebiet der Flugtechnik hat sich in Deutsch-
land wesentlich in Instituten auBerhalb der Hochschulen abgespielt.
Dieser bewihrte Weg der organisatorischen Selbstdandigkeit der Flug-
forschungsanstalten wurde bei der Wiederaufnahme der Flugfor-
schung im Jahre 1953 erneut beschritten. So findet die Flugforschung
auch heute wieder in ihrem weit iiberwiegenden Teil unabhdngig von
den Hochschulen statt. Doch sollte auch weiterhin schwerpunktmabBig
in einigen Hochschulen Forschung betrieben werden und zwischen
den Instituten auBerhalb und innerhalb der Hochschule ein enger
Kontakt bestehen,

Die Institute der Flugtechnik auBerhalb der Hochschulen sind zu
einem groBen Teil in drei Forschungsanstalten zusammengefaBt: der
Deutschen Forschungsanstalt fiir Luft- und Raumfahrt in Braunschweig
(Nr. 336), der Aerodynamischen Versuchsanstalt Géttingen in der
Max-Plandk-Gesellschaft (Nr.339) und der Deutschen Versuchsanstalt
fiir Luft- und Raumfahrt in Miilheim/Ruhr (Nr.340). Die drei For-
schungsanstalten haben sich in der Deutschen Gesellschaft fiir Flug-
wissenschaften e.V. in Bonn (Nr.335) zusammengeschlossen. Zwei
kleinere weitere Institute haben sich der Gesellschaft nicht ange-
schlossen.

c) Die Institute der Deutschen Gesellschaft fiir Flugwissenschaften
(DGF)

Die DGF ist ein eingetragener Verein. Mitglieder des Vereins sind
die angeschlossenen Forschungsanstalten, die auf dem Gebiet der
Luft- und Raumfahrt in der Bundesrepublik arbeitenden wissenschaft-
lichen Gesellschaften sowie der Leiter der Zentralstelle fiir Luftfahrt-
dokumentation und -information in Miinchen, einer eigenen Einrich-
tung der DGF.

Bei der Griindung der DGF im Jahre 1959 schlossen sich in ihr sechs
Forschungseinrichtungen zusammen, und zwar auBer den drei ge-
nannten Anstalten die Flugwissenschaftliche Forschungsanstalt e.V.
in Miinchen, das Forschungsinstitut fiir Physik der Strahlantriebe in
Stuttgart und die Deutsche Forschungsanstalt fiir Hubschrauber und
Vertikalflugtechnik e. V. in Stuttgart. Die Erweiterung des Arbeits-
bereiches auf den Raumflug sowie das Bestreben nach einer starkeren
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Zusammenfassung fiihrten im Jahre 1963 zu einer Umbildung inner-
halb der DGF. Die drei zuletzt genannten kleineren Forschungs-
anstalten schlossen sich der Deutschen Forschungsanstalt fiir Luft- und
Raumfahrt und der Deutschen Versuchsanstalt fiir Luft- und Raum-
fahrt an.

Der Gedanke liegt nahe, die bereits eingeleitete Zusammenfassung
der einzelnen Forschungsanstalten der DGF weiterzufiihren, soweit
damit wesentliche Vorteile in wissenschaftlicher oder organisatori-
scher Hinsicht verbunden sind.

Die Organe der DGF sind der Vorstand (3 Mitglieder), das Kuratorium
(16 Mitglieder) und der Wissenschaftliche Rat (16 Mitglieder). Der
Vorstand der DGF stellt alljéhrlich einen Forschungs- und Wirtschafts-
plan fir die angeschlossenen Forschungsanstalten auf. Dieser wird
nach Prifung durch Ausschiisse des Kuratoriums und des Wissen-
schaftlichen Rates in diesen Organen diskutiert und dem Kuratorium
zur Genehmigung vorgelegt. Diese Organisation bietet die Gewihr
dafiir, daB die bewilligten Mittel sinnvoll und zweckméBig eingesetzt
werden.

Die Arbeit der Institute, die der DGF angeschlossen sind, geht in
Richtung sowohl der Grundlagenforschung als auch der angewandten
und gezielten Forschung. Dabei wird unter gezielter Forschung die
Behandlung von Aufgaben verstanden, die mit bestimmten Entwick-
lungsaufgaben in unmittelbarem Zusammenhang stehen, aber For-
schungscharakter haben. Es ist hervorzuheben, daB die Forschungs-
arbeit sich iberwiegend auf die Hauptfachgebiete Antriebe und
Energiequellen, Strémungsmechanik und Thermogasdynamik, Flug-
fuhrung und Festigkeit, Werkstoffe und Bauweisen konzentriert.

Die DGF hat nach ihrer Griindung im Jahre 1959 einen Vierjahresplan
fir den Ausbau der Institute in den Jahren 1962 bis 1965 ausgearbei-
tet. Dieser Vierjahresplan dient als Unterlage fiir den laufenden
Ausbau. Die Mittelbewilligung hat mit dem aufgestellten Plan aller-
dings nicht Schritt gehalten. Mit der Fertigstellung und Inbetrieb-
nahme der in Bau befindlichen Anlagen wird es dariiber hinaus not-
wendig, die Mittel fiir die fortdauernden Ausgaben zu erhéhen, damit
die wertvollen Einrichtungen ausgenutzt werden kénnen.

Die Erweiterung der Flugforschung auf die Raumfahrt hat es not-
wendig gemacht, vollig neue Forschungsgebiete in den Arbeitsbereich
der DGF einzubeziehen. Beispiele hierfiir sind oben bereits erwihnt.
Dies erfordert einen Ausbau bzw. eine Anderung der Arbeitsrichtung
der bereits vorhandenen Institute. Neue Anlagen, die innerhalb der
DGF im Laufe der ndchsten Jahre zu schaffen bzw. auszubauen wadren,
sind: Hyperschallwindkanile; Windkanéle fiir stark verdiinnte Gase;
Versuchsstrecken fiir Plasmastrémungen; Raketenpriifstinde einschl.
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Hohenpriifstinde; Einrichtungen fiir Raumfahrtantriebe mit besonde-
rer Beriicksichtigung der hochenergetischen Treibstoffe, der Ausnut-
zung der Kernenergie und der Anwendungsmoglichkeiten elektrischer
Antriebe; Klimasimulationsanlagen; Anlagen zur Simulation der kine-
tischen Aufheizung zur Werkstofforschung; eine GroBortungsstation
fiir Forschungszwecke u. a. Manche der neuen Arbeitsgebiete haben
enge Beziehung zu einigen Forschungszweigen der Physik und der
Chemie sowie der Mathematik, die dort im Rahmen der Grundlagen-
forschung bearbeitet werden. Es werden daher innerhalb der DGF
mehrere Institute geschaffen werden miissen, deren Aufgabe es sein
wird, die Erkenntnisse, die in der Grundlagenforschung an anderer
Stelle gewonnen werden, im Rahmen der angewandten Forschung so
weiterzuverarbeiten, daB sie in der Luft- und Raumfahrt Anwendung
finden kénnen.

Da die erwahnten Anlagen zum groBien Teil vollig neuartig sind,
bediirfen sie einer sorgféaltigen Planung und Vorarbeit, Deswegen
wird sich ihre Fertigstellung iiber eine Reihe von Jahren hinziehen.
Fiir die Errichtung der erwdhnten Anlagen wird mit einer Gesamt-
summe von iuber 100 Mill. DM gerechnet werden miissen. Bei der
raschen Entwicklung dieser Fachgebiete werden Abdnderungen der
hier skizzierten Planungen unvermeidlich sein.

Die Mittelbereitstellung aus verschiedenen Quellen und die sich
daraus ergebende komplizierte Kompetenzverteilung fiir die Deutsche
Gesellschaft fiir Flugwissenschaften auf verschiedene Ministerien
erleichtert den Aufbau nicht (vgl. S. 87). Die Zustdndigkeiten sollten
daher vereinfacht und zusammengefaBt werden. Auch sollte die bei
der raschen Entwicklung der Forschungsgebiete zur Anpassung an die
jeweiligen Verhailtnisse erforderliche Entscheidungsfreiheit der Vor-
stdande und Aufsichtsgremien der Anstalten in mdglichst groBem Um-
fang erhalten bleiben. So sollten in personeller Hinsicht die Stellen-
plédne, die alljdhrlich fiir die Anstalten aufgestellt werden, als Grund-
lage fiir eine Abschiatzung der Hohe des Personaletats dienen;
innerhalb dieser Gesamtsumme sollte den Vorstanden jedoch in einem
von den Aufsichtsorganen festzulegenden Rahmen weitgehend Frei-
heit gelassen werden.

d) Die nicht an die DGF angeschlossenen Institute

Auch die beiden auBerhalb der DGF bestehenden Institute haben die
Rechtsform eines eingetragenen Vereins. In ihrer Bedeutung treten
sie hinter den Instituten, die der DGF angeschlossen sind, zurlick. Die
in den Instituten laufenden Forschungsarbeiten werden zum weitaus
iiberwiegenden Teil durch einzelne Forschungsauftrage finanziert.
Dieser Zustand sollte gedndert werden.
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Die Forschungsarbeiten des Hessischen Instituts fiir Luftfahrt in
Darmstadt (Nr.337) betreffen Spezialgebiete der experimentellen
Aerodynamik und des Leichtbaues. Es arbeitet eng mit dem Institut
fir Flugtechnik der Technischen Hochschule Darmstadt zusammen,
Infolge der geringen Mittel ist sein Mitarbeiterstab klein. Da erfah-
rungsgemdB ein Forschungsinstitut auf langere Sicht nicht erfolgreich
arbeiten kann, wenn nicht ein wesentlicher Teil der Mittel fiir das
Institut durch die Grundfinanzierung sichergestellt ist, erscheint es
notwendig, hier eine Anderung vorzunehmen. Deshalb sollte der
Anschluf des Instituts an die Deutsche Gesellschaft fiir Flugwissen-
schaften gepriift werden, die die Grundfinanzierung iibernehmen
konnte. Andernfalls waére auf langere Sicht ein Aufgehen des Instituts
in dem Institut fiir Flugtechnik der Technischen Hochschule Darmstadt
Zu erwdgen.

Die Arbeiten des Instituts fiir Segelflugforschung in Freiburg i. Br.
(Nr1. 338) sind vor allem darauf ausgerichtet, in Flugversuchen Segel-
flugzeuge zu untersuchen und ihre Leistung zu verbessern. Die Ar-
beiten erscheinen interessant und férderungswiirdig.

XXIII. 11. Schiffstechnik

Die Entwicklung der Forschung auf dem Gebiet des Schiffbaus?),
einem Gebiet, auf dem Deutschland frither bedeutende Ergebnisse
erzielt hat, ist nach dem Kriege durch weitgehende Zerstérungen der
Forschungsstédtten und durch Forschungsverbote erschwert gewesen.

Auf dem Gebiet der Schiffstechnik arbeiten auBerhalb der Hoch-
schulen fiinf Einrichtungen.

Die Versuchsanstalt fiir Wasserbau und Schiffbau in Berlin (Nr. 341),
die Versuchsanstalt fiir Binnenschiffbau in Duisburg (Nr.343) und
die Hamburgische Schiffbau-Versuchsanstalt (Nr.345) kénnen als
eine zusammengehorige Gruppe gemeinsam behandelt werden. Diesen
Instituten, die vorwiegend Forschungen auf dem Gebiet der Schiffs-
hydrodynamik betreiben, sollte eine Erweiterung der eigenen Grund-
lagenforschung gegeniiber der zwedkgerichteten Auftragsforschung
ermoglicht werden.

Fir die Verwirklichung dieser Empfehlung ist bei allen Instituten
eine stdindige Grundfinanzierung, eine nicht unerhebliche Personal-
verstarkung und vor allem eine betrdchtliche Vermehrung der appa-
rativen Ausstattung nétig. Es ist erwiinscht, daB die Wirtschaft, die
auf das Ergebnis dieser Arbeit angewiesen ist, sich stdrker an der
Finanzierung beteiligt.

') vgl. Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Forschung auf
dem Gebiet des Schiffbaus, in: Angewandte Forschung in der Bundes-
republik Deutschland, Teil 1, 1956. Eine neue Denkschrift befindet sich
in Arbeit.
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Als notwendig werden besonders Erweiterungen der Forschung auf
den — verglichen mit dem Ausland — in der Bundesrepublik nicht
geniigend entwickelten Gebieten angesehen, z. B. Seegangsverhalten,
Fahrtmechanik (Manovrieren), Propulsion, Kavitation, Hydroelastizi-
tdt, Schnellfahrzeuge (Tragflachen-, Gleit- und Luftkissenfahrzeuge).

Hierzu sind, um die dringlichsten Ausbauvorschlige aufzufiihren,
erforderlich: bei der Versuchsanstalt fiir Wasserbau und Schiffbau
in Berlin die Errichtung eines zweiten gréBeren Umlaufkanals, bei
der Versuchsanstalt fiir Binnenschiffbau in Duisburg eine Verldnge-
rung der Schlepprinne, bei der Hamburgischen Schiffbau-Versuchs-
anstalt die Errichtung eines Vakuumtankes und eines Seegangtankes
— der einzige bisher in Europa, und zwar in Holland, vorhandene
ist iberlastet — sowie ebenfalls eine Verldngerung der Schlepprinne.
Die Zusammenarbeit der drei Institute untereinander kann im allge-
meinen als befriedigend bezeichnet werden, gewisse Arbeitsgebiete
sind aufeinander abgestimmt. Jedoch ist ein intensiverer Erfahrungs-
austausch iiber Forschungsmethoden und -ergebnisse zu empfehlen,
Eine engere Zusammenarbeit mit den wissenschaftlichen Hochschulen
sowie mit Instituten anderer Fachgebiete, besonders der Luftfahrtfor-
schung und der allgemeinen Strémungsforschung, sollte angestrebt
werden.

Die zwei weiteren auf dem Gebiet des Schiffbaues tatigen Institute
sind die Gesellschaft fiir Kernenergieverwertung in Hamburg und
das Seezeichenversuchsfeld in Koblenz.

Die Gesellschaft fiir Kernenergieverwertung in Schiffbau und Schiff-
fahrt in Hamburg (Nr. 344) betreibt in ihren beiden Instituten fiir
Reaktorphysik und fiir Kernenergieschiffsantriebe Forschung und
Entwicklung auf dem Gebiet der Kernenergie. Einerseits wird ein
Kernenergie-Forschungsschiff gebaut mit dem Ziel, diese Schiffbau-
art zu erproben; andererseits wird ein kooperatives Forschungspro-
gramm unter Beteiligung der Industrie mit GroBversuchen iiber Ab-
schirmung, organische Moderatoren, gasformige Kiihlmittel und
mechanische Beanspruchung von Reaktorbauteilen durchgefiihrt. Die
Gesellschaft unterhdlt engen Kontakt zu der Industrie auf dem Ge-
biet des Reaktorbaues. Die Finanzierung der jdhrlich in Arbeits-
programmen zusammengefaBten Forschungsaufgaben kann zunadchst
als gesichert gelten.

Die Entwicklung geeigneter SicherungsmaBnahmen fiir die Schiffahrt
auf BundesschiffahrtstraBen im See- und Binnenbereich ist Aufgabe
des Referates fiir Schiffahrtszeichen der Wasser- und Schiffahrts-
verwaltung des Bundes, die sich zu diesem Zweck des Seezeichenver-
suchsfeldes in Koblenz (Nr.342) als Forschungsstelle bedient. Bei
der Vielschichtigkeit und dem Umfang der fiir die Verkehrssicherheit
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wichtigen Forschungsaufgaben wird die Griindung eines selbstdndi-
gen, unmittelbar vom Staat getragenen Instituts zu priifen sein oder
eine Angliederung der Forschungsstelle an das im Abschnitt F. XXVI.
(vgl. S5.266 f.) zur Erwdgung gestellte allgemeine verkehrswissenschaft-
liche Institut. Jedenfalls sollte fiir die Rechtsform des Seezeichenver-
suchsfeldes eine Losung gefunden werden, bei der nicht der zustdndige
Referent im Ministerium gleichzeitig der wissenschaftliche Leiter der
Forschungsstelle ist.

Weiter ist zur Lage der Forschung in dem Bereich des Schiffbaues
noch festzustellen, daB es kein Institut gibt, in dem intensivere For-
schung auf dem Gebiet des Schiffsmaschinenbaues betrieben werden
kann. Eine kurz vor dem Kriege von der Kriegsmarine geférderte
Einrichtung dieser Art hatte eine spezielle Zielsetzung und stellte
1945 ihre Tdtigkeit ein. Es wird empfohlen, die Einrichtung eines
solchen, aus mehreren Abteilungen bestehenden Instituts mit allge-
meiner Zielsetzung zu betreiben. Eine enge Zusammenarbeit mit den
bestehenden Hochschulinstituten sollte sichergestellt werden.

F. XXIV. Elektrotechnik

Die Zahl der auBerhalb der Hochschulen auf elektrotechnischem
Gebiet vorhandenen Forschungsinstitute ist verhdltnisméBig klein,
besonders wenn man sie an dem raschen wissenschaftlich-tech-
nischen Fortschritt sowie an der Bedeutung und dem Produktions-
umfang der elektrotechnischen Industrie miBt. Das mag sich daraus
erkldren, daB es eine Anzahl hervorragend ausgestatteter Forschungs-
institute bei den groBen Firmen gibt und daB andererseits die
Leistungsfdhigkeit der elektrotechnischen Hochschulinstitute sich
stark gesteigert hat. Zwischen beiden Gruppen besteht eine enge
Zusammenarbeit.

Die allgemeine Lage auf dem Gebiet der Elektrotechnik ist von der
Deutschen Forschungsgemeinschaft in zwei Denkschriften aus den
Jahren 1957!) und 19602) untersucht worden, auf die verwiesen wird.

Empfohlen wird eine verstdrkte Forderung der elektronischen Nach-
richtenverarbeitung im breitesten Sinne: Informations- und Rege-
lungstheorie, Nachrichtensysteme und Rechenautomaten mit ihren
Bauelementen, Baugruppen, Nachrichtenspeichern usw. Auch sollte
gepriift werden, ob das Bundesministerium fiir wissenschaftliche
Forschung sich an der Férderung der Elektronik verstirkt beteiligen
sollte.

!) Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Forschung auf dem
Gebiet der Elektrotechnik, in: Angewandte Forschung in der Bundes-
republik Deutschland, Teil 2. Wiesbaden 1957.

*) Denkschrift der Deutschen Foischungsgemeinschaft zur Forschung auf
dem Gebiet der Regelungstechnik und Automatisierung, in: Angewandte
Forschung in der Bundesrepublik Deutschland, Teil 4. Wiesbaden 1960.
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Bei der Griindung des Heinrich-Hertz-Instituts fiir Schwingungs-
forschung in Berlin (Nr. 346) im Jahre 1930 wurde ihm die Aufgabe
gestellt, ,die Schwingungsforschung in den Mittelpunkt der For-
schungsarbeit iiber ein weites Gebiet der Technik zu stellen” und
hierbei auf eine ,einheitliche Betrachtungsweise und eine Forschungs-
arbeit nach iibergeordneten Gesichtspunkten” bedacht zu sein. Das
Institut besteht gegenwirtig aus den drei Abteilungen fiir Akustik,
Hochfrequenztechnik und Mechanik, die sich mit Schwingungs-
problemen befassen, und einer Abteilung fiir Fernmeldetechnik, deren
Arbeit zur Zeit vor allem den aktuellen Fragen der elektronischen
Fernsprechvermittlung im Selbstwdhl-Nah- und Weitverkehr zuge-
wandt ist. Die vier Abteilungen werden von Professoren der Tech-
nischen Universitat geleitet. Die in den einzelnen Abteilungen ge-
leisteten Forschungsarbeiten bilden einen wertvollen Beitrag zu den
wissenschaftlichen Grundlagen der Schwingungstechnik und zur
Losung technischer Entwicklungsaufgaben.

Das Institut fiir Schwingungsforschung in Verbindung mit der Uni-
versitdt Tibingen (Nr.351) ist neben verschiedenen breitgestreuten
Untersuchungen auf dem Gebiet der elektrischen und mechanischen
Schwingungen insbesondere durch biologische Untersuchungen be-
kannt geworden. Nachdem der Griinder und bisherige Leiter des
Instituts aus Tiibingen wegberufen worden ist, hat die Leitung der
neu berufene Ordinarius fiir Zoologie libernommen.

Das Elektrowdrme-Institut in Essen (Nr.348) beschaftigt sich mit der
Elektrowdrme in der Industrie und in der Hauswirtschaft. Den mo-
dernen Verfahren, etwa der induktiven oder der dielektrischen Er-
wiarmung, der Ausniitzung von Mikrowellen, Hochfrequenz oder
Ultrarot und dergl.,, wird besondere Aufmerksamkeit zugewandt.
Eine Priifstelle fiir Haushaltsgerdte (Kiihlschrdanke, Elektroherde,
Waschmaschinen usw.), die sich aus Gebiihreneinnahmen trédgt, ist
angeschlossen. Zur Technischen Hochschule Aachen besteht enger
Kontakt. Die Ziele und die Arbeitsweise des Instituts werden be-
firwortet.

Die Forschungsstelle fiir Energiewirtschaft an der Technischen Hoch-
schule Karlsruhe (Nr.349), die iiberwiegend durch Industrieauftrage
finanziert wird, fordert die Energiekunde durch regelméaBige Publi-
kationen und durch Lehrgdnge. Die Arbeit des Instituts erstreckt sich
unter anderem auf eine Analyse des Energiebedarfs in Handwerk
und Industrie und auf die Ermittlung von Energieverbrauchsfunktio-
nen. Mit der Technischen Hochschule Karlsruhe besteht enger
Kontakt.

Das Institut der Studiengesellschaft fiir Hochspannungsanlagen in
Nellingen (Nr.350) wird von Energieversorgungsunternehmungen
und damit indirekt von der 6ffentlichen Hand finanziert. Es bearbeitet
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im wesentlichen Fragen, die mit der Ubertragung elektrischer Energie
auf Hochspannungsleitungen zusammenhdngen, wie Priifung von
Isolatoren, Natur des elektrischen Durchschlags, StoBspannungen,
Koronauntersuchungen, HochspannungsmeBtechnik und Stérungs-
statistik. In dem geplanten Neubau soll auch eine Hochstromanlage
Aufnahme finden. Die Ergebnisse der Forschungsarbeit werden der
Allgemeinheit durch Veroffentlichungen und den Mitgliedern der
Gesellschaft durch Fachberichte bekanntgemacht. Enger Kontakt be-
steht mit der Technischen Hochschule Stuttgart. Ziele und Arbeits-
weise des Instituts sind zu bejahen.

Das Forschungsinstitut des Fernmeldetechnischen Zentralamtes in
Darmstadt (Nr.347) ist eine Abteilung dieses Amtes und soll eine
nicht von Tagesforderungen beriihrte Forschungs- und Entwicklungs-
arbeit auf dem Gesamtgebiet der Elektrischen Nachrichteniibertra-
gung leisten. Zur Zeit werden Gebiete wie Wellenausbreitung,
Hochstfrequenztechnik, Festkérperbauelemente, Informationsverar-
beitung und elektronische Vermittlungstechnik bevorzugt. Die Er-
gebnisse der Arbeiten werden in einer gro8en Zahl von Verd&ffent-
lichungen mitgeteilt.

Auf die Institute innerhalb der Deutschen Versuchsanstalt fiir Luft-
und Raumfahrt, die sich mit Fragen der Elektrotechnik befassen, wie
insbesondere das Institut fiir Flugfunk und Mikrowellen in Ober-
pfaffenhofen (Nr. 3401), wird hingewiesen.

Die Deutsche Gesellschaft fiir Ortung und Navigation e.V. in Diis-
seldorf, die selbst keine Forschung betreibt, hat das Verdienst, durch
Férderung der als vordringlich erkannten Forschungsaufgaben viel-
faltige und fruchtbare Anregungen zu geben. Sie koordiniert die
Bemiihungen der verschiedenen Forschungs- und Entwidklungs-
stellen in der Bundesrepublik auf dem Gebiet der Ortung und Navi-
gation. Dariiber hinaus unterhilt die Gesellschaft eine Dokumenta-
tionsstelle fiir den Fachbereich.

F. XXV. Bergbau, Hiittenwesen

XXV. 1. Bergbaukunde, Brennstofftechnik

Uber die Lage und die Organisation der Forschung auf dem Gebiet
des Bergbaus hat die Deutsche Forschungsgemeinschaft 1962 in einer
Denkschrift!) berichtet. Die Bergwerksgesellschaften besitzen keine
eigenen Versuchsanstalten, sondern haben sich zum Betrieb gemein-
sam unterhaltener Forschungsstellen zusammengeschlossen. Die Ge-
meinschaftsforschung ist daher auf diesem Gebiet von besonderer
') Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Forschung im

Bergbau, in: Angewandie Forschung in der Bundesrepublik Deutschland,
Teil 7. Wiesbaden 1962.
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Bedeutung. Die gemeinsamen Forschungsstellen des Bergbaus erhal-
ten fiir einzelne Forschungsvorhaben von Fall zu Fall Zuschiisse des
Staates. Der Anteil der offentlichen Mittel an ihrer Gesamtfinanzie-
rung ist jedoch gering.

Die Bedeutung des Bergbaus und das Allgemeininteresse an einer
Verbesserung der Grubensicherheit und der Arbeitsbedingungen
unter Tage, an ihrer Mechanisierung und Rationalisierung erfordern
eine weitere Intensivierung der Forschung auf dem Gesamtgebiet des
Bergbaus. Es ist deswegen eine Erhéhung der fiir diesen Zweck zur
Verfligung gestellten staatlichen Mittel zu erwdgen. Diese Mittelver-
starkung sollte zu einem erheblichen Teil auch der Forschung in der
Fakultdt fiir Berghau und Hiittenkunde in Aachen, der Fakultdt fiir
Bergbau und Hiittenwesen in Berlin und der Bergakademie Clausthal
zugute kommen, da dort die Voraussetzungen fiir die Forschung ver-
bessert werden miissen. Andernfalls bestiinde die Gefahr, daB die
Forschung in den Hochschulen gegeniiber der auBerhalb der Hoch-
schulen an Bedeutung verliert. Die Denkschrift der Deutschen For-
schungsgemeinschaft enthélt hierzu Vorschlige, auf die verwiesen
wird.

Die Forschungsanstalt der Bergbau-Forschung GmbH in Essen
(Nr. 353) widmet sich der Forschungsarbeit im Steinkohlenbergbau.
Die Gesellschaft, die sich fiir die Errichtung und den Betrieb gréBe-
rer Versuchsbetriebe der ihr gehdérenden Bergwerksverband GmbH
bedient, ist eine Einrichtung des Steinkohlenbergbauvereins, der
seinerseits eine Gemeinschaftsgriindung samtlicher deutscher Stein-
kohlenbergbaugesellschaften darstellt. Das Schwergewicht der Arbei-
ten des Forschungsinstituts liegt auf den Fragen der Bergtechnik; als
Beispiel sei auf die Forschungs- und Entwicklungsarbeiten zur
Mechanisierung der Gewinnung und zum Grubenausbau hingewiesen.
Die Tatigkeit beschrdnkt sich aber nicht auf die Bergtechnik, sondern
reicht von Fragen der physikalischen und chemischen Veredelung,
der Verwendung von Steinkohle, der Anwendung von Isotopen im
Bergbau bis zur Gebirgsmechanik. Hierfiir stehen der Bergbau-
Forschung GmbH iiber 300 Mitarbeiter, darunter fast 60 Wissen-
schaftler, sowie Mittel in Hohe von jéhrlich knapp tiber 7 Mill. DM
zur Verfiigung, an denen der Staat mit etwa 8 % beteiligt ist.

Zur Erforschung und Bekdmpfung der Unfallgefahren und Berufs-
krankheiten im Bergbau fiithrt die Versuchsgrubengesellschaft
mbH in Dortmund (Nr. 352) wissenschaftliche Untersuchungen durch.
In der ihr als Versuchsgrube zur Verfliigung stehenden Zeche Tre-
monia unternimmt sie praktische Explosions-, Grubenbrand- und
Schachtversuche. Die Gesellschaft wird vom Bund, vom Lande Nord-
rhein-Westfalen und von der Bergbau-Berufsgenossenschaft {inan-
ziert.
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Die angewandte Forschung befaBt sich mit der Technologie der ein-
zelnen Stoffe — wie Glas, Keramik, Feuerfest, Gips, Zement — und
deren Gebrauchswert bei ihrer Verwendung oder Verarbeitung.
Dieser Aufgabe vor allem sind die im Verzeichnis aufgefiihrten Ein-
richtungen der industriellen Gemeinschaftsforschung gewidmet
(Nr. 355, 356, 357). Dariliber hinaus greifen diese auch fiir den je-
weiligen Industriebereich interessante grundlegende Fragen auf. Die
Unterstiitzung, die diesen Einrichtungen vor allem vom Bundeswirt-
schaftsministerium tber die Arbeitsgemeinschaft Industrieller For-
schungsvereinigungen gewdhrt wird, sollte wegen des Umfangs und
der Bedeutung des Gebiets erhéht und durch einen GrundzuschuB
ergdnzt werden.

F. XXVI. Stdadtebau und Landesplanung; Architektur

XXVI. 1. Stadtebau und Landesplanung

Stadtebau und Landesplanung sind an allen Technischen Hochschulen
der Bundesrepublik wvertreten; als selbstdndiges Lehrfach ist die
Landesplanung bisher nur selten anzutreffen. In den Empfehlungen
des Wissenschaftsrates von 1960 war bereits ein Ausbau dieses
Forschungs- und Lehrgebietes vorgeschlagen (S.140f.). Im Sinne
dieser Empfehlungen sollten Mdglichkeiten fiir eine systematische
Ausbildung von Landesplanern sowie fiir ein Nachstudium und die
Fortbildung auf dem Gebiet des Stiddtebaues, der Raumforschung und
der Landesplanung geschaffen bzw. geférdert werden. Dieser Ausbau
hat inzwischen an Aktualitdt und Dringlichkeit gewonnen, und zwar
vor allem deshalb, weil das Bundesbaugesetz der Raumordnung und
der Landesplanung Aufgaben stellt, die auf weite Sicht zahlreiche
wissenschaftlich ausgebildete Krifte erfordern, zugleich aber auch
Forschung in verschiedener Richtung voraussetzen. Bestehende und
in Vorbereitung befindliche Gesetze (z. B. Bundesraumordnungsgesetz,
Stadtebauférderungsgesetz, Landesplanungsgesetze) diirften den
ohnehin wachsenden Bedarf an ausgebildeten Kraften fiir die Landes-
planung noch weiter verstdarken.

Die neuen Aufgaben machen zunédchst die Fortbildung zahlreicher
Kréfte, die bereits beim Staat oder bei den Gemeinden tdtig sind,
erforderlich. Das gleiche gilt fiir die nicht als Architekten oder Bau-
ingenieure ausgebildeten Landesplaner, die ohne Ausbildung auf
dem Gebiet der Landesplanung aus anderen Fachdisziplinen hervor-
gehen (Volkswirte, Soziologen, Geographen usw.).

Als Ansatzpunkt hierfiir bieten sich auBerhalb der Hochschulen zwei
Einrichtungen an: das Institut fiir Stadtebau in Berlin (Nr. 360) und
das Institut fiir Stadtebau und Wohnungswesen in Miinchen (Nr. 362).
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Forschungs- und Entwicklungsarbeiten werden ferner in einer Reihe
weiterer, vom Bergbau unterhaltener Einrichtungen betrieben. Auf
die Anlagen der westfilischen Berggewerkschaftskasse, eines Zu-
sammenschlusses der Bergwerksbesitzer des Ruhrkohlenbezirks, sei
hingewiesen.

Das Gaswadrme-Institut in Essen (Nr.354), dessen Mitglieder vor
allem Gasversorgungsunternehmen sind, dient der Erforschung der
Gaswarme-Technik. Besonders arbeitet es auf den Gebieten der
Verbrennungslehre und der Anwendung der Gaswidrme, wobei die
Untersuchungen der Eigenschaften der Gase, die Gasspeicherung und
die Gasverwendung im Vordergrund stehen. Dabei dominieren in
letzter Zeit die Frage der Benutzung von Erdgas in Abhédngigkeit von
dessen Mischbarkeit mit Kokereigas und andere neue Probleme des
Erdgases. Die Finanzierung des wissenschaftlich produktiven Instituts
scheint gesichert.

XXV. 2. Silikate, Glashiittenwesen, Keramik, Steine, Erden

Auch hieriiber berichtet zusammenfassend eine Denkschrift der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft?), auf der die folgende Darstellung
weitgehend beruht.

Die Forschung auf dem Gebiet der Silikate spielt sich zu einem er-
heblichen Teil auBerhalb der Hochschulen ab, Wiahrend die Grund-
lagenforschung nach fast vdlliger Unterbrechung bei Kriegsende
heute wieder in einer Reihe von Hochschulinstituten ihre Pflegestitte
hat, ist die Zwedkforschung in den Laboratorien einiger groBer Fir-
men und in den hier verhdltnismédBig zahlreich vorhandenen Ein-
richtungen der industriellen Gemeinschaftsforschung konzentriert.

Mit den den verschiedenen Werkstoffen gemeinsamen Problemen,
wie Struktur (Feinbau) von glasigen und kristallisierten Silikaten,
Untersuchung der silikatischen Mehrstoffsysteme, Messung von
Reaktionsgeschwindigkeiten und -wdrmen, Oberflachen- und Festig-
keitseigenschaften (Denkschrift S.146), befaBt sich auBerhalb der
Hochschulen vor allem das Max-Planck-Institut fiir Silikatforschung
in Wiirzburg (Nr.358), das als die bedeutendste deutsche wissen-
schaftliche Forschungsstelle fiir Glaser und Emaille weiter geférdert
werden sollte. Neben den grundlegenden Untersuchungen iiber
Silikate war dem Institut schon bei seiner Griindung als weitere Auf-
gabe zugedacht, Mittler zur Silikatindustrie zu sein, Beide Aufgaben
erfiillt das Institut auch heute noch.

') Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Forschung auf

dem Gebiet der Silikate, in: Angewandte Forschung in der Bundesrepublik
Deutschland, Teil 3. Wiesbaden 1958.
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Die angewandte Forschung befaBt sich mit der Technologie der ein-
zelnen Stoffe — wie Glas, Keramik, Feuerfest, Gips, Zement — und
deren Gebrauchswert bei ihrer Verwendung oder Verarbeitung.
Dieser Aufgabe vor allem sind die im Verzeichnis aufgefiihrten Ein-
richtungen der industriellen Gemeinschaftsforschung gewidmet
(Nr. 355, 356, 357). Dariliber hinaus greifen diese auch fiir den je-
weiligen Industriebereich interessante grundlegende Fragen auf. Die
Unterstiitzung, die diesen Einrichtungen vor allem vom Bundeswirt-
schaftsministerium tber die Arbeitsgemeinschaft Industrieller For-
schungsvereinigungen gewdhrt wird, sollte wegen des Umfangs und
der Bedeutung des Gebiets erhéht und durch einen GrundzuschuB
ergdnzt werden.

F. XXVI. Stdadtebau und Landesplanung; Architektur

XXVI. 1. Stadtebau und Landesplanung

Stadtebau und Landesplanung sind an allen Technischen Hochschulen
der Bundesrepublik wvertreten; als selbstdndiges Lehrfach ist die
Landesplanung bisher nur selten anzutreffen. In den Empfehlungen
des Wissenschaftsrates von 1960 war bereits ein Ausbau dieses
Forschungs- und Lehrgebietes vorgeschlagen (S.140f.). Im Sinne
dieser Empfehlungen sollten Mdglichkeiten fiir eine systematische
Ausbildung von Landesplanern sowie fiir ein Nachstudium und die
Fortbildung auf dem Gebiet des Stiddtebaues, der Raumforschung und
der Landesplanung geschaffen bzw. geférdert werden. Dieser Ausbau
hat inzwischen an Aktualitdt und Dringlichkeit gewonnen, und zwar
vor allem deshalb, weil das Bundesbaugesetz der Raumordnung und
der Landesplanung Aufgaben stellt, die auf weite Sicht zahlreiche
wissenschaftlich ausgebildete Krifte erfordern, zugleich aber auch
Forschung in verschiedener Richtung voraussetzen. Bestehende und
in Vorbereitung befindliche Gesetze (z. B. Bundesraumordnungsgesetz,
Stadtebauférderungsgesetz, Landesplanungsgesetze) diirften den
ohnehin wachsenden Bedarf an ausgebildeten Kraften fiir die Landes-
planung noch weiter verstdarken.

Die neuen Aufgaben machen zunédchst die Fortbildung zahlreicher
Kréfte, die bereits beim Staat oder bei den Gemeinden tdtig sind,
erforderlich. Das gleiche gilt fiir die nicht als Architekten oder Bau-
ingenieure ausgebildeten Landesplaner, die ohne Ausbildung auf
dem Gebiet der Landesplanung aus anderen Fachdisziplinen hervor-
gehen (Volkswirte, Soziologen, Geographen usw.).

Als Ansatzpunkt hierfiir bieten sich auBerhalb der Hochschulen zwei
Einrichtungen an: das Institut fiir Stadtebau in Berlin (Nr. 360) und
das Institut fiir Stadtebau und Wohnungswesen in Miinchen (Nr. 362).
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Beide Institute sind durch Personalunion mit Lehrstithlen verbunden,
beide widmen sich zur Zeit vorwiegend der Schulung von Praktikern
des Stddtebaus und der Landesplanung. Die Institute sollten in den
Stand gesetzt werden, ihre Ausbildungstatigkeit auf Forschung zu
grinden, und sie sollten die Méglichkeit erhalten, iiber die augen-
blicklich im Vordergrund stehende Fortbildungstatigkeit hinaus eine
systematische und langfristige Ausbildung zu betreiben. Dazu miissen
sie personell erweitert, ausgebaut und durch ausreichende Sach-
mittel von dem Zwang zur Auftragsforschung befreit werden.

Es ist damit zu rechnen, daB die Griindung weiterer Institute dieser
Art innerhalb und auBierhalb der Hochschulen erforderlich wird. Die
Errichtung neuer Institute muB sich dem allméhlich deutlich werden-
den Ausbildungsbedarf und dem Vorhandensein geeigneter Persén-
lichkeiten fiir die Leitung anpassen.

Es scheint zweckmédBig, daB Trdger der der Fortbildung dienenden
Institute auch kiinftig eine freie Institution ist. Zur Zeit ist dies die
Deutsche Akademie fiir Stadtebau und Landesplanung. Die Institute
sollten méglichst enge Verbindung zu den sich rasch entwickelnden
Anforderungen der praktischen Landesplanung halten. Zwischen
ihnen ist eine Koordination der Ausbildung, ein Erfahrungsaustausch
und voraussichtlich auch eine Abstimmung in der Forschungsarbeit
erforderlich. Deshalb sollten sie in einem Arbeitsring zusammenge-
faBit werden, dessen Federfiihrung abwechselnd bei einem der Leiter
der beteiligten Institute liegen sollte.

Aufgaben der Landesplanung und der Raumforschung behandeln das
Institut flir Raumforschung in Bad Godesberg (Nr. 359) und die Aka-
demie fiir Raumforschung und Landesplanung in Hannover (Nr. 361),
die beide Nachfolgeinstitute der ehemaligen Reichsarbeitsgemein-
schaft fir Raumforschung sind. Das Institut fiir Raumforschung wurde
1959 mit dem oben bereits erwdhnten Institut fiir Landeskunde (vgl.
S.199f) organisatorisch in der Bundesanstalt fiir Landeskunde und
Raumforschung zusammengeschlossen. Das Institut hat aber statuten-
gemdB nach wie vor dieselben Aufgaben wie die Akademie fiir Raum-
forschung und Landesplanung in Hannover; auch nach Ausweis ihrer
Publikationen haben beide Einrichtungen die gleiche Arbeitsrichtung.
DaB sie nach dem Kriege nebeneinander entstanden sind, hatte per-
sonelle Ursachen. Es sollte daher die Méglichkeit einer Vereinigung
des Instituts fiir Raumforschung in Bad Godesberg (Nr.359) und der
Akademie fiir Raumforschung und Landesplanung in Hannover
(Nr. 361) gepriift werden.

Es wird darauf hingewiesen, daB es in der Bundesrepublik kein In-
stitut gibt, das sich der Gesamtheit verkehrswissenschaftlicher Fragen
in groBerem Umfange widmet. Es sollte gepriift werden, ob hier eine
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Liicke besteht, die durch ein den technischen, verkehrspolitischen
und wirtschaftlichen Fragen des Verkehrs, auch in ihrer gegenseitigen
Abhingigkeit, gewidmetes Institut ausgefiillt werden miiBte. Ein
solches Institut sollte bestehende Ansdtze in sich aufnehmen oder
mindestens benutzen.

XXVI. 2. Architektur

Auf architektonischem Gebiet in weitestem Sinne, bis hinein in
Fragen des Stadtebaues und der Betriebswirtschaft, sind eine Reihe
von Einrichtungen tdtig, die als Verbindungsstellen zwischen Wis-
senschaft und Praxis mit wissenschaftlich vorgebildeten Krdften
Material aufarbeiten und bereitstellen. Verschiedene dieser Einrich-
tungen benétigen und verdienen auch Forderung aus offentlichen
Mitteln; doch wird solche Hilfe im allgemeinen aus anderen als den
fiir die Forschungsforderung bereitgestellten Mitteln zu gewdhren
sein. Als solche Einrichtungen seien beispielsweise — ohne Anspruch
auf Vollstandigkeit — genannt: das Deutsche Krankenhausinstitut
e. V. in Diisseldorf, die Arbeitsgemeinschaft fiir landwirtschaftliches
Bauwesen e. V. in Frankfurt a. M., die Arbeitsgemeinschaft fiir zeit-
gemidBes Bauen e. V. in Kiel, der Deutsche Verband fiir Wohnungs-
wesen, Stddtebau und Raumplanung in Koéln, die Forschungsgemein-
schaft Bauen und Wohnen in Stuttgart.

Eine derartige Férderung verdient auch das Institut fiir Produktge-
staltung der Geschwister-Scholl-Stiftung in Ulm. Die Arbeit dieses
Instituts steht ebenfalls an einer Nahtstelle zwischen Wissenschaft
und Praxis, hier der industriellen Produktion. In seiner personellen
Zusammensetzung iiberschneidet es sich stark mit der Hochschule fir
Gestaltung. Beide Einrichtungen haben nicht nur in wirtschaftlicher
Hinsicht, besonders fiir den Export, eine groBe Bedeutung, sondern
iiben auch einen EinfluB auf die Geschmacksbildung aus.

Das Land Berlin hat auf Grund eines Beschlusses der Kultusminister-
konferenz vor kurzem ein Institut fiir Schulbau gegriindet, das ange-
sichts der wirtschaftlichen Bedeutung einer wissenschaftlichen Er-
forschung der architektonischen und betriebswirtschaftlichen Ratio-
nalisierung des Schulbaues Forderung verdient.

267

UNIVERSITATS-
BIBLIOTHEK
PADERBORN




UNIVERSITATS-
BIBLIOTHEK

PADERBORN




UNIVERSITATS-
BIBLIOTHEK

PADERBORN




UNIVERSITATS-
BIBLIOTHEK

PADERBORN




	Vorderdeckel
	[Seite]
	[Seite]

	Titelblatt
	[Seite]
	[Seite]

	Inhaltsverzeichnis
	Seite 3
	Seite 4
	Seite 5
	Seite 6
	Seite 7
	Seite 8
	Seite 9
	Seite 10

	Vorbemerkung
	Seite 11
	Seite 12
	Seite 13

	A. Die Forschung außerhalb der Hochschulen
	I. Historische Entwicklung
	Seite 14
	Seite 15
	Seite 16

	II. Gegenstand und Ziel der Untersuchung
	1. Aufgabenstellung
	Seite 17
	Seite 18

	2. Begriff der Forschung
	Seite 18
	Seite 19
	Seite 20

	3. Begriff der Forschungseinrichtung
	Seite 21


	III: Die Organisation der Forschung außerhalb der Hochschulen
	1. Allgemeine Grundzüge
	Seite 22
	Seite 23
	Seite 24

	2. Tendenzen der Entwicklung
	Seite 24
	Seite 25

	3. Abgrenzung der Forschung außerhalb der Hochschulen zur Hochschulforschung
	Seite 25
	Seite 26

	4. Aufgaben der Forschung außerhalb der Hochschulen
	Seite 26


	IV. Beziehungen zwischen Hochschulen und Forschungseinrichtungen außerhalb der Hochschule
	1. Personelle Beziehungen
	Seite 27
	Seite 28
	Seite 29

	2. Institutionelle Beziehungen
	Seite 29

	3. Beiräte
	Seite 30



	B. Empfehlungen für einzelne Gruppen von Forschungseinrichtungen
	I. Die Institute der Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften
	Seite 31
	Seite 32
	Seite 33
	Seite 34
	Seite 35
	Seite 36

	II. Staatsinstitute
	Seite 36
	Seite 37
	Seite 38
	1. Ausschließlich der wissenschaftlichen Forschung dienende Staatsinstitute
	Seite 39

	2. Staatsinstitute mit Verwaltungsaufgaben
	Seite 39
	Seite 40


	III. Anlagen der Großforschung
	1. Kennzeichnung der Großforschung
	Seite 41
	Seite 42

	2. Finanzierung
	Seite 43

	3. Rechtsform
	Seite 43
	Seite 44

	4. Organisation
	Seite 44
	Seite 45

	5. Einrichtungen für Flug- und Weltraumforschung
	Seite 45


	IV. Der Wirtschaftsförderung dienende nichtstaatliche Institute
	1. Die industrielle Gemeinschaftsforschung
	Seite 46
	Seite 47

	2. Die Vertrags- oder Auftragsforschung
	Seite 48
	Seite 49

	3. Zusammenfassung
	Seite 50


	5. Institute "an" der Hochschule
	1. Kennzeichnung
	Seite 50
	Seite 51

	2. Empfehlungen
	Seite 51
	Seite 52



	C. Zum Personalproblem
	Seite 53
	I. Übersicht über die Ergebnisse der Statistik
	Seite 54
	Seite 55

	II. Stellen des Grundbedarfs und andere Stellen
	Seite 55
	Seite 56

	III. Die Stellung der Institutsleiter
	1. Auswahl und Bestellung
	Seite 56
	Seite 57

	2. Verbindung zu den Hochschulen
	Seite 57
	Seite 58


	IV. Besoldung
	Seite 58
	Seite 59
	Seite 60

	V. Versorgung
	Seite 60
	Seite 61
	Seite 62

	VI. Anrechnung von Dienstzeiten
	Seite 63

	VII. Technisches, verwaltendes und sonstiges Personal
	Seite 64


	D. Zur Finanzierung
	I. Übersicht über die Ergebnisse der Statistik
	Seite 64
	Seite 65
	Seite 66
	Seite 67
	Seite 68
	Seite 69
	Seite 70

	II. Besonderheiten des Finanzbedarfs von Forschungseinrichtungen
	1. Schwankungen und Steigerungstendenzen
	Seite 71
	Seite 72

	2. Grundbedarf und Verfügungsbedarf
	Seite 72
	Seite 73


	III. Mängel des gegenwärtigen Zustandes der Finanzierung
	Seite 73
	Seite 74
	Seite 75
	1. Mangelnde Deckung des Grundbedarfs
	Seite 76

	2. Mangelnde Klarheit über den Leistungsstand der Institute
	Seite 77

	3. Starrheit der jährlichen Haushalte
	Seite 77
	Seite 78

	4. Verteilung der Finanzierungsaufgaben auf Bund und Länder
	Seite 78
	Seite 79


	IV. Vorschläge zur Verbesserung der Finanzierungsmethoden
	1. Gegenseitige Deckungsfähigkeit und Übertragbarkeit
	Seite 79
	Seite 80

	2. Förderung durch Globalzuschüsse zum Grundbedarf und Leistungskontrolle
	Seite 80

	3. Abschluß von Forschungsverträgen
	Seite 81

	4. Finanzierung durch Einzelzuschüsse
	Seite 81
	Seite 82

	5. Finanzierung durch Bund und Länder
	Seite 82
	Seite 83


	V. Zum Abrechnungswesen
	Seite 83
	Seite 84


	E. Die Verteidigungsforschung
	I. Die Aufgaben der Verteidigungsforschung
	Seite 84
	Seite 85

	II. Die Verwendung der Mittel für die Verteidigungsforschung
	1. Vergabe von Forschungsvorhaben
	Seite 85
	Seite 86

	2. Beteiligung an der Grundfinanzierung
	Seite 86
	Seite 87

	3. Unterhaltung von Instituten
	Seite 87
	Seite 88


	III. Stellungnahme zu der Mittelverwaltung
	Seite 88
	Seite 89


	F. Einzelne Fachgebiete
	I. Theologie
	Seite 90
	1. Evangelische Theologie
	Seite 91

	2. Katholische Theologie
	Seite 92


	II. Philosophie, Psychologie, Pädagogik, Publizistik
	1. Philosophie
	Seite 92

	2. Psychologie
	Seite 93

	3. Pädagogik, Bildungsforschung
	Seite 93
	Seite 94
	Seite 95

	4. Publizistik
	Seite 96


	III. Sprach- und Literaturwissenschaften, Völker- und Landeskunde
	Seite 96
	Seite 97
	Seite 98
	1. Allgemeine Sprachwissenschaft (Linguistik)
	Seite 99

	2. Germanistik
	Seite 100

	3. Klassische Philologie (einschl. lateinische Philologie des Mittelalters)
	Seite 100

	4. Orientalistik
	Seite 101

	5. Ur- und Frühgeschichte, Bodendenkmalpflege
	Seite 101
	Seite 102

	6. Volkskunde
	Seite 102

	7. Völkerkunde
	Seite 103

	8. Auslandskunde
	Seite 103

	9. Osteuropaforschung
	Seite 104
	Seite 105
	Seite 106


	IV. Geschichte der Naturwissenschaften und der Technik
	Seite 106
	Seite 107

	V. Geschichtswissenschaften
	Seite 107
	Seite 108
	Seite 109
	1. Allgemeine Geschichte
	Seite 109

	2. Alte Geschichte
	Seite 110

	3. Mittlere und neuere Geschichte
	Seite 110
	Seite 111

	4. Zeitgeschichte
	Seite 111

	5. Landesgeschichte
	Seite 112


	VI. Kunstwissenschaften
	1. Klassische Archäologie
	Seite 112
	Seite 113
	Seite 114

	2. Kunst- und Baugeschichte
	Seite 114

	3. Musikwissenschaft
	Seite 115
	Seite 116
	Seite 117
	Seite 118


	VII. Rechtswissenschaft
	Seite 118
	1. Ausländisches und internationales Recht
	Seite 119
	Seite 120

	2. Sondergebiete
	Seite 120


	VIII. Wirtschafts- und Sozialwissenschaften
	Seite 121
	Seite 122
	1. Wirtschaftswissenschaften
	Seite 122
	Seite 123
	Seite 124
	Seite 125
	Seite 126
	Seite 127
	Seite 128
	Seite 129

	2. Sozialwissenschaften
	Seite 129
	Seite 130
	Seite 131
	Seite 132
	Seite 133

	3. Wissenschaft von der Politik
	Seite 133
	Seite 134


	IX. Medizin
	Seite 134
	1. Physiologie (einschließlich angewandter Physiologie: Arbeitsphysiologie, menschliche Ernährungslehre, klinische Physiologie usw.)
	Seite 135
	Seite 136
	Seite 137
	Seite 138

	2. Pharmakologie, Experimentelle Therapie
	Seite 138
	Seite 139
	Seite 140

	3. Virologie, Mikrobiologie, Hygiene
	Seite 140
	Seite 141
	Seite 142

	4. Krebsforschung
	Seite 143

	5. Innere Medizin, Experimentelle Medizin
	Seite 143
	Seite 144

	6. Neurologie, Psychiatrie, Psychotherapie, Psychosomatik
	Seite 144
	Seite 145
	Seite 146
	Seite 147

	7. Arbeitsmedizin, Silikoseforschung
	Seite 147
	Seite 148
	Seite 149

	8. Physikalische Medizin, Balneologie, Bioklimatologie
	Seite 149
	Seite 150
	Seite 151

	9. Orthopädie
	Seite 151

	10. Klinische Radiologie
	Seite 151
	Seite 152

	11. Tropenmedizin
	Seite 152


	X. Veterinärmedizin
	1. Virologie, Mikrobiologie, Lebensmittelhygiene
	Seite 153
	Seite 154

	2. Versuchstierzüchtung
	Seite 154
	Seite 155


	XI. Mathematik
	Seite 155
	Seite 156
	Seite 157

	XII. Physik
	Seite 157
	Seite 158
	Seite 159
	1. Physik, besonders Strahlen- und Kernphysik
	Seite 159
	Seite 160
	Seite 161
	Seite 162
	Seite 163
	Seite 164
	Seite 165
	Seite 166
	Seite 167
	Seite 168

	2. Angewandte Physik
	Seite 168
	Seite 169
	Seite 170
	Seite 171

	3. Biophysik
	Seite 171
	Seite 172


	XIII. Chemie
	Seite 172
	Seite 173
	1. Dokumentation
	Seite 174
	Seite 175

	2. Anorganische, organische und physikalische Chemie
	Seite 175
	Seite 176

	3. Biochemie
	Seite 177

	4. Allgemeine und spezielle Technische Chemie
	Seite 177
	Seite 178
	Seite 179
	Seite 180
	Seite 181
	Seite 182

	5. Kernchemie, Strahlenchemie
	Seite 183


	XIV. Biologie
	Seite 183
	Seite 184
	Seite 185
	Seite 186

	XV. Meeres- und Seenforschung, Fischereiwesen
	Seite 186
	1. Meeres- und Seenforschung, Fischereiwesen
	Seite 187
	Seite 188
	Seite 189

	2. Seenforschung, Binnenfischerei
	Seite 190
	Seite 191


	XVI. Erdwissenschaften
	Seite 191
	Seite 192
	Seite 193
	Seite 194
	Seite 195

	XVII. Astronomie, Meteorologie
	Seite 195
	1. Astronomie
	Seite 196
	Seite 197
	Seite 198

	2. Meteorologie
	Seite 198
	Seite 199


	XVIII. Geographie
	Seite 199
	Seite 200

	XIX. Landwirtschaft, Gartenbau
	Seite 200
	Seite 201
	1. Forschungsanstalt für Landwirtschaft
	Seite 202
	Seite 203
	Seite 204
	Seite 205

	2. Pflanzengenetik, Züchtungsforschung und Pflanzenzucht
	Seite 205
	Seite 206
	Seite 207
	Seite 208
	Seite 209
	Seite 210
	Seite 211

	3. Bodenkultur, Acker- und Pflanzenbau
	Seite 211
	Seite 212
	Seite 213

	4. Phytopathologie, Pflanzenschutz
	Seite 214
	Seite 215
	Seite 216

	5. Tierzucht und Tierernährung
	Seite 216
	Seite 217
	Seite 218
	Seite 219

	6. Landtechnik und Technik im Gartenbau
	Seite 219
	Seite 220
	Seite 221

	7. Landwirtschaftliche Betriebslehre und Agrarpolitik
	Seite 221
	Seite 222

	8. Gartenbau
	Seite 223
	Seite 224
	Seite 225


	XX. Forstwissenschaft, Holzforschung
	Seite 225
	Seite 226
	Seite 227
	Seite 228
	Seite 229

	XXI. Landwirtschaftliche Technoloige
	Seite 229
	Seite 230
	Seite 231
	Seite 232
	Seite 233
	Seite 234
	Seite 235
	Seite 236
	Seite 237
	Seite 238

	XXII. Bauingenieurwesen, Geodäsie, Materialprüfung
	1. Bauingenieurwesen
	Seite 238
	Seite 239
	Seite 240

	2. Geodäsie
	Seite 240
	Seite 241
	Seite 242

	3. Materialprüfung, Werkstofforschung, Technologie der Baustoffe
	Seite 242
	Seite 243
	Seite 244
	Seite 245
	Seite 246


	XXIII. Maschinenbau, Luft- und Raumfahrtforschung, Schiffstechnik
	Seite 246
	1. Werkstofftechnik
	Seite 247

	2. Fertigungstechnik
	Seite 247
	Seite 248
	Seite 249

	3. Verfahrenstechnik
	Seite 249
	Seite 250

	4. Strömungslehre, Strömungstechnik
	Seite 250

	5. Schweißtechnik
	Seite 251

	6. Fahrzeugtechnik
	Seite 251
	Seite 252

	7. Textiltechnik
	Seite 252
	Seite 253

	8. Druckereiwesen
	Seite 253

	9. Brandschutz
	Seite 254

	10. Luft- und Raumfahrtforschung
	Seite 254
	Seite 255
	Seite 256
	Seite 257

	11. Schiffstechnik
	Seite 258
	Seite 259
	Seite 260


	XXIV. Elektrotechnik
	Seite 260
	Seite 261
	Seite 262

	XXV. Bergbau, Hüttenwesen
	1. Bergbaukunde, Brennstofftechnik
	Seite 262
	Seite 263
	Seite 265
	Seite 264

	2. Silikate, Glashüttenwesen, Keramik, Steine, Erden
	Seite 264
	Seite 265


	XXVI. Städtebau und Landesplanung, Architektur
	1. Städtebau und Landesplanung
	Seite 265
	Seite 266
	Seite 267

	2. Architektur
	Seite 267
	Seite 268



	Rückdeckel
	[Seite]
	[Seite]


